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(Beginn: 09.02 Uhr)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Verehrte
Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne die 92. Vollsit-
zung des Bayerischen Landtags. Presse, Funk und
Fernsehen sowie Fotografen haben um Aufnahmege-
nehmigung gebeten. Die Genehmigung wurde erteilt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Abstimmung
über Europaangelegenheiten, eine
Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß §
59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln
beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor wir abstimmen, weise ich noch auf Folgendes
hin: Der Ausschuss für Verfassung, Recht und Parla-
mentsfragen hat in seiner Sitzung am 13. Dezember
die an Nummer 3 stehende Verfassungsstreitigkeit
zum Volksbegehren "Nein zu CETA!" beraten und
seine Beschlussempfehlung hierzu auf Drucksa-
che 17/14778 abgegeben. Der Ausschuss für Wissen-
schaft und Kunst hat gestern die Beratungen zu den
Listennummern 16 bis 19 abgeschlossen und eben-
falls seine Beschlussempfehlungen abgegeben. Die
Voten sind in der für Sie aufgelegten Liste enthalten.
Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweili-
gen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten
der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende
Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhal-
tens bzw. des jeweiligen Abstimmungsverhaltens sei-
ner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREI-
EN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? –
Auch keine. Damit übernimmt der Landtag die Voten.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 14 auf:

Haushaltsplan 2017/2018
Einzelplan 06 für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen, für
Landesentwicklung und Heimat

hierzu:

Änderungsantrag von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drs. 17/13259)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion
(Drsn. 17/13238 mit 17/13241 und 17/13290)
Änderungsantrag der Fraktion FREIE WÄHLER

(Drs. 17/13193)
Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drs. 17/13296)

Im Ältestenrat wurde für die Aussprache eine Ge-
samtredezeit von 1 Stunde und 30 Minuten verein-
bart. Davon entfallen auf die Fraktion der CSU 22 Mi-
nuten, auf die SPD-Fraktion 17 Minuten sowie auf die
Fraktionen der FREIEN WÄHLER und von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN jeweils 14,5 Minuten. Die Rede-
zeit der Staatsregierung orientiert sich an der Rede-
zeit der stärksten Fraktion. Sie kann deshalb bis zu
22 Minuten sprechen, ohne dass sich dadurch die Re-
dezeit der Fraktionen verlängert. – Ich eröffne die
Aussprache. Erster Redner ist Herr Kollege Herold
von der CSU-Fraktion. Herr Kollege, Sie haben das
Wort. Bitte schön.

Hans Herold (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert)
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Zunächst einen schönen guten Morgen an alle Anwe-
senden. Die Sitzung gestern hat doch etwas länger
gedauert. Somit sind heute noch nicht allzu viele Kol-
leginnen und Kollegen bei diesem wichtigen Punkt,
der Beratung über den Einzelplan 06 – Geschäftsbe-
reich des Finanzministers –, anwesend.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Sepp Dürr
(GRÜNE))

– Ganz ruhig bleiben!

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr
Dr. Dürr, lassen Sie die Schreierei sein.

(Volkmar Halbleib (SPD): Manche sind schon
hellwach!)

Hans Herold (CSU): Ganz ruhig bleiben! Es wird
heute noch genügend Möglichkeiten geben, sich zu
äußern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Debat-
ten in dieser Woche haben immer wieder eines deut-
lich gezeigt – entsprechende Aussagen wurden vor-
gestern und gestern mehrmals getätigt –: Viele
Menschen kommen bewusst nach Bayern, um hier
ihre Zukunft zu gestalten.

Angesichts dessen stellt sich die Frage, warum sich
die Menschen so entscheiden. Die Antwort lautet: Die
Bürgerinnen und Bürger wissen, dass sie bei uns in
Bayern die besten Zukunftschancen haben. Dies gilt
sowohl für sie selbst als auch für ihre Kinder.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)
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Einen entscheidenden Beitrag dazu leistet unsere
Staatsregierung, insbesondere unser Finanzministeri-
um, durch die Initiierung zahlreicher Strukturmaßnah-
men. Ich nenne nur das Stichwort Heimatstrategie.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie alle
wissen: Bayern ist das Top-Land, das Land Nummer
eins. In vielen Regionen des Freistaates, auch im
ländlichen Raum, herrscht Vollbeschäftigung. Zudem
ist die Jugendarbeitslosigkeit bei uns äußerst niedrig.
Darauf können wir alle sehr stolz sein.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Doppelhaus-
halt – und damit natürlich auch der Einzelplan 06 – ist
ein Zukunftshaushalt zum Wohle der Menschen bei
uns in Bayern. Ich finde eine Aussage unseres Minis-
terpräsidenten Horst Seehofer sehr interessant. Er hat
vorgestern gesagt:

Dieser Doppelhaushalt 2017/2018 ist ein Zu-
kunftsatlas für Bayern, der uns in eine gute Zu-
kunft führen wird.

Deswegen geht gleich zu Beginn meiner Rede ein
herzliches Dankeschön an unseren Finanzminister
Dr. Markus Söder für diese großartige Arbeit. Herzli-
chen Dank dafür!

(Beifall bei der CSU)

In den Dank einschließen möchte ich unseren Staats-
sekretär Albert Füracker sowie alle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des Bayerischen Finanzministeriums
und der Ämter. Herzlichen Dank für die großartige Ar-
beit, die Sie leisten!

(Beifall bei der CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich sage
ebenfalls bewusst zu Beginn meiner Rede: Bayern ist
das Land mit den besten Zukunftsperspektiven für un-
sere Kinder und unsere Enkelkinder. Auch dank unse-
rer Haushaltsdisziplin werden wir den kommenden
Generationen Chancen statt Schulden vererben. Wir
kommen unserer Verantwortung für die junge Genera-
tion unter anderem dadurch nach, dass wir im Dop-
pelhaushalt einen Schuldenabbau in Höhe von 1 Milli-
arde Euro vorsehen. Seit dem Jahr 2012 haben wir
insgesamt 4,6 Milliarden Euro Schulden abgebaut.

In diesem Zusammenhang darf ich – und muss ich –
wiederum den Vergleich mit Nordrhein-Westfalen an-
stellen: Die dortige Landesregierung plant trotz enorm
hoher Steuereinnahmen in diesem Jahr mit 2 Milliar-
den Euro neuen Schulden. Wir zahlen in diesem Jahr
mehr als eine halbe Milliarde Euro Schulden zurück.

Diesen Kurs setzen wir in den nächsten Jahren kon-
sequent fort. Ich gehe davon aus, dass Bayern in eini-
gen Jahren schuldenfrei sein wird. Meine Damen und
Herren von der Opposition, nennen Sie mir ein ande-
res Bundesland, das diese Erfolgszahlen aufweisen
kann!

(Beifall bei der CSU)

An dieser Stelle will ich den Schuldenstand pro Ein-
wohner Bayerns mit dem Schuldenstand pro Einwoh-
ner Nordrhein-Westfalens vergleichen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Sie sollen sich mit Bay-
ern beschäftigen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, ich
weiß, dass Ihnen dieser Vergleich nicht gefällt. – Wir
haben einen Schuldenstand pro Einwohner in Höhe
von 2.707 Euro.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Sepp Dürr
(GRÜNE))

In Nordrhein-Westfalen sind es 13.576 Euro. Das ist
das Fünffache des Wertes des Freistaates Bayern!
Herr Güller, vielleicht können Sie mir später eines er-
klären: Sie behaupten immer, wir in Bayern hätten zu
wenige Finanz- bzw. Steuerbeamte.

(Volkmar Halbleib (SPD): Stimmt es, oder stimmt
es nicht?)

Wenn die in Nordrhein-Westfalen so gut sind, warum
haben die dann eine so hohe Verschuldung? Ich bin
gespannt auf Ihre Antwort, lieber Herr Kollege Güller.

(Beifall bei der CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind er-
heblichen finanziellen Belastungen ausgesetzt, insbe-
sondere durch die im Asylbereich anfallenden Kosten
in Höhe von 4,7 Milliarden Euro. Diese Kosten schla-
gen insbesondere seit dem Jahr 2015 zu Buche. Ge-
rade angesichts der hohen Belastungen, die nicht nur
finanzieller Natur sind, möchte ich allen, die in diesem
Bereich hauptamtlich oder ehrenamtlich mitarbeiten,
für ihre großartige Arbeit ein herzliches Dankeschön
sagen. Trotz dieser großen Belastungen, meine sehr
verehrten Damen und Herren, steht dieser Haushalt,
wie ich meine, insbesondere auch für Solidität, Stabili-
tät und auch Solidarität.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nach wie vor – das
ist völlig klar – liegt der Ausgabenschwerpunkt des
Einzelplans 06 natürlich bei den Personalausgaben.
Diese belaufen sich auf rund 68 % der Gesamtausga-
ben. Das bedeutet, dass bei einem Gesamtvolumen
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von rund 2,59 Milliarden Euro im Jahr 2017 circa
1,77 Milliarden Euro und von ungefähr 2,67 Milliarden
Euro im Jahr 2018 rund 1,83 Milliarden Euro als Aus-
gaben für Personal vorgesehen sind. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, mit diesen Beträgen werden im
Jahr 2017 ungefähr 28.260 Stellen und im Jahr 2018
circa 28.750 Stellen finanziert; davon entfallen zwei
Drittel auf die Finanzämter. Deswegen auch von mei-
ner Seite ein herzliches Dankeschön an unsere tüchti-
gen Beamtinnen und Beamten und Mitarbeiter, die in
diesem Bereich eine wunderbare und sehr, sehr gute
Arbeit leisten. Herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte auch ein
paar Worte zum Thema Personalausstattung sagen,
weil dieser Punkt von der Opposition insbesondere im
Haushaltsausschuss immer wieder angesprochen
oder auch kritisiert wird. Bitte erinnern Sie sich an den
Nachtragshaushalt 2016. Allein in diesem Nachtrag
haben wir für das Jahr 2016 insgesamt circa 5.400
neue Stellen beschlossen. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ein Großteil dieser Stellen ist insbesondere für
die wichtigen Bereiche wie zum Beispiel innere Si-
cherheit, Integration oder Bildung vorgesehen. Dazu
muss man einfach sagen, dass wir für die Menschen
in unserer Region, für unsere Bürgerinnen und Bürger
in ganz Bayern Enormes leisten.

Insgesamt sind im Doppelhaushalt 2017/2018 rund
1.095 Plan- und Anwärterstellen vorgesehen. Insbe-
sondere die Steuerverwaltung wird mit 103 neuen
Planstellen und 800 – ich betone: 800 – neuen An-
wärterstellen gestärkt. 30 neue Anwärterstellen und
28 neue Planstellen sind im Bereich der Vermes-
sungsverwaltung vorgesehen. Das ist auch ein wichti-
ger Punkt, wie Sie alle wissen, auf den ich ausdrück-
lich hinweisen darf. Sie sind auch dem IT-
Dienstleistungszentrum zuzuordnen. Auf das
Landesamt für Finanzen entfallen 9 Planstellen und
120 Anwärterstellen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte
diesen Punkt aber noch etwas konkreter ansprechen,
insbesondere auch in Bezug auf die Personalentwick-
lung in unserer Steuerverwaltung oder Finanzverwal-
tung, da immer wieder auch die Steuersituation ange-
sprochen wird. Der Doppelhaushalt 2017/2018 enthält
auch 30 neue Planstellen zur Stärkung der Sonder-
kommission Schwerer Steuerbetrug – Sie kennen den
Begriff Steuer-FBI – und 20 Stellen zur Bekämpfung
internationaler Steuervermeidung. Ich möchte auch
deutlich hervorheben: Von 2009 bis 2016 hat die
Steuerverwaltung bereits über 2.000 zusätzliche Stel-
len erhalten, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Bayern – das möchte ich auch noch ganz besonders
hervorheben, weil es auch immer wieder von Herrn
Güller und von anderen Kollegen im Ausschuss ange-
sprochen wird – nimmt zudem bei der Effizienz und
dem Prüfungsmehrergebnis, liebe Kolleginnen und
Kollegen, im Ländervergleich einen Spitzenvergleich
ein. Ich sage auch ganz bewusst, liebe Kolleginnen
und Kollegen: Mehr Prüfer führen nicht automatisch
zu proportional höheren Steuereinnahmen; denn
80 % der Steuermehreinnahmen stammen aus der
Prüfung der großen Fälle, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, die ohnehin lückenlos geprüft werden.

Ich denke sehr gerne daran zurück, als vor einigen
Wochen die neuen Beamtenanwärter von unserem
Staatsminister Dr. Markus Söder in Nürnberg vereidigt
wurden. Das war eine großartige Veranstaltung in der
Meistersingerhalle. Weit über 1.000 neue Beamtenan-
wärterinnen und Beamtenanwärter wurden dort verei-
digt. Das war, wie ich bereits gesagt habe, eine groß-
artige Veranstaltung und für mich persönlich sehr
beeindruckend.

Ich habe auch immer wieder ausdrücklich betont, ins-
besondere auch bei den Debatten im Haushaltsaus-
schuss: Meine sehr verehrten Damen und Herren, un-
sere Finanzschulen sind derzeit bis auf den letzten
Platz mit Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwär-
tern gefüllt. Dies gilt sowohl für die Finanzschulen als
auch für unsere Beamtenfachhochschulen in Herr-
sching und in Kaufbeuren. Daran sieht man sehr deut-
lich, dass wir gerade auch bei der Beamtenausbildung
sehr, sehr viel tun, insbesondere im Bereich der Fi-
nanz- und Steuerverwaltung, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der zweite
Ausgabenschwerpunkt betrifft insbesondere das Breit-
bandförderprogramm – Stichworte Heimatstrategie,
Breitband, BayernWLAN oder auch BayernLabs. Sie
wissen alle: Um eine flächendeckende Versorgung mit
schnellem Internet bis zum Jahr 2018 zu erreichen –
das ist auch unsere große Zielvorstellung, insbeson-
dere die Zielvorstellung unseres Finanzministers
Dr. Markus Söder –, werden die Mittel für Breitband-
förderverfahren um 100 Millionen Euro aufgestockt.
Zudem werden neben Breitband auch die BayernLabs
bis zu einer Höhe von 7,2 Millionen Euro sowie das
BayernWLAN mitfinanziert. Als Vertreter des ländli-
chen Raums – ich spreche für meinen Stimmkreis,
der auch eine sehr strukturschwache Gegend ist – bin
ich sehr dankbar dafür, dass zum Beispiel auch bei
mir in der Kreisstadt Neustadt an der Aisch ein Bay-
ernLab eingerichtet wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich sage noch einmal
sehr deutlich – das haben wir auch schon gestern bei

Plenarprotokoll 17/92 v. 15.12.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 8069



der Diskussion über das Wirtschaftsministerium und
auch über die Breitbandförderung gehört; Stichwort
Heimatstrategie –: Digitalisierung ist natürlich sehr,
sehr wichtig, gerade auch für die Entwicklung des
ländlichen Raums. Sie wissen alle, dass wir bis zum
Jahr 2018 eine flächendeckende Versorgung errei-
chen möchten, wofür wir insgesamt 1,5 Milliarden
Euro vorgesehen haben. Im Doppelhaus-
halt 2017/2018 sind insgesamt 600 Millionen Euro
vorgesehen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin
sehr stolz, dass von unseren 2.056 Kommunen in
Bayern bereits 1.964 Kommunen im Verfahren sind.
Somit beteiligen sich immerhin 96 % der Kommunen
im Freistaat Bayern an diesem Verfahren. Das Staats-
ministerium der Finanzen hat bereits Förderbescheide
in Höhe von 491 Millionen Euro an insgesamt
1.300 Kommunen übergeben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch die Förderhöhe
ist ein ganz entscheidender Punkt, gerade auch für
uns Kommunalpolitiker. Ich ziehe als Beispiel wieder
meinen Landkreis Neustadt an der Aisch/Bad Winds-
heim heran. Dieser Landkreis ist strukturschwach –
das habe ich vorhin schon erwähnt – und hat 38 Kom-
munen. 29 Kommunen in diesem Landkreis bekom-
men beim Breitbandausbau eine staatliche Förderung
in Höhe von 80 % und 9 Kommunen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, bekommen eine Förderung in
Höhe von 90 %. Meine sehr verehrten Damen und
Herren, das ist eine Stärkung des ländlichen Raumes,
wofür ich sehr dankbar bin.

(Beifall bei der CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, natürlich
spielt auch das freie WLAN eine wichtige Rolle; ich
meine das BayernWLAN sowohl für den ländlichen
Raum als auch für die Städte bei uns im Freistaat
Bayern. Hierfür sind im Doppelhaushalt 10,8 Millionen
Euro vorgesehen. Wir haben derzeit bereits 850 Hot-
spots an über 140 Standorten. Diese sind bereits ver-
fügbar. Weitere 620 Kommunen haben bereits Inte-
resse am BayernWLAN bekundet; 370 Kommunen
befinden sich derzeit in der Umsetzungsphase.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will
auch noch einen anderen ganz, ganz wichtigen Punkt
ansprechen: Die Regionalisierung von Verwaltung
und die Behördenverlagerung. Dies steht auch wieder
unter der Überschrift Heimatstrategie. Für unseren
ländlichen Raum ist das wichtig. Ich bin sehr dankbar,
dass Behördenverlagerungen vorgenommen werden.
Ich wundere mich schon über die Haltung des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN.

Als Beispiel sei nur gesagt: Wie kann man sich dage-
gen aussprechen, das Landesamt für Schule ins

strukturschwache Westmittelfranken, in den Landkreis
Weißenburg-Gunzenhausen, zu verlagern bzw. dort
aufzubauen? Das sind Maßnahmen, die den struktur-
schwachen Teil Bayerns, vor allem Westmittelfranken,
stärken würden. Für diese Maßnahmen bin ich sehr
dankbar. Wir stemmen eine Verlagerung von 50 Be-
hörden und Einrichtungen mit insgesamt 3.155 Be-
schäftigten. Für diese wichtigen Entscheidungen
möchte ich mich ganz herzlich bedanken.

Mit Mitteln in Höhe von 13,2 Millionen Euro bzw.
17 Millionen Euro werden auch im Bereich der Behör-
denverlagerung Baumaßnahmen angegangen. Zu
den Baumaßnahmen zählt beispielsweise der Neubau
der Finanzfachschule Nord in Kronach. Dafür sind
vermutlich die Kollegen aus Oberfranken sehr dank-
bar. Die geschätzten Kosten hierfür betragen 50 Milli-
onen Euro. Zu den Baumaßnahmen zählt auch die Er-
weiterung der Landesfinanzschule in Ansbach. Dafür
ist bestimmt der Kollege Ströbel sehr dankbar. Die
Kosten hierfür betragen etwa 53,8 Millionen Euro. Für
die Generalsanierung der Festung Marienberg sind
Mittel in Höhe von 14,6 Millionen Euro vorgesehen.
Die staatliche Hochbaumaßnahme für die Unterbrin-
gung von Anwärtern für die Landesfinanzschule Bay-
ern in Dinkelsbühl und für die Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung und Rechtspflege Fachbereich
Finanzwesen in Kaufbeuren sind wichtige Angelegen-
heiten. Für den Fachbereich Polizei ist eine Teilverla-
gerung von Sulzbach-Rosenberg in die Klosterburg
Kastl vorgesehen. Dort soll eine neue Außenstelle
entstehen. An dieser Stelle möchte ich mich bei unse-
rem Kollegen Peter Winter bedanken, der sich für
diese Maßnahme sehr, stark eingesetzt hat.

Die Vermessungsverwaltung ist für mich als Vertreter
des ländlichen Raumes eine wichtige Angelegenheit.
Ich möchte mich ganz herzlich bedanken. Ich erlebe
selbst immer wieder, welch gute Arbeit vor Ort geleis-
tet wird. Mein Dank gilt den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern der Vermessungsverwaltung.

(Beifall bei der CSU)

Ich bin sehr dankbar dafür, dass beim Landesamt für
Digitalisierung, Breitband und Vermessung bis zum
Jahre 2018 acht BayernLabs eingerichtet werden.
Diese werden aus den Mitteln für die Breitbandförde-
rung finanziert. Zur Umsetzung der Behördenverlage-
rung wird im Rahmen der Heimatstrategie das Lan-
desluftbildarchiv von München nach Neustadt an der
Aisch verlagert und museal ausgestattet. Dafür bin ich
sehr dankbar. Auch wurde das Flächenmanagement-
verfahren der IMBY im September 2016 erfolgreich
abgeschlossen.
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Ich möchte auch noch ein Wort zur Schlösserverwal-
tung sagen. Mein Dank gilt den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern für die Bewältigung ihrer Aufgabe. Der
Sachaufwand der Schlösserverwaltung steigt im
Haushaltsjahr 2017 um 1,4 Millionen Euro auf
24,6 Millionen Euro. Das Burgerlebnismuseum in Ca-
dolzburg wird im Jahre 2017 eröffnet, ebenso eine
Fränkische Weinlounge. Nach unserer anstrengenden
Sitzung in der letzten Woche hatte ich in Cadolzburg
einen wichtigen Termin mit dem Minister Markus
Söder. Ich wundere mich schon etwas, dass sich ein
Vertreter der FREIEN WÄHLER aus Unterfranken
massiv gegen diese Eröffnung und gegen die wichtige
Maßnahme ausspricht. Außerdem werden zusätzliche
Mittel für die Fremdvergabe von gärtnerischen Pflege-
leistungen ausgegeben.

Abschließend will ich mit Stolz zu jedem, der der Mei-
nung ist, dass wir die Lasten nicht auf die Schultern
unserer jungen Generationen legen dürfen, sagen:
Seit dem Jahr 2006 hat Bayern nun schon zum zwölf-
ten und dreizehnten Mal einen allgemeinen Haushalt
ohne neue Schulden aufgestellt. Dieser Haushalt ist
auch die Grundlage für die erfolgreiche Weiterent-
wicklung Bayerns, und er ist ein Zeichen unserer Ver-
antwortung für die nachfolgenden Generationen. Des-
wegen werden wir auch im Jahre 2017 und 2018
weiterhin die Schulden abbauen. Das habe ich vorher
bereits gesagt. Wir werden auch im Doppelhaushalt
einen Schuldenabbau in Höhe von 1 Milliarde Euro
vornehmen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nennen Sie mir ein
Bundesland in Deutschland, das 1 Milliarde Euro an
Schuldentilgung vornehmen kann. Nennen Sie mir ein
Bundesland in Deutschland, das eine Investitionsquo-
te von 11,7 % hat. Nennen Sie mir ein Bundesland in
Deutschland, das auch bei den wichtigen Themen wie
Zuwanderung und Integration eine Summe von
4,7 Milliarden Euro in die Hand nimmt. Nennen Sie
mir ein Land in Deutschland, das im Rahmen des
Länderfinanzausgleichs Zahlungen von 12,4 Milliar-
den Euro – 12,4 Milliarden Euro! – im Doppelhaushalt
vornehmen kann. Das schafft nur unser Freistaat Bay-
ern mit unserer Staatsregierung und mit der Mehr-
heitsfraktion der CSU in Bayern.

(Beifall bei der CSU)

Abschließend sage ich: Trotz der soeben erwähnten
finanziellen Belastungen wie der Länderfinanzaus-
gleich oder auch die Flüchtlingsangelegenheiten ma-
chen wir keine Abschläge beim kraftvollen Doppel-
haushalt 2017/18. Wir kommen auch in Zukunft ohne
neue Schulden aus. Wir setzen auch weiterhin auf
Schuldentilgung. Bayern ist und bleibt das Land mit
den solidesten Staatsfinanzen Deutschlands. Deswe-

gen bitte ich um Zustimmung zum Einzelplan 06. –
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat der Kollege
Güller von der SPD das Wort. Bitte schön, Herr Kolle-
ge.

Harald Güller (SPD): Herr Präsident, Herr Finanzmi-
nister, Kolleginnen und Kollegen! In Richtung der CSU
sei zunächst eines gesagt: Wir reden hier über den
Haushalt des Freistaates Bayern. Wir sitzen im Baye-
rischen Landtag, und wir, mit denen Sie reden, sind
unter anderem die SPD-Fraktion im Bayerischen
Landtag.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden versuchen – und dazu sind wir gemein-
sam aufgefordert –, für ein gutes Bayern in 15 und
auch in 20 Jahren zu arbeiten. Hier helfen Vergleiche
mit anderen Bundesländern wenig.

(Hans Herold (CSU): Das hört er nicht gerne!)

Wir arbeiten daran, das Beste aus unserem schönen
Bayern zu machen. Aber gleichzeitig soll auch die So-
lidarität innerhalb der Bundesrepublik und der Europä-
ischen Union nicht ganz vergessen werden. Das ist
unsere Aufgabe.

(Beifall bei der SPD)

An dieser Stelle möchte ich zunächst einmal zum
Haushalt des Bayerischen Staatsministeriums der Fi-
nanzen kommen. Richtig ist, dass es einen Fortschritt
bei der Finanzverwaltung gibt. Es gibt zusätzliche
Stellen. Es gibt zusätzliche Positionen für Anwärter.
Das ist nach Jahren des Kahlschlags unter Herrn
Stoiber und des Stillstands mehr als notwendig gewe-
sen.

(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie nicht immer meh-
rere Jahre brauchen würden, bis Sie die Größe
haben, SPD-Anträge zu übernehmen, dann hätten wir
diese Stärke schon seit Längerem erreicht.

(Volkmar Halbleib (SPD): Genau!)

Richtig ist – das hat der Kollege Herold gesagt –,
dass mehr Prüfer natürlich nicht immer genauso viele
Mehreinnahmen bedeuten. Hier gibt es einen Grenz-
nutzen. Die Prüfzyklen in Bayern sind aber sehr lang.
Fleißige Beamtinnen und Beamte mühen sich ab und
kommen trotzdem nicht durch. Das liegt daran, dass
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wir prosperieren und dass es natürlich mehr Firmen
und mehr Großunternehmen in Bayern gibt. Wir sind
von der Steuergerechtigkeit, bei der jeder die Steuern
zahlt, die heute gesetzlich festgeschrieben sind, noch
sehr, sehr weit entfernt. Deswegen ist ein Aufwuchs
an dieser Stelle nicht nur im Interesse der Einnahmen
des Freistaats, sondern auch im Interesse der Ge-
rechtigkeit in dieser Gesellschaft. Diese hat der Minis-
terpräsident bei seiner vorgestrigen Rede als einen
seiner zentralen Punkte genannt. Er hat sich auch auf
Artikel 151 der Bayerischen Verfassung bezogen.

Ja, auch beim Thema Breitband ist es vorangegan-
gen. Auch hier haben Sie wieder nach jahrelanger
Verzögerung SPD-Anträge übernommen. Zwar haben
wir Zeit verloren, wir sind aber jetzt auf dem richtigen
Weg. Ich nehme für uns als SPD im Bayerischen
Landtag in Anspruch, dass wir es waren und sind, die
diese Signale rechtzeitig gesetzt haben. Sie hoppeln
uns nur einige Jahre später hinterher.

(Beifall bei der SPD)

Ich würde mir wünschen, dass Sie das auch bei der
Bayerischen Verwaltung der staatlichen Schlösser,
Gärten und Seen machen. Diese haben Sie gerade
so gelobt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind
selbstverständlich zu loben. Für die knappe Personal-
ausstattung leisten sie fast Übermenschliches. Wir
haben immer mehr Touristen – Gott sei Dank –, die
unsere Schlösser und Seen besuchen. Immer mehr
Menschen in Bayern sind jeden Tag im Jahr und fast
24 Stunden in unseren Gärten, beispielsweise im
Englischen Garten. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die das ermöglichen, hätten eine personelle Ent-
lastung verdient. Leider haben Sie diesen Antrag in
diesem Jahr abgelehnt. Statt 100 zusätzlichen Stellen
wollen Sie vielleicht 10 Stellen schaffen. Möglicher-
weise wollen Sie Gartenpflegeaufträge nach außen
geben. So stellen wir uns die Zukunft für Bayern und
die Bewahrung seiner Schönheit nicht vor.

(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, der Haushalt ist heute ge-
nerell zu behandeln. Er ist eine Visitenkarte des Fi-
nanzministers. Mit dem Haushalt besteht die Möglich-
keit, Format zu zeigen. Der Haushalt ist ein Test und
ein Warmlaufen für den Kampf um die Staatskanzlei.
Deswegen prüfen wir diesen Haushalt unter folgen-
dem Aspekt: Werden die Weichen für ein gutes Bay-
ern auch in 15 oder 20 Jahren richtig gestellt? – Lei-
der müssen wir feststellen, dass an zentralen Punkten
sowohl bei den Investitionen als auch beim Personal
die Weichen nicht gestellt werden oder nur zaghaft
und verspätet in die richtige Richtung gehen. Der

Haushalt ist sehr halbherzig. Das größte Versäumnis
in diesem Haushalt ist sicherlich der Wohnungsbau.

(Beifall bei der SPD)

Der Bund hat die richtige Entscheidung getroffen,
500 Millionen Euro pro Jahr zusätzlich in den Woh-
nungsbau zu investieren. Was machen Sie? – Sie hal-
bieren die Landesmittel, statt dem Bund zu folgen. Sie
sollten sagen: Was der Bund macht, ist richtig, und wir
geben auch noch etwas drauf. Die Lage im sozialen
Wohnungsbau ist sowohl in den Städten als auch im
ländlichen Raum dramatisch: Wir werden in Bayern in
den kommenden fünf Jahren 100.000 neue Wohnun-
gen brauchen. Selbstverständlich hat das auch etwas
mit Zuzug zu tun. Kolleginnen und Kollegen, wir müs-
sen uns dieser Herausforderung stellen. Dieser He-
rausforderung stellen Sie sich in diesem Haushalt je-
doch nicht.

(Beifall bei der SPD)

Nach meiner Auffassung rechtfertigt schon dieser eine
Punkt die Ablehnung des Gesamthaushalts.

Sie nehmen aber auch bei den Investitionen in staatli-
che Gebäude, in die Infrastruktur, in Straßen, Brü-
cken, Verkehrswege allgemein und in die Kommunen
– ich nenne die kommunalen Bäder – nicht die not-
wendigen Weichenstellungen vor. Herr Söder, an die-
ser Stelle muss ich sagen: Mit diesem Haushalt be-
weisen Sie nicht das Format, den Freistaat Bayern
gut in die kommenden 15 oder 20 Jahre zu führen.

(Beifall bei der SPD)

Ich komme zum Personal. Das schauen wir uns sehr
genau an. Sie haben bereits einige Vorschläge von
uns aufgenommen. Sie haben, wenn auch halbherzig,
mehr Beförderungsmöglichkeiten für unsere Beamten
geschaffen. Wir sagen: Es müssten doppelt so viele
sein. Wir sind jedoch zufrieden, dass Sie wenigstens
einen Teil unserer Forderungen der letzten Jahre auf-
genommen haben. Unsere Kritik zu den Stellenoberg-
renzen haben Sie in den letzten Jahren, wenn auch
ebenfalls halbherzig, angenommen. Die Stellenoberg-
renzen fahren Sie jetzt teilweise zurück. Bei den Wie-
derbesetzungssperren gibt es allerdings keinerlei Be-
wegung. Herr Finanzminister Söder, ist es gute
Personalführung, wenn für alle Stellen in diesem
Haushalt eine Wiederbesetzungssperre für drei Mona-
te vorgesehen ist? Ist es denn nicht sinnvoller, sich
jede Stelle einzeln anzuschauen? Ist es denn nicht
sinnvoller, jedes Ministerium einzeln durchzugehen?
Ist es denn nicht sinnvoller, den Bedarf in den einzel-
nen Bereichen zu prüfen? Wo haben wir mehr Bedarf,
wo weniger Bedarf in den nächsten Jahren? – Sie
gehen mit dem Rasenmäher an das Thema heran.
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Das lehnen wir ab. Wir sagen: Man muss an dieser
Stelle viel präziser vorgehen.

(Beifall bei der SPD)

Das Gleiche gilt für Behördenverlagerungen. Ich habe
nichts gegen die Entscheidung, Behörden und Struk-
turen aus dem Großraum München herauszunehmen.
Ich habe nichts gegen Überlegungen, ein Gesund-
heits- und Pflegeministerium auch woanders anzusie-
deln. Ich habe nichts gegen die Überlegung, ein Lan-
desamt für Schule in Weißenburg einzurichten. Sie
werden jedoch nicht von Strukturüberlegungen, son-
dern von Aktionismus getrieben. Sie schauen in Ihr
Kabinett und suchen die nach Ihrer Auffassung
schwächste Ministerin: Wo habe ich am wenigsten
Gegenwehr zu erwarten? Darum verlagere ich das
Ministerium für Gesundheit und Pflege von Frau Huml
nach Nürnberg. – Das sind keine Strukturüberlegun-
gen. Das ist blanker Populismus, der die Behörden-
struktur in Bayern nicht verbessert.

(Beifall bei der SPD – Hans Herold (CSU): Eine
gute Entscheidung! – Kerstin Schreyer (CSU):
Eine Frechheit ist das! Sie können nicht so über
die Ministerin reden!)

– Kollegin Schreyer, Sie können noch so schreien;
das ist keine Frechheit, sondern die Wahrheit.

(Beifall bei der SPD)

Welche Politik macht Ihr Finanzminister in diesem
Freistaat? – Er geht durch die einzelnen Stimmkreise
und verteilt Förderbescheide. In jedem Landkreis ver-
sucht er, noch eine Kollegin oder einen Kollegen für
den anstehenden Wahlkampf zu gewinnen. Als Kandi-
dat für das Amt des Ministerpräsidenten versucht er,
Häkchen dahinter zu setzen. Das ist doch keine
Strukturpolitik für Bayern.

(Beifall bei der SPD)

Das ist Politik für die CSU, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Widerspruch bei der CSU)

Auf diese Weise sollten wir keine Politik machen.

(Kerstin Schreyer (CSU): Sie greifen die Ministe-
rin an!)

– Frau Kollegin, wer schreit und einen roten Kopf be-
kommt, hat meistens unrecht.

(Kerstin Schreyer (CSU): Dann haben Sie auf
keinen Fall recht! – Unruhe)

Lassen Sie mich am Ende zur Steuerpolitik kommen.
Ein Haushalt muss sich auch an der Gestaltung der
Einnahmen und an der Aufstellung des Finanzminis-
ters beim Thema Steuerpolitik messen lassen. Hin-
sichtlich der Vermögensteuer für Millionärseinkommen
vertreten wir unterschiedliche Auffassungen. Außer-
dem haben wir eine unterschiedliche Auffassung im
Hinblick auf die Erbschaftsteuer bei Millionären und
Milliardären. Das brauche ich an dieser Stelle nicht
weiter auszuführen. Zusätzlich senden Sie jedoch völ-
lig falsche Zeichen aus, wenn Sie regionalisierte Steu-
ern fordern. Welche Signale senden Sie damit an die
Engelhorns und die Millionärserben in Deutschland
und Europa aus? – Kommt nach Bayern; in Bayern
müsst ihr weniger als in anderen Ländern bezahlen.
Das ist für uns nicht die soziale Gerechtigkeit, die
Herr Ministerpräsident Seehofer vorgestern in den
Mittelpunkt gestellt hat.

(Beifall bei der SPD)

Selbstverständlich kann man mit uns über das Thema
Erbschaftsteuer diskutieren. Es darf keine Substanz-
besteuerung geben. Die Fortführung kleiner und mit-
telständischer Unternehmen muss auf jeden Fall ge-
sichert sein. Diese Steuer deswegen generell
abzulehnen, ist aber der falsche Weg.

Zum Thema Grundsteuer: Herr Minister, wir sind bei
Ihnen, dass die von anderen Bundesländern auf die
Tagesordnung gesetzte Grundsteuerreform und die
damit vorgesehene Struktur mit uns in Bayern nicht zu
machen ist. Hamburg steht da an unserer Seite. Wir
sind der Auffassung, dass wir gerade bei den hohen
Grundstückspreisen in Bayern aufpassen müssen,
dass die Mieterinnen und Mieter und die normalen
Häuslebesitzer nicht zusätzlich belastet werden. Ich
spreche von Häuslebesitzern, nicht von Villenbesit-
zern. Wir müssen aber sehen, dass wir eine Ände-
rung der Grundsteuer hinbekommen, weil die Grund-
steuer verfassungswidrig werden könnte, wenn zu
lange keine Änderungen und Neubewertungen vorge-
nommen werden. Dann würde dieses Thema hinten
runterfallen. Von einem Finanzminister erwarte ich mir
hier deutlich mehr Akzente.

(Beifall bei der SPD)

Ich erwarte auch beim Thema Finanztransaktions-
steuer mehr Akzente. Ich erwarte mehr Akzente be-
züglich der europäischen und der internationalen
Grundlagen für die Berechnung der Körperschaftsteu-
er. Nur wenn wir die entsprechenden Grundlagen
schaffen, können wir eine Steuerflucht à la Apple oder
eine Steuerflucht à la Starbucks verhindern. Ich sehe
aber, dass Sie das gar nicht wollen. Jetzt geht die
Europäische Union einmal gegen eine Firma wie
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Apple vor und fordert Milliardenbeträge an Steuern
nach, die nicht bezahlt worden sind. Sie stellen sich
auf die Seite dieses Unternehmens und sagen: Das
ist aber ungerecht. Die haben doch ein ganz nettes
Schlupfloch gefunden. Herr Dr. Söder, diese Steuer-
politik ist mit der SPD in diesem Landtag nicht zu ma-
chen!

(Beifall bei der SPD)

Abschließend möchte ich natürlich im Namen der
SPD den Mitgliedern meiner Fraktion im Haushalts-
ausschuss, nämlich Susann Biedefeld, Günther Knob-
lauch, Dr. Herbert Kränzlein und Reinhold Strobl,
ganz herzlich danken. Ihr habt in den 29 Stunden rei-
ner Sitzungszeit und bei der Bearbeitung von 550 Än-
derungsanträgen toll mitgekämpft. Das gilt auch für
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landtags-
amts und der Ministerien. Dafür ein herzlicher Dank!

Ich unterscheide mich jetzt vielleicht ein bisschen von
anderen, aber ich möchte auch einen herzlichen Dank
an die Abgeordneten der anderen Oppositionsfraktio-
nen, der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN, aber
auch an die Kolleginnen und Kollegen der CSU rich-
ten. Herr Kreuzer hat gestern gesagt, er sei schon
22 Jahre hier. Übrigens, ich bin auch schon 22 Jahre
hier, davon 17 Jahre als Abgeordneter. Ich habe aber
nicht behauptet, dass alles, was jemand anderer sagt,
von vornherein falsch und blöd sei und es nicht not-
wendig sei, darüber nachzudenken. Diese Überheb-
lichkeit habe ich nicht. Deshalb auch ein herzlicher
Dank an die Kolleginnen und Kollegen der CSU im
Haushaltsausschuss, die unter der Führung von Peter
Winter und von Hans Herold stehen. Herzlichen Dank
für die Zusammenarbeit.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Wir übernehmen nicht alles, was ihr sagt. Nicht alles
ist richtig. Aber in vielen eurer Wortbeiträge steckt
auch ein Quäntchen Wahrheit. Ich erwarte von der
CSU, dass sie das auch den Äußerungen von Abge-
ordneten der SPD-Fraktion zubilligt. Bei Herrn Kreu-
zer habe ich das gestern schmerzlich vermisst.

(Beifall bei der SPD)

Wie ich bereits ausgeführt habe, ist dieser Haushalt
zu zaghaft aufgestellt. Mit ihm werden nicht die richti-
gen Weichenstellungen vorgenommen. Deshalb wer-
den wir diesen Haushalt ablehnen. Wir werden es
besser machen, wenn wir dran sind.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Herr Kollege
Muthmann von den FREIEN WÄHLERN das Wort.
Bitte schön.

Alexander Muthmann (FREIE WÄHLER): Guten
Morgen, sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Zum Einzelplan 06 möchte ich vier
Aspekte ansprechen, nämlich die Finanzverwaltung
und hier insbesondere die Personalausstattung, die
Themen Breitband und IT, den Länderfinanzausgleich
und vor allem die Landesentwicklung. Schließlich ist
Herr Dr. Söder nicht nur Finanzminister, sondern auch
Heimatminister.

Dem Finanz- und Heimatminister wird ein gutes Ge-
spür dafür nachgesagt, wo er sich in Szene setzen
kann. Allerdings ist der Minister nicht überall, wo er
sich am besten in Szene setzen kann, auch am meis-
ten gefragt. Sehr geehrter Herr Dr. Söder, angesichts
Ihrer Ambitionen, die Sie wirklich jederzeit, bei pas-
sender und auch bei unpassender Gelegenheit, alle
Menschen wissen lassen, ob sie es nun hören wollen
oder nicht, müssen wir einmal klären, ob Sie auch
komplexe, koordinative Aufgaben bewältigen können.

(Hans Herold (CSU): Das kann er sehr gut!)

Ich möchte diese Frage anhand der eingangs ge-
nannten vier Punkte beleuchten. Zunächst jedoch
eine Vorbemerkung, die für den Politikstil symptoma-
tisch ist. Wir haben dieser Tage den Finanz- und Hei-
matbrief erhalten, den wir uns natürlich angesehen
haben. In der Fotoausstellung "Pressefoto des Jah-
res", die draußen im Foyer gezeigt wird, haben wir ge-
lernt, dass Fotos Geschichten erzählen, wenn sie
denn gut sind. Unter diesem Gesichtspunkt haben wir
uns die Fotos auf der letzten Seite des Finanz- und
Heimatbriefes angesehen. Auf einem Foto, das Ihr
Haus, vielleicht auch Sie selbst, ausgewählt hat, sind
Sie zu sehen, als Sie vielen engagierten Kulturschaff-
enden den Heimatpreis in Regensburg ausgehändigt
haben. Dieses Foto ist deswegen symptomatisch, weil
Sie darauf mit Ihrem Gefolge vorne im Mittelpunkt ste-
hen, während die, um die es geht, sich im Hintergrund
zwischen zwei Säulen "zusammenpferchen" müssen.
Auf diesem Foto kann man schon gar nicht mehr er-
kennen, wer eigentlich im Mittelpunkt dieser Veran-
staltung stehen sollte. Dieses Foto macht deutlich,
was Ihnen wichtig ist, nämlich vor allem Sie selbst
und Ihre öffentliche Wirkung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Lassen Sie mich aber zunächst zur Finanzverwaltung
kommen. Wir haben Rekordsteuereinnahmen. Wir
müssen uns noch einmal deutlich machen, dass die
Steuereinnahmen in Bayern in den letzten zehn Jah-
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ren um über 50 % gestiegen sind, und das bei immer
komplexer werdenden Sachverhalten, bei immer mehr
Auslandsbeziehungen und, was uns freut, bei immer
mehr Steuerpflichtigen. Da ist es nur eine Frage der
Steuergerechtigkeit und einer vernünftigen, angemes-
senen Arbeitsbelastung, dass auch die Finanzverwal-
tung personell endlich nachzieht.

Herr Kollege Güller hat bereits darauf hingewiesen,
dass die Oppositionsparteien seit Jahren auf diesen
Missstand hinweisen. Wir halten es deshalb für rich-
tig, dass wir jetzt mit diesem Doppelhaushalt 103
neue Planstellen und 800 Anwärterstellen zusätzlich
bekommen. Das entspricht unserer langjährigen For-
derung. Die Bayerische Finanzgewerkschaft und die
FREIEN WÄHLER erkennen das als richtig und wich-
tig an.

Mit den Stellenhebungen sind wir noch nicht ganz ein-
verstanden; denn Stellenhebungen sind ein wichtiger
Motivationsimpuls für die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die bereits da sind. Hier könnte und müsste
mehr getan werden. Zu den Themen Stellenbesetzun-
gen und Stellenbesetzungssperren möchte ich nicht
alles wiederholen, sondern verweise auf das, was
Herr Kollege Güller schon gesagt hat. Allerdings ist es
jetzt wirklich an der Zeit, den Artikel 6b für beendet zu
erklären und zu streichen. Natürlich sind auch wir der
Meinung, dass in allen Bereichen auf eine angemes-
sene Stellenbesetzung geachtet werden muss. Wo
Aufgaben reduziert werden, dort kann auch mit einer
Personalreduzierung reagiert werden. Aber die Zei-
ten, in denen man einfach nach Stelleneinsparmög-
lichkeiten suchen konnte, ohne das mit einer Aufga-
benkritik zu verbinden, müssen vorbei sein. Das ist
nicht mehr angemessen, das ist nicht mehr zeitge-
mäß. Das gilt auch angesichts der vielen Stellen in
anderen Bereichen. Das macht doch deutlich, dass
wir über die eigentlichen Ideen des Artikels 6b hinaus
sind. Er ist ein Anachronismus, den es endlich aufzu-
heben gilt.

Für Breitband, IT, WLAN, BayernLabs und zuletzt für
das Projekt "eDorf" stehen in Ihrem Geschäftsbereich
1,5 Milliarden Euro zur Verfügung. Das ist in vielerlei
Hinsicht anzuerkennen, und das wurde auch zum
rechten Zeitpunkt gemacht. Als Sie diese Aufgabe
übernommen haben, wurde durch Verfahrensvereinfa-
chungen und durch eine zusätzliche Mittelausstattung
eine ganz neue Dynamik hineingebracht. Jetzt ist es
aber nicht mehr an der Zeit, immer weitere Huldigun-
gen auszusprechen. Wir haben auch gehört: Mittler-
weile haben 1.300 Gemeinden ihren Förderbescheid
bekommen. Wahrscheinlich hat der Finanzminister
davon 1.200 persönlich überreicht.

(Hans Herold (CSU): Alle! – Heiterkeit bei der
CSU)

– Wenn ich das richtig beobachtet habe, hat auch sein
Staatssekretär ein paar ausgehändigt. – Sie, Herr Mi-
nister, sonnen sich nach wie vor bei diesen Presseter-
minen. Förderbescheide könnten aber auch Ihre Mit-
arbeiter aushändigen. Des Ministers Aufgabe wäre es
jetzt, die nächsten Entwicklungskonzepte vorzulegen.
30 Mbit/s, 50 Mbit/s sind passé. Das ist keine Zu-
kunftsstrategie mehr. Der Minister sollte jetzt nicht
weitere Hunderte von Förderbescheiden präsentieren
und aushändigen und sich dabei fotografieren lassen,
sondern jetzt wäre es an der Zeit, die Frage zu beant-
worten: Was kommt, was haben Sie vor? Wie sieht es
aus, kommt Glasfaser in jedes Haus, und mit welchen
Geschwindigkeiten und Kapazitäten? – Hier, an dieser
Stelle, beweisen Sie, ob Sie nicht nur Förderbeschei-
de überreichen können, sondern ob Sie auch ein
guter Stratege sind. Bekanntermaßen gibt es diesbe-
züglich an verschiedenen Stellen Zweifel.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zum Thema Länderfinanzausgleich: Nur noch einmal
ganz kurz: Es gibt 1,3 Milliarden Euro ab 2020. Das
ist durchaus anzuerkennen. Auch dafür haben Sie
sich im Haushaltsausschuss danken und huldigen las-
sen. Die Frage ist aber doch: Was haben Sie dazu
überhaupt beigetragen? Richtig schwierig war die
Lage schon; denn wir hören seit Tagen, dass Bayern
in jeder Hinsicht spitze ist, dass alle Bayern beneiden.

(Staatsminister Dr. Markus Söder: Jawohl!)

Wenn man vor diesem Hintergrund und in diesem Be-
wusstsein bei den anderen Bundesländern und im
Bund eine Entlastung für Bayern erreichen will, dann
ist das sicherlich eine schwierige, eine fordernde Auf-
gabe. Was haben Sie dazu beigetragen? – Sie haben
zunächst Forderungen erhoben, zunächst nach vier
Millionen Euro Entlastung, später hat es geheißen, es
müssten zwei Millionen Euro sein. Das Ziel, über das
wir heute nicht mehr zu reden haben, haben Sie aber
nicht erreicht. Ihr Haus hat dazu vielleicht Informatio-
nen beigetragen, mehr aber nicht. Als großer Stratege
hätten Sie sich da unter Beweis stellen können. Das
ist Ihnen aber nicht gelungen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das gelingt Ihnen am allerwenigsten in der Landes-
entwicklung. Auch die Landesentwicklung ist nur dann
kraftvoll und erfolgreich zu meistern, wenn man die
Aufgaben über die Ministerien hinweg koordiniert. Das
ist eben auch ein Fall für Strategen. Das Thema Breit-
band, das auch dazu gehört, habe ich benannt und
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anerkannt. Ich habe aber auch aufgezeigt, welche
Hausaufgaben hier mittlerweile versäumt werden.

Die Behördenverlagerung unterstützen wir. Wir halten
sie auch für richtig, auch in Ihrem Zuständigkeitsbe-
reich. Ich verweise auf die Finanzschule Nord in Kro-
nach, die Finanzschule Ansbach. Beide wurden mit
viel Geld ausgestattet. Das ist richtig und wichtig,
doch auch da haben wir von Anfang an eine Strate-
gie, einen Zeit- und Finanzierungsplan, einen Master-
plan eingefordert. Sie haben sich dem bislang verwei-
gert. Immerhin haben Sie zuletzt im
Haushaltsausschuss für Anfang 2017 einen Bericht
über den derzeitigen Stand der Planungen zu den Be-
hördenverlagerungen zugesagt. Auf den warten wir
gespannt.

Gestern hat Staatsminister Helmut Brunner bei der
Beratung des Haushalts für die Landwirtschaft gesagt,
er sei der Heimatminister des ländlichen Raums. Es
sollte Ihnen zu denken geben, wenn andere Kollegen
diese Aufgabe im ländlichen Raum übernehmen.

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Wir arbeiten
teamorientiert! – Volkmar Halbleib (SPD): Seit
wann?)

– Im Team zu arbeiten ist besonders dann wichtig,
wenn Einzelne Schwächen zeigen, damit andere das
dann kompensieren können. Darum geht es mir jetzt
gerade.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Der Ministerpräsident hat am Dienstag von blühenden
Landschaften überall in Bayern gesprochen. Überall
in Bayern!

(Hans Herold (CSU): Zu Recht!)

Etwa zur gleichen Zeit erklärt der Heimatminister halb
Bayern zu Regionen mit besonderem Handlungsbe-
darf. An dieser Stelle ergibt sich die Frage: Tut er das
auch zu Recht?

(Volkmar Halbleib (SPD): Irgendwas stimmt doch
da nicht!)

Das ist keine Strategie. Die Aktion, die Regionen mit
besonderem Handlungsbedarf auszuweisen, ist
nichts, was Strategie beinhaltet. Auch das ist wieder
einmal nichts anderes als eine substanzlose Show.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das führt letztlich zur Förderung mit der Gießkanne
anstatt zu zielgenauer Unterstützung der besonders
unterstützungswürdigen Regionen. Dasselbe Thema
müssten wir bei den zentralen Orten in der Landes-

planung beklagen. Der zuständige Minister plant, die
ohnehin schon bestehenden 900 zentralen Orte um
59 weitere auszuweiten. Damit ist dann jede zweite
Gemeinde in Bayern ein zentraler Ort. Was ist seine
Strategie? – Seine Strategie ist, 59 weiteren Gemein-
den einen Anerkennungsbescheid auszuhändigen.
Das hat mit substanzvoller Landesplanung und Ge-
staltung aber leider nichts zu tun. Wenn Sie gestalten-
de Landesplanung wirklich ernst meinten, dann wäre
eine Reduzierung und Konzentration bei den zentra-
len Orten notwendig und dann eine staatliche Förde-
rung. Die Landesplanung ist nun einmal etwas Über-
fachliches, sehr geehrter Herr Staatsminister. Da
könnten Sie als Koordinator zwischen den Ministerien
auftreten und steuern.

Ihre Strategie ist in diesen Zeiten hingegen, es sich
mit niemandem, aber auch wirklich mit gar nieman-
dem zu verscherzen. In diesem Zusammenhang
haben Sie im Haushaltsausschuss auch erklärt, bei
Einsparungsfragen würden Sie die eine oder andere
Stelle in anderen Ressorts durchaus hinterfragen wol-
len. Sie wollten aber die Harmonie in der Staatsregie-
rung nicht stören. Harmonie per se ist aber, wenn es
um die Sache geht, wenn es um die Menschen in
Bayern geht, kein Wert an sich. Führen, steuern, koor-
dinieren, Strategien umsetzen, die Richtlinienkompe-
tenz ausüben, das wäre in der Landesplanung vonnö-
ten. Hier müssen wir aber leider eine Fehlanzeige
konstatieren.

Wir erwarten in der Landesplanung endlich Antworten
darauf, wie es in der Grundversorgung aussieht, wie
die Gesundheitsinfrastruktur, wie die Hausärztever-
sorgung in allen Bereich Bayerns gesichert werden
soll. Wir brauchen flächendeckende Betreuungsange-
bote, und zwar für Jung und Alt. Das ist ein Thema,
das gerade in den ländlichen Regionen, in den wirt-
schaftsschwächeren Gebieten, von den jungen Leu-
ten besonders genau beobachtet wird. Sie fragen:
Was können wir erwarten? Wohin geht die Entwick-
lung? Können wir sicher sein, dass wir auch in 10
oder 20 Jahren die Infrastruktur zum Leben haben,
die wir für uns und unsere Kinder brauchen? – Da ist
eine Konzeption gefragt, da wird eine Strategie ge-
braucht. Fotos, Förderbescheide und bunte Papiere
reichen dafür nicht aus.

Wir können Einzelplan 06 des Haushalts deshalb
nicht zustimmen. Das werden Sie angesichts dieser
Diagnose verstehen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat der Kollege
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Mütze von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.
Bitte schön, Herr Kollege.

Thomas Mütze (GRÜNE): Guten Morgen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, guten Morgen, Herr Präsident,
guten Morgen, Herr Minister! Wir müssen über Steu-
ern reden, wenn der Minister schon mal da ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was hat uns Minister Söder nicht schon alles an steu-
erpolitischen Errungenschaften versprochen: Fleißbo-
nus, Pauschbetrag erhöhen, Hightech-Bonus, Bayern-
Tarif, Regionalisierung der Erbschaftsteuer. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, was ist tatsächlich pas-
siert? – Anpassung des Grundfreibetrags und Absen-
kung eines Bruchteils der kalten Progression, die sich
seit 2005 angestaut hat. Eine echte Steuerentlastung,
lieber Herr Minister, ist das nicht. Den einzigen Erfolg,
der auf dieser Seite zu konstatieren wäre, den Län-
derfinanzausgleich, hat der Ministerpräsident verhan-
delt. Daran war der Minister auch nicht beteiligt. So ist
das.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dazu kommt jetzt noch eine völlig verkorkste Erb-
schaftsteuerreform, die außer mehr Bürokratie nichts
bringt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Widerspruch bei der CSU)

Was kommt 2017? – Die größte Steuersenkung aller
Zeiten, nach zwölf Jahren Regierungsbeteiligung der
CSU in Berlin, nach zwölf Jahren steuerpolitischen
Stillstands. Ich korrigiere: kein Stillstand; Sie haben ja
die Umsatzsteuer um 3 % erhöht. Von wegen: Wir
senken die Steuern, keine Steuererhöhung mit der
CSU. – Auch das ist eine der vielen Behauptungen,
die nicht wahr sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Steuerpolitisch möglich wären eine Entlastung mittle-
rer Einkommen mit Gegenfinanzierung und eine ge-
rechte Familienförderung, die Kinderarmut verhindert,
die es auch in Bayern gibt, und die die Benachteili-
gung von alleinerziehenden unverheirateten Paaren
und von Paaren, die sich die Erwerbs- oder Sorgear-
beit partnerschaftlich teilen, beendet. Alle sollen nach
unserer Meinung ihren fairen Beitrag zum Gemeinwe-
sen leisten. Daher wollen wir nicht nur anders besteu-
ern, sondern auch Steuersümpfe austrocknen und
das Steuersystem vereinfachen. Doch bislang sind
die deutschen Finanzämter den großen Steuerabtei-
lungen der Konzerne, die die Geschäfte unter ande-
rem nach Panama vermitteln, oft hoffnungslos unterle-
gen. Ähnlich wie andere Staaten, die es bereits

erfolgreich praktizieren, setzen wir uns daher für eine
bundesweite Steuerfahndung mit Spezialeinheiten für
große, multinationale Unternehmen und reiche Privat-
personen ein.

Ebenfalls helfen würde eine Vereinfachung des Steu-
ersystems mit weniger Formularen und weniger Fra-
gen. So könnte man über die Erhöhung der Abschrei-
bungsgrenze für geringwertige Wirtschaftsgüter den
bürokratischen Aufwand reduzieren und viele selbst-
ständige und mittelständische Unternehmen entlas-
ten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir gehen davon aus, dass das Bundesverfassungs-
gericht den Erbschaftsteuerkompromiss, Ihren Kom-
promiss, auch wieder für verfassungswidrig erklärt.
Dann müssen eben wir GRÜNEN eine Erbschaftsteu-
er entwickeln, die einfach und gerecht ist und keine
Zweifel daran aufkommen lässt, dass sie verfas-
sungskonform ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Eine sogenannte synthetische Erbschaftsteuer mit
einer einheitlichen und breiten Bemessungsgrundlage
für alle Vermögensarten kann die Ungerechtigkeit, die
Sie jetzt wieder beschlossen haben, auflösen. Wir
wollen eine Abschaffung vieler Steuervergünstigun-
gen, einen einheitlichen Steuersatz von circa 15 %
und unveränderte Freibeträge, damit das Wohneigen-
tum, etwa Omas Häuschen, mit dem Sie immer hau-
sieren gehen, in der Familie unverändert übertragen
werden kann. Die tatsächliche Erbschaftsteuerbelas-
tung steigt dann mit der Höhe des Vermögens natür-
lich. So soll es sein. Eine Gestaltung ist nicht mehr
möglich. Eine Stundungsoption auch über 15 Jahre
kann in diesem Fall, bei einem Steuersatz von 15 %,
von jedem Betrieb getragen werden.

Der Anteil der Erbschaftsteuer aus hohen Erbschaften
würde dadurch deutlich steigen, da sich die Umge-
hungsmöglichkeiten in Luft aufgelöst hätten. Diese
Erbschaftsteuer, unsere Erbschaftsteuer, wäre ein-
fach, ergiebig und gerecht. Damit kann bei einem
Steuersatz von etwa 10 % ein Aufkommen von sechs
Milliarden Euro erreicht werden. Das sagt auch das
DIW. Das wäre eine Erbschaftsteuer, mit der man
wirklich arbeiten kann.

Dass keiner mehr zahlen soll, wie Sie das immer vor
sich hertragen, halten wir bei einer Steuerreform für
falsch und populistisch. Steuer vermeidende Konzer-
ne wie Starbucks, Amazon, Google und Apple, über
die Sie, Herr Minister, gerne die Hand halten, sollen
selbstverständlich mehr zahlen.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Unterschied zwischen CSU und GRÜNEN be-
steht darin, dass wir machbare und vor allen Dingen
finanzierbare Konzepte machen, während die CSU
das Blaue vom Himmel verspricht, ohne Gegenfinan-
zierung. Ob das finanzierbar ist, spielt keine Rolle.
Nach der Wahl ist es eh egal.

(Lachen bei der CSU)

Wir brauchen keine wiederholten billigen Wahlver-
sprechen mehr, Herr Minister. Sie haben gesagt, Sie
wollen die kalte Progression und den Soli abschaffen.
Ich bin gespannt, was davon nach der Wahl noch
übrig bleibt.

Aber sehen wir uns den Haushalt an, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, nicht dass Sie fragen: Was ist denn
zum Haushalt gesagt? – Ein Blick in den Haushalt
macht deutlich: Die CSU kann trotz der hohen Ein-
nahmen und trotz der hohen Finanzkraft nur einen de-
fizitären Haushalt aufstellen. Sie greifen wieder in die
Rücklagen, um Ihren Haushalt finanzieren zu können.
Glaubwürdig sind Ihre Ankündigungen daher nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was brauchen wir für eine gerechte Steuerpolitik auch
in Bayern? – Wir brauchen eine personell und tech-
nisch gut ausgestattete Finanzverwaltung. Die Arbeit
daran haben Ihre Vorgänger schleifen lassen. Sie
haben nun begonnen, das Problem anzugehen. Mit
den 900 Anwärterstellen, die Sie in diesen Haushalt
eingestellt haben, haben Sie uns tatsächlich über-
rascht. Aber das darf natürlich kein Einzelfall bleiben,
Herr Minister. Das muss jetzt verstetigt werden; das
brauchen wir jedes Jahr.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bayern hat in den letzten zehn Jahren an Bevölke-
rung, an Unternehmen und an Wirtschaftskraft ge-
wonnen. Aber im Jahr 2006 gab es in Bayern
16.521 Beamten- und Arbeitnehmerstellen in der
Steuerverwaltung, und heute gibt es davon 16.438.
Das ist ein einfaches Rechenbeispiel. Wir haben we-
niger als vor zehn Jahren, ganz zu schweigen vom
Personal-Ist, das noch einmal 1.500 Vollzeitstellen da-
runter liegt. Das können Sie gerne nachlesen.

In diesem Zusammenhang ist auch unser Haushalts-
antrag zu sehen. Es kann nicht angehen, dass man
die Verwaltung noch mehr schwächt, indem man
Abordnungen zum Landesamt für Steuern vornimmt,
um dort die Löcher zu stopfen. Nein, vielmehr braucht
es Personal im Landesamt für Steuern, und das abge-

ordnete Personal muss wieder zurückkehren, um an
der Basis seine Arbeit leisten zu können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Man braucht es nicht für ein Steuer-FBI, für CSI Nürn-
berg oder für was weiß ich, was dem Minister noch
alles vor der nächsten Wahl einfällt,

(Zuruf von der CSU: Mehr als euch!)

um vielleicht eine Fortsetzungsserie zu begründen,
keine Ahnung.

Zur Heimatstrategie: 700 Stellen schaffen Sie zusätz-
lich, weil kaum Beschäftigte bereit sind, sich Ihrer Hei-
matstrategie anzuschließen und im wahrsten Sinne
des Wortes dabei mitzugehen. Ihnen ist es auch egal,
ob Sie die Verwaltung damit insgesamt schwächen.
Beispiel Landesamt für Statistik: War es sinnvoll, das
Landesamt für Statistik nach Nürnberg zu verlegen?
Diese Frage kann man stellen.

(Hans Herold (CSU): Eine gute Entscheidung!)

Das hat das Landesamt definitiv für Jahre personell
geschwächt. Das müssen Sie zugeben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zur Landesplanung
wird mein Kollege Martin Stümpfig noch etwas sagen.
Aber ein Bonmot möchte ich Ihnen gerne noch mittei-
len. Gestern hat der Justizminister Bausback sich hier
vehement gegen die Weihnachtsamnestie gewehrt. Er
hat gesagt: Der Zeitpunkt der Entlassung eines Straf-
gefangenen sei keine Frage der Jahreszeit. – Der Mi-
nister war entsetzt, dass es in anderen Bundeslän-
dern so funktioniert. Der Minister Söder ist da etwas
großzügiger, liebe Kolleginnen und Kollegen. Ich darf
zitieren: Auch in diesem Jahr wollen bayerische Fi-
nanzämter von Weihnachten bis Neujahr einen Gang
zurückschalten und Vollstreckungsmaßnahmen aus-
setzen. Die Mitarbeiter würden von Maßnahmen ab-
sehen, die als Belastung empfunden werden. – Liebe
Kolleginnen und Kollegen, der Minister zeigt wie
immer ein Herz für Steuervermeider und Steuerge-
stalter. Dazu ist kein weiterer Kommentar notwendig.

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN – Dr.
Florian Herrmann (CSU): Unverschämtheit!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön. – Als Nächster hat der Kollege Stümpfig vom
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Martin Stümpfig (GRÜNE): (Vom Redner nicht auto-
risiert) Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen! Ich werde versuchen, mich
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den positiven Ausführungen meines Vorredners,
Herrn Mütze, anzuschließen, was unseren Herrn
Söder betrifft.

Dieser Heimatatlas ist kein Zukunftsatlas, wie Herr
Herold heute Morgen den Ministerpräsidenten wieder-
gab; denn gerade das Heimatministerium plant eine
Betonierung unserer Zukunft. Die Schaffung eines
Heimatministeriums und die Ernennung von Markus
Söder zu seinem Chef waren die schwersten Schläge,
die unsere Heimat und die Landesentwicklung einste-
cken mussten.

(Beifall bei den GRÜNEN – Widerspruch bei der
CSU)

Herr Söder, Sie sind der Heimat-Shrek. "Shrek" ohne
"c", weil Sie mit dem "C" bei der CSU nichts anfangen
können.

(Beifall bei den GRÜNEN – Gudrun Brendel-Fi-
scher (CSU): Mei o mei! Das ist schon Panik!)

Der Veitshöchheimer Fasching ist aber vorbei, Herr
Söder. Es wird Zeit, dass Sie wieder in die Realität zu-
rückkehren. Hören Sie auf damit, sich in unserer Hei-
mat immer wie eine Axt im Wald auszutoben und sie
zu zerstören. Ihre populistische Politik ist keine Struk-
turpolitik. Der ländliche Raum wird bei Ihrer Ego-Tour
auf der Suche nach dem nächsten Like-Häkchen bei
Facebook erst recht nicht gestützt. Man kann Sie
nicht ernst nehmen. Das sagen nicht nur wir GRÜ-
NEN. Ihr neuester Clou, die Änderung des Landesent-
wicklungsprogrammes und die Abschaffung des An-
bindegebotes, stößt auf sehr viel Widerstand. Sie
setzen auf Asphalt statt auf Natur, auf Betonwüsten
statt auf ländliche Kulturlandschaft.

(Dr. Florian Herrmann (CSU): Wir setzen im Ge-
gensatz zu euch auf Zukunft!)

Wollen Sie hören, wer alles in Bayern nicht einver-
standen ist mit dem Ausverkauf unserer Heimat?

(Dr. Florian Herrmann (CSU): Nein! – Gudrun
Brendel-Fischer (CSU): Oh Mann!)

Die Liste ist wirklich lang und eindrucksvoll: die Baye-
rische Akademie Ländlicher Raum,

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Ja, ja!)

die Deutsche Akademie für Städtebau und Landespla-
nung, die Bayerische Architektenkammer, der Bund
Deutscher Architekten, der Bayerische Verein für Hei-
matpflege, der Bund Naturschutz in Bayern, die Al-
penvereinigung CIPRA, die Vereinigung für Stadt-,
Regional- und Landesplanung, die Bayerische Ingeni-

eurekammer, der Bayerische Städtetag und zu guter
Letzt ganz viele Kommunen in ganz Bayern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Doch die Meinungen all dieser Expertinnen und Ex-
perten interessieren den Minister nicht. Sie touren
nach wie vor durchs Land und verteilen Ihre Förder-
bescheide, wie man hier schon von vielen Rednern
gehört hat. Ihnen geht es nur um Ihre eigene populis-
tische Politik. Anscheinend sind Ihnen aber jetzt die
Termine ausgegangen; denn Sie haben auf einen
Schlag den Raum mit besonderem Handlungsbedarf
auf halb Bayern ausgeweitet. Jetzt können Sie dort
fleißig weiter touren. Man hört, wie gestern oft, in Bay-
ern immer ein Loblied von der CSU. Dann ist es ver-
wunderlich, dass wir in Bayern jetzt 50 % Raum mit
besonderem Handlungsbedarf haben. Herr Herold,
Sie haben heute Morgen Weißenburg-Gunzenhausen
angesprochen. Das ist nach meiner Einschätzung
wirklich ein Raum mit besonderem Handlungsbedarf
in unserer Region. Für Weißenburg-Gunzenhausen
bedeutet es eine tatsächliche Verschlechterung, wenn
jetzt halb Bayern wie mit der Gießkanne bedacht wird,

(Hans Herold (CSU): Landesamt für Schule!)

zum Beispiel auch der Raum Aschaffenburg, der wirk-
lich prosperierend ist, wo mein Kollege Mütze her-
kommt. Dieser Raum wird mit Weißenburg-Gunzen-
hausen in einen Topf geworfen. Da versteht jemand
überhaupt nichts von Strukturpolitik.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der nächste Punkt sind die Zentralen Orte. Das ist ei-
gentlich ein sinnvolles Steuerungsinstrument für eine
gute Entwicklung im Land. Aber auch dieses Steu-
erungsinstrument wird von Herrn Söder aufgegeben.
Er will niemandem weh tun. Aber das ist genau das
Gegenteil. Hier haben wir keine Steuerung unserer
Landesfinanzmittel mehr, sondern es geht wieder
alles in die Gießkanne. Wir bräuchten eigentlich eine
Stärkung und eine personelle Aufstockung unserer re-
gionalen Planungsverbände. Hierzu finden wir im
Haushalt nur ein paar wenige Zuschüsse. Aber diese
16 Planungsverbände müssen mit hauptamtlichen
Kräften gestärkt werden. Sie müssen der Mittelpunkt
sein. Sie müssen die Koordination machen, die kom-
munale Allianz unterstützen, Projekte entwickeln und
Bürgerbeteiligungen vorbereiten. Hier gibt es sehr viel
zu tun. Das wäre mehr als sinnvoll.

Es bleibt festzuhalten: Der Heimatminister hat seinen
Namen nicht verdient. Er hat kein Konzept für eine
gesunde und nachhaltige Entwicklung Bayerns. Er hat
kein Konzept für eine Finanzierung unserer finanz-
schwachen Kommunen.
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(Dr. Florian Herrmann (CSU): Jämmerlich! Wo
leben Sie denn eigentlich?)

Er hat nicht den Mumm, für vorausschauende Leit-
planken in der Landesplanung zu sorgen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Dr. Florian Herrmann
(CSU): Wahnsinn!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat nun noch mal
der Kollege Herold von der CSU das Wort.

Hans Herold (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert)
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Mit dem Rest meiner Redezeit möchte ich
Ihnen sagen, Herr Stümpfig: Mit diesen Bemerkungen
zu unserem Herrn Staatsminister haben Sie sich sel-
ber abqualifiziert.

(Beifall bei der CSU)

Lieber Herr Kollege Harald Güller, ich muss ehrlich
sagen, dass wir im Haushaltsausschuss gut zusam-
menarbeiten; aber Ihre Bemerkung zu unserer Staats-
ministerin Melanie Huml weise ich entschieden zu-
rück.

(Beifall bei der CSU)

Ich sage aus voller Überzeugung: Die Verlagerung
unseres Gesundheitsministeriums nach Nürnberg war
eine gute und wichtige Strukturentscheidung für Mit-
telfranken und Nürnberg, weil nämlich Nürnberg – Sie
wissen, wer Nürnberg seit vielen Jahren regiert – eine
der höchsten Arbeitslosenquoten in ganz Bayern hat,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

Ich komme zu den Ausführungen des Kollegen Tho-
mas Mütze. Lieber Thomas, das war wieder typisch
für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Ihr seid eine Partei
der Steuererhöhungen, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Die Anträge der Opposition belaufen sich auf 4,5 Milli-
arden Euro, liebe Kolleginnen und Kollegen. Wenn wir
diesen Anträgen beigepflichtet hätten, würden wir in
einigen Jahren dort stehen, wo derzeit Nordrhein-
Westfalen steht.

(Dr. Florian Herrmann (CSU): Genau!)

Das möchte ich ausdrücklich betonen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge Herold, die Kollegin Stamm würde gern eine Zwi-
schenfrage an Sie stellen.

Hans Herold (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert)
Nein, am Ende bitte. – Ich bringe ganz kurz den Hin-
weis in Bezug auf die Halbierung der staatlichen
Wohnraumförderung, was gestern vom Herrn Frakti-
onsvorsitzenden Rinderspacher und soeben vom Kol-
legen Güller veröffentlicht wurde. Ich glaube, Sie
haben die falschen Zahlen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Im Doppelhaushalt stehen insgesamt 870 Milli-
onen Euro für Wohnraumförderung zur Verfügung.

(Markus Rinderspacher (SPD): Vom Bund aus!
Das sind Bundesmittel!)

Hinzu kommt ein Bewilligungsrahmen für kommunale
Wohnraumförderung und für die Förderung von Stu-
dentenwohnraum. Damit haben wir insgesamt
617 Millionen Euro und somit 1,23 Milliarden Euro im
Doppelhaushalt 2017/2018. Das geschieht natürlich
auch mit Unterstützung des Bundes. Das ist klar.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön. – Zunächst hat sich die Kollegin Stamm zu
einer Zwischenbemerkung gemeldet. Bitte schön,
Frau Kollegin, Sie haben das Wort. – Anschließend
kommt der Kollege Güller. Auch er hat sich zu einer
Zwischenbemerkung gemeldet.

Claudia Stamm (GRÜNE): Sehr geehrter, geschätz-
ter Kollege Herold, ich glaube, was die Zusammenar-
beit im Ausschuss anbelangt, sind wir hier alle einer
Meinung. Aber gerade bei Haushaltsberatungen finde
ich es wichtig, alles beim Namen zu nennen und ehr-
lich zu sein. Sie reden von diesem angeblich tollen
Umzug des Gesundheitsministeriums. Da würde es
dazugehören, dass Sie gleichzeitig sagen, dass
150 Stellen aus Nürnberg wegverlagert werden. Das
heißt, wir wissen noch nicht, wie viele Stellen mit dem
Gesundheitsministerium nach Nürnberg verlagert wer-
den. Wir wissen aber sehr wohl – ich bin übrigens
hier, Herr Herold –

(Hans Herold (CSU): Ja, weiß ich!)

dass 150 Stellen wegverlagert werden. Das zu sagen,
würde der Ehrlichkeit und dem Anstand dienen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Dr. Florian Herrmann
(CSU): Das sagen die Richtigen!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Frau Kollegin. – Herr Kollege Herold, Sie
haben das Wort.
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Hans Herold (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert)
Ich kann mich nur wiederholen. Das habe ich vorhin
sehr deutlich gesagt. Diese Behördenverlagerungen,
die durchgeführt werden und schon durchgeführt wur-
den, insbesondere zum Beispiel die Verlagerung des
Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik
nach Fürth, sind für unseren Bereich, insbesondere
West-Mittelfranken, aber auch ganz Mittelfranken, ein
großer Gewinn. Ich sage es nochmal: Ich bin sehr
glücklich über diese Entscheidung,

(Zuruf der Abgeordneten Claudia Stamm
(GRÜNE))

das Gesundheitsministerium nach Nürnberg zu verla-
gern. Ich wiederhole mich: Es muss niemand nach
Nürnberg mitgehen. Alles geschieht auf freiwilliger
Basis.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön. – Als Nächster hat nun Herr Güller das Wort.

Harald Güller (SPD): Herr Kollege Herold, ich komme
noch mal zum Thema Wohnungsbau. Die ganze
Wahrheit ist nun mal, dass die Koalition in Berlin auf
Drängen der SPD richtigerweise beschlossen hat,
rund 500 Millionen Euro mehr pro Jahr für den sozia-
len Wohnungsbau in Deutschland auszugeben.
Davon gehen 77 Millionen Euro an den Freistaat Bay-
ern. Diese sind selbstverständlich im Haushalt etati-
siert.

(Hans Herold (CSU): Genau!)

Aber diese 77 Millionen Euro kommen nicht komplett
beim Wohnungsbau in Bayern an. Die Wohnungsbau-
mittel des Freistaats Bayern gehen um 72 Millionen
Euro, um 21 Millionen Euro zurück. Das heißt, die
77 Millionen Euro kommen nicht voll im Bayerischen
Wohnungsbau an. Sie putzen sich die Finger im baye-
rischen Staatshaushalt am Geld der Bundesregierung
für den sozialen Wohnungsbau ab. Dieses Geld
kommt den Bürgerinnen und Bürgern in Bayern nicht
zugute. Das kritisieren wir.

Wir kritisieren auch, dass Sie im Jahr 2017 selbst zu
dieser Quote nur kommen, weil die Eigenmittel der
Bayerischen Landesbodenkreditanstalt nochmals um
50 Millionen Euro erhöht werden. Sonst würden Sie
sogar 71 Millionen Euro aus Berlin nicht weitergeben.
Das finden wir für politisch falsch und für einen der
größten Fehler, den man auf dem derzeit angespann-
ten Wohnungsmarkt machen kann. Die Mieterinnen
und Mieter müssen wissen, wer an der Wohnraum-
knappheit in ganz Bayern schuld ist.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Herr Kollege Herold, Sie haben
das Wort. Bitte schön.

Hans Herold (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert)
Sie hätten auch München erwähnen sollen, Herr Gül-
ler. Aber ich bin in dieser Angelegenheit ganz gut vor-
bereitet und möchte Ihnen dazu etwas konkret vortra-
gen, weil ich noch genügend Zeit habe zu antworten.
– In der Wohnraum- und Studentenwohnraumförde-
rung werden die Mittel – auch mithilfe des Bundes; da
pflichte ich Ihnen bei, Herr Güller – um 66 Millionen
Euro auf rund 468 Millionen Euro aufgestockt. Wir hel-
fen als Freistaat Bayern genauso wie der Bund unse-
ren Kommunen bei der Behebung von Wohnungsnot,
insbesondere in den Ballungsräumen Bayerns; ich
nenne das Stichwort Landeshauptstadt München.

Wir führen das im Jahr 2016 aufgelegte kommunale
Wohnraumförderprogramm von jährlich 150 Millionen
Euro quasi unverändert fort. Das heißt, wir haben im
Bereich Wohnungsbau allein 618 Millionen Euro pro
Jahr zur Verfügung. Wir helfen aber auch – das wurde
immer wieder angesprochen – unseren Staatsbe-
diensteten bei der Suche nach bezahlbarem Wohn-
raum, logischerweise insbesondere in München.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Mit dem im Oktober 2015 beschlossenen Maßnah-
menpaket zum Wohnungsbau in Bayern werden in
München bis zum Jahr 2020 1.000 Wohnungen durch
die Stadibau auf den Weg gebracht. Bereits im Nach-
tragshaushalt 2016 – das wissen Sie doch, Herr Gül-
ler – wurden die ersten Schritte zur Umsetzung des
Bauprogramms eingeleitet, insbesondere durch die
Veranschlagung von Förderdarlehen. Im Regierungs-
entwurf des Doppelhaushalts 2017/2018 – das habe
ich schon mehrfach erwähnt – werden die Ausgabe-
mittel mit jährlich 20 Millionen Euro fortgeführt. Zudem
sind auch Verpflichtungsermächtigungen von 40 Milli-
onen Euro im Jahr 2017 und von 30 Millionen Euro im
Jahr 2018 vorgesehen.

Die Stadibau – das wissen Sie auch, Herr Güller – ar-
beitet derzeit mit Hochdruck an der Planung und Um-
setzung. Wir bauen ja im Jahr 2017 voraussichtlich im
Prinz-Eugen-Park, in der Erzgießereistraße, in der
Lindwurmstraße, in der Soyerhofstraße und in Frei-
ham und hoffen sehr darauf – das möchte ich aus-
drücklich sagen –, dass uns dabei die Landeshaupt-
stadt München durch Baurecht unterstützt. Das heißt
konkret, dass wir insgesamt über 1,2 Milliarden Euro
im Doppelhaushalt zur Verfügung haben.
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(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Bevor ich dem Herrn Staatsmi-
nister das Wort erteile, darf ich Sie davon in Kenntnis
setzen, dass die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
zu ihrem Änderungsantrag auf der Drucksa-
che 17/13296 betreffend "Ersatzstellen für abgeordne-
te Beamtinnen und Beamte in der Finanzverwaltung"
namentliche Abstimmung beantragt hat. – Jetzt hat
der Herr Staatsminister Dr. Söder das Wort. Bitte
schön.

Staatsminister Dr. Markus Söder (Finanzministeri-
um): Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Hier wird sehr genau zugehört, welche
vermeintlichen Verbesserungsideen Sie haben und
wie Sie Bayern beschreiben. Eines kann ich Ihnen
sagen: Nach meiner festen Überzeugung leben Sie in
einer Scheinwelt mit postfaktischen Wahrnehmungs-
verzerrungen. Bayern ist anders, als Sie das hier be-
schreiben, und zwar ganz anders.

(Beifall bei der CSU)

Gute Ideen sind willkommen. Aber nutzloses Gemot-
ze wird dem Niveau dieses Parlaments nicht gerecht.
Wir brauchen an dieser Stelle Qualität und nicht nur
neidische Ideen.

(Beifall bei der CSU – Christine Kamm (GRÜNE):
Was Sie jetzt machen, ist unanständig!)

– Das sagen immer die Richtigen. Dieser Haushalt
versucht, genau das zu machen, was die Menschen
in dieser Zeit erwarten. Obwohl es uns wirtschaftlich
doch wirklich gut geht, so gut wie nie, sind die Men-
schen tief verunsichert. Deswegen muss ein Haushalt
zweierlei erfüllen. Er muss zum einen eine solide
Grundlage schaffen, damit der Staat seine Aufgaben
erfüllen kann. Er muss zum Zweiten aber auch eine
emotionale Basis für die Zukunft finden, damit die Be-
völkerung spürt und weiß, dass sie in unserem Land
sicher ist. Wir wollen nicht nur, dass dieses Land Bay-
ern in der Zustandsbeschreibung die Nummer eins ist,
sondern uns kommt es auch darauf an, dass Bayern
in der Zukunft eine echte, verlässliche Heimat für viele
Menschen bietet.

Trotzdem werden wir immer wieder Vergleiche mit an-
deren Bundesländern anstellen; denn in den anderen
Bundesländern regieren Sozialdemokraten und
GRÜNE, und man kann sehen, was das Ergebnis von
rot-grüner Politik ist. Bayern ist anders.

(Beifall bei der CSU)

Wir wachsen, und wir werden stärker. Dieser Haushalt
ist dafür ein Lackmustest. Wir haben beim Haushalt
ein Rekordvolumen, weil wir auch bei den Steuerein-
nahmen ein Rekordvolumen haben. Trotzdem haben
wir – das ist hoch beachtlich – zum zwölften und drei-
zehnten Mal in Folge keine Neuverschuldung. Wir
sind ein Land, das sogar Schulden abbaut. In diesen
Zeiten, in denen sich alle über die hohen Ausgaben
für Asyl und für Integration – das sind Ausgaben, die
von außen auf uns zukommen – beklagen, schaffen
wir es im Inneren, in der Finanzpolitik eine stabile Ar-
chitektur zu erhalten. Das heißt, wir machen keine
Schulden, wir bauen weiter Schulden ab, im Doppel-
haushalt – Hans Herold hat es angesprochen – eine
weitere Milliarde. Seit 2012 werden – das ist eine Bi-
lanz meiner Arbeit als Finanzminister und unserer Ar-
beit im Parlament – Schulden in Höhe von rund 3 Mil-
liarden Euro abgebaut. Schauen Sie an, was
Nordrhein-Westfalen gemacht hat. In dem Zeitraum,
in dem wir 3 Milliarden Euro abbauen, hat Nordrhein-
Westfalen 10 Milliarden Euro neue Schulden ge-
macht. Das ist der Unterschied zwischen Bayern und
den anderen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Für Baden-Württemberg ist es etwas weniger, aber
ähnlich schmerzhaft. Baden-Württemberg macht im
gleichen Zeitraum 3 Milliarden Euro neue Schulden.
Das heißt, in der Zeit, in der wir die Schulden pro Bür-
ger um 308 Euro senken, legt Nordrhein-Westfalen
um 500 Euro zu, und selbst Baden-Württemberg ver-
schuldet sich pro Kopf um 167 Euro neu. Das heißt,
alle Kinder, die in anderen Bundesländern geboren
werden, bekommen täglich neue Schulden aufgebür-
det, und unsere Kinder bekommen täglich neue Zu-
kunftschancen. Das ist ein ganz entscheidender Un-
terschied.

(Beifall bei der CSU)

Aber es ist nicht so, dass wir Meister Sparhans
wären; das wäre zu wenig. Wir investieren gleichzeitig
in die Dinge, von denen wir glauben, dass sie für
unser Land wichtig sind, in Infrastruktur, in Bildung
und in Sicherheit.

Zur Sicherheit noch ein Nachtrag, weil da oft kritisiert
wird, auch in der letzten und in dieser Woche. Wenn
Sie sich die anderen Bundesländer anschauen, spü-
ren Sie doch die Erwartungshaltung der Menschen,
dass die Investition in Sicherheit wichtig ist. Wir hatten
eine Zeitlang die Kontrolle über unsere Grenzen ver-
loren. Aber jetzt beginnen wir, in einigen Teilen
Deutschlands die Kontrolle über öffentliche Plätze,
Straßen und Stadtviertel zu verlieren. Das darf sich
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ein Staat nicht gefallen lassen, meine Damen und
Herren. Das ist eine Ursünde für den Staat.

(Beifall bei der CSU)

Deswegen bin ich fest davon überzeugt, dass alle In-
vestitionen in Polizei und Sicherheit für unser Land
grundlegend wichtig sind. Alle anderen Bundesländer
sollten da nachlegen.

Aber wir investieren nicht nur in die Sicherheit, son-
dern ganz bewusst auch im Land, und zwar mit einer
grundlegenden anderen Philosophie, als Herr Stümp-
fig und andere sie haben. Wir wollen zukünftig keinen
weiteren bayerischen Extremzentralismus, in dem der
ländliche Raum, wie in einigen Teilen Deutschlands
beginnend, nicht im Fokus der Betrachtung steht,
nicht beachtet wird und verödet. Alles, was die Mehr-
heit des Hohen Hauses und die Staatsregierung in
den letzten Jahren gemacht haben, zielt elementar
darauf ab zu verhindern, dass immer noch mehr in
immer stärker wachsende Ballungsräume ziehen, so-
dass Menschen die Perspektive haben, in ihrer Hei-
mat vor Ort leben zu können. Wir nehmen den ländli-
chen Raum ernst und belehren ihn nicht ständig, wie
es die anderen gerne machen.

(Beifall bei der CSU)

Ich bin der festen Überzeugung, dass viele, die vom
ländlichen Raum reden, ihn gar nicht kennen. Uns
vorzuwerfen, dass wir uns mit Bürgermeistern unter-
halten und mit ihnen über ihre Sorgen sprechen, ist ja
geradezu absurd und undemokratisch, meine Damen
und Herren. Die Bürgermeister, die Gemeinderäte, die
Kommunalpolitiker im Land sind doch diejenigen, die
wissen, was draußen vor Ort stattfindet. Es ist doch
eine urdemokratische Aufgabe des Landtags, auf die-
jenigen zu hören, die vor Ort Verantwortung tragen,
meine Damen und Herren, und nicht nur im Elfenbein-
turm hier im Landtag zu philosophieren.

(Beifall bei der CSU)

Ja, dort investieren wir, dort tun wir etwas. Bei 11 %
Versiegelung des Landes und angesichts der Be-
schwer vieler Kommunalpolitiker, dass sie nicht ein-
mal mehr in der Lage seien, kleinste Betriebe anzu-
siedeln, müssen wir ihnen doch helfen. Da können wir
doch nicht sagen: Das interessiert uns nicht.

Wollen wir Verkehrsinfarkte in den Großstädten wirk-
lich weiter befördern? Wollen wir die klimaschädlichen
Auswirkungen von täglich Tausenden, Hunderttausen-
den Pendlern haben?

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn
(SPD))

Wenn es dann darum geht, die Förderkulisse im länd-
lichen Raum zu verbreitern, sagt Herr Stümpfig: Also
dort, wo ich wohne, finde ich es gut, dass der RmbH
kommt, aber dort, wo Herr Mütze wohnt, finde ich es
schlecht. – Mit solch einem Neid werden wir das Land
nicht stärken, meine Damen und Herren. Es gibt mehr
für viele, und das ist das entscheidende Motto an die-
ser Stelle.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von den FREIEN
WÄHLERN)

Sie haben einige Berufsgruppen aufgezählt, die Kritik
am Landesentwicklungsprogramm üben. Ich sage
Ihnen sehr offen: Wir nehmen das alles ernst und be-
werten es noch einmal. Der Gemeindetag hält das
aber für richtig – einige Bürgermeister meinen übri-
gens, an dieser Stelle müsse man fast noch mehr tun
–, und auch der Landkreistag sagt das und die Vbw.

Wir spüren eines – und hier sind viele Kollegen, die
vor Ort wirken und das bemerken könnten: All die Ak-
tivitäten, die wir Woche für Woche im ländlichen
Raum unternehmen, führen nicht nur zu einer Infra-
strukturstärkung, sie führen auch zu Motivation. Diese
Motivation durch das Ernstnehmen der Bevölkerung
im ländlichen Raum, meine Damen und Herren, halte
ich für den Grundstil der Bayerischen Staatsregierung
und des Bayerischen Landtags für ganz elementar.

Nur nebenbei bemerkt: Wenn ich irgendwo draußen
einen Förderbescheid übergebe, muss ich mich in der
Regel dagegen wehren, dass mir Oppositionsabge-
ordnete auf die Füße hüpfen, weil sie auch auf einem
Foto sein wollen. Das ist doch die Realität draußen im
Land.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Deswegen setzen wir das fort. Ich bin wirklich der fes-
ten Überzeugung, dass das richtig ist – nicht das Bei-
hüpfen, sondern die Strategie.

(Heiterkeit bei der CSU)

Beim Thema Breitband muss man auch einmal zu-
rückblicken. Es ist in Ordnung, wenn man mehr for-
dert; da gibt es kein Problem, Herr Güller, das ist in
Ordnung. Wir machen uns übrigens auch Gedanken
darüber, wie wir das im Rahmen der EU-Förderung
noch verbessern können. Wir werden Anfang Januar
oder Februar, glaube ich, auch noch ein paar neue
Dinge vorstellen können.

Nur einmal zur Bilanz: Vor zwei oder drei Jahren hieß
es: alles Chaos. Wir holen im Land mit Siebenmei-
lenstiefeln auf, bei einer schwierigen Topografie und
obwohl wir zu Beginn von der Telekommunikationsin-
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dustrie alleingelassen wurden. Das ist doch die Wahr-
heit – die haben nichts gemacht.

Jetzt haben wir es geschafft, dass 96 % der baye-
rischen Gemeinden im Förderverfahren sind. Auch
Großstädte wie Nürnberg kommen plötzlich und
sagen: Am Stadtrand könnten wir etwas brauchen. In
den letzten zwei Jahren haben wir in Bayern insge-
samt 900.000 Haushalte neu ans Internet angeschlos-
sen, das sind mehr, als Mecklenburg-Vorpommern
hat. Wir haben 24.500 Kilometer Glasfaserkabel ver-
legt, meine Damen und Herren.

Wenn ich das noch ergänzen darf – du hast es ange-
sprochen, lieber Hans Herold –: In Anbetracht des
Themas WLAN, das noch hinzukommt, und der Aktivi-
täten überall kann ich nur sagen: In anderen Bundes-
ländern wird auch etwas getan, die schlafen auch
nicht. Aber dass wir, vom fast letzten Platz kommend,
Woche für Woche aufholen und uns Woche für Woche
verstärken, zeigt, dass wir eines beherzigen: In Bay-
ern soll es keine zwei Geschwindigkeiten der Digitali-
sierung geben. Alle Bayern sollen online sein, nicht
nur die Münchner und Nürnberger, sondern jeder Bür-
ger im Land muss die gleichen digitalen Rechte be-
kommen. Dafür setzen wir uns ein.

(Beifall bei der CSU)

Zur Behördenverlagerung: Es ist immer richtig nach-
zufragen. Als wir mit diesem Projekt begonnen haben,
gab es zwei grundsätzliche Kritiken. Erstens: Was
bringt das denn überhaupt? – Das kam vor allem von
den GRÜNEN. Es sei schlecht, Beamte aus München
heraus zu verlagern, das müsse doch nicht sein usw.
Ich bleibe dabei: In Zeiten der Digitalisierung, in Zei-
ten von gewachsenen Möglichkeiten im ländlichen
Raum ist es doch möglich und geradezu sinnvoll,
dass sich nicht alles in München ballt.

Wir haben mehr Versetzungswünsche aus München
heraus als nach München hinein – nicht ganz überra-
schend, wenn man einmal die Lebenshaltungskosten
anschaut. Viele Leute sind froh, dass sie wieder in
ihrer Heimat leben und arbeiten können, wenn es um
Familie oder Familiengründung geht. Deswegen ist
die Grundidee richtig. Schauen Sie sich überall um.
Herr Muthmann, Sie wissen es: Als wir in Grafenau
waren, konnten wir feststellen, was sich allein in den
letzten zwei Jahren an Neuansiedlungen von Wissen-
schaft, Wirtschaft und Behörden getan hat. Da lebt
eine Gemeinde wieder.

Meine Damen und Herren, Verödung heißt: alles in
München. Stärkung heißt, auch den ländlichen Raum
ein Stück weit stärken. Das lassen wir uns nicht ka-
puttreden.

(Beifall bei der CSU)

Wir unterstützen die Großstädte mehr als jedes ande-
re Bundesland, ob kulturell oder im Verkehrsbereich:
Stammstrecke, Konzertsaal, Hochschulen, große
Zentren für Digitalisierung. Mehr tun die anderen auf
keinen Fall. Das passt auch zu dieser leistungsfähi-
gen Kapitale München. Dabei lassen wir den ländli-
chen Raum aber nicht außer Acht.

Die Behördenverlagerung managen wir so intelligent,
meine Damen und Herren, dass meistens sogar neue
Arbeitsplätze im ländlichen Raum geschaffen werden,
weil wir im Stellenmanagement Dienstposten, deren
Inhaber hier in München in Pension gehen, dann ver-
lagern.

Wie sieht es aus? 50 Behörden wurden angekündigt,
und was haben wir jetzt? – In allen Projekten wurde
das Flächenmanagementverfahren eingeleitet. 75 %
der Projekte konnten zum Teil auch schon die passen-
den Unterbringungen für Behörden organisieren. Wir
haben 2015 und 2016 schon 28 Behörden mit mehr
als 200 Beschäftigten verlagert. 2017 und 2018 wer-
den weitere folgen, indem wir 300 Beschäftigte und
260 Studierende verlagern. Stück für Stück geht es
voran.

Wenn man irgendwo bei einem entsprechenden Ter-
min dabei war und gesehen hat, wie das angenom-
men wird – etwa am letzten Freitag in Oberfranken,
bei dem Demografie-Kompetenzzentrum, das wir ein-
richten, oder in Kronach, wohin sich die Finanzhoch-
schule entwickelt –, dann spürt man geradezu einen
Impuls. In diese Gemeinden kommen junge Leute,
kommen neue Leute, es gibt Versorgung.

Meine Damen und Herren, was kann besser sein und
was könnten wir uns mehr wünschen, als dass in den
Gemeinden Aufbruchsstimmung herrscht? Schlechte
Stimmung auf dieser Seite des Landtags ist mir lieber
als eine schlechte Stimmung draußen im Land. Wir
brauchen draußen die beste Stimmung. Das ist für
uns entscheidend und nicht das Gemotze hier.

(Beifall bei der CSU)

Herr Stümpfig, wir sprechen heute Nachmittag über
das FAG. Hier wird gesagt, wir würden die Kommu-
nen bei der Finanzausstattung schlecht behandeln –
Herr Muthmann hat das nicht getan; vielleicht sagt er
es heute Nachmittag noch. Doch woanders leiden und
darben Landkreis-, Städte- und Gemeindetage. Bei
uns haben wir ein Rekord-FAG. Das hat Peter Winter
mit verhandelt. Wir haben die höchste Summe an Sta-
bilisierungshilfen.

(Peter Winter (CSU): So ist es!)
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Wir werden am Freitag, also morgen, die Schlüsselzu-
weisungen verteilen. Da werden Sie ganz wenige er-
leben, die sagen, das sei eine schreiende Ungerech-
tigkeit.

Schauen Sie sich an, dass wir allein zum Thema Asyl
noch einmal 112 Millionen Euro in die Hand nehmen,
um bei den Bezirken Kostensteigerungen zu verhin-
dern, die sonst zu neuen Kreis- und Bezirksumlagen
führen würden. Meine Damen und Herren, welches
Bundesland tut das, welches ist so kommunalfreund-
lich wie der Freistaat Bayern? Ich kenne keines.

(Beifall bei der CSU)

Noch etwas zu den Stellen. Sie haben – das erkenne
ich an – festgestellt, dass sich dort etwas verbessert
hat. Da hatten wir Nachholbedarf, das sehe auch ich
so. Dabei müssen Sie insgesamt immer sehen – und
das bitte ich zu bedenken –, dass wir noch Herausfor-
derungen bekommen werden. Was wir in den letzten
zwei Jahren und in den nächsten zwei Jahren im
Staatshaushalt im Bereich Asyl ausgeben, ist Geld,
das wir schon gern irgendwann einmal gehabt hätten
– über 9 Milliarden Euro. Das darf man nicht verges-
sen.

Wenn andere Bundesländer in einer Zeit der Rekord-
steuereinnahmen massiv Schulden machen, dann
möchte ich nicht wissen, wie es um Deutschland be-
stellt ist, wenn diese Bundesländer wieder einmal
konjunkturell in eine schwierige Situation kommen.

Wir müssen auch sehen: Wir schätzen unseren öffent-
lichen Dienst sehr, aber es gibt in Bayern auch noch
Menschen, die nicht im öffentlichen Dienst sind. In
Griechenland war das zeitweise anders, aber bei uns
ist das so. Deswegen, meine Damen und Herren,
muss die Balance immer stimmen.

Wir haben in diesem Jahr aufgrund der Sicherheitsla-
ge mehr Stellen ausgelobt, als wir in den letzten zehn
Jahren abgebaut haben. Trotzdem muss es Aufgabe
bleiben, lieber Herr Muthmann, dass der Staat seine
Belange so regelt, dass er nicht unbegrenzt neue
Stellen schafft, sondern eine vernünftige Balance hält:
Man sollte den öffentlichen Dienst stärken und Stellen
schaffen, wo man sie braucht, aber eine unbegrenzte
Ausweitung ist auch im Hinblick auf die Pensions-
lasten für die nächste Generation nicht verantwor-
tungsvoll. Das wollen wir nicht.

(Beifall bei der CSU)

Bei der Steuer legen wir zu. In diesem Doppelhaus-
halt gibt es noch einmal über 900 Stellen, davon 800
Anwärterstellen. Hans Herold und Frau Aures waren
bei dem Termin mit den neuen jungen Leuten in Nürn-

berg dabei. Es ist sehr begeisternd, wie viele junge,
hoch leidenschaftliche, lustige Menschen in der Steu-
erverwaltung arbeiten. Das verändert das Image der
Finanzverwaltung grundlegend. Das ist toll.

Bei den Stellen der Steuerfahndung haben wir seit
2011 um 30 % zugelegt. Herr Mütze, Sie haben sich
beschwert, dass die Sonderkommissionen nichts brin-
gen würden. Natürlich geben diese Sonderkommissio-
nen eine Antwort. Glauben Sie im Ernst, dass es rei-
chen würde, an irgendeinem Finanzamt eine
zusätzliche halbe Stelle auszuweisen, wenn wir von
internationalen Steuerkartellen herausgefordert wer-
den? Ohne zentrale Einheiten wären wir nicht in der
Lage, dagegen vorzugehen. Deswegen sind Sonder-
kommissionen richtig. Sie geben uns mehr Chancen
und erhöhen die Einnahmen des Staates.

(Beifall bei der CSU)

Bei den Betriebsprüfern haben wir deutlich bessere
Ergebnisse als anderswo. Wir sagen aber auch, und
dabei bleibt es: Wir müssen nicht jeden kleinen Hand-
werksmeister dreimal im Jahr prüfen. Die Mehrein-
nahmen bekommen wir von den Großen. Da müssen
wir ansetzen.

(Beifall bei der CSU)

Noch einmal zu den Beamten, weil dieses Thema im
Doppelhaushalt auch wichtig ist. Sie haben es aus-
gespart. Sie sollen aber sehen, was genau heraus-
kommt. Auch beim öffentlichen Dienst gibt es einen
ganz großen Unterschied zwischen uns und anderen
Bundesländern. Ich glaube, dass dieser Unterschied
für unsere Beamten ganz wichtig ist, er liegt nämlich
in der Bezahlung. Schauen Sie sich an, wie Tarifa-
bschlüsse in anderen Bundesländern auf die Beamten
übertragen werden, wie die Beamten dort bezahlt
werden. Ich nehme als Beispiel einen Steuerbeamten.
Ein bayerischer Steuerbeamter der Besoldungsgrup-
pe A 8 in der Endstufe, der verheiratet ist, erhält
2.100 Euro mehr als ein vergleichbarer Beamter in
Hessen, 2.200 Euro mehr als ein vergleichbarer Be-
amter in Niedersachsen, 3.100 Euro mehr als ein ver-
gleichbarer Beamter in Rheinland-Pfalz und 4.000 Eu-
ro mehr als ein vergleichbarer Beamter in Berlin. Das
ist ehrliche Anteilnahme für den öffentlichen Dienst.
Gute Arbeit wird in Bayern gut bezahlt. Das ist der
Unterschied.

(Beifall bei der CSU – Widerspruch des Abgeord-
neten Bernhard Roos (SPD))

Jetzt noch zum Thema Steuern: Es gibt einen funda-
mentalen Unterschied zwischen uns und
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(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Den anderen
Bundesländern!)

den politischen Gruppierungen Rot und Grün. Wissen
Sie, was der Hauptunterschied beim Thema Steuern
ist? – Es ist das Vertrauen in den Bürger. Sie denken
immer daran, möglichst viel Geld vom Bürger kraken-
haft zu holen, um es dann in staatlichen Programmen
einzusetzen. Wir glauben, dass Geld am besten bei
dem aufgehoben ist, der es verdient hat, nämlich
beim Bürger. Wir vertrauen unseren Bürgerinnen und
Bürgern.

(Beifall bei der CSU – Hans-Ulrich Pfaffmann
(SPD): Das hat man bei der Landesbank ge-
merkt!)

Lieber Herr Mütze, ich weiß nicht, ob Sie auf Ihrem
Parteitag dabei waren.

(Florian von Brunn (SPD): Haben Sie auch noch
etwas anderes anzubieten als billige Polemik,
Herr Söder? – Zurufe von der CSU: Das muss
gerade der sagen!)

– Herr von Brunn, es gibt wenig, wo ich zugeben
würde, dass jemand anders besser ist. Bei dem
Thema sind Sie aber weit vorne, Herr von Brunn. Das
haben Sie an der Stelle schon oft bewiesen.

(Beifall bei der CSU)

Herr Mütze hat von den GRÜNEN gesprochen. Auf
Ihrem Parteitag wurde Herr Kretschmann – ich dachte
immer, er sei Ihr leuchtendes Vorbild – von Jürgen
Trittin beschimpft. Jürgen Trittin sagte, Kretschmann
sei ein Demagoge. Allein das Sprechtempo Ihrer
Ikone Kretschmann ist alles andere als demagogisch,
wenn man das sagen darf.

(Ulrike Gote (GRÜNE): Sie selbst werden doch
vom Ministerpräsidenten beschimpft! – Dr. Paul
Wengert (SPD): Entscheidend ist nicht das
Tempo, sondern der Inhalt, Herr Staatsminister!)

– Das stimmt, Herr Wengert. Danke für den Hinweis.
– Der Parteitag der GRÜNEN hat bewusst eine Ent-
scheidung getroffen. Er konnte sich entscheiden. Es
gab Konzepte, die auf eine moderate Steuerpolitik hi-
nausgingen. Der Parteitag traf aber nach wuchtiger
Debatte die Entscheidung, dass Steuererhöhungen
die Grundaussage der GRÜNEN sind. Damit wissen
die Bürger, worin der Unterschied bei den Steuern
liegt. Die einen wollen die Steuern erhöhen, die ande-
ren wollen dem Bürger etwas zurückgeben. Das ist
die Kernfrage der gesamten Auseinandersetzung.

(Beifall bei der CSU)

Deswegen wollen wir kleinere und mittlere Einkom-
men entlasten, die kalte Progression abbauen und
den Soli schneller verändern. Zum Soli gibt es von der
Bundes-SPD wieder Vorschläge, ihn irgendwie zu be-
halten, ihn anders einzusetzen und neue Programme
zu machen. Meine Damen und Herren, kann es uns
einmal in Deutschland gelingen, eine Abgabe abzu-
schaffen, die für eine Aufgabe eingeführt wurde, die
sich erledigt hat? Können die Politiker in Deutschland
einmal sagen: Aufgabe erledigt, Steuer erledigt, wir
bauen sie ab? Das erwarten doch die Bürger von uns.
Wir werden unsere Konzeption mit großem Einsatz
vertreten.

(Beifall bei der CSU)

Ich danke allen, die sich bisher an dieser Haushalts-
debatte beteiligt haben. Ich will aber auch die Wahr-
heit sagen: Was kommen denn immer wieder für An-
träge? Herr Güller sagt, man solle sich alle Anträge
durchlesen, soll sie gewichten und bewerten. Da hat
er Recht. Das machen wir auch. Die GRÜNEN verfol-
gen beim Haushalt seit Jahren das Konzept, zu Haus-
haltsanträgen Deckungsvorschläge zu machen. Das
muss man zugeben. Die GRÜNEN verlangen zwar
Mehrausgaben, machen aber Deckungsvorschläge.
Wenn wir aber diesen Vorschlägen folgen würden,
würde das Land dem Kahlschlag anheimfallen.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Ach!)

Die FREIEN WÄHLER haben in guter Tradition
3,2 Milliarden Mehrausgaben gefordert, die durch
nichts gedeckt sind. Wir haben jetzt einmal zusam-
mengerechnet – Finanzbeamte machen das gern –,
was die SPD in den letzten Jahrzehnten gefordert hat.

(Lachen bei der SPD – Dr. Simone Strohmayr
(SPD): Jahrzehnte! So ein Witz!)

Seit 1979 hätten Anträge der SPD ohne Deckungs-
vorschläge die bayerische Schuldenlast um insge-
samt 36,4 Milliarden Euro erhöht. Die Schuldenma-
cher sitzen da drüben!

(Beifall bei der CSU)

Herr Mütze, Sie sehen: Die Statistikämter funktionie-
ren.

(Zurufe von der SPD: 40 Jahre! So ein Witz! –
Unruhe)

Ich freue mich, dass ich Ihre Aufmerksamkeit habe.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Vielleicht
beruhigen wir uns wieder!
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(Glocke des Präsidenten)

Staatsminister Dr. Markus Söder (Finanzministeri-
um): Ich hoffe, Sie überstehen es, ohne den Ältesten-
rat einberufen zu müssen.

Zusammenfassend sage ich: Der Haushalt, den wir
vorlegen, ist eine notarielle Urkunde der Sicherheit
und Stabilität. Er ist ein Masterplan für die Zukunft. Er
ist eine ausgewogene Balance zwischen Stadt und
Land und zwischen Groß und Klein. Er schafft es, die
bayerische Heimat zu entwickeln. Wissen Sie, was
das Wichtigste ist? – Während anderswo in Deutsch-
land de facto finanziell zurückgebaut wird, gehen wir
voran. Es geht in Bayern nicht immer gleich rauf und
runter. Es geht aber immer voran. Mit diesem Prozess
wollen wir weitermachen.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Staats-
minister, die beiden Kollegen, die eine Zwischenbe-
merkung angemeldet haben, haben festgestellt, dass
Sie um zwei Minuten und 32 Sekunden länger gere-
det haben, als es Ihre Redezeit zuließ, und deshalb
auf eine Zwischenbemerkung verzichtet. Sie wollen
jetzt von der Redezeit, die sie zusätzlich bekommen,
Gebrauch machen. Ich bedanke mich bei Ihnen, Herr
Staatsminister, ganz herzlich. Jetzt hat in der Reihen-
folge der Wortmeldungen der Kollege Mütze noch ein-
mal das Wort. Bitte sehr.

Thomas Mütze (GRÜNE): Herr Präsident! Lieber
Herr Minister Dr. Söder, es hat uns sehr gefreut, dass
Sie dem Bundesparteitag der Partei BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN so aufmerksam gefolgt sind und dass
Sie alles gehört haben, was dort gesprochen wurde.
Es freut uns auch, dass Sie unseren Ministerpräsiden-
ten Winfried Kretschmann so überaus gelobt haben.

Wenn Sie meiner Rede zugehört hätten – daran habe
ich Zweifel –, dann hätten Sie erfahren, wofür wir ein-
treten. Wir wollen, dass große, multinationale Konzer-
ne durchaus mit besonderem Aufwand steuerlich ge-
prüft werden. Deswegen sprechen wir uns für eine
bundesweite Steuerfahndungsstelle aus, die sozusa-
gen auf Augenhöhe mit den multinationalen Konzer-
nen agieren kann.

Sie haben vielleicht auch gehört, dass ich in meiner
Rede die Vermögensteuer nicht erwähnt habe; viel-
leicht ziehen Sie Ihre eigenen Schlüsse daraus.

Ich habe Ihrer Rede genau zugehört. Sie sprachen
davon, dass die GRÜNEN die Steuern erhöhen woll-
ten, und fügten hinzu, dass Sie dieses Vorhaben nicht
mittragen würden. – Für wen wollen die GRÜNEN die

Steuern erhöhen? Für die Steuervermeider bzw. Steu-
ergestalter, die zu unserem Gemeinwesen weniger
beitragen, als sie beitragen könnten – und müssten.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Sie wollen die Steuervermeider schützen. Das ist der
Punkt. Es geht doch gar nicht um die Steuern der klei-
nen Einzelhändlerin.

(Jürgen W. Heike (CSU): Konkret! Für wen?)

Es geht um diejenigen, die ihr Geld in Panama oder
woanders anlegen, damit sie hier ihrer Steuerpflicht
nicht nachkommen müssen. So sieht es aus.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Herr Kollege
Güller das Wort.

Harald Güller (SPD): Kolleginnen und Kollegen! Herr
Finanzminister, ich möchte gleich zu Beginn auf Ihre
humoristischen Ausführungen zu den Anträgen der
SPD der vergangenen zehn Jahre eingehen. Wenn
wir berücksichtigen, dass Sie im Durchschnitt
fünf Jahre brauchen, um einen Antrag der SPD abzu-
kupfern, das heißt abzuschreiben, dann reduziert sich
das Ganze auf exakt 7,3 Milliarden Euro. Das ist we-
niger als das, was Sie in einem Jahr in der Landes-
bank versenkt haben.

(Lebhafter Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und
Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Die 2,2 Milliarden Euro Zinsen, die wir seit dem von
Ihnen verursachten Desaster bezahlt haben, sind da
noch gar nicht mitgerechnet.

Unser Fraktionsvorsitzender, Kollege Rinderspacher,
hat sich neulich die Mühe gemacht und zusammenge-
rechnet, welchen Umfang die Steuerversprechungen
hatten, die CSU und Staatsregierung im letzten Jahr-
zehnt machten. Sie wollten – angeblich – 100 Milliar-
den Euro in Form von Steuersenkungen weitergeben.
Angekommen ist davon so ziemlich nichts, Herr Kolle-
ge Finanzminister.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Ich schließe an Herrn Kollegen Mütze an, wenn ich
sage: Herr Finanzminister, rhetorisch ist das, was Sie
abgeliefert haben, toll. Sie haben behauptet, Sie woll-
ten das Geld am liebsten bei den Bürgerinnen und
Bürgern belassen, die es sich verdient haben.

(Florian von Brunn (SPD): Er meint Apple!)
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Tatsächlich meinen Sie Starbucks, Apple, die Engel-
horn-Milliardenerben und sonstige Milliardäre.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Sie meinen diejenigen, die ihr Geld in Panama anle-
gen, um hier keine Steuern bezahlen zu müssen. Um
diese Gruppen geht es Ihnen tatsächlich, wenn Sie
von der "Entlastung kleiner und mittlerer Einkommen"
sprechen.

Sie haben heute wieder von 15 Milliarden Euro Steu-
erentlastung gesprochen. Lassen Sie uns intensiv mit-
einander reden und genau darauf schauen, dass
damit wirklich die Bezieher mittlerer Einkommen ent-
lastet werden. Die Bezieher kleiner Einkommen kön-
nen auf diese Weise fast nicht entlastet werden, da
sie kaum noch eine Steuerbelastung haben. Dafür be-
darf es erhöhter Investitionen in die Allgemeinheit.

(Beifall bei der SPD)

Das Baukindergeld ist genau das gleiche Thema.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir verschließen uns
keinem Dialog.

(Peter Winter (CSU): Aber der Steuersenkung
verschließen Sie sich?)

Wenn der Finanzminister von der "Entlastung kleiner
und mittlerer Einkommen" spricht, dann ist das aber
nur eine Worthülse, da er tatsächlich die Engelhorns,
die Starbucks und die Apples dieser Welt meint.
Deren Entlastung ist mit der Sozialdemokratie in die-
sem Hause nicht zu machen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Weitere
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Aus-
sprache geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung lie-
gen der Entwurf des Haushaltsplans 2017/2018, Ein-
zelplan 06, die Änderungsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13259, 17/13238 bis 17/13241, 17/13290 und
17/13193 sowie 17/13296 und die Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses für Staats-
haushalt und Finanzfragen auf der berichtigten Druck-
sache 17/14626 zugrunde.

Vorweg lasse ich, wie von der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN beantragt, über den Änderungsantrag
auf Drucksache 17/13296 betreffend "Ersatzstellen für
abgeordnete Beamtinnen und Beamte in der Finanz-
verwaltung" namentlich abstimmen. Der federführen-
de Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen
empfiehlt die Ablehnung. 

Für die Stimmabgabe sind die Urnen auf beiden Sei-
ten des Sitzungssaals und auf dem Stenografentisch
bereitgestellt. Mit der Stimmabgabe kann begonnen
werden. Hierfür stehen fünf Minuten zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 10.56 bis
11.01 Uhr)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Stimmabgabe
ist abgeschlossen. Das Abstimmungsergebnis wird
außerhalb des Plenarsaals ermittelt. Die Sitzung wird
bis zur Ermittlung des Abstimmungsergebnisses un-
terbrochen, weil wir die Abstimmung über den Einzel-
plan 06 erst nach Vorliegen des Ergebnisses der na-
mentlichen Abstimmung durchführen können.

(Unterbrechung von 11.01 bis 11.03 Uhr)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ich bitte, wieder Platz zu nehmen;
wir fahren fort. Die Auszählung ist erfolgt. Ich gebe
das Ergebnis der namentlichen Abstimmung über den
Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN betreffend "Ersatzstellen für abgeord-
nete Beamtinnen und Beamte in der Finanzverwal-
tung" auf Drucksache 17/13296 bekannt. Mit Ja
haben 51 gestimmt, mit Nein haben 78 gestimmt; es
gab 17 Stimmenthaltungen. Damit ist der Änderungs-
antrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Der Einzelplan 06 wird vom Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen mit den in der Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 17/14626 genannten Än-
derungen zur Annahme empfohlen. Wer dem
Einzelplan 06 mit den vom federführenden Ausschuss
für Staatshaushalt und Finanzfragen vorgeschlagenen
Änderungen seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich jetzt, sich vom Platz zu erheben. – Das ist die
CSU-Fraktion. Danke schön. Gegenstimmen? – Das
sind die SPD-Fraktion und die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Danke schön. – Stimmenthaltungen?
Bei Stimmenthaltung der FREIEN WÄHLER ist dies
so beschlossen. Damit ist der Einzelplan 06 mit den
vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen
vorgeschlagenen Änderungen angenommen. 

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge, soweit über diese nicht einzeln abge-
stimmt worden ist, als erledigt. Eine Liste dieser Än-
derungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 3)
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Außerdem schlägt der Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen noch folgende Beschlussfassung
vor:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die auf-
grund der beschlossenen Änderungen erforderli-
chen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
beim endgültigen Ausdruck des Einzelplans vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, bitte ich nun um das
Handzeichen. – Das sind die CSU-Fraktion, die SPD-
Fraktion, FREIE WÄHLER und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Danke schön. Gegenstimmen? –
Keine Gegenstimmen. Gibt es Stimmenthaltungen? –
Kein Stimmenthaltungen. So ist es beschlossen. 

Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen auf Drucksache 17/14626 weise ich da-
rauf hin, dass der Änderungsantrag auf Drucksa-
che 17/13259 seine Erledigung gefunden hat.

Die Beratung des Einzelplans 06 ist damit abge-
schlossen.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 15 auf:

Haushaltsplan 2017/2018
Einzelplan 10 für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und
Soziales, Familie und Integration

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drsn. 17/13591 und 17/14654)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion
(Drsn. 17/13425 mit 17/13456)
Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER
(Drsn. 17/13565 mit 17/13588)
Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drs. 17/13502 mit 17/13516)

In die Beratung mit einbezogen wird der vorgenannte,
zum Plenum eingereichte Änderungsantrag der CSU-
Fraktion auf Drucksache 17/14654 betreffend "Erstat-
tungen an die Bezirke für Kosten der Unterbringung,
Versorgung und Betreuung ausländischer junger Voll-
jähriger".

Im Ältestenrat wurde für die Aussprache eine Ge-
samtredezeit von 2 Stunden vereinbart. Davon entfal-

len auf die Fraktion der CSU 29 Minuten, auf die
SPD-Fraktion 23 Minuten sowie auf die Fraktionen
der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN jeweils 19,5 Minuten. Die Redezeit der
Staatsregierung orientiert sich an der Redezeit der
stärksten Fraktion. Sie kann deshalb bis zu 29 Minu-
ten sprechen, ohne dass sich dadurch die Redezeit
der Fraktionen verlängert.

Bevor ich die Aussprache eröffne, weise ich darauf
hin, dass zu den Änderungsanträgen auf den Druck-
sachen 17/13428, 17/13445, 17/13503 und 17/13576
bereits namentliche Abstimmung und zum Ände-
rungsantrag auf Drucksache 17/13512 einfache Ab-
stimmung beantragt wurde.

Nun eröffne ich die Aussprache. Erster Redner ist Kol-
lege Fackler.

Wolfgang Fackler (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Frau Staatsministerin, werte Kol-
leginnen und Kollegen! Seit dem Jahr 2013 bin ich für
die CSU-Fraktion für den Sozialetat zuständig und
habe miterlebt, welche Steigerung in den vergange-
nen Jahren zu verzeichnen war. Ich glaube, kein Ein-
zelplan hat eine derart rasante Entwicklung vorzuwei-
sen wie der Sozialetat.

(Markus Rinderspacher (SPD): Das sagen Sie
bei jedem Etat!)

Hatten wir im Jahr 2013 – hören Sie zu! – 3,9 Milliar-
den Euro Gesamtvolumen, waren es 2014 erstmals
4,1 Milliarden Euro, 2015 4,4 Milliarden Euro, und im
Jahr 2016 gab es eine 50-prozentige Steigerung auf
fast 7 Milliarden Euro. Ein Bundesland kann eine sol-
che Steigerung aber nur verkraften, wenn die finan-
ziellen Voraussetzungen gegeben sind. Für den Frei-
staat Bayern sind diese Voraussetzungen gegeben,
weil er seit vielen Jahren eine solide Haushaltspolitik
betreibt.

(Beifall bei der CSU)

Der Freistaat konnte die Kostenexplosion im Sozial-
budget nur deshalb auffangen, weil er aus den Rück-
lagen entnehmen konnte. Dafür muss man aber über-
haupt erst einmal Rücklagen haben. Diese sind das
Ergebnis jahrelanger solider Haushaltspolitik mit Maß
und Ziel, obwohl Sie von der Opposition uns dafür
immer wieder kritisiert und selten bis nie Einsparvor-
schläge gemacht haben.

(Zuruf von der CSU: Hört! Hört!)

Der Freistaat hat diese Kostenexplosion aufgefangen,
ohne bei der einheimischen Bevölkerung zu sparen.
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(Beifall bei der CSU)

Die Interessen der einheimischen Bevölkerung wur-
den bewusst nicht gegen die Interessen der ankomm-
enden Flüchtlinge ausgespielt. Auch das muss an die-
ser Stelle erwähnt und betont werden, weil dies
Ausdruck von Weitsicht und Rücksichtnahme ist.

(Beifall bei der CSU)

Trotzdem oder gerade deswegen bin ich sehr froh,
dass ich heute über einen Sozialhaushalt berichten
darf, der in seiner Gesamthöhe wieder einen Rück-
gang aufweist. Wahrscheinlich bin ich der einzige Be-
richterstatter, der sich über einen Rückgang des
Haushaltsvolumens in seiner Zuständigkeit nicht be-
klagt.

Die Herausforderungen werden aber nicht weniger.
Der Sozialhaushalt 2017/2018 umfasst für 2017 rund
6,3 Milliarden Euro und für 2018 rund 6,2 Milliarden
Euro. Das heißt, die Gesamtausgaben sind rückläufig.
Damit ist auch die Schwerpunktsetzung klar: Es gibt
weniger Geld für die Aufgabe Asyl und mehr Geld für
die einheimische Bevölkerung und die übrigen Berei-
che. Damit erhalten Familien, Menschen mit Handi-
cap, ältere Menschen, der Jugendbereich und auch
das Ehrenamt mehr Geld.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU): Ja-
wohl!)

Die Ausgaben für die Unterbringung und Versorgung
von Asylbewerbern sinken von 2,6 Milliarden Euro im
Jahr 2016 auf 1,5 Milliarden Euro im Jahr 2017 bzw.
auf 1,2 Milliarden Euro im Jahr 2018. Die Hauptgrün-
de dafür sind die sinkende Zahl ankommender Flücht-
linge sowie Einsparungen bei der Unterbringung, da
kostengünstigere Möglichkeiten genutzt werden kön-
nen. Jetzt komme ich zu einem Punkt, den auch
unser Finanzminister gerade eben erwähnt hat. Der
Freistaat unterstützt seine Kommunen kraftvoll beim
Thema unbegleitete minderjährige Flüchtlinge und bei
den jungen volljährigen Flüchtlingen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Hans Jürgen Fahn
(FREIE WÄHLER))

– Jetzt passen Sie mal auf Herr Kollege: Der Freistaat
Bayern leistet für Minderjährige im Jahr 2016 632 Mil-
lionen Euro, im Jahr 2017 364 Millionen Euro, im
Jahr 2018 351 Millionen Euro. Das sind fast 1,4 Milli-
arden Euro an freiwilligen Leistungen. Herr Kollege,
passen Sie auf: Durch eine weitere Initiative aufgrund
des Spitzengesprächs der Staatsregierung mit den
kommunalen Spitzenverbänden kommen nochmal
112 Millionen Euro obendrauf. Für die volljährigen
Flüchtlinge bedeutet dies 1,5 Milliarden Euro an frei-

willigen Leistungen für den Bereich der Jugendhilfe.
Das ist eine stolze Hausnummer.

(Beifall bei der CSU)

Das alles ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass der
Bund das Gesetz unter anderen Vorzeichen gemacht
hat. Damals war die Flüchtlingskrise nicht absehbar.
Es war nicht absehbar, dass die Kommunen über die
Jugendhilfe entscheiden und Bayern somit wenig bis
gar keine Einflussmöglichkeit hat. Bayern begleicht
also lediglich die Rechnung, während andere bestellt
haben. Das ist aus meiner Sicht ein bemerkenswertes
Engagement des Freistaats und eine gewaltige Ent-
lastung der Bezirke und Landkreise. Ich hoffe, dass
sie diese Entlastung in Form einer Senkung von Be-
zirks- und Kreisumlagen an die kommunale Familie
weitergeben.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Hans Jürgen Fahn
(FREIE WÄHLER) – Hans Herold (CSU): Ganz
gut, Herr Fahn!)

An dieser Stelle möchte ich unserem Ministerpräsi-
denten und allen beteiligten Ministern für die pragma-
tische Lösung und die schnelle Unterstützung danken.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, im Sozial-
etat war das Jahr 2016 sicherlich unter den beiden
Schlagworten "Dynamik und Dramatik" einzuordnen.
Gemeint ist damit selbstverständlich die Flüchtlings-
krise. Keiner der hier Anwesenden wird hoffentlich be-
streiten, dass es sich bei der Ankunft von damals
5.000 bis 10.000 Flüchtlingen pro Tag um eine Krise
handelte. Unser Land war damals gezwungen, in den
Krisenmodus zu schalten und eine Katastrophe zu
verhindern. Eine Krise kann man aber nicht durch be-
lehrende Beiträge oder moralisch überhöhte Diskussi-
onen lösen, sondern einzig und allein durch beherztes
Eingreifen, Handeln und Zusammenhalt.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der CSU:
Genau!)

Gerade das hat der Freistaat Bayern mit seinen ver-
schiedensten Institutionen getan. Liebe Kolleginnen
und Kollegen der Opposition, rückblickend sollten
auch Sie anerkennen, was hier geleistet wurde. Sie
sollen das große Ganze mit Blick auf das staatliche
Engagement sehen und würdigen.

(Christine Kamm (GRÜNE): Kein Beifall?)

Neben den Behörden gehören natürlich auch die vie-
len freiwilligen Helfer dazu. Eine schöne Geste des
Dankes war der Empfang des Bayerischen Landtags
und unserer Landtagspräsidentin Barbara Stamm. Er
war ein schönes Zeichen dafür, dass man Krisen nur
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gemeinsam bewältigen kann, wenn alle Verantwor-
tung übernehmen. Nur durch die Kooperation von
Staat und Bürgerschaft kann diese Herausforderung
bewältigt werden. Das haben diejenigen erkannt, die
zum Empfang gekommen sind. Ich sage nochmals
Dankeschön an alle, die sich in diesem Bereich enga-
gieren und einbringen, egal ob sie nun am Empfang
teilgenommen haben oder nicht.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte klarstellen: Diese Flüchtlingskrise kostet
Geld und hat schon viel Geld gekostet. Sie ist nicht
von uns in Bayern zu verantworten. Wir können im
Endeffekt nur die Folgen abfedern. Wir wollen nicht,
dass sich das wiederholt. Deshalb unterstütze ich wie
viele meiner Kollegen die Forderung nach einer Ober-
grenze deutlich. Anders wird es nicht funktionieren.

(Beifall bei der CSU)

Ich komme nun zu den weiteren Bereichen des Sozi-
aletats. Im Jahr 2017 werden sich die Gesamtausga-
ben ohne den Bereich Asyl um 150 Millionen Euro er-
höhen. Im Jahr 2018 werden sie sich um rund
300 Millionen Euro erhöhen. Das ist sehr erfreulich.
Das ist der Ausdruck dafür, dass wir viele Bereiche
stärken.

Wir setzen wieder einmal einen Investitionsschwer-
punkt bei der Familienpolitik. Wir stecken fast 5 Milli-
arden Euro in die Familienförderung. Das ist erneut
ein Plus von 15 % gegenüber dem letzten Doppel-
haushalt. Damit lässt sich sehr viel machen, beispiels-
weise eine Anpassung des Basiswertes und eine ver-
besserte Betriebskostenförderung. Nirgendwo wird
mehr in die Kinderbetreuung investiert als in Bayern.
Wir haben in Bayern die höchste Qualität und die
höchste Intensität. Bayern kümmert sich um seine
Kinder. Bayern ist sozial gerecht und familienfreund-
lich.

(Beifall bei der CSU)

Wir unterstützen unsere Familien auch durch das
bayerische Betreuungsgeld. Das ist uns wichtig. Das
ist auch nicht verhandelbar. Die Familien sollen selber
entscheiden, was für sie und das Kind am besten ist.
Die hohe Zahl von Anträgen spricht eine klare Spra-
che. Deswegen stellen wir das Geld mit großer Über-
zeugung zur Verfügung.

(Beifall bei der CSU)

Für das Landeserziehungsgeld werden 161 Millionen
Euro zur Verfügung gestellt. Durch die damit verbun-
dene Anhebung der Einkommensgrenzen kann jede
zweite Familie davon profitieren. Wir kümmern uns

auch um die Menschen mit Handicap. Hierfür stehen
im Doppelhaushalt über 675 Millionen Euro bereit. Ab
2018 werden wir unsere Mitbürger mit einer hochgra-
digen Sehbehinderung durch ein Teilblindengeld un-
terstützen. Dieses schlägt sich mit 12 Millionen Euro
nieder.

(Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): Ein
Jahr zu spät!)

Wir geben auch viele freiwillige Leistungen. Hierzu
zählen die Maßnahmen zur Prävention gegen Rechts-
extremismus und gegen Salafismus. Diese neue Ge-
fahr muss frühzeitig gebannt werden. Aus meiner
Sicht ist der Ansatz bei der Jugendhilfe sehr erfreulich
und nennenswert. Hier werden die Mittel bis zum
Jahr 2018 auf 18,2 Millionen Euro erhöht. Damit kön-
nen jedes Jahr 40 Stellen bei der JaS, der Jugendso-
zialarbeit an Schulen, geschaffen werden. Damit kön-
nen wir bereits Ende 2018, ein Jahr früher als
erwartet, einen Vollausbau mit 1.000 Stellen errei-
chen. Auch das ist eine freiwillige Leistung. Bayern
steht zu seinem Wort, handelt und setzt Beschlüsse
schneller um als anvisiert. Auch das ist bemerkens-
wert.

(Beifall bei der CSU)

Sehr erfreulich ist auch die Erhöhung bei der Jugend-
arbeit. Die Mittel dafür wurden um weitere 2 Millionen
Euro auf 29,5 Millionen Euro erhöht. Damit schaffen
wir den nominell höchsten Betrag für die Jugendarbeit
in der Geschichte des Freistaates Bayern. Das ist das
höchste Niveau. Das ist fast schon Champi-
ons League. Andere Bundesländer warten noch auf
die Qualifikation in der Europa League.

(Joachim Unterländer (CSU): Das ist schon
Champions League!)

Wir tun auch etwas für die älteren Menschen. Hier ist
eine erfreuliche Steigerung der Mittel um 3 Millionen
Euro zu verzeichnen. Die Menschen werden immer
älter. Es ist gut, dass wir eine verbesserte Unterstüt-
zung leisten, damit die älteren Menschen ihren Alltag
meistern können.

Erfreulich ist auch der Bereich des Ehrenamtes, zu-
mindest was die Anreize und die ideelle Belohnung
betrifft. Die Beträge hierfür werden im Jahr 2018
sogar um 3,7 Millionen Euro erhöht. Auf diese Weise
können wir die Ehrenamtskarte weiter ausbauen.
Außerdem schaffen wir damit einen freien Eintritt in
alle staatlichen Schlösser. Ich denke, der Schlossherr,
Minister Dr. Markus Söder, wird sich darüber freuen.
Er bekommt Geld von uns. Dabei handelt es sich um
gut angelegtes Geld. Schließlich ist uns das Ehrenamt
wichtig, weil es einen Beitrag zu einer intakten Bür-
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gergesellschaft leistet, im Interesse Bayerns, im Inte-
resse unserer Bürgerinnen und Bürger und für die zu-
künftige mentale Verfassung unseres Landes.

(Beifall bei der CSU)

Wir investieren auch viel in die Integration. Mit den
Mitteln sind eine verstärkte Förderung der Migrations-
beratung möglich und Maßnahmen zur beruflichen In-
tegration. Für das Jahr 2017 haben wir fast 900 Millio-
nen Euro, auf alle Ressorts verteilt, und für 2018 fast
eine Milliarde Euro für Integration zur Verfügung ge-
stellt, damit die Integration gelingt. Das ist die eigentli-
che und riesige Herausforderung. Integration soll eine
weitere Erfolgsgeschichte in Bayern werden.

Abschließend bleibt festzuhalten: Für die Bereiche
Asyl, Integration, Familien, Menschen mit Behinde-
rung und Frauen – der proaktive Beratungsansatz
wird erhöht – schaffen wir sehr viel. Wir sind auch für
die älteren Menschen da. Für das Ehrenamt wird
etwas getan. An dieser Stelle richte ich einen Dank an
die Frau Ministerin, den Staatssekretär und alle zu-
ständigen Beamten für ihr stetes und umsichtiges
Handeln in diesem sensiblen Bereich.

(Beifall bei der CSU)

Dieser Sozialhaushalt ist erneut eine sehr gute
Grundlage für ein soziales Bayern. Das gilt vor allem
für die Familienpolitik, die einmalig ist. Bayern ist ein
soziales Land und das Familienland Nummer eins in
Deutschland. Selbstverständlich werden wir dem
Haushalt zustimmen.

(Beifall bei der CSU – Hans-Ulrich Pfaffmann
(SPD): Was für eine Neuigkeit!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich den nächs-
ten Redner zum Rednerpult bitte, möchte ich Ihnen
bekannt geben, dass die Fraktionen vereinbart haben,
keine Mittagspause durchzuführen. Bitte sorgen Sie
dafür, dass Ihre Redner rechtzeitig da sind. Es gibt
keine Mittagspause. Wir machen nahtlos weiter. – Der
nächste Redner ist Herr Kollege Knoblauch.

Günther Knoblauch (SPD): Sehr geehrte Frau Vize-
präsidentin, Frau Ministerin, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der Einzelplan 10 hat großen Einfluss auf
den persönlichen Bereich unserer Bürgerinnen und
Bürger. Gleichzeitig ist er der Schlüssel für die Le-
bensqualität der Menschen in besonderen Lebenssi-
tuationen in unserem Land. Wir tragen für alle Bürger-
innen und Bürger eine besondere Verantwortung. Für
uns ist es eine Herausforderung, allen Beteiligten in
der Gesellschaft gerecht zu werden.

In diesem Zusammenhang möchte ich auf unsere
Bayerische Verfassung zu sprechen kommen, die uns
als Grundlage dient. Mit Artikel 151 wird ein men-
schenwürdiges Dasein für alle gefordert. Artikel 118a
der Bayerischen Verfassung sagt: "Menschen mit Be-
hinderungen dürfen nicht benachteiligt werden. Der
Staat setzt sich für gleichwertige Lebensbedingungen
von Menschen mit und ohne Behinderung ein." Das
ist der Maßstab, den wir bei diesem Einzelplan anset-
zen müssen. Angesichts der besonders schweren
Situation in der Welt, in Europa und bei uns in Bayern
haben wir die einmalige Chance, der Bevölkerung zu
vermitteln, dass sie sich um ihre soziale Absicherung
keine Sorgen machen muss. Ich bitte sowohl Herrn
Kollegen Fackler als auch den Herrn Finanzminister,
darauf hinzuweisen. Ständig sagt der Minister, dass
wir weniger Geld für die normalen Bürger zur Verfü-
gung hätten. In diesem Jahr haben wir jedoch die Mit-
tel für die Bürgerinnen und Bürger im Haushalt in eini-
gen Bereichen erhöht. Gleichzeitig müssen wir
feststellen, dass der Etat um 640 Millionen Euro bzw.
710 Millionen Euro reduziert worden ist. Vor allem Mit-
tel für die Asylarbeit und die Integration sind gekürzt
worden. Die Mittel sind jedoch in dieser Situation be-
sonders wichtig. Zwar sinken die Ausgaben im Sozial-
etat, weil die Aufgaben im Asylbereich sinken, aber
uns muss auch die Umsetzung der Integration gelin-
gen. Bisher haben wir die Asylbewerber und Flüchtlin-
ge nur untergebracht. Jetzt erst beginnt die Integra-
tion. Wir brauchen ein verlässliches Angebot von
Sprach- und Integrationskursen in Schulen, Kitas und
im Arbeitsmarkt. Wir müssen dort investieren und dür-
fen nicht kürzen. Sollte das Großprojekt Integration
missglücken, trifft das die ganze Bevölkerung.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Für den Haushaltstitel "Deutschkurse für Asylbewer-
ber und sonstige Ausländer" werden im Haushalts-
plan 2017 nur noch 8 Millionen Euro zur Verfügung
gestellt. Im Jahr 2016 war es doppelt so viel. Im
Jahr 2018 werden lediglich 3 Millionen Euro zur Verfü-
gung gestellt – ein Fünftel der ursprünglichen Summe.
Diese Entwicklung fördert die Integration nicht.

Ein weiterer Punkt ist die Asylsozialberatung. Das ist
eine zentrale Aufgabe der Teilhabe. Den Beraterinnen
und Beratern gebührt für ihre erfolgreiche Arbeit au-
ßerordentlicher Dank. Die Mittel für die Asylsozialbe-
ratung sind aufgrund des Rückgangs der Asylbewer-
berzahl gekürzt worden. Ich sage noch einmal: Auf
der einen Seite haben wir die Zahl der Asylbewerber,
auf der anderen Seite die Zahl der Menschen, die in
Bayern sind. Wir müssen uns um all diese Menschen
kümmern, damit keine Parallelgesellschaften entste-
hen. Wir wollen Parallelgesellschaften, wie wir sie in
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anderen Ländern vorfinden, verhindern. Dort hat man
sich nicht um die Flüchtlinge gekümmert.

Frau Ministerin, wenn wir die Integration erfolgreich
umsetzen und eine erfolgreiche Arbeit der Firmen
draußen und der Sozialarbeiter fördern wollen, muss
der Innenminister sein IMS vom 1. September 2016
entschärfen.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN
und den GRÜNEN)

Integrierte, Deutsch sprechende, steuerzahlende und
von den Firmen dringend benötige Lehrlinge erhalten
keine Anstellung oder dürfen keine Lehrstelle antre-
ten, weil sie abgeschoben werden sollen. Frau Minis-
terin Müller, Ihr Kollege arbeitet gegen Sie. Das darf in
der Zukunft nicht sein.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Herr Kollege Fackler hat heute schon die Ehrenamtli-
chen angesprochen. Ohne Ehrenamtliche würde die
ganze Integrationsarbeit überhaupt nicht funktionie-
ren. Unsere Bevölkerung engagiert sich außerordent-
lich und lebt Solidarität, indem sie sich einbringt –
ganz große Klasse.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wenn ich draußen mit den Ehrenamtlichen spreche,
sagen sie: Wir brauchen mehr Unterstützung und we-
niger behördliche Hindernisse. – Deshalb fordern wir
die Einstellung von hauptamtlichen Ehrenamtskoordi-
natoren in jedem Landkreis. Dank unserer Anträge in
der Vergangenheit haben Sie endlich eingesehen,
dass wir mehr Geld brauchen. Derzeit können wir je-
doch nicht mal einen halben Hauptamtlichen in jedem
Landkreis einstellen. Für 26.000 Euro umgerechnet
auf jeden Landkreis bekommt man niemanden, der
dafür ein ganzes Jahr arbeitet.

(Beifall bei der SPD)

Menschen, die ihre Geschicke nicht mehr alleine re-
geln können, spielen eine besonders große Rolle.
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU, leider
ist Bayern auch hier an der Spitze. Die Förderung der
Betreuungsvereine ist eine echte Hilfe für Ehrenamtli-
che, um Menschen zu begleiten. Zwischen dem
Jahr 2000 und 2013 gab es 136.000 Verfahren. Diese
Zahl ist auf 187.000 gestiegen. Die 130 Betreuungs-
vereine in Bayern erhalten aber lediglich eine Förde-
rung von rund 3.500 Euro pro Jahr. Der Bundesdurch-
schnitt liegt bei 16.000 Euro. Hier sind wir in negativer
Hinsicht spitze! Daran muss sich etwas ändern!

(Beifall bei der SPD)

Die Teilhabe muss auch Alleinerziehenden, physisch
und psychisch kranken Menschen, Menschen mit Be-
hinderungen, Älteren usw. möglich sein. Bei unseren
Änderungsanträgen zu diesem Einzelplan hat die
SPD großen Wert darauf gelegt, dass insbesondere
an die Schwächeren in der Gesellschaft gedacht wird;
denn wir brauchen alle, auch die Schwächeren in der
Gesellschaft. In manchen Fällen benötigen diese
Menschen dauerhaft Geld, in anderen Fällen nur für
eine Weile.

Die Insolvenzberatung und die Schuldnerberatung
wurden vor vielen Jahren vom Obersten Rechnungs-
hof angeregt. Auch das Ministerium hat festgestellt,
dass hier Handlungsbedarf besteht. Menschen, die in
finanziellen Notlagen keinen kompetenten Ratgeber
haben, sind die Nächsten, die Sozialleistungen bean-
tragen müssen. Hier ist Solidarität notwendig. Wie
sieht es aber bei den Anträgen aus?

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Nichts!)

Im Entwurf war nichts drin. Erst wenige Minuten vor
Beginn der Sitzung des Haushaltsausschusses kam
ein Initiativantrag der CSU, ein Feigenblattantrag,
während wir draußen mit Vertretern der Wohlfahrts-
verbände und der Landkreise gesprochen haben, die
uns gesagt haben, was sie bräuchten. Insgesamt be-
nötigen die Landkreise und die Wohlfahrtsverbände
4 Millionen Euro mehr, weil die Fallpauschalen seit
17 Jahren nicht mehr verändert worden sind, während
die Personalkosten in diesem Zeitraum um mindes-
tens 30 % gestiegen sind. Nötig wäre ein flächen-
deckender Aufbau dieser Angebote. 25 Landkreise
verfügen jedoch über gar kein Angebot. Diese
25 Landkreise wurden bisher alleingelassen.

Durch die Reform des Insolvenzrechts sind neue Auf-
gaben entstanden, für die zusätzliches Geld benötigt
wird. Insgesamt sind das rund 4 Millionen Euro. Und
was passiert? – Die CSU hat kurz vor der Sitzung
2 Millionen Euro beantragt, aber nicht für das
Jahr 2017, sondern erst für das Jahr 2018. Und diese
Mittel werden auch noch mit einer Haushaltssperre
versehen. Für diejenigen, die in Zukunft Hilfe brau-
chen, ist das keine Hilfe! So kann man mit diesen
Leuten nicht umgehen. So geht es nicht.

(Beifall bei der SPD)

In diesem Zusammenhang sei mir eine Anmerkung
erlaubt: Bei anderen Themen sind wir oft großzügiger.
Ich habe mich sehr daran gestört, dass die Kosten für
das Täterdenkmal am Obersalzberg von 14 auf
21 Millionen Euro gestiegen sind. Diese Mittel wurden
ohne Haushaltssperre abgesegnet. Für ein Denkmal
stellen wir 7 Millionen Euro zusätzlich zur Verfügung.
Für Menschen, die Hilfe brauchen, haben wir jedoch
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keine 4 Millionen Euro. Das passt nicht zusammen!
Damit werden wir den Unmut der Bevölkerung schü-
ren!

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Rund 40 % des Einzelplans 10, das sind rund 5 Milli-
arden Euro, werden für familienpolitische Leistungen
bereitgestellt.

(Wolfgang Fackler (CSU): Das ist ein Haufen
Geld!)

– Herr Kollege, das ist viel Geld. Das bezweifelt kei-
ner. Viele dieser Maßnahmen sind sicherlich richtig.
Ich sage es noch einmal: Wir können dankbar sein für
die Anträge, die die SPD gestellt hat und die schließ-
lich nach einem halben Jahr, einem Jahr oder einein-
halb Jahren aufgegriffen werden, weil bis dahin der
Druck zu groß geworden ist. Wir haben die gleiche
Geduld wie der Ministerpräsident, wenn es um die Er-
reichung unserer Ziele geht. In vielen Fällen haben
wir auch den Eindruck, dass die Leistungen nicht aus-
reichend sind.

Der SPD liegen besonders die Familien am Herzen.
Wir möchten nachhaltig dafür sorgen, dass Männer
und Frauen gleichgestellt sind und dass die Verein-
barkeit von Familie und Beruf gelingt. Dies führt nicht
zuletzt auch zu volkswirtschaftlichen Vorteilen. Wir
haben hier einen Verfassungsauftrag, den wir mit die-
sem Einzelplan umsetzen müssen.

Wir müssen die Kinder individuell fördern. Es ist er-
wiesen, dass die frühkindliche Bildung die Menschen
für die Zukunft prägt. Dann werden die Menschen in
die Gemeinschaft eingebunden. Ich verstehe deshalb
nicht, dass Sie die Abdeckung der Randzeiten der
Kinderbetreuung abgelehnt haben. Vor allem die
Pendler und die Alleinerziehenden sind darauf ange-
wiesen, dass sie in diesen Zeiten ein Betreuungsan-
gebot haben.

An dieser Stelle möchte ich ein Beispiel dafür geben,
wie das Betreuungsgeld anderweitig verwendet wer-
den könnte. Ich möchte jetzt nicht mehr die einzelnen
Argumente zum Betreuungsgeld "durchkauen", aber
trotzdem deutlich machen, was sich entwickelt hat. In
den letzten Tagen haben wir gehört, 100.000 Leute
hätten bereits einen Antrag auf das Betreuungsgeld
gestellt; das Betreuungsgeld sei ein Erfolgsmodell. Im
Haushaltsausschuss haben wir festgestellt, dass
gleichzeitig 73 % der Kinder einen Platz in einer Kin-
dertagesstätte oder einem Kindergarten haben. Das
Ministerium hat uns eine Antwort gesandt, aus der
hervorgeht, dass es einen Grund dafür gibt, dass über
100 % das Betreuungsgeld und die Kinderbetreuung

in Anspruch nehmen. In dieser Antwort wurde festge-
stellt, dass das Betreuungsgeld nur vorübergehend in
Anspruch genommen wird. In dem Schreiben des Mi-
nisteriums heißt es weiter: Eltern haben zwar vielfach
das Betreuungsgeld für den gesamten Zeitraum bean-
tragt, nehmen aber dann doch die Kinderbetreuung in
Anspruch. Das ist die Aussage aus der Bevölkerung.
Ich sage dazu eines: Sparen wir uns doch diesen
ganzen Verwaltungsaufwand! Sparen wir uns das
Geld für diese Bürokratie, und stecken wir das Geld
direkt in die Kinderbetreuung!

(Beifall bei der SPD)

Ein weiteres Beispiel für gut investierte Euros sind die
Frauenhäuser, die notwendigerweise unterstützt wer-
den müssen. Wir müssen die Frauen in Not und die
Frauenhäuser besser unterstützen. Das Sozialminis-
terium hat zu diesem Thema Gott sei Dank eine Stu-
die in Auftrag gegeben, die bestätigt, was diejenigen,
die sich mit diesem Thema beschäftigen, schon
immer festgestellt haben: Die Dunkelziffer ist viel
höher, und die Realität ist viel schlimmer als das, was
tatsächlich angesprochen wird.

Diese Studie wird aber letztlich nicht ernst genom-
men. Die Zahl der Fälle liegt doppelt so hoch. Im
Haushalt stehen jedoch gegenüber dem Ansatz aus
dem Jahr 2016 nur wenige 100.000 Euro mehr zur
Verfügung. Diese Mittel müssen verdoppelt werden,
weil sich auch die Zahl der Fälle verdoppelt hat. Lei-
der sind der Herr Fraktionsvorsitzende Kreuzer, Frau
Präsidentin Stamm und Herr Innenminister Herrmann
nicht da. Sie waren bei der Veranstaltung der "Stern-
stunden" dabei und haben Beifall geklatscht, als das
neue Frauenhaus in Passau gefördert wurde. Klat-
schen Sie bitte weniger im Fernsehen, und heben Sie
dafür hier im Parlament die Hand für mehr Geld für
die Frauenhäuser! Das wäre unsere Aufgabe!

(Beifall bei der SPD – Harald Güller (SPD): Das
können sie nachher bei der namentlichen Abstim-
mung tun!)

Meine Damen und Herren, wenn wir hier nicht helfen,
werden wieder die Kommunen belastet, die in solchen
Fällen oft tätig werden müssen. Ohne die Kommunen
würde hier überhaupt nichts gehen. Rund 10 % der
Mittel, die die Frauenhäuser benötigen, bekommen
sie von kommunalen und staatlichen Einrichtungen.
Die restlichen Mittel müssen sie aus Spenden zusam-
menbekommen. Eines muss uns klar sein: Gewalt
gegen Frauen passiert jeden Tag und in jeder Ge-
meinde. Keine Gemeinde und keine Gesellschafts-
schicht ist davon ausgeschlossen. Wir müssen hier
etwas tun, nicht zuletzt, weil wir dadurch Prävention
betreiben. Die Kinder, die Jungen und Mädchen, die
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es erleben müssen, dass der Vater schlägt und die
Mutter dies hinnimmt, laufen Gefahr, dass sie dieses
Verhalten als normal bewerten und es später wieder-
holen. Hier müssen wir entgegenwirken, weil auch
das Geld kosten wird!

(Beifall bei der SPD)

In diesem Zusammenhang möchte ich noch etwas an-
sprechen. Es geht um etwas, was kein Geld kostet,
Frau Ministerin, was sich aber ändern müsste. Was
ich nämlich immer wieder höre, ist Folgendes: Wenn
eine Frau in der Nacht vor der Gewalt des Mannes
flüchtet, in ein Frauenhaus kommt, aber nicht alle Un-
terlagen dabei hat, die sie bei der Antragstellung
braucht, dann bekommt das Frauenhaus für die Näch-
tigung der nächsten Tage keine Erstattung bezahlt.
Da muss sich doch etwas ändern. Es muss doch, wie
in anderen Bereichen auch, möglich sein, dass die
Frau dann, wenn sie da ist, einen Antrag stellt und an-
schließend die Unterlagen bringt. Wenn die Frau am
Abend vor den Schlägen des Mannes davonläuft,
dann wird sie doch nicht zu ihm sagen: Lass mich
noch schnell an den Büroschrank, ich muss dort noch
die und die Papiere herausnehmen, damit ich etwas
machen kann. – Ja, wo sind wir denn?

(Beifall bei der SPD)

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, noch ein
Punkt, Herr Kollege Fackler hat ihn zwar erwähnt,
aber wir haben noch keine zufriedenstellende Lösung.
Wir haben schon gesagt, es gibt ein paar Feigenblat-
tanträge und Regelungen von der CSU im Haushalt.
Es geht um das Blindengeld für hochgradig Sehbehin-
derte und hochgradig Gehörgeschädigte. Da wird ge-
sagt, man hat vielleicht im Jahr 2018 Geld. Ja, warum
denn nicht gleich 2017, lieber Herr Kollege? – Die
Leute haben doch jetzt das Problem und nicht irgend-
wann in der Zukunft. Das ist doch der Auftrag, den wir
eigentlich haben: den Leuten zur Seite zu stehen. So
viel Geld kostet das doch nicht,

(Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): Zwölf
Millionen!)

dass wir den Menschen, die besonders hart betroffen
sind, nicht helfen.

(Beifall bei der SPD)

Dazu passt vielleicht auch, dass wir das Versprechen
der Staatsregierung haben, die Barrierefreiheit kommt
bis 2023. Auch in dieser Frage sollte man ehrlich sein.
Wenn man nämlich den Haushalt betrachtet, erkennt
man, dass wir das bestenfalls bis 2053 schaffen.
Dann ist es aber auch zu spät. Es ist ein Stück Glaub-
würdigkeit, die wir gegenüber dem Bürger wahren

müssen. Dieser Haushalt zeigt doch auch, wie wir mit
den Menschen umgehen, die in unserer Gesellschaft
benachteiligt sind, die im Leben vor einer besonderen
Situation stehen, die sie meistern müssen. Sie müs-
sen später natürlich auch für sich sorgen, so gut das
eben geht. Wir müssen ihnen aber zur Seite stehen.

(Beifall des Abgeordneten Bernhard Roos (SPD))

Ich nehme die Artikel 151 und 118 der Bayerischen
Verfassung ganz, ganz ernst. Diese Artikel sollten wir
alle hinaustragen. Es nicht nur schön, Bayer zu sein,
wenn man groß ist, wenn man jeden Tag ins Fitness-
center gehen kann und so weiter, sondern man ist
auch Bayer, wenn man krank ist, wenn man blind ist,
wenn man behindert ist. Dann gehört man auch dazu.
Auch um diese Menschen müssen wir uns kümmern.

(Beifall bei der SPD – Bernhard Roos (SPD):
Bravo! Bravo Günther!)

Bei der Gelegenheit möchte ich mich auch bei Ihnen,
Frau Ministerin, bedanken. Ich weiß, dass Sie sich
sehr engagieren. Sie sind eingebunden in eine Regie-
rung, die das eine oder andere manchmal nicht zu-
lässt. Ich hoffe, wir können uns mit vielen Anträgen
durchsetzen, und zwar in einer kürzeren Zeit als bis-
her. Der Ministerpräsident hat gesagt: Ziele erreicht
man, wenn man Geduld hat. – Wir von der SPD-Frak-
tion haben sicher Geduld. Die Ziele haben wir auch
vor Augen. Wir werden darum kämpfen, diese Ziele
diese zu erreichen, im Interesse der Menschen.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb möchte ich mich nicht nur bei Ihnen und bei
den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen im Ministerium,
in den Landratsämtern und den Regierungen und so
weiter bedanken. Ich möchte mich auch bei meinen
Kolleginnen und Kollegen bedanken, insbesondere
bei Ruth Waldmann, Doris Rauscher, Angelika Wei-
kert und Uli Pfaffmann. Sie bringen sich mit außeror-
dentlichem Engagement und großer Sachkenntnis in
die Arbeit des Sozialausschusses ein. Sie arbeiten
dort ganz hervorragend. Ich danke ihnen dafür. Ihr
seid ein Schwerpunkt in diesem Ausschuss!

(Beifall bei der SPD – Bernhard Roos (SPD):
Bravo!)

In diesem Sinne hoffe ich, dass es uns bald gelingt,
unsere Bayerische Verfassung zu verwirklichen.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächster Redner ist Herr Kollege Dr. Fahn.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Frau Präsidentin, meine
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Damen und Herren! Auch ich bedanke mich, und zwar
beim ganzen Sozialausschuss für die gute und kon-
struktive Arbeit im letzten Jahr. Ich möchte in meinen
Dank grundsätzlich alle einbeziehen.

Nun zum Sozialhaushalt. Wir haben 23 Anträge ge-
stellt. Alle 23 Anträge wurden leider abgelehnt. Sie
werden verstehen, dass wir diesem Teilhaushalt leider
nicht zustimmen können.

Das erste Beispiel, und das möchte ich hier ganz
deutlich aufzeigen, ist das Blindengeld für die schwer-
betroffene Gruppe. Es ist kein positives Zeichen,
wenn dieses Geld erst 2018 bezahlt werden soll. Ich
zitiere immer die Frau Ministerin, die sagt: Die Stärke
einer Gesellschaft erkennt man daran, wie sie mit den
Schwächsten umgeht. – Gerade die Gruppe der
schwer Sehbehinderten mit einem Sehvermögen von
2 bis 5 % ist hier konkret betroffen, Frau Ministerin. Es
geht nur um 166 Euro pro Monat. Das hätte die
Staatsregierung machen müssen. Ich finde das ganz
wichtig. Das hat die Staatsregierung aber nicht hinbe-
kommen. Deshalb ist das ein schwacher Start für das
Jahr 2017.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ein zweites Beispiel, hier geht es um das Ehrenamt.
Herr Hintersberger sollte besonders zuhören. Bayern
ist das Land des Ehrenamtes. 47,5 % der Bürger en-
gagieren sich. 2009 waren es nur 36 %. Wir sagen,
das Ehrenamt ist der Kitt, der unsere Gesellschaft zu-
sammenhält. Ehrenamtliche engagieren sich sehr
stark, das taten sie vor allem auch im letzten Jahr bei
der Flüchtlingshilfe. Das möchten wir immer wieder
betonen. Wir wissen, dass wir in Bayern eine Aner-
kennungskultur haben. Diese Anerkennungskultur
müssen wir aber verbessern.

Zunächst zur Ehrenamtskarte: Sie wissen, es gibt
120.000 Bürger, die diese Karte bekommen haben.
Die Karte gibt es in 79 von 96 Landkreisen, es gibt sie
aber leider nicht in München. Wir müssen deshalb
überlegen, was wir tun können, damit auch in Mün-
chen die Ehrenamtskarte eingeführt wird. Es gibt
5.000 Akzeptanzpartner, die in den Kommunen und
so weiter diese Vorteile anbieten. Allerdings, wenn ein
Landkreis eine Ehrenamtskarte einführt, bekommt er
vom Freistaat nur 5.000 Euro. Das ist zu wenig. Die
Landkreise müssen nämlich Leute einstellen, und in
der Regel stellt jeder Landkreis dafür eine hauptamtli-
che Kraft ein. Ich meine, die Ehrenamtskarte ist das
Aushängeschild des Freistaats. Der Freistaat muss
deshalb die Kommunen stärker unterstützen. Herr
Staatssekretär, das ist ein ganz wichtiger Punkt. Die
Karte wird nämlich in den Kommunen umgesetzt, des-
halb brauchen wir eine stärkere Unterstützung der

Kommunen durch den Freistaat. Auch dazu haben wir
einen Antrag eingebracht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wie kann das ehrenamtliche Engagement gesteigert
werden? – Da möchte ich Sie zitieren, Herr Hinters-
berger. Sie sagten vor einigen Wochen:

Besonders beeindrucken mich zudem Schulen,
die fachliches Lernen mit gesellschaftlichem En-
gagement von Schülern verbinden nach dem
Motto: "Lernen durch Engagement". Dies ge-
schieht als Teil des Unterrichts und eng verbun-
den mit dem fachlichen Lernen. Das halte ich für
einen zukunftsweisenden Weg

In Bayern gibt es aber leider nur 20 Schulen, die sol-
ches Service Learning anbieten, das wissen Sie, Herr
Hintersberger. Wir brauchen solche Vorzeigeschulen
in Bayern aber flächendeckend und nicht nur Modelle
an 20 Schulen. Sie waren das letzte Mal bei unserem
"Runden Tisch Ehrenamt" am 12.11.2016 dabei. Da
wurde das Modell des Gymnasiums in Bamberg be-
sprochen. Ich möchte Sie bitten, solche guten Modelle
zu unterstützen. Das ist ganz wichtig. Ich begrüße es
deshalb ganz ausdrücklich, dass das Sozialministeri-
um im Jahr 2017 das Thema Service Learning zum
Schwerpunktthema machen will. Dieses Thema müs-
sen wir dann aber auch konkretisieren. Wir unterstüt-
zen Sie dabei. Wir brauchen dann allerdings auch viel
mehr Schulen, die das machen. Dafür müssen wir
auch Gelder einsetzen, Herr Staatssekretär. Das ist
ganz wichtig. Wir verstehen deshalb nicht, weshalb
ein Antrag der FREIEN WÄHLER zur Erhöhung der
Mittel für das Landesnetzwerk Bürgerschaftliches En-
gagement von der CSU abgelehnt wurde. Das passt
einfach nicht zusammen. Sie wollen das Ehrenamt
fördern. Wir wollen das Ehrenamt fördern. Wir wollen
die Schulen einbeziehen. Dafür muss man dann aber
auch mehr Geld ausgeben.

Integration ist eine Daueraufgabe, auch noch nach
der Marathonsitzung letzte Woche. Wir haben die
Flüchtlingskrise zwar gut gemeistert. Das gelang aber
dank der vielen Ehrenamtlichen, die sich engagiert
haben, und dank der Kommunen, die sich massiv ein-
gesetzt haben, aber auch dank der Landräte und der
Bürgermeister. Deshalb möchte ich mich dafür ganz
herzlich bedanken.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das Integrationsgesetz wurde letzte Woche beschlos-
sen. Wir wollen mal schauen, wie die Umsetzung er-
folgt. Wir hoffen, dass die Kommunen ausreichend fi-
nanzielle Mittel erhalten und dass es nicht zu einer
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Politik nach Kassenlage wird. Das haben wir immer
wieder kritisiert.

Auch das Beispiel Deutschkurs möchte ich hier noch
einmal nennen. Deutschkenntnisse sind sehr wichtig.
Die Sprache ist der Schlüssel zur Integration. Jeder,
der Deutsch lernen will, muss auch Unterstützung
vom Staat bekommen. Das muss in Bayern flächen-
deckend geschehen. Das ist bisher nicht der Fall.

Ein neuer Aspekt: Wir haben eine neue Integrations-
beauftragte, Frau Kerstin Schreyer. Sie ist leider nicht
hier. Herr Unterländer, Sie geben meine Hinweise
weiter. Frau Schreyer tritt erst im März ihren Dienst an
und hat gesagt, sie will vorher zu diesem Thema
nichts sagen. Lassen wir es mal so stehen.

Ich habe einige Wünsche an die neue Integrationsbe-
auftragte. Frau Schreyer, berufen Sie einen Integrati-
onsrat ein, der effektiv arbeitet! Circa 80 Mitglieder hat
er nach dem aktuellen Stand. Das sind einfach zu
viele. Machen Sie zeitliche Vorgaben zur Zahl der
jährlichen Sitzungen! Bisher gab es die überhaupt
nicht. Die eingerichteten sogenannten Ad-hoc-Aus-
schüsse boten keine optimalen Lösungen, weil man
von den Ergebnissen fast nie oder nur rein zufällig er-
fuhr.

Nehmen Sie den Integrationsrat wirklich ernst, und
fassen Sie regelmäßig Beschlüsse! Wenn Sie nachse-
hen und nachfragen, merken Sie, der Integrationsrat
in Bayern hat den letzten Beschluss im Jahr 2013 ge-
fasst. Die Mitglieder des Integrationsrates fühlten sich
dadurch nicht ernst genommen. Wir wollten zum Bei-
spiel auch über das Integrationsgesetz abstimmen.
Ein Vertreter des Ministeriums hat dazu gesagt, das
bräuchten wir nicht, es genüge, wenn wir eine Diskus-
sion ohne Abstimmung führen.

Weiter bitte ich Sie: Geben Sie einen regelmäßigen
Integrationsbericht im Sozialausschuss und warten
Sie nicht fünf Jahre! So kann man das Integrationsge-
setz nämlich auch interpretieren. Das wäre viel zu
spät. Machen Sie es regelmäßig, einmal im Jahr. Das
ist wichtig, gerade bei einem so bedeutenden Zu-
kunftsthema.

Nutzen Sie die Erfahrungen der 26 Integrations- und
Ausländerbeiräte! Informieren und motivieren Sie,
damit die Wahlbeteiligung steigt. Es wird oft kritisiert,
dass sie zu gering ist.

Nutzen Sie den Spielraum, den Ihnen das neue Ge-
setz bietet! Binden Sie alle Mitglieder des Integrati-
onsrates sozusagen als "freiwilliges Muss" in Ihren
Entscheidungsprozess ein!

Mein Wunsch an Frau Schreyer, die nicht da ist – –

(Die Abgeordnete Kerstin Schreyer (CSU) erhebt
sich und winkt dem Redner zu)

– Oh, da ist sie!

(Allgemeine Heiterkeit – Kerstin Schreyer (CSU):
Nur für Sie, Herr Fahn!)

– Das ist sehr nett.

(Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Das ist er
gewohnt! – Kerstin Schreyer (CSU): Ich unterhal-
te mich gerne mit Ihnen! Ich höre Ihnen auch zu!)

– Ja, aber meine Redezeit läuft jetzt weiter. Sie müss-
ten mir eine Zwischenfrage stellen.

(Kerstin Schreyer (CSU): Da müsste man fast
normal miteinander reden anstatt am Mikro, gell!
– Heiterkeit bei der CSU)

– Ja, das stimmt. – Machen Sie den Integrationsrat zu
einem Beteiligungsgremium. Bisher war er nämlich
nicht so effektiv. Ich war beim Integrationsrat dabei.
Sie fangen im März an.

Mir geht es um Folgendes, Frau Schreyer – Sie sagen
ja im Moment noch nichts, haben Sie gesagt, sondern
erst ab März – –

(Kerstin Schreyer (CSU): Ich unterhalte mich mit
Ihnen immer gerne! – Heiterkeit bei der CSU und
den FREIEN WÄHLERN)

– Ach so. Aber Sie sagen im Parlament nichts. – Es
geht um Transparenz und, wie ich sagen muss, um
ernsthafte Beteiligung.

Jetzt geht es um ein anderes Thema, das auch schon
angesprochen wurde: Erstattung des Freistaates im
Bereich Asyl. Zwar übernimmt der Freistaat einen
Kostenanteil für junge Flüchtlinge. Aber das ist noch
nicht das Ergebnis, welches wir uns gewünscht
haben. Zusätzliche Gelder wurden bereitgestellt.
Heute liegen die zu zahlenden Beträge für junge
Flüchtlinge zwischen 18 und 21 Jahren bei 120 Euro
pro Tag. Aber in allen Bundesländern – Herr Fackler,
das müssten Sie schon wissen – wird diese Summe
voll bezahlt. Der Freistaat Bayern übernimmt nur 30
bis 40 Euro, also bis zu einem Drittel. Man kann
sagen: Der Bezirketag hat hart gekämpft, aber eben
nur das Drittel erreicht. Wir müssen insgesamt noch
ein bisschen mehr erreichen. Wir sehen hierin eine
ganz wichtige gesamtgesellschaftliche Aufgabe.

Es wird immer behauptet, der Freistaat sei sehr kom-
munalfreundlich. Beim Thema Asyl muss man ganz
klar einwenden, dass die Personalkosten leider nicht
bezahlt werden. Die Kommunen müssen die Perso-
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nalkosten bezahlen. Sie betragen in der Regel 1 %
der Kreisumlage. Hier wurde einiges getan, aber es
gibt noch einen gewissen Nachholbedarf; und den
möchten wir konkret einfordern.

Stichwort kulturelle und heimatpolitische Anliegen der
Vertriebenen und Flüchtlinge: Positiv zu vermerken ist
der Bau des Sudetendeutschen Museums. Infolge-
dessen gibt es viele Ausgabensteigerungen. Liebe
CSU, vergessen Sie bei diesem wichtigen Projekt
aber nicht die vielen anderen Landsmannschaften in
Bayern. Vergessen Sie nicht die Schlesier, vergessen
Sie nicht die Russlanddeutschen, die auch solche An-
laufstellen suchen. Wir haben jetzt Gott sei Dank eine
in Fürth gefunden. Aber sie fragen natürlich auch
immer nach: Wo konkret ist der Freistaat? Auch die
Russlanddeutschen zum Beispiel sind sehr wichtig.
Auch sie brauchen eine sichere Finanzierung. Hier
geht es auch um insgesamt gleichrangige Lebensver-
hältnisse in Bayern. Wir haben einen Änderungsan-
trag gestellt, demzufolge die Ausgaben für die Vertrie-
benenverbände noch ansteigen sollen. Wir bedauern,
dass er abgelehnt wurde. Wir wollten eigentlich nur
das Niveau von 2003 wiederherstellen. Damals wurde
von Stoiber sehr vieles gekürzt. Diese Ausgaben
müssen Sie in Zukunft erhöhen.

Investitionen in die Zukunft unserer Kinder sind sehr
wichtig. Der Besuch einer Kindertagesstätte ist für die
Entwicklung und die Bildungschancen eines Kindes
von großer Bedeutung. Wir FREIEN WÄHLER fordern
seit Jahren eine solide staatliche Sockelfinanzierung
der bayerischen Kitas; denn immer noch gibt es Pro-
bleme mit dem Verwaltungsaufwand, der Randzeiten-
betreuung und der individuellen Familienbetreuung.
Hier hätten wir uns mehr gewünscht. Dazu haben wir
auch einen Antrag gestellt. Wir müssen bereit sein,
die Zukunft unserer Kinder noch ernster zu nehmen.
Bei den Kindern zu sparen, wäre ein Sparen an der
falschen Stelle. Deswegen lautet unser Motto: die Zu-
kunft unserer Kinder gestalten. Das wollen wir FREI-
EN WÄHLER in den nächsten Jahren offensiv ange-
hen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Es gibt nicht nur Kinder, sondern es gibt natürlich
auch Senioren. Wir sagen Ja zu einer generationen-
übergreifenden Seniorenpolitik. Wir unterstützen die
Landesseniorenvertretung, die sich für die Belange äl-
terer Menschen einsetzt. Sie wird zwar vom Sozialmi-
nisterium unterstützt, hat aber keinen eigenen Haus-
haltstitel, Frau Ministerin. Die Vertreter führten ein
Gespräch mit Ihnen. Dabei haben Sie gesagt, das
gehe nicht, das sei rechtlich nicht möglich. Frau Minis-
terin, das können wir nicht nachvollziehen. Vielleicht
können Sie das noch erklären. Wir haben deshalb

einen Antrag gestellt, über den getrennt abgestimmt
werden soll. Wir meinen, die Landesseniorenvertre-
tung macht eine sehr gute politische Arbeit. Dafür
braucht sie einen eigenen Haushaltstitel. Dann kön-
nen sie frei über die Mittel verfügen, anstatt bei jedem
Anliegen das Ministerium anbetteln zu müssen. Ein
eigener Haushaltstitel für die Landesseniorenvertre-
tung, Frau Ministerin Müller, das ist unser Wunsch.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir könnten hier natürlich noch viel anbringen, etwa
zur Rentenproblematik und zur Altersarmut. Für uns
ist wichtig, generationenübergreifend zu arbeiten, das
heißt, generationenübergreifende Wohnprojekte zu
fördern, zum Beispiel die echten Mehrgenerationen-
häuser, in denen Jung und Alt zusammenwohnen.
Davon gibt es einige in Bayern, nämlich 96. Es könn-
ten mehr sein. Mehrgenerationenhäuser sind noch die
Ausnahme. Dafür gibt es eine gewisse Anschubfinan-
zierung vom Ministerium, ich meine, circa 40.000 Eu-
ro. Diese Förderung könnte man insgesamt erhöhen;
denn das wäre ein Beitrag zu einer generationenüber-
greifenden Politik in Bayern. Dabei haben wir noch
einen echten Spielraum. Deswegen bitten wir Sie, das
in den nächsten Jahren umzusetzen.

Zum Schluss noch das sehr wichtige Thema der Bar-
rierefreiheit: Bayern soll bis 2023 komplett barrierefrei
sein. Auch das ist ein Titel, der verwirrt, weil das Vor-
haben ja nur die staatlichen Einrichtungen betreffen
kann. Man kann sagen, zwei Drittel der Einrichtungen
sind eigentlich nichtstaatlich. Diese Konvention meint
eigentlich auch, dass alles komplett barrierefrei sein
soll. Dafür ist zwar einiges getan; aber insgesamt ist
es noch viel zu wenig; denn wir wollen die Barriere-
freiheit flächendeckend in allen Gebäuden. Wir wollen
zum Beispiel auch ein flächendeckendes Förderpro-
gramm für alle Rathäuser. Sie sagen dann immer:
Nehmt die FAG-Mittel. – Das ist insgesamt zu wenig
zielführend. Wichtig wäre ein eigener Titel. Mit der
Barrierefreiheit in allen Rathäusern fangen wir an.
Damit wären wir schon einen Schritt weiter, sehr ge-
ehrte Frau Ministerin. Das wünschen wir uns.

Zu meinem letzten Punkt – ich könnte noch viel mehr
bringen, aber mein Kollege Bernhard Pohl möchte zu
diesem wichtigen Thema auch noch etwas sagen –:
Wir haben weitere Anträge gestellt; darin fordern wir
unter anderem mehr Geld für die Opfer von Gewalt
gegen Frauen und Kinder, mehr Gelder für die Woh-
nungslosenhilfe in Bayern und eine stärkere Förde-
rung der Teilzeit-Berufsausbildung. Dieses ganz wich-
tige Thema haben wir im Sozialausschuss behandelt.
Dabei könnten wir noch viel mehr Leute unterstützen.
Der Vorschlag von uns dazu lautet: 200.000 Euro pro
Bezirk.
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Sie sehen: Es wurde schon viel getan; aber wir müs-
sen noch viel mehr tun. Packen wir‘s an! – Ich bedan-
ke mich für Ihre Anwesenheit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Hans-Ul-
rich Pfaffmann (SPD): Lehnen Sie den Gesamt-
haushalt ab?)

– Den Gesamthaushalt werden wir ablehnen, Herr
Pfaffmann. Wenn Ihnen das ein Anliegen ist, darf ich
Ihnen das schon vorab sagen. Das ist für Sie interes-
sant.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächste Rednerin ist die Kollegin Celina.

Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Kolle-
gen von der CSU, Sie haben gestern wiederholt mo-
niert, dass wir von der Opposition seit zwei Tagen den
von der CSU-Staatsregierung vorgelegten Haushalt
schlechtreden. Aber als ich mir den Sozialhaushalt
durchgelesen habe, habe ich mich gefragt, wo ich mit
der Kritik anfangen und wo ich damit aufhören soll.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es geht nicht darum, dass Sie viel ausgeben. Jeder
kann viel ausgeben. Es geht darum, wofür Sie das
ausgeben. Es ist nicht nur unser Recht, sondern auch
unsere Pflicht als Opposition, Sie darauf hinzuweisen,
dass Sie die falschen Schwerpunkte setzen. Deswe-
gen – das kann ich Ihnen jetzt schon versprechen –
folgt auf zwei Tage Kritik am Bayerischen Haushalt
ein dritter Tag mit Kritik am Bayerischen Haushalt. Sie
haben Glück, dass wir heute Abend mit dem Haushalt
durch sein werden. Sonst käme garantiert ein vierter
Tag dazu.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das ist wie in der Marathondebatte über Ihr Leitkult-
gesetz. Auch da waren wir nach 19 Stunden Debatte
noch nicht mit der Kritik fertig. Ich kann Ihnen versi-
chern: Das schaffen wir auch mit dem Haushaltsplan
locker. Da gibt es genauso viel Stoff für Kritik wie beim
Leitkultgesetz. Das Seltsame ist: Wenn man Sie ins-
besondere außerhalb des Landtags reden hört, könn-
te man auf den Gedanken kommen, dass wir uns bei
einigen wichtigen Punkten inhaltlich völlig einig sind.
Aber wenn es darum geht, "Butter bei die Fische" zu
bekommen, wenn es darum geht, allgemeine Forde-
rungen mit einem konkreten Haushaltsansatz zu ver-
binden, dann ducken Sie sich weg und tauchen ab.
Dann behaupten Sie, es müsse erst dies gemacht
werden, es müsse erst jenes gemacht werden. Sie
planen das alles schon. Aber von einem konkreten

Haushaltsansatz, der ein Zeichen setzt, sind Sie in ei-
nigen Punkten meilenweit entfernt. Das genügt als
Vorrede. Jetzt wird es konkret.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU, wer
war denn am 9. Dezember bei der Sternstunden-
Gala?

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Alle!)

Wer von Ihnen hat geklatscht, als die Ihnen auch als
"Mama Bavaria" bekannte Kabarettistin Luise Kinse-
her über ein Thema sprach, das ihr ganz besonders
am Herzen liegt, das uns GRÜNEN besonders am
Herzen liegt, das der SPD besonders am Herzen liegt
und bei dem Sie bei jeder passenden Gelegenheit be-
haupten, dass es Ihnen auch am Herzen liegt? Luise
Kinseher sprach darüber, dass Frauenschutzräume in
Bayern dringend zu verbessern sind. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der CSU, wer von Ihnen war
dabei und hat geklatscht?

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Alle!)

Wer hätte geklatscht, wenn er dabei gewesen wäre?

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Alle!)

Wer von Ihnen hat durch seine Zustimmung signali-
siert, dass die Situation von Frauenschutzräumen in
Bayern verbesserungswürdig ist?

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Auch alle!)

Wer von Ihnen stimmt jetzt im Haushalt gegen Ver-
besserungen bei Frauenschutzräumen?

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Auch alle!)

Das finde ich schäbig, einfach nur schäbig. Außen hui
und innen pfui, sage ich da nur.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Sagen Sie jetzt bloß nicht, Sie hätten nicht gewusst,
dass nach einer Studie der Universität Erlangen-Nürn-
berg allein im Jahr 2014 2.845 Frauen und Kinder von
bayerischen Frauenhäusern aus Platzgründen abge-
wiesen werden mussten. Auch einige Ihrer Abgeord-
neten hat vor wenigen Tagen der offene Brief der Lei-
terinnen der vier unterfränkischen Frauenhäuser
erreicht. Es stand auch in der Zeitung. Hier wie so
viele Jahre zuvor wieder nicht zu reagieren, ist ein-
fach schofel.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)
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Sagen Sie mir nicht, der Bedarf sei noch nicht genau
genug dargelegt worden. Der Bedarf wird seit Jahren
dargelegt. Jetzt gibt es Zahlen dazu. Trotzdem tut sich
wieder nichts. Wir haben dazu namentliche Abstim-
mung gefordert und möchten gerne wissen, ob dieje-
nigen, die bei der Sternstunden-Gala zustimmend ge-
klatscht haben, jetzt trotzdem Nein zu einer besseren
Finanzierung von Frauenschutzräumen und Frauen-
notrufen sagen.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Mit Sicherheit!)

Heute haben Sie die Gelegenheit, Ihr Nein zu doku-
mentieren, bevor Sie in ein paar Jahren unsere Anträ-
ge abschreiben werden.

(Beifall bei den GRÜNEN – Hans-Ulrich Pfaff-
mann (SPD): Unterschied zwischen Anspruch
und Wirklichkeit!)

Ich komme zum nächsten Thema: Schuldner- und In-
solvenzberatung. Herr Kollege Vogel, da möchte ich
Sie direkt ansprechen. Sie haben vor zwei Wochen im
Sozialausschuss wörtlich gesagt: In Bayern bricht die
Schuldner- und Insolvenzberatung nicht zusammen,
auch wenn noch keine Einigung erzielt worden ist. –
Ich habe mich über diese Aussage sehr gewundert.
Es geht gar nicht darum, ob die Schuldner- und Insol-
venzberatung zusammenbricht. Es geht darum, das
umzusetzen, was richtig ist. Es geht darum, das um-
zusetzen, was beschlossen ist. Es geht darum, den
Trägern der Schuldner- und Insolvenzberatung end-
lich zu signalisieren, dass die jahrelange Unterfinan-
zierung ein Ende hat.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was passiert denn, wenn die von allen Fraktionen an-
erkannten Kosten in Höhe von 8 Millionen Euro nicht
anerkannt werden und Sie die Träger durch ein In-die-
Länge-ziehen der Verhandlungen irgendwann kleinbe-
kommen? Für 6 Millionen Euro kann man keine Leis-
tung erbringen, die 8 Millionen Euro kostet. Im
Zusammenhang mit Konnexität müssten diese 8 Milli-
onen Euro anerkannt werden. Das wissen Sie so gut
wie ich. Es war ein Armutszeugnis, im Sozialaus-
schuss zu hören, dass das Ministerium lediglich zur
Weiterführung von Gesprächen einladen könne; denn
das Ministerium sei an den Betrag gebunden, den der
Haushaltsgesetzgeber zur Verfügung stelle. Liebe
Kollegen und Kolleginnen, wer ist denn der Haus-
haltsgesetzgeber? – Sie sind es! Sie hätten es in der
Hand, ein klares Zeichen zu setzen.

Natürlich bricht die Schuldner- und Insolvenzberatung
nicht zusammen; aber die Träger gehen seit Jahren in
Vorleistung und haben weniger Geld und weniger Per-
sonal für andere Zwecke. Wenn Sie das weiterhin auf

die lange Bank schieben, dann wird sich das nicht än-
dern. Die Menschen, die sich bei der Schuldner- und
Insolvenzberatung informieren wollen, sind die Leidt-
ragenden, nicht die Schuldner- und Insolvenzberatun-
gen.

Sie als CSU-Fraktion sind diejenigen, die in den
nächsten beiden Jahren 450 Millionen Euro für das
unsinnige Betreuungsgeld ansetzen. Sie verschwen-
den fast 6 Millionen Euro für den Umzug des Gesund-
heitsministeriums, und Sie setzen die falschen
Schwerpunkte. Nach jahrelangen Diskussionen wei-
gern Sie sich aber, knapp 2 Millionen Euro mehr bei
der Schuldner- und Insolvenzberatung anzusetzen.
Das Betreuungsgeld dagegen, das weder sozialpoli-
tisch sinnvoll ist noch zielgerichtet ärmere Familien
unterstützt, blockiert den ganzen Haushalt für sinnvol-
lere Maßnahmen. Auf jeden Fall ist eine Erklärung,
wie viele Menschen bereit sind, Geld zu nehmen,
wenn es ihnen quasi hinterhergetragen wird, kein
Grund für Ihr regelmäßiges Eigenlob. Ich habe es
schon am Anfang gesagt: Es ist nicht schwer, Geld
unter die Leute zu bringen, aber es ist schwer, die
richtigen Prioritäten zu setzen.

Ich sage noch ein paar Worte zu "Bayern barrierefrei":
Das angebliche und groß angekündigte Sonderinves-
titionsprogramm ist nach wie vor eine Durchreichen-
ummer für Mittel, die schon seit Jahren regelmäßig für
barrierefreie Maßnahmen im Haushalt stehen. Oder
es sind gleich fiktive und grob geschätzte Zahlen, zum
Beispiel die 11 Millionen Euro, die Sie für Barrierefrei-
heit in Schulen und Kitas investieren; oder die 30 Milli-
onen Euro für barrierefreie Linienbusse. Sie reichen
sie einfach vom Bund aus weiter. Genau das müssen
Sie auch tun. Aber das ist etwas völlig anderes als ein
eigenes Investitionsprogramm, wie Sie es verspro-
chen hatten. Sie klotzen nicht, Sie kleckern nur rum.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Ihr eigenes Investitionsprogramm beschränkt sich da-
gegen auf jeweils 13,7 Millionen Euro für Barrierefrei-
heit in staatlichen Bestandsgebäuden und ein paar
flankierende Maßnahmen. Genau diese sollen im
kommenden Haushalt auch noch gekürzt werden. Ihr
Wille zu Einsparungen in allen Ehren – aber der bar-
rierefreie Ausbau staatlicher Gebäude ist viel mehr,
als einen Zugang für Rollstuhlfahrer einzurichten. Was
machen Sie denn zum Beispiel für Menschen mit Hör-
behinderungen? Wie arbeiten Sie konkret darauf hin,
diesen Menschen die Barrieren aus dem Weg zu räu-
men? Sie sind nicht einmal mit auf dem Logo drauf.
Das werden wir heute nicht abschließend klären kön-
nen; aber ich habe eine Anfrage dazu eingereicht.
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Nach deren Beantwortung werden wir das Thema
wieder aufnehmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Jetzt sage ich noch ein paar wenige Worte zu den 130
anerkannten bayerischen Betreuungsvereinen, die
seit Langem chronisch unterfinanziert sind. Deren Ar-
beit bildet das Rückgrat für die vielen ehrenamtlichen
Betreuer. Wenn dieses Rückgrat angesichts der Be-
lastung bricht, werden wir mehr berufliche Betreuung
brauchen. Sie sparen hier seit Jahren an der falschen
Stelle.

Ich nenne das Stichwort Landesbehindertenplan. Das
Sprichwort "Einen alten Baum verpflanzt man nicht"
gilt auch für Menschen mit Behinderungen. Ältere
Menschen mit Behinderungen scheiden aus den
Werk- und Förderstätten aus. Sie brauchen Wohn-
und Tagesbetreuungsplätze. Sie möchten oft gerne
dort bleiben, wo sie schon lange gelebt haben. Das
sollten Sie ihnen gönnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich gönne Ihnen jetzt noch eine zweite Runde der Kri-
tik an diesem Haushaltsplan. Das übernimmt aber
meine Kollegin Christine Kamm.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächster Redner ist der Kollege Unterländer.

Joachim Unterländer (CSU): Frau Präsidentin,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst
möchte ich einiges zu den vorhergehenden Rednerin-
nen und Rednern feststellen, ausgenommen natürlich
Herr Wolfgang Fackler mit seinem hervorragenden
Beitrag.

(Allgemeine Heiterkeit)

Sie machen wie schon in der Vergangenheit den Kar-
dinalfehler in der Familienpolitik, den Eltern in ihre Le-
bensbiografie und ihre Erziehungsgestaltung hineinre-
den zu wollen. Das geht die Politik nichts an. Sie
muss für alle Modelle und alle Optionen den richtigen
Weg anbieten. Das machen wir zum einen mit dem
Betreuungsgeld, das wirklich ein Erfolgsmodell ist;
denn es wird – ich sage es gerne noch einmal – von
70 % der insgesamt 100.000 Eltern in Anspruch ge-
nommen. Dass Sie so daherreden und sagen, die El-
tern bräuchten es nicht, ist eine Unverschämtheit ge-
genüber den Familien in unserem Land.

(Beifall bei der CSU)

Genauso argumentieren Sie beim Landeserziehungs-
geld, das ebenfalls ein Erfolgsmodell ist. Aufgrund der
Regierungserklärung des Ministerpräsidenten und
entsprechender Entscheidungen der Sozialministerin
haben wir die Einkommensgrenzen in Anbetracht der
allgemeinen Lebensbedingungen und der Entwicklung
der Einkommen deutlich, nämlich um fast 40 %, ange-
hoben, damit ein noch größerer Kreis von Familien
Anspruch auf das Landeserziehungsgeld erhält. Des-
wegen sage ich ganz klar: Hände weg vom Landeser-
ziehungsgeld!

(Beifall bei der CSU)

Sie fordern, dass die Schuldner- und die Insolvenzbe-
ratung zusammengelegt werden. Da sind sich der so-
zialpolitische Ausschuss, die Staatsregierung, die öf-
fentliche und die Freie Wohlfahrtspflege als Träger
der Einrichtungen und die sonstigen Beteiligten einig.
Der Haushaltsausschuss hat zusätzlich 2 Millionen
Euro ab dem Jahr 2018 zur Verfügung gestellt.

(Peter Winter (CSU): Wir sind halt großzügig!)

Das ist der klare Handlungsauftrag an die Bayerische
Staatsregierung und das Sozialministerium, mit der
öffentlichen und der Freien Wohlfahrtspflege zu ver-
handeln. Sie wollen nicht, dass es zu einem vernünfti-
gen Ergebnis kommt. Vor allen Dingen wollen Sie
nicht, dass die Schuldner- und die Insolvenzberatung
weiterhin differenziert arbeiten. Wir wollen, dass den
Menschen geholfen wird. Wir wollen aber vor allen
Dingen auch, dass die Schuldner- und Insolvenzbera-
tung effizient erfolgt.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Sie haben auch eine bessere Förderung der Frauen-
häuser gefordert. Es ist unumstritten notwendig, den
Schutz von Frauen vor Gewalt in der Familie und in
der Gesellschaft weiter zu verbessern. Dazu gibt es
die sogenannte Bedarfsermittlungsstudie, und es gibt
einen Weg, den die CSU-Fraktion mit geebnet hat,
indem sie die Zuschüsse für den proaktiven Ansatz
bei den Frauenhäusern erhöht hat. Ich gebe zu, damit
ist die Diskussion nicht beendet; aber wir werden das
weiterführen. Seien Sie dessen sicher, dass die Ein-
richtungen froh sind, dass wir hier eingestiegen sind,
und seien Sie dessen sicher, dass die Frauenhäuser
davon profitieren werden und ihre wertvolle Arbeit
weiterentwickeln können. Wir haben das im Haus-
haltsausschuss unterstützt, und die Bayerische
Staatsregierung setzt es um.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Nur Phrasen!)

Lassen Sie mich noch einige grundsätzliche Themen
ansprechen. Zum einen möchte ich darauf hinweisen,
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dass die Sozialpolitik im Freistaat Bayern beständig
auf aktuelle Entwicklungen und neue Herausforderun-
gen eingegangen ist und präventive Ansätze gezeigt
hat. Ohne das Gemeinschaftswerk des Bayerischen
Sozialministeriums, des Bayerischen Landtags, der
öffentlichen und der Freien Wohlfahrtspflege, der
Selbsthilfeinitiativen und vieler Ehrenamtlicher würde
unser Gemeinwesen nicht funktionieren. Die Sozial-
politik bietet Hilfe für diejenigen, die die Unterstützung
des Gemeinwesens in besonderer Weise benötigen.
Wichtig sind aber auch die Hilfe zur Selbsthilfe und
eine aktivierende Sozialpolitik – das müssen wir auf
Landesebene immer im Blick haben –, die präventiv
handelt und die Menschen in die Lage versetzt, ihre
Situation selbst in die Hand zu nehmen.

Drei wesentliche gesellschaftliche Entwicklungen
spielen in diesem Zusammenhang eine Rolle. Die
eine ist die demografische Entwicklung und die Senio-
renpolitik, bei der es unter anderem um die Vermei-
dung von Altersarmut geht. Die Bayerische Staatsre-
gierung, der Bayerische Landtag und vor allem die
CSU-Fraktion haben ein Konzept zur Vermeidung der
Altersarmut unter Berücksichtigung der Alterssiche-
rungssysteme entwickelt. Wir wissen, wie zentral das
Anliegen für unsere Wirtschaft, für unser Gemeinwe-
sen und vor allen Dingen für jeden Einzelnen und jede
Einzelne ist, Altersarmut zu vermeiden.

(Beifall bei der CSU)

Die zweite Entwicklung ist die Globalisierung, die
wegen des intensiven Dialogprozesses auch auf Lan-
desebene unter dem Aspekt "Wirtschaft und Ar-
beit 4.0" eine prägende Rolle spielen wird. Dabei ist
ganz klar festzustellen, dass die großen Chancen, die
dieser Prozess beinhaltet, was neue Arbeitsplätze
und Flexibilisierung anbelangt, genutzt werden müs-
sen. Wir werden diesen Prozess unter Einbeziehung
der Wirtschaft, der Unternehmen, aber auch der Ar-
beitnehmer und ihrer Vertretungen, der Gewerkschaf-
ten, unterstützen, damit es nicht zu einer Aushöhlung
des Arbeitsschutzes und der Arbeitszeitregelung
kommt. Wir dürfen nicht zusehen, wenn dieser Pro-
zess zu einer Selbstausbeutung oder einem Abbau
von Arbeitsplätzen in weniger qualifizierten Bereichen
führen würde. Dies wäre keine gute Antwort. Wir müs-
sen hier die Politik einer sozialen und ökologischen
Marktwirtschaft auch in Zukunft unterstützen.

Meine Damen und Herren, es ist notwendig – ich
habe das schon im Zusammenhang mit Ihrer Bewer-
tung des Betreuungsgeldes und des Landeserzie-
hungsgeldes angesprochen –, die Familienpolitik auf
fünf wesentliche Säulen zu stellen. Zum Ersten darf
es keine Bevormundung in der Lebensbiografie
geben, und die Familien sind in ihren jeweiligen Le-

benssituationen finanziell zu unterstützen. Das gilt na-
türlich auch für die Alleinerziehenden. Wenn gesagt
wird, Bayern ist das Familienland Nummer eins, ist
das zweifellos in keiner Weise übertrieben. Verglei-
chen Sie unsere Leistungen mit denen der anderen
Länder. Dann wird auch Ihnen deutlich werden, dass
in Bayern die beste Familienpolitik in Deutschland ge-
macht wird.

(Beifall bei der CSU)

Das Zweite ist eine familienfreundliche Kommunalpoli-
tik. Darüber werden wir an anderer Stelle weiter zu
diskutieren haben. Mit dem Pakt, den die Staatsregie-
rung unterstützt, wird ein wesentlicher Ansatz zur Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf geleistet. Ich sage
auch: Es ist eine der zentralen Herausforderungen in
unserem Gemeinwesen, dass dies gelingt.

Das Dritte ist die Versorgung der Eltern mit Plätzen in
Kindertagesstätten. Wir haben mit Ausnahme großer
Kommunen, wo seit vielen Jahren Sozialdemokraten
die Verantwortung tragen, eigentlich überall eine be-
darfsgerechte Versorgung; das muss man klar fest-
stellen. Wo die Verantwortung bei der Union liegt, ist
der Ausbau in den letzten Jahren hervorragend gelun-
gen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Im Gegensatz zu dem, was Sie behauptet haben, tut
sich gerade in diesem Jahr etwas beim Ausbau und
bei der Änderung der Fehlzeitenregelung, was die
Randzeiten anbelangt. Es gibt eine unbürokratische
Regelung, eine Lösung auch im Kindertagesstätten-
bereich. Dazu stellen die Einrichtungen und ihre Spit-
zenverbände ausdrücklich fest, dass es vernünftige
Lösungen seien, zum Beispiel der Jahresmittelwert.
Das wurde von den Trägerverbänden mitgestaltet und
ausdrücklich auch mitgetragen.

Ein weiteres grundsätzliches Thema ist die Flücht-
lings-, Integrations-, Migrations- und Asylpolitik. Hier-
zu möchte ich nur zwei Punkte ansprechen, weil da-
rauf verschiedentlich schon eingegangen worden ist.

Zum einen ist es auch für die kommunale Familie ein
großer Erfolg, dass es noch in den letzten Wochen
eine Vereinbarung zwischen der Bayerischen Staats-
regierung – dem Ministerpräsidenten, der Sozialminis-
terin – und den kommunalen Spitzenverbänden gege-
ben hat. Dementsprechend wird für die jungen
unbegleiteten Minderjährigen und volljährig Geworde-
nen eine Erstattungsregelung funktionieren.

Dies heißt aber auch, dass wir diesbezüglich auch in-
haltlich noch etwas weitergestalten und weiterentwi-
ckeln müssen, gemeinsam mit den Trägern, die dazu
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übrigens vollständig bereit sind. Es ist nicht in jedem
Fall Jugendhilfe traditioneller Art notwendig. Mit Ju-
gendwohngemeinschaften und neuen inhaltlichen
Konzepten, wie sie von den Trägern auch angeboten
werden, wird es eine Zukunft eine effizientere und in
dieser Verbindung auch kostengünstigere Regelung
geben. Darüber hinaus werden die Kommunen ent-
sprechend entlastet.

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammenhang
möchte ich einen weiteren Punkt ansprechen: die Be-
gleitung und Beratung von Menschen, die geflüchtet
sind. Wir können sehr gute Erfolge feststellen, auch
aufgrund der Förderung der Asylsozialberatung. Es ist
jetzt aber notwendig, dies für Menschen, die eine Blei-
beperspektive haben, weiterzuentwickeln. Das Sozial-
ministerium ist diesen Weg auch gegangen, den Weg
einer Weiterentwicklung von der Asylsozialberatung
hin zu einer Migrationsberatung, wofür entsprechen-
der Bedarf vorhanden ist.

Wir müssen auf die Situation reagieren, die sich hier
ergibt, damit bei einer Bleibeperspektive die Zielset-
zungen gelingen können, etwa hinsichtlich der Förde-
rung der Sprache, der Bildung, der Arbeit und der In-
tegration.

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir zum vor-
läufigen Abschluss des Inhaltlichen noch eine Bemer-
kung zur Politik für Menschen mit Behinderung. Ich
finde es, gelinde gesagt, schon merkwürdig – auch
wenn das natürlich das Recht der Opposition ist –,
wenn Sie einen Ansatz von über 12 Millionen Euro,
der ab 2018 zur Umsetzung des Teilblinden- bzw.
Schwerstsehbehindertengeldes realisiert wird,
schlechtreden, indem Sie darauf hinweisen, das hätte
ja früher kommen können und im Übrigen sei das
alles nicht ausreichend.

Meine Damen und Herren, wir setzen die Prioritäten
so, dass Menschen mit Behinderung im Sinne einer
barrierefreien, inklusiven Lösung auch dadurch bes-
ser beteiligt werden, dass sie finanziell entlastet wer-
den.

(Beifall bei der CSU)

Ein weiterer Punkt – das wird für die Zukunft eine Auf-
gabe sein – ist das Ausführungsgesetz zum kommen-
den Bundesteilhabegesetz. Das ist eine wichtige Auf-
gabe, an der alle Verbände beteiligt werden. Dies
halte ich für dringend notwendig. Ich möchte beson-
ders danken für die Rolle, die die Bayerische Staats-
regierung – der Ministerpräsident und die Sozialminis-
terin – zur Entstehung eines guten Gesetzentwurfs
zum Bundesteilhabegesetz gespielt haben.

(Beifall bei der CSU)

Abschließend danke ich Sozialministerin Emilia Mül-
ler, Staatssekretär Johannes Hintersberger und allen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, an der Spitze den
beiden Ministerialdirektoren Michael Höhenberger und
Dr. Markus Gruber, für die hervorragende Arbeit, die
sie leisten und geleistet haben, auch in Zusammenar-
beit mit dem Parlament. Vielen Dank dafür!

Ich bitte, wie auch Herr Kollege Fackler, um Zustim-
mung zum Sozialhaushalt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Kollege,
bitte bleiben Sie am Rednerpult. Wir haben drei Zwi-
schenbemerkungen. Zunächst folgt Frau Kollegin Ce-
lina, dann Frau Kollegin Müller und danach Herr Kol-
lege Dr. Fahn.

Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Unter-
länder, ich beginne mit dem letzten Punkt, dem Teil-
blindengeld. Das hätte nicht früher kommen können,
es hätte früher kommen müssen. Sie haben das
schon vor Jahren versprochen, und zwar vor der letz-
ten Wahl. Jetzt kommt es knapp vor der nächsten
Wahl. Weitere Interpretationen erspare ich mir jetzt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Thema Frauenhäuser: Ja, Sie fördern jetzt endlich
auch ein kleines bisschen proaktive Beratung, in mini-
malem Umfang. Dass wir mehr gefordert haben, wis-
sen Sie. Gleichzeitig lassen Sie die Frauen, die im Zu-
sammenhang mit häuslicher Gewalt beraten werden,
vor den Frauenhäusern im Regen stehen.

Bei der Sternstunden-Gala klatschen Sie, wenn an-
derswo um zusätzliche Spenden für diesen Bereich
gebettelt wird. Sie hingegen verschieben das Thema
von Jahr zu Jahr immer weiter in die Zukunft. Das ist
schofelig. Ich finde, wir schreiben hier keinen Scien-
ce-Fiction-Roman, sondern einen Haushaltsplan für
nächstes Jahr.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Joachim Unterländer (CSU): Wenn ich mit den Frau-
enhäusern beginnen darf: Die Bedarfsermittlungsstu-
die ist eine wichtige Grundlage. Sie soll dazu führen,
dass ein Konzept weiterentwickelt wird. Das haben
wir im Parlament einstimmig beschlossen, Kollege
Vogel. Das ist aber ein Konzept, das nicht ohne Ein-
beziehung der Träger und auch der kommunalen Spit-
zenverbände funktioniert, weil die Kommunen eigent-
lich zuständig sind.
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Sie können natürlich nicht wissen, wie das Regie-
rungsgeschäft geht, aber es ist eben notwendig, dass
man verhandelt, bevor man zu einem Ergebnis
kommt.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Das gilt gerade in dieser Frage, wenn Kommunen,
kommunale Spitzenverbände und Träger der Freien
Wohlfahrtspflege beteiligt sind und man zu einer ein-
vernehmlichen Lösung kommen muss. Dies ist hier
der Fall.

(Volkmar Halbleib (SPD): Aber Sie haben das
doch in der Hand über die Finanzmittel! – Unru-
he)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte etwas
Ruhe! – Zu einer weiteren Zwischenbemerkung hat
sich Frau Kollegin Müller gemeldet.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Jetzt kommt die Ver-
längerung!)

Joachim Unterländer (CSU): Ich war ja noch gar
nicht fertig!

(Heiterkeit)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Frau Müller, Sie
sind dran.

Ruth Müller (SPD): Sehr geehrter Herr Kollege Un-
terländer, auch ich wollte noch einmal das Thema
Frauenhäuser ansprechen. Wir haben einen entspre-
chenden Haushaltsantrag gestellt, der begehrt, dass
Sie endlich die Mittel erhöhen. Sie haben gesagt, Sie
müssten verhandeln. Wir fordern Sie auf zu handeln.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜ-
NEN)

Es mag schon sein, dass die Kommunen davon be-
troffen sind, aber Tatsache ist doch auch – wir hatten
erst am Montag in meinem Landkreis Landshut Kreis-
ausschusssitzung –, dass die Kommunen nun wieder
Geld drauflegen, damit die Frauenhäuser personell
besser ausgestattet werden.

Wir haben die Situation, dass die Plätze nicht reichen.
Jede zweite Frau in Bayern wird abgewiesen, wenn
sie einen Platz im Frauenhaus sucht. Wir haben die
Situation, dass die Verweildauer in den Frauenhäu-
sern zu lang ist, weil eben keine bezahlbaren Woh-
nungen vorhanden sind. Umso mehr Frauen müssen
abgewiesen werden.

In den letzten zwei Jahren habe ich rund die Hälfte
der bayerischen Frauenhäuser besucht. Es ist kein

Einzelfall, was geschildert worden ist. Das ist uns
überall so geschildert worden. Da würde ich mir wirk-
lich mehr erwarten als nur den Verweis auf diese Stu-
die und auf die Konzeptplanung. Die Studie liegt jetzt
seit Februar vor.

Wir würden wirklich erwarten, dass Sie ein Herz für
die Frauen und Kinder in Not haben und dass Sie die
Frauenhäuser, die mit sehr viel ehrenamtlichem Enga-
gement arbeiten, finanziell endlich so ausstatten, dass
es für das reiche Land Bayern dem entspricht, was Ihr
Haushaltsminister vorhin gesagt hat: Dieser Haushalt
sei eine Weichenstellung, sei ein hervorragender
Haushalt. So ist er mit lauter Superlativen gekenn-
zeichnet worden.

Machen Sie das doch zur Wirklichkeit, wenn es um
Frauen und Kinder in Not geht. Nehmen Sie zur
Kenntnis, dass in unserem Bayern jedes Jahr
140.000 Frauen misshandelt werden und Schutz vor
Gewalt suchen. Diesen Frauen sollten wir die Zuflucht
nicht verwehren.

(Beifall bei der SPD)

Joachim Unterländer (CSU): Erstens werden die
Mittel aufgestockt.

(Zuruf von der CSU: So ist es!)

Zweitens – ich darf es wiederholen – ist es doch not-
wendig, Erkenntnisse, die es aus dieser Bedarfser-
mittlungsstudie gibt, auch entsprechend in das Kon-
zept mit einzuarbeiten,

(Ruth Müller (SPD): Das haben wir doch! 35 % zu
wenig Plätze!)

damit das umgesetzt wird.

Drittens stellen wir fest, dass die Zahl der Plätze ein
Thema der Bedarfsermittlungsstudie ist.

(Ruth Müller (SPD): Die Plätze können Sie doch
schon einmal schaffen!)

Daneben werden aber auch Fragen zur inhaltlichen
Arbeit gestellt. Beim Bedarf an Plätzen ist völlig klar,
dass wir noch nachjustieren müssen. Bevor das Kon-
zept umgesetzt ist, sind Ihre Anträge in die Kategorie
Effekthascherei einzuordnen.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Seit zehn Jahren!
– Dr. Paul Wengert (SPD): Reden Sie sich doch
nicht raus!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte etwas
Ruhe! Sind Sie fertig? – Dann kommt die nächste
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Zwischenbemerkung. Herr Dr. Fahn, jetzt sind Sie an
der Reihe.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Es geht mir noch einmal um
die Kostenerstattung für junge Flüchtlinge im Alter
zwischen 18 und 21 Jahren. Die Regelung haben Sie
jetzt als guten Erfolg verkauft, aber Sie wissen, dass
die Kosten nur zu einem Drittel erstattet werden. Alle
anderen Bundesländer erstatten die Kosten voll. Das
wissen Sie. Deshalb meine konkrete Frage: Kann ich
meiner Hoffnung Ausdruck verleihen, dass Sie oder
die CSU-Staatsregierung die Förderung noch einmal
erhöhen und die Kosten voll erstatten, wie es in allen
anderen Bundesländern der Fall ist?

Meine zweite Frage: Es geht auch um eine Kostenre-
duzierung. Das ist schon klar. Statt einer pauschalen
Kostenerstattung sollte eine bedarfsgerichtete und
zielgerichtete Steuerung erfolgen, um Kosten zu sen-
ken. Haben Sie dazu schon konkrete Vorschläge?
Das wäre auch ein wichtiges Zukunftsthema, das wir
besprechen sollten.

Joachim Unterländer (CSU): Erstens hat sich bei
den Zahlen, die von den Kostenerstattern vorgelegt
wurden, eine erhebliche Abweichung von der Realität
gezeigt, sodass nachjustiert werden musste. Wir müs-
sen deshalb das Zahlenmaterial korrekt aufarbeiten.
Zuvor kann man nicht sagen, wie hoch der Anteil ist,
den wir zusätzlich brauchen.

Zweitens sind 112 Millionen Euro, die der Freistaat
Bayern in dem Zusammenhang übernimmt, eine
Menge Geld. Die Kommunen als Träger der Jugend-
hilfe, die Bezirke als Kostenerstatter und der Freistaat
Bayern als oberste Jugendhilfeinstanz sind gemein-
sam gefordert, an einem Konzept zu arbeiten, das be-
darfsgerecht ist und den Personenkreis der unbeglei-
teten minderjährigen Flüchtlinge berücksichtigt, wenn
sie volljährig geworden sind. Dazu sollen die Kosten
effizient gestaltet werden.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächster Redner ist Herr Kollege Pohl.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Sehr geehrte Frau Staatsministerin, wir
haben es im Ausschuss schon getan und werden es
hier wieder tun: Wir danken Ihnen und Herrn Staats-
sekretär Hintersberger für Ihre engagierte Arbeit. Sie
haben ein schweres Jahr hinter sich. Ihr Ministerium
ist sicher das schwierigste Ministerium. Das wird von
uns ausdrücklich anerkannt. Ich danke auch meinen
beiden Kollegen im Sozialausschuss, Dr. Hans Jürgen

Fahn und Gabi Schmidt, die ebenfalls sehr engagiert
waren und deren Arbeit sehr zeit- und kraftraubend
war. Die Aufgaben waren entsprechend groß.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich freue mich, dass
Sozialpolitik in diesem Haus anders als in anderen
Parlamenten weniger ideologisch betrieben wird, son-
dern so, wie es eigentlich sein muss, nämlich als Hilfe
für wirklich Bedürftige in der Gesellschaft. Es werden
praktische Lösungen gefunden, Probleme werden ef-
fektiv gemeistert, und der Zusammenhalt in der Ge-
sellschaft wird gestärkt. Wir FREIE WÄHLER sehen
insbesondere die Menschen vor Ort, die kommunalen
Mandatsträger, aber auch die Ehrenamtlichen in der
Pflicht und in der Verantwortung. Deswegen ist ein
besonderer Schwerpunkt unserer Arbeit – Kollege
Hans Jürgen Fahn wird nicht müde, das immer und
immer wieder einzufordern – die Stärkung des Ehren-
amts und die Unterstützung der Ehrenamtlichen.

Eine ganz besondere Herausforderung haben wir der-
zeit bei den Flüchtlingen zu bewältigen. Lieber Kolle-
ge Fackler, über die Frage einer Obergrenze brau-
chen wir hier nicht zu diskutieren. Sie soll dort geklärt
werden, wo sie geklärt werden kann und wo Sie auch
politische Verantwortung tragen. Wir im Bayerischen
Landtag und in den Kommunen müssen uns mit den
Konsequenzen und Folgen beschäftigen. Es ist nun
einmal Fakt, dass die Menschen da sind. Sie haben
einen Anspruch darauf – das gebietet schon die Men-
schenwürde –, dass wir uns anständig um sie küm-
mern. Dafür wird vonseiten des Ministeriums hervor-
ragend gearbeitet, anders, als man es häufig an
Stammtischen von Ihrer Seite hört.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie haben in der
letzten Woche sehr ausführlich – das war nicht Ihre
Schuld – über ein Gesetz zur Einführung einer Leitkul-
tur gesprochen. Integrationsgesetz wird dieses Ge-
setz genannt. Machen Sie es, wie Sie es meinen. Die
Wertevermittlung – darum geht es doch – können Sie
nicht durch ein Gesetz festlegen, sie muss vor Ort in
den Kommunen, begleitet von unseren Signalen,
durch die Lehrer, die Bildungsträger usw. erfolgen. Da
haben wir praktische Aufgaben, und die sind wichti-
ger, als nächtelang über Begrifflichkeiten zu streiten.

In diesem Zusammenhang haben wir einen besonde-
ren Schwerpunkt gesetzt. Wir wollten die Bezirke im
Umfang von 150 Millionen Euro von den Kosten für
unbegleitete Volljährige entlasten. Immerhin ist dank
des Engagements der FREIEN WÄHLER, aber auch
dank des Drucks der Bezirke etwas in Bewegung ge-
kommen. In letzter Sekunde wird wenigstens ein Drit-
tel der Kosten erstattet. Aus unserer Sicht ist das
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zwar zu wenig, immerhin ist es aber ein erster Schritt.
Herr Kollege Fackler, Sie haben gesagt, die Bezirke
sollten die Bezirksumlage senken. Das ist richtig. In
Schwaben, woher wir beide kommen, haben die
FREIEN WÄHLER einen Antrag auf Senkung der Be-
zirksumlage gestellt. Sie wollten 1 % weniger. Die
CSU hat den Antrag leider abgelehnt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zwei wichtige Punkte
bleiben mir noch. Der eine ist die Barrierefreiheit. Hier
geht es ganz besonders um Menschen, die benach-
teiligt sind, die in der Tat unsere Hilfe brauchen. Für
sie haben wir nicht im Einzelplan 10, sondern in den
Einzelplänen 03 A, 03 B und 13 die Schwerpunkte ge-
setzt. Dabei geht es um Mobilität, um barrierefreie
Bahnhöfe und um den Zugang in öffentlichen Gebäu-
den.

Lassen Sie mich als Allerletztes noch einen Gedan-
ken sagen, nachdem Sie, Frau Staatsministerin, und
ich dem Stiftungsrat des Sudetendeutschen Museums
angehören.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Kollege,
kommen Sie bitte zum Ende.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ich freue mich,
dass wir dieses Projekt endlich auf den Weg gebracht
haben. Das Sudetendeutsche Museum wird zusam-
men mit den Regionalmuseen, dem Egerland-Muse-
um und dem Isergebirgs-Museum einen wichtigen
Beitrag für die Geschichte dieser Volksgruppe, die
Bayern so vorangebracht hat, leisten.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächste Rednerin ist die Kollegin Kamm.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Fan-
gen wir bei dem Thema an, das uns allen sehr am
Herzen liegen sollte, nämlich bei der guten Förderung
und Betreuung unserer Kinder in den Kindergärten
und Kinderkrippen. Fangen wir mit einem Wahlver-
sprechen aus dem Jahr 2013 an. Danach sollten län-
gere Öffnungszeiten in den Kitas extra gefördert wer-
den. Dieses Wahlgeschenk wurde dann
unterfinanziert eingeführt. Es wurde großartig ver-
kauft, aber bald wieder eingestellt, weil die Mittel nicht
gereicht haben. In diesem Doppelhaushalt taucht es
gar nicht mehr auf. Dabei sind aber sehr viele Men-
schen wegen ihrer Arbeitszeiten auf längere Öff-
nungszeiten angewiesen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Den Verkäuferinnen, Schichtarbeiterinnen, Polizistin-
nen und Polizisten müssen Sie entgegenkommen. Sie
müssen längere Öffnungszeiten ermöglichen. Die Ein-

richtungen, die Kinderbetreuung anbieten, bedürfen
auch generell einer besseren Förderung; sonst kom-
men die benötigten Einrichtungen für die Eltern mit
ihren Kindern nicht.

Herr Kollege Unterländer, Sie haben so schön gesagt,
dass die Kitas doch alle ausgebaut würden. Das steht
im Widerspruch zu dem, was mir Eltern aus dem wei-
teren Umland der großen Städte sagen. Viele dieser
Eltern streben einen Platz in einer städtischen Kita an,
damit sie die Chance haben, das Kind nach Arbeits-
ende abzuholen. Das ist in vielen Kitas, vor allem in
denen im Umland, nicht möglich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir brauchen unbedingt mehr Qualität in den Kitas.
Mehr Qualität erfordert mehr Personal; das ist ganz
klar. Die Anforderungen an die Kitas sind in den ver-
gangenen 10 Jahren gestiegen – niemand bezweifelt
es –, ohne dass dies allerdings in nennenswertem
Umfang bei der Festlegung des Mindestanstellungs-
schlüssels und der Förderfaktoren berücksichtigt wor-
den wäre.

(Joachim Unterländer (CSU): Das stimmt nun
wirklich nicht!)

Insoweit brauchen wir weitergehende Maßnahmen.
Wir fordern Erhöhungen des förderrelevanten Min-
destanstellungsschlüssels und des Basiswertes,
damit all diejenigen, die Erzieherinnen und Erzieher
geworden sind, um sich möglichst gut um Kinder zu
kümmern, dies tatsächlich leisten können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auch unsere Forderung in Bezug auf Kinderkrippen
ist klar: Für diese muss erst einmal ein verbindlicher
Mindestanstellungsschlüssel festgelegt werden. Er
sollte wenigstens bei 1 : 5 liegen; sinnvoller wäre ein
Schlüssel von 1 : 4.

Wir brauchen generell den Einstieg in die Verbesse-
rung der Qualität von Kitas. Um diesen zu erreichen,
schlagen wir sinnvolle – und ich möchte sagen: be-
scheidene – erste Schritte vor. Wir hoffen, dass unse-
re Änderungsanträge doch noch Ihre Zustimmung fin-
den und umgesetzt werden können. Die Zustimmung
dürfte Ihnen auch deshalb nicht schwerfallen, weil die
Maßnahmen, die wir vorschlagen, komplett gegenfi-
nanziert sind. Wir sagen: Betreuungsgeldgeschenke
und Landeserziehungsgeld setzen falsche familienpo-
litische Rahmenbedingungen. Wir können das Geld
nicht verschenken, sondern wir brauchen es dringend
zur Hebung der Qualität in unseren Einrichtungen.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Auch die Jugendarbeit muss besser finanziert wer-
den. Herr Unterländer, Sie haben den jüngst ge-
schlossenen Kompromiss erwähnt. Der Freistaat hat
sich etwas bewegt. Bisher verweigerte Bayern als ein-
ziges Bundesland – das muss man sich vorstellen! –
die komplette Refinanzierung der Jugendhilfe für voll-
jährig gewordene Jugendliche. Nach vehementen
Protesten der kommunalen Spitzenverbände hat sich
die Staatsregierung wenigstens etwas bewegt. Aber
eine komplette Refinanzierung bedeutet das noch
nicht. Der Förderfaktor ist so festgelegt, dass allen-
falls ambulante Betreuungsmaßnahmen gewährleistet
werden können. Ob dies in jedem Fall ausreichend
ist, darf bezweifelt werden. Zudem gibt es die Be-
schränkung auf ein Jahr. – Bewegen Sie sich weiter!
Es ist nicht sachgerecht, diese Kosten auf die kom-
munale Ebene abzuwälzen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es ist nicht richtig, auf eine Standardabsenkung bei
der Jugendhilfe zu drängen, um die Kosten zu sen-
ken. Jugendhilfe muss nach dem individuellen Förder-
bedarf gewährt werden. Sie darf nicht dem Motto fol-
gen: "Die billigste Maßnahme soll gewinnen."

Ich nenne einige weitere Bereiche, die auch nach Ver-
abschiedung des Doppelhaushalts chronisch unterfi-
nanziert bleiben. Dazu gehört die Präventionsarbeit.
Präventionsarbeit gegen Rechtsextremismus und
Rassismus ist aber besonders notwendig, da wir inso-
weit ein massives Problem in Bayern haben. Mit un-
serem Änderungsantrag zu dem Gesetzentwurf der
Staatsregierung auf Drucksache 17/12805, zum Fi-
nanzausgleichsänderungsgesetz also, möchten wir
erreichen, dass die Höhe der Landesmittel der Höhe
der Bundesmittel angeglichen wird.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es ist ein Armutszeugnis, dass ausgerechnet Bayern
nur den Mindestbetrag zur Kofinanzierung der Bun-
desmittel zahlt. Das ist eine Besonderheit. Sie von der
CSU und der Staatsregierung sollten in sich gehen
und eine Förderung wenigstens in Höhe der Bundes-
mittel zusagen. Es muss doch unser aller Ziel sein,
dass es mehr mobile Beratung, mehr Opferberatung,
mehr zivilgesellschaftliche Aussteigerarbeit, mehr Un-
terstützung zivilgesellschaftlichen Engagements
gegen Rechtsextremismus, Rassismus und Gruppen-
bezogene Menschenfeindlichkeit gibt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bayern darf nicht den letzten Platz belegen, wenn es
darum geht, einen Eigenanteil zur Förderung zivilge-
sellschaftlicher Arbeit zu leisten. Ermöglichen Sie den

Ausbau der zivilgesellschaftlichen Präventionsarbeit!
Erhöhen Sie den Eigenanteil!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Welche Maßnahmen sind noch chronisch unterfinan-
ziert, obwohl sie dringend notwendig sind? – Was
haben wir in der vergangenen Woche alles gehört, als
es darum ging, wie wichtig die Beherrschung der
Sprache ist! Wie sieht es in der Realität mit den
Sprachkursen aus? – Derzeit haben viele Flüchtlinge
überhaupt nicht die Chance, einen Sprachkurs zu be-
suchen. Der Bund stellt für entsprechende Program-
me Mittel zur Verfügung. Es gibt auch ergänzende
Programme der Länder. Wie verhält sich Bayern? –
Der Freistaat hat im Jahr 2016 17 Millionen Euro für
Sprachkurse und für Sprachförderung allgemein aus-
gegeben. Wie viele Mittel sind im Haushalt für 2017
dafür vorgesehen? – Nur noch 8 Millionen Euro. Das
ist knapp die Hälfte! Im Jahr 2018 sollen es nur noch
3 Millionen Euro sein. Es kommt hinzu, dass diese
Mittel nicht nur für die Sprachförderung, sondern auch
für die Wertevermittlung verwendet werden sollen.
Wenn Sie nur so wenige Mittel bereitstellen wollen,
hätten Sie ein Integrationsgesetz gar nicht erst verab-
schieden müssen. Mit diesen Mitteln werden weder
Sprache noch Werte vermittelt werden können, ob-
wohl das doch wichtige Integrationsziele sind. Dieser
Haushaltsansatz muss korrigiert werden. So geht es
nicht, so kommen wir nicht weiter. Dafür brauchen Sie
auch keine Gesetze zu schreiben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was ist noch chronisch unterfinanziert? – Die Asylso-
zialberatung. Frau Ministerin, für das Jahr 2016 stan-
den im Haushalt dafür 30 Millionen Euro zur Verfü-
gung. Dennoch hat ein Sozialberater im Durchschnitt
190 Personen zu beraten. Stellen Sie sich einmal vor,
Sie hätten die Aufgabe, 190 Flüchtlinge zu beraten.
Ich finde, das ist eine sehr sportliche Aufgabe.

In manchen Einrichtungen ist es noch schlimmer. Ich
war vor Kurzem in Bamberg und habe mir die Situa-
tion in der dortigen Einrichtung angeschaut. 700 Men-
schen wurden nach ihrem Grenzübertritt dorthin ge-
bracht; das sind gerade angekommene Flüchtlinge.
Über andere 400 Flüchtlinge wurden aus irgendwel-
chen Gemeinschaftsunterkünften nach Bamberg ver-
legt, um die Verfahren quasi zu Ende zu bringen. Ins-
gesamt sind es circa 1.100 Menschen. Schätzen Sie
einmal, wie viel Asylsozialarbeit dort geleistet werden
kann. – Derzeit stehen drei – drei! – Vollzeitstellen zur
Verfügung, um 1.100 Menschen, die entweder gerade
angekommen sind oder in einer Situation stecken, in
der sie sich neu orientieren müssen, zu beraten.
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Diese drei Vollzeitstellen reichen natürlich hinten und
vorne nicht aus. So kommen wir nicht weiter.

Sie haben zwar gesagt, notwendig sei ein Wechsel
von der Asylsozialarbeit hin zur Migrationsarbeit. Aber
Ihr Ansatz rechnet sich nicht. Einerseits halbieren Sie
die für die Asylsozialarbeit vorgesehenen Mittel im
Verlauf von zwei Jahren. Andererseits sehen Sie für
die Migrationsarbeit nur 3 Millionen Euro mehr vor.
Wenn 15 Millionen Euro gestrichen und 3 Millionen
Euro dazugegeben werden, dann ist das Ergebnis:
Insgesamt deutlich weniger Beratung.

Es ist doch sicherlich auch Ihr Ziel, die anerkannten
Flüchtlinge aus den Gemeinschaftsunterkünften in
Wohnungen zu bringen. Auch Sie wollen doch sicher-
lich erreichen, dass berufliche Defizite ausgeräumt
werden. All das gelingt nur, wenn mehr Migrationsbe-
rater zur Verfügung stehen, damit mehr Unterstützung
geleistet werden kann.

Für gelingende Integration brauchen wir auch eine
bessere Zusammenarbeit mit dem Ehrenamt; Frau
Landtagspräsidentin Stamm hat dies auf dem Emp-
fang deutlich gesagt. Die Ehrenamtlichen sehen sich
aber mit einer überbordenden Bürokratie konfrontiert.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Frau Kollegin,
beachten Sie bitte: Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Christine Kamm (GRÜNE): Selbstverständlich
beachte ich das. – Ich erinnere an das bürokratische
Monstrum der Wohnsitzzuweisung.

Ich sage Ihnen: Wenn Sie Integration wirklich errei-
chen wollen, dann schaffen Sie nicht viele bürokrati-
sche Regeln, die nur viel Geld kosten! Arbeiten Sie
stattdessen besser mit den Ehrenamtlichen zusam-
men!

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Rauscher.

Doris Rauscher (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Alles spitze in
Bayern. – Ich kann es einfach nicht mehr hören. Las-
sen Sie doch einmal die Kirche im Dorf!

(Beifall bei der SPD)

Herr Kollege, Sie reden von Bevormundung der Fami-
lien. Sie wissen ganz genau, dass das Betreuungs-
geld von sehr vielen Familien nur als Übergangsgeld
genommen wird, und zwar genau bis zu dem Zeit-
punkt, an dem sie einen Kita-Platz bekommen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Und warum? – Weil in Bayern 20.000 Kita-Plätze feh-
len, um den Bedarf wirklich zu befriedigen.

(Beifall bei der SPD)

Warum fehlen diese Kita-Plätze? – Nicht nur, weil viel-
leicht manche Kommunen mit dem Ausbau nicht mehr
zurechtkommen, sondern sie fehlen auch, weil uns
definitiv die Erzieher fehlen. Wieso fehlen uns die Er-
zieher? – Weil die Rahmenbedingungen in den Kitas
einfach nicht so sind,

(Beifall bei der SPD)

dass Erzieher in diesem Beruf lange verbleiben möch-
ten. Deshalb wäre es endlich einmal erforderlich, dass
wir an den Rahmenbedingungen etwas verändern,
dass wir für Erzieher und für Kinder an der Qualität
etwas verändern. Dies geht bis hin zur besseren Be-
zahlung des pädagogischen Fachpersonals. So sieht
es doch aus. Bleiben wir doch hinsichtlich der Situa-
tion in Bayern einfach einmal bei der Wahrheit.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben gesagt, in Bayern würde so viel in den Kita-
Bereich investiert werden. – Ja, es war viel, weil Bay-
ern auch sehr weit unten anfangen musste. Im Bun-
desvergleich sind wir auch da nicht spitze; denn
Bayern lag, zumindest an den aktuellen Zahlen von
2014 gemessen, mit seiner Investitionskostenförde-
rung für Kinder unter sechs Jahren fast 300 Euro
unter dem Bundesdurchschnitt. Auch das ist die
Wahrheit.

Die Gelder für die Randzeitförderung waren im ersten
Quartal aufgebraucht. Daran sehen Sie, wie groß die
Nachfrage nach Randzeitförderung war.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Frau Kollegin,
kommen Sie bitte zum Ende.

Doris Rauscher (SPD): Die Gelder, die notwendig
gewesen wären, um ein ganzes Jahr durchzufinanzie-
ren, wurden nicht eingestellt. Sehen Sie einfach ein,
dass in Bayern nicht nur Milch und Honig fließen.

(Beifall bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächste Rednerin ist Frau Staatsministerin Müller.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium):
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Lassen Sie mich zunächst all den Kollegen
ein Dankeschön sagen, die im sozialen Bereich tätig
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sind, allen voran dem Vorsitzenden des Sozialaus-
schusses, Joachim Unterländer. Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der laufende Haus-
halt 2016 ist von der Flüchtlingskrise geprägt. Ich
brauche nicht zu sagen, was wir im letzten Jahr alles
geleistet haben, was im letzten Jahr alles geschultert
worden ist. Viele tausend Menschen kamen bei uns in
Bayern an. Geblieben sind 160.000 Menschen; sie
haben bei uns eine Unterkunft gefunden. Wir haben
die Asylbewerber mit einer enormen Kraftanstrengung
untergebracht und versorgt.

Ich will an den 12. September erinnern. Herr Pfaff-
mann, können Sie sich erinnern?

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Wer? Wir?)

Am Hauptbahnhof in München sind 13.000 Menschen
angekommen.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Bestimmt nicht
die Staatsregierung!)

All diese Menschen, die bei uns angekommen sind,
haben eine feste Unterkunft bekommen und mussten
im letzten Winter nicht im Freien übernachten.

(Beifall bei der CSU – Hans-Ulrich Pfaffmann
(SPD): Deswegen wäre einmal ein Dank an die
Stadt München angebracht!)

Das war eine gemeinsame Leistung von vielen Ehren-
amtlichen, Hauptamtlichen, Hilfsorganisationen, den
Kommunen und dem Freistaat Bayern. Dafür danke
ich ganz besonders.

(Beifall bei der CSU)

Selbstverständlich waren die Landeshauptstadt Mün-
chen, aber auch Passau, Niederbayern und Oberbay-
ern enorm in Anspruch genommen. Das war eine ge-
samtgesellschaftliche Leistung. Diese Leistung hat
aber auch eine finanzielle Kraftanstrengung nötig ge-
macht. Der Sozialhaushalt ist daher 2016 auf knapp
7 Milliarden Euro angestiegen.

In den beiden kommenden Jahren wollen wir den So-
zialhaushalt wieder stabilisieren. Für das Jahr 2017
sind rund 6,32 Milliarden Euro und für das Jahr 2018
rund 6,25 Milliarden Euro vorgesehen. Das bedeutet,
dass der Sozialhaushalt im Vergleich zu 2016 insge-
samt um circa 640 Millionen Euro im nächsten Jahr
und um etwa 710 Millionen Euro im Jahr 2018 sinken
soll.

In diesem Haushalt können wir die Ausgaben für die
Unterbringung der Asylbewerber deutlich senken.
Dies liegt natürlich daran, dass der Zugang an Asyl-
bewerbern seit dem letzten Frühjahr absolut zurück-
gegangen ist. Die Balkanroute ist geschlossen. Der
Brenner ist nach wie vor einigermaßen zu. Deswegen
verzeichnen wir auch weniger geflüchtete Menschen
bei uns. Die Absenkung der Ausgaben liegt auch
daran, dass wir die Unterbringung von Asylbewerbern
konsolidieren und zu nachhaltigen Strukturen umsteu-
ern. Dazu gehört auch, dass wir im letzten Jahr aus
allen Unterkünften des Notfallplans ausgestiegen sind
und dass wir derzeit umsteuern.

In 2017 und 2018 können wir so für die Unterbringung
der Asylbewerber jeweils über 1 Milliarde Euro weni-
ger als in 2016 veranschlagen. Ich sage noch einmal:
Das ist nur darauf zurückzuführen, dass es eine Be-
grenzung gab und dass der Zuzug geringer ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Freistaat Bayern
entlastet seine Kommunen bei der Versorgung von
Asylbewerbern und Flüchtlingen. Wir erstatten alle
Kosten der Unterbringung. Wir rechnen mit den Kom-
munen spitz ab. Wenn jemand etwas anderes sagt, ist
dies ganz einfach falsch.

(Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): Nicht
die Personalkosten!)

Der Freistaat wird die Kommunen in den kommenden
Jahren auch bei der Versorgung der rund 10.500 Min-
derjährigen und jungen Volljährigen ganz erheblich
unterstützen, die derzeit in Bayern im Rahmen der Ju-
gendhilfe betreut werden. Wir werden die bei der Ju-
gendhilfe entstehenden Kosten für alle unbegleiteten
Minderjährigen übernehmen, und zwar unabhängig
vom Aufenthaltsstatus, also auch für die anerkannten
Minderjährigen. Außerdem beteiligt sich der Freistaat
– darüber ist heute schon mehrfach diskutiert worden
– in den Jahren 2017 und 2018 in einer Größenord-
nung von 112 Millionen Euro an den Jugendhilfe-Aus-
gaben für junge Volljährige. Ich möchte ganz klar be-
tonen: Darauf haben sich der Staat und die
Kommunen verständigt. Damit ist unter anderem auch
bei den Bezirken die Erhöhung der Bezirksumlage
passé.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben für Juni/Juli nächsten Jahres eine Revision
vorgesehen. Wir werden uns ansehen, wie sich alles
entwickelt hat, und dann reden wir weiter. Ich möchte
aber trotzdem sagen, dass wir die Hälfte der derzeiti-
gen Kosten übernehmen, nämlich 40 Euro pro Tag
und pro Person, und im Jahr 2018 30 Euro. Dazu
muss man schon in aller Deutlichkeit sagen: Wir in-
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vestieren hier eine ganze Menge an Geld für junge
Volljährige.

(Beifall bei der CSU)

Dazu hat die CSU-Fraktion heute einen Änderungsan-
trag eingebracht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Rückgang des
Sozialhaushalts bedeutet nicht, dass wir an der sozia-
len Infrastruktur in Bayern sparen – ganz im Gegen-
teil: Der Sozialhaushalt 2017/2018 setzt wichtige Im-
pulse und richtige Schwerpunkte, liebe Frau Celina.
Wir erhöhen unsere Investitionen für Arbeit, Familie
und Soziales sogar um circa 150 Millionen Euro im
Jahr 2017 und um mehr als 300 Millionen Euro im
Jahr 2018.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der bayerische Ar-
beitsmarkt – das ist in mehreren Diskussionsrunden
angesprochen worden – ist in einer hervorragenden
Verfassung. Die Arbeitslosenquote ist mit rund 3,2 %
auf einem historischen Tiefstand. Aktuell können 55
der insgesamt 96 Landkreise und kreisfreien Städte
eine Arbeitslosenquote von unter 3 % vorweisen.

(Beifall bei der CSU)

Der Landkreis Eichstätt liegt mit einer Quote von
1,3 % bundesweit an der Spitze. In Bayern herrscht
damit praktisch Vollbeschäftigung. Vor allem junge
Menschen haben für einen gelingenden Berufsstart so
gute Chancen wie in keinem anderen Bundesland. Ich
möchte Ihnen an dieser Stelle das Verhältnis von Be-
werbern zu angebotenen Ausbildungsplätzen mittei-
len. In Bayern beträgt das Verhältnis 1 : 10,6 und in
der Bundesrepublik im Durchschnitt 1 : 2,1. Daran
sieht man, dass wir die Jugendarbeitslosigkeit in Bay-
ern erfolgreich bekämpft und auch besiegt haben.

(Beifall bei der CSU)

Wir wollen diese gute Lage nutzen, um die Langzeit-
arbeitslosigkeit zu bekämpfen und um leistungs-
schwächere Jugendliche und Menschen mit Behinde-
rung weiterhin in den Arbeitsmarkt zu integrieren und
ihnen eine Chance zu eröffnen. Mir ist wichtig, dass
niemand verloren geht. Ich möchte, dass alle geför-
dert werden. In den Jahren 2017/2018 investieren wir
über 200 Millionen Euro in die Arbeitsmarktintegration
und in die berufliche Aus- und Weiterbildung.

Meine Kolleginnen und Kollegen, die Staatsregierung
legt traditionell einen besonderen Schwerpunkt auf
die familienpolitischen Leistungen. Diese sind vorhin
schon angesprochen worden. Wir stellen 39 % des
Sozialhaushaltes für familienpolitische Leistungen be-
reit. Das sind über 4,9 Milliarden Euro im Doppelhaus-

halt. Wir fördern die ganze Vielfalt der Familienmodel-
le. In Bayern stehen wir vor allem für die Wahlfreiheit
für Familien. Bei uns ist die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf immer ein zentrales Thema. Deswegen
haben wir den Familienpakt mit der Wirtschaft ge-
schlossen.

(Beifall bei der CSU)

Vor Kurzem konnten Ilse Aigner und ich 20 Unterneh-
men in Bayern auszeichnen. Diese sind erfolgreich fa-
milienfreundlich. Die Unternehmen sehen dies auch
als Wettbewerbsvorteil. Wir investieren weiterhin mas-
siv in die Kinderbetreuung. Damit unterstützen wir die
Kommunen in Bayern. Alleine dafür stellen wir rund
1,9 Milliarden Euro pro Jahr zur Verfügung. Liebe
Frau Kamm, den Basiswert haben wir übrigens im
letzten Jahr um 62 Millionen Euro erhöht. Das Gleiche
haben die Kommunen getan. Das sind über 120 Milli-
onen Euro für die Träger. Das ist eine gewaltige Leis-
tung.

(Beifall bei der CSU)

Wir übernehmen 52 % der Betriebskosten der Kinder-
tageseinrichtungen. Das macht auch kein anderes
Bundesland, wenn ich das mal sagen darf. Kein ande-
res Land hat so viele Landesmittel in den Ausbau von
Betreuungsplätzen für Kinder unter drei Jahren inves-
tiert.

(Christine Kamm (GRÜNE): Ja, weil der Nachhol-
bedarf so hoch war!)

Zu denjenigen, die immer behaupten, dass zu wenige
Plätze vorhanden seien, sei Folgendes gesagt: Der
Nachholbedarf besteht bei den SPD-regierten Groß-
städten. Die Großstädte müssen dazu gebracht wer-
den zu investieren.

(Beifall bei der CSU)

Bis Ende 2018 werden wir insgesamt 3,3 Milliarden
Euro in die Förderung des laufenden Betriebs unserer
Kindertageseinrichtungen stecken. Die Eltern erwar-
ten zu Recht, dass ihre Kinder in den Kindertagesein-
richtungen gut betreut und altersgerecht gefördert
werden. Deshalb werden wir auch weiterhin in die
Qualität der Kindertageseinrichtungen und der Tages-
pflege investieren. Gemeinsam mit den Kommunen
haben wir bereits viel erreicht. In den Kitas wurde
unter anderem für mehr Personal und kleinere Grup-
pen gesorgt. Im bayernweiten Schnitt haben wir ein
Personal-Kind-Verhältnis von 1 : 4 bei den Kindern
unter drei Jahren und von 1 : 8,8 bei den Kindern über
drei Jahren. Daran wollen wir anknüpfen. Die Verbes-
serung der Betreuungsqualität hat für uns Vorrang vor
einer weiteren Beitragsentlastung der Eltern. Nach
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den neuesten Umfragen erwarten die Eltern genau
das von uns. Sie sind bereit, etwas zu bezahlen,
wenn die Qualität stimmt und gewährleistet ist.

Unsere Kindertageseinrichtungen sind auch zentrale
Orte der Integration. Daher fördern wir sie bei dieser
Aufgabe gezielt. Die Kindertagesstätten erhalten für
alle Kinder, deren Eltern nicht deutschsprachiger Her-
kunft sind, eine um 30 % höhere Förderung. Zusätz-
lich unterstützen wir die Kommunen durch ein speziel-
les Förderprogramm zur Integration von Kindern von
Asylbewerbern in Kindertageseinrichtungen mit bis zu
6 Millionen Euro. Außerdem finanzieren wir die Vor-
kurse "Deutsch 240". Daneben investieren wir in die
Weiterbildung unserer Erzieherinnen und Erzieher,
auch zum Thema Integration.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Wir fördern damit unter anderem auch die interkultu-
relle Kompetenz. Diese ist letzte Woche sehr oft the-
matisiert worden. Bayern fördert alle Familienmodelle.
Wir stehen nicht nur hinter einer guten Kinderbetreu-
ung, sondern auch hinter dem Betreuungsgeld.

(Beifall bei der CSU)

Für uns ist das kein Entweder-oder, sondern ein So-
wohl-als-auch. Das Betreuungsgeld wird von den El-
tern in Bayern sehr gut angenommen. Das ist bereits
mehrfach angeführt worden.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

73 % der berechtigten Eltern stellen einen Antrag auf
Betreuungsgeld. Bereits Mitte November habe ich
persönlich den einhunderttausendsten Betreuungs-
geldbescheid übergeben können. In anderen Bundes-
ländern beklagen sich Eltern darüber, dass sie anders
als in Bayern für den Übergang von der häuslichen
Betreuung zur Krippe kein Geld erhalten und ihre Er-
ziehungsleistung damit nicht anerkannt wird. Daher
führen wir in Bayern das Betreuungsgeld weiter. Wir
veranschlagen dafür 220 Millionen Euro für das
Jahr 2017 und 230 Millionen Euro für das Jahr 2018.
Außerdem wollen wir im unmittelbaren Anschluss an
das Elterngeld das Landeserziehungsgeld stärken.
Rund 40 % der Eltern profitieren derzeit vom Landes-
erziehungsgeld.

(Beifall bei der CSU)

Ab dem Jahr 2017 heben wir die Einkommensgren-
zen an, und zwar für Alleinerziehende von 22.000 auf
31.000 Euro und für Paare von 25.000 auf 34.000 Eu-
ro. Auch die zusätzlichen Leistungen ab dem zweiten
Kind heben wir an. Damit können wir noch mehr Fa-
milien unterstützen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als Frauenbeauftrag-
te der Staatsregierung bin ich besonders froh darüber,
dass wir mit einem Antrag der CSU-Fraktion für ein
neues Gesamtkonzept zum Schutz von Frauen vor
Gewalt und für die Frauenhäuser mit zusätzlich
200.000 Euro unterstützen können.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Wir unterstützen damit den proaktiven Ansatz. Damit
unterstützen wir auch die Kommunen. Derzeit sind wir
dabei, ein Gesamtkonzept mit den Kommunen zu er-
arbeiten.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Entschuldigen
Sie, Frau Staatsministerin. – Kolleginnen und Kolle-
gen, im Saal gibt es ein zu lautes Grundrauschen. Ich
bitte um mehr Ruhe. Bitte lassen Sie die Staatsminis-
terin noch in Ruhe ausreden. Danke schön.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, das tut auch meiner
Stimme gut.

Liebe Frau Celina, für Maßnahmen gegen Gewalt an
Frauen haben wir im Haushalt 5,2 Millionen Euro vor-
gesehen. Wir müssen die Frauen unterstützen, und
das tun wir gerne. Wir unterstützen beispielsweise die
Kommunen bei den Personalkosten, aber die Kom-
munen müssen auch etwas tun. Es ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe, der wir uns alle stellen müs-
sen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der SPD: Das ist
doch unstrittig!)

Die Integration ist eines der größten Zukunftsthemen
für die nächsten Jahre. Wir waren uns auch hier im
Hohen Haus einig darüber, dass Integration gelingen
muss, damit der Zusammenhalt und der soziale Frie-
de in unserer Gesellschaft erhalten bleiben.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Mit dem Bayerischen Integrationsgesetz geben wir
Leitplanken vor und damit der Integration eine Rich-
tung. Auch wenn Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen
von der Opposition, es nicht verstehen wollen: Bayern
tut viel für Integration, mehr als jedes andere Bundes-
land.

(Beifall bei der CSU)

Die Staatsregierung hat im Jahr 2016 mit ihrem Son-
derprogramm insgesamt rund 550 Millionen Euro für
Integrationsmaßnahmen zur Verfügung gestellt. Ich
möchte noch einmal betonen, Herr Knoblauch: Die
Mittel für Integration werden nicht gekürzt. Im Hinblick
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auf die Integration legen wir Wert darauf, dass alle
Häuser ressortübergreifend eng zusammenarbeiten.
Darum sieht der Gesamthaushalt für alle Häuser für
das Jahr 2017 896,8 Millionen Euro und für das
Jahr 2018 998,1 Millionen Euro vor. Das ist eine ge-
waltige Summe. Im Rahmen des Einzelplans 10 wer-
den mehr als 80 Millionen Euro pro Jahr für die Inte-
gration zur Verfügung gestellt. Davon werden
19,2 Millionen Euro im Jahr 2017 und 13,7 Millionen
Euro im Jahr 2018 in die berufliche Integration und in
die Bildung fließen, damit die Menschen bei uns Ar-
beit finden. Wir wollen, dass die Menschen so schnell
wie möglich ihren Lebensunterhalt verdienen können,
um ihre Familien gut zu versorgen.

Die Ausgangslage auf dem Arbeitsmarkt ist gut. Im
Jahr 2015 haben wir mit der bayerischen Wirtschaft
und der Arbeitsverwaltung die Vereinbarung "Integra-
tion durch Ausbildung und Arbeit" für Praktika, Ausbil-
dungen und Arbeitsstellen geschlossen. Bis 2019 sol-
len in diesem Rahmen 60.000 Menschen in Arbeit
integriert werden. Die Zwischenbilanz im September
hat gezeigt, dass mittlerweile schon 40.000 Flüchtlin-
ge ein Praktikum, einen Ausbildungs- oder einen Ar-
beitsplatz haben. Ich finde, das ist eine gewaltige
Leistung. Ich bin unseren Unternehmen, der Wirt-
schaft und allen Beteiligten sehr dankbar.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir unterstützen die
Integration in den Arbeitsmarkt zusätzlich, indem wir
Sprachkurse im Rahmen des IdA-Projekts finanzie-
ren. Wir setzen Jobbegleiter ein. Wir finanzieren Aus-
bildungsakquisiteure. Wir finanzieren ebenfalls ar-
beitsweltbezogene Jugendsozialarbeit. Außerdem
wollen wir einen fließenden Übergang von der Asylso-
zialberatung zur Migrationsberatung schaffen. Die
Trennung dieser Bereiche ist in der Praxis inzwischen
lebensfremd geworden. Wichtig ist, die Menschen
beim Integrationsprozess zu begleiten. Wir haben die
Mittel für die Asylsozialberatung seit dem Jahr 2011
mehr als versechsfacht. Mit Blick auf die steigende
Zahl der Anerkannten brauchen wir eine bedarfsge-
rechte Mittelverteilung und vor allem eine praxisge-
rechte Verzahnung mit der Migrationsberatung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein weiterer wichtiger
Schwerpunkt ist die Extremismusprävention. Was ma-
chen wir? – Wir betreiben Prävention gegen Salafis-
mus, Radikalismus, Rechtsextremismus und Antise-
mitismus. Wir schaffen ein schlagkräftiges Netzwerk
mit allen Akteuren bei uns in den Kommunen vor Ort.
Salafisten dürfen sich nicht als die besseren Sozialar-
beiter profilieren. Insgesamt stellen wir für diese Prä-
ventionsmaßnahmen pro Jahr rund 1,6 Millionen Euro
bereit.

Ein weiteres Schwerpunktthema sind Menschen mit
Behinderung. Wir in Bayern stellen im Doppelhaushalt
insgesamt über 675 Millionen Euro für Menschen mit
Behinderung zur Verfügung. Das ist eine gewaltige
Steigerung. Vorhin ist das neue Teilblindengeld ange-
sprochen worden. Dafür stellen wir zusätzlich 12 Milli-
onen Euro im Jahr 2018 in den Haushalt ein. Derzeit
investieren wir 80,5 Millionen Euro in das Blindengeld.
Mit den zusätzlichen 12 Millionen Euro werden wir im
Jahr 2018 insgesamt 92,5 Millionen Euro für das Blin-
dengeld bereitstellen.

(Beifall bei der CSU)

Zur Barrierefreiheit möchte ich einen einzigen Satz
sagen: Wir investieren im Rahmen des Doppelhaus-
halts 235 Millionen Euro, um die Barrierefreiheit und
die Inklusion in Bayern mit Nachdruck voranzutreiben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir nehmen auch viel
Geld für freiwillige Leistungen in die Hand. Für Maß-
nahmen für ältere Menschen gibt es eine Aufstockung
auf 3 Millionen Euro, insbesondere zur Förderung des
Marktplatzes der Generationen und neuer Betreu-
ungs- und Wohnangebote. Mit zusätzlichen 2 Millio-
nen Euro für die Jugendarbeit nehmen wir beispiels-
weise Kinder und Jugendliche mit
Migrationshintergrund verstärkt in den Blick. Mit ins-
gesamt über 29 Millionen Euro pro Jahr erreicht die
Förderung der Jugendarbeit einen neuen Höchst-
stand. Das ist eine gewaltige Leistung, die wir er-
bracht haben. Die Jugendverbände freuen sich darü-
ber sehr.

(Beifall bei der CSU)

Ich will noch drei weitere wichtige Beispiele heraus-
greifen. Dazu zählt das Ehrenamt. In Bayern engagie-
ren sich 47 % der Bevölkerung über 14 Jahre ehren-
amtlich. Wir sagen zu Recht, dass das Ehrenamt der
Kitt in unserer Gesellschaft ist. Täglich sehen wir bei
der Versorgung von Flüchtlingen, bei der Integrations-
arbeit und in vielen anderen Bereichen, wie wichtig
das Ehrenamt für unsere Gesellschaft ist. Wir wollen
die Menschen, die sich ehrenamtlich engagieren, ge-
zielt unterstützen und ihre Arbeit anerkennen. Daher
werden wir für Inhaber einer Ehrenamtskarte weitere
Vergünstigungen schaffen. Ab dem Jahr 2017 werden
sie freien Eintritt in alle staatlichen Schlösser bekom-
men. Das ist eine tolle Anerkennung.

(Beifall bei der CSU)

Lieber Herr Dr. Fahn, heute führt Augsburg die Ehren-
amtskarte ein. Das Gleiche würde ich von der Lan-
deshauptstadt München erwarten. In diesem Punkt
stimme ich mit Ihnen absolut überein.
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(Beifall bei der CSU)

Wir werden mit der Zukunftsstiftung Ehrenamt Bayern
kleine und innovative Projekte von Ehrenamtlichen
besser und unbürokratisch fördern können. Für die
Stiftung werden wir im Jahr 2018 2,5 Millionen Euro
einstellen. Es handelt sich um eine Verbrauchsstif-
tung. Diese Stiftung speist sich nicht aus ihren Zinsen.
Der Innovationspreis Ehrenamt wird fortgeführt. Das
ist ein richtiger Ansatz. Ich bin all denen dankbar, die
sich in den letzten Jahren dafür eingesetzt haben. Ins-
gesamt wollen wir die Mittel für das Ehrenamt im
Jahr 2017 um 1,1 Millionen Euro und im Jahr 2018
um 3,7 Millionen Euro erhöhen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Bayern steht heute
sehr gut da. Bayern geht es wirtschaftlich sehr gut.
Wir haben in weiten Teilen Bayerns praktisch Vollbe-
schäftigung. Wir haben die Jugendarbeitslosigkeit be-
siegt. In Bayern sind weniger Menschen auf Grundsi-
cherung angewiesen als in anderen Ländern. Wir
wollen, dass alle Menschen im Freistaat von guten
Lebensbedingungen profitieren und an unserer Ge-
sellschaft teilhaben. Mit dem vorliegenden Sozial-
haushalt sind wir dafür gut aufgestellt und gerüstet.
Ich bitte um Unterstützung.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Frau Staatsmi-
nisterin, uns liegen noch drei Meldungen für Zwi-
schenbemerkungen vor. Zuerst erteile ich Frau Kolle-
gin Osgyan das Wort. Bitte sehr, Frau Osgyan.

Verena Osgyan (GRÜNE): Frau Ministerin, ich möch-
te Sie noch einmal auf die Frauenhäuser und die
Frauennotrufe ansprechen. Hierzu haben wir einen
Antrag gestellt, der sich auf die Bedarfsermittlungsstu-
die bezieht, die von Ihrem Haus vorgelegt wurde. In
der Studie kommt ganz klar zum Ausdruck, dass die
Hälfte der Frauen, die in Not sind, von Frauenhäusern
abgewiesen werden müssen, weil nicht genug Plätze
vorhanden sind. Die meisten Frauen können auch
nicht andernorts weitervermittelt werden. Das bedeu-
tet, der Bedarf ist enorm. In diesem Fall hilft auch der
proaktive Ansatz nichts, der an sich sehr gut ist. Im
Falle häuslicher Gewalt wird der Frau dabei in der Po-
lizeidienststelle gesagt, wohin sie sich wenden kann.
Das hilft ihr jedoch nicht, wenn sie anschließend kei-
nen Platz bekommt.

Ich darf Ihnen dazu ein Erlebnis aus meinem Leben
erzählen. Als ich noch eine ganz junge Frau war,
habe ich in meinem Vorgarten eine Frau aus der
Nachbarschaft mit einem blauen Auge gefunden. Das
war in der Nacht. Sie wusste nicht, wohin sie sich
wenden soll. Ich habe sie nach langem Zureden zur
Polizei begleitet. Leider weiß ich nicht, was aus ihr ge-

worden ist. Heutzutage kann man solchen Frauen mit
dem proaktiven Ansatz vielleicht weiterhelfen. Aller-
dings ist nicht klar, ob sie dann auch Plätze erhalten.
Wenn man so etwas einmal miterlebt hat, weiß man,
dass es um Schicksale und existenzielle Notlagen
geht.

Ich habe kein Verständnis dafür, dass der Freistaat,
obwohl der Bedarf klar auf der Hand liegt, eine Auf-
stockung der Mittel um 35 % verweigert. Damit würde
der Freistaat seinen Beitrag leisten. Die Kommunen
müssten dann noch einen entsprechenden Betrag
drauflegen. Jetzt wird diese notwendige Investition
weitergeschoben. Ein Arbeitskreis wird gebildet, und
dann schaut man einmal, was dabei herauskommt.

Der Bedarf ist doch klar! Notlagen sind klar! Hier geht
es nicht um lapidare Vorkommnisse. Warum handeln
wir nicht jetzt, wo der Haushalt auf dem Tisch liegt?
Jetzt bestünde die Möglichkeit aufzustocken. Hier
geht es um 1,2 Millionen Euro. Wenn wir uns die Ge-
samtherausforderungen betrachten, ist dies wirklich
kein großer Betrag. Sie hätten jetzt handeln können.
Was gedenken Sie zu tun, damit dieses Problem nicht
über Jahre hinweg auf die lange Bank geschoben
wird?

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD – Unruhe)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ich kann ja verstehen, dass Sie vor
den Weihnachtsferien noch einen großen Redebedarf
haben. Wenn Sie sich noch unterhalten wollen, gehen
Sie doch bitte hinaus. Wir sehen hier oben mindes-
tens 20 Paare von Kolleginnen und Kollegen in allen
Bänken, die permanent am Reden sind. Ich verstehe
es, dass man gerne noch durch die Gänge gehen und
hier und dort etwas sagen möchte. Hier geht das aber
nicht. Das tut den Rednerinnen und Rednern hier
vorne auch nicht gut. Ich bitte Sie um mehr Ruhe.
Wenn Sie sich noch gepflegt und nett unterhalten wol-
len, tun Sie das bitte draußen. Danke schön. – Frau
Staatsministerin, jetzt sind Sie dran.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium):
Frau Osgyan, ich möchte mich für Ihren engagierten
Beitrag bedanken. Ich bedanke mich vor allem dafür,
dass Sie gesagt haben, dass der proaktive Ansatz gut
sei. Ich sehe das auch so. Wir haben einen Hand-
lungsbedarf. Das ist gar keine Frage. Deswegen sind
wir gerade dabei, mit den Kommunen ein Gesamtkon-
zept zu erstellen.

Sie dürfen mir glauben, dass das auch mir ein Anlie-
gen ist. Nicht nur Sie kennen derartige Fälle, sondern
auch ich. In meiner unmittelbaren Bekanntschaft habe
ich einen Fall erlebt, der sehr tragisch ausgegangen
ist. Die Kinder mussten dabei zusehen, wie der Vater
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die Mutter ganz furchtbar behandelt hat. Das ist ein
tiefgreifendes Erlebnis, das ich Kindern gerne erspa-
ren möchte.

(Beifall bei der SPD – Hans-Ulrich Pfaffmann
(SPD): Und?)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön. –
Die nächste Zwischenbemerkung kommt von Frau
Dr. Strohmayr. Bitte schön.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Ich habe auch noch
eine Nachfrage zu diesem Thema. Frau Ministerin,
Sie haben viele Themen genannt und dabei immer
von "gewaltigen Leistungen" gesprochen. Gerade
beim Thema Frauenhaus kann ich keine gewaltige
Leistung erkennen. In diesem Haushalt haben Sie für
die 40 Frauenhäuser gerade einmal 200.000 Euro zur
Verfügung gestellt. Das ist doch viel zu wenig! Wir
haben beantragt, diesen Ansatz mindestens zu ver-
doppeln, obwohl selbst diese Summe nicht reichen
würde, wenn die Plätze ausgebaut würden.

Ich verstehe es nicht: Wir haben über zehn Jahre lang
diesen Ansatz nicht ausgebaut. Seit über zehn Jahren
wissen wir, dass es für die Frauenhäuser in Bayern
einen massiven Bedarf gibt. Die Frauenhäuser in Bay-
ern werden zu weniger als 10 % vom Staat finanziert.
Das muss man sich einmal vorstellen. Gleichzeitig
macht der Staat den Frauenhäusern eine ganze
Reihe von Vorgaben, was sie alles leisten müssen. So
kann es nicht weitergehen. Wir hätten bei diesem
Haushalt mehr tun müssen. Ich bitte Sie dringend,
noch nachzubessern.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Der zweite Teil meiner Zwischenbemerkung richtet
sich gegen das, was Sie zu den Kitas gesagt haben.
Sie haben gesagt, die sozialdemokratisch regierten
Städte leisteten in diesem Bereich zu wenig. Dagegen
verwahre ich mich ausdrücklich. Das möchte ich auch
im Namen der sozialdemokratischen Bürgermeister
sagen.

(Beifall bei der SPD)

Die sozialdemokratischen Bürgermeister haben schon
Kitas aufgebaut, als es dafür noch keine staatliche Fi-
nanzierung gegeben hat.

(Beifall bei der SPD)

Sofern bei den Kitas noch Plätze fehlen, ist es oft so,
dass keine Erzieherinnen gefunden werden. Warum
werden keine Erzieherinnen gefunden? – Weil Sie mit
den kindbezogenen Förderungen die Bedingungen in
den Berufen für Erzieherinnen so verschlechtert

haben, dass niemand mehr diesen Beruf ergreifen
möchte. Das sind doch die wahren Gründe. Ich bitte
Sie dringend, hier noch nachzubessern.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Bitte schön,
Frau Staatsministerin.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium):
Was die Frauenhäuser anbelangt, habe ich vorher
eine ausreichende Antwort gegeben.

(Widerspruch bei der SPD)

Ich habe gesagt, dass wir den proaktiven Ansatz mit
200.000 Euro fördern. Derzeit erstellen wir zusammen
mit den Kommunen das Gesamtkonzept. Bezüglich
der Personalkosten fördern wir die Frauenhäuser. Das
ist gar keine Frage. Mit dem Gesamtkonzept wollen
wir Verbesserungen herbeiführen. Das kann ich hier
in aller Deutlichkeit sagen.

Die Zahl der pädagogischen Fachkräfte in den Kinder-
tageseinrichtungen ist seit dem Jahr 2006 von 23.800
auf 46.300 gesteigert worden. Wir wissen selbst, dass
dies nicht einfach ist. Deshalb fördern wir auch Quer-
einsteigerinnen, damit sie sich in der Erziehung enga-
gieren können.

Diese 20.000 Plätze, die von Ihrer Seite immer in den
Raum gestellt werden, sind eine gegriffene Zahl, die
so nicht belegt werden kann. Wir haben für jedes Kind
ab dem ersten Jahr einen Rechtsanspruch auf einen
Kita-Platz. Ich sehe hier keine Probleme. Im ländli-
chen Raum haben wir sogar eine Überversorgung.
Die Sättigung ist längst erreicht. Das zeigt sich daran,
dass von den im Dritten Sonderinvestitionsprogramm
eingestellten 87 Millionen Euro nur etwa die Hälfte ab-
gerufen worden sind. Entweder besteht vonseiten der
Kommunen kein Bedarf oder kein Interesse. Das ist
die derzeitige Ausgangslage.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön. –
Jetzt hat sich noch Herr Kollege Dr. Fahn gemeldet.
Bitte schön.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Frau Ministerin, eine kurze
Frage: Am 26. Februar 2016 besuchten wir zusam-
men eine Fachveranstaltung zur Weiterentwicklung
des Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention in Bayern. Diese Veranstaltung
fand in Milbertshofen statt. Die Kollegin Ruth Wald-
mann war auch dabei. Das war eine sehr gute Veran-
staltung. Seit dieser Zeit habe ich aber von Ihnen
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nichts mehr gehört. Damals hieß es, wir würden die
ganzen Infos per E-Mail bekommen. Frau Ministerin,
haben wir da etwas verpasst? Oder geben Sie uns
heute bekannt, wie diese wichtige Sache weiterge-
führt wird?

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Bitte schön,
Frau Ministerin.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium):
Dieser Aktionsplan wird gemeinsam mit den Verbän-
den fortgeschrieben. Wir haben sehr intensiv daran
gearbeitet, das Bundesteilhabegesetz in trockene Tü-
cher zu bekommen. Auf die bayerische Initiative ist es
zurückzuführen, dass wir so viel verändern und ver-
bessern konnten. Der Ministerpräsident selbst hat
sich dafür eingesetzt, dass wir heute unseren behin-
derten Menschen sagen können: Es ist ein absolut
positives Gesetz, das noch am Freitag im Bundesrat
verabschiedet wird.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank,
Frau Staatsministerin. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen.
Wir kommen nun zur Abstimmung.

Der Abstimmung liegen der Entwurf des Haushalts-
plans 2017/2018, Einzelplan 10, sowie die Ände-
rungsanträge auf den Drucksachen 17/13591
und 17/14654, 17/13425 mit 17/13456,
17/13565 mit 17/13588 sowie 17/13502 mit 17/13516
und die Beschlussempfehlung des federführenden
Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen auf
Drucksache 17/14640 zugrunde.

Zunächst führen wir die bereits zu Beginn der Bera-
tung angekündigten vier namentlichen Abstimmungen
zu den Änderungsanträgen der SPD-Fraktion und der
Fraktionen der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN durch. 

Ich beginne mit dem Änderungsantrag der SPD auf
der Drucksache 17/13428 betreffend "Förderung von
Maßnahmen zur Durchführung der Insolvenzord-
nung". Der federführende Ausschuss empfiehlt die
Ablehnung dieses Änderungsantrags. Für die Stimm-
abgabe sind die Urnen auf beiden Seiten des Sit-
zungssaals und auf dem Stenografentisch bereitge-
stellt. Mit der Stimmabgabe kann begonnen werden.
Hierfür stehen bei dieser ersten Abstimmung fünf Mi-
nuten zur Verfügung. Später machen wir es kürzer.
Bitte schön.

(Namentliche Abstimmung von 13.28 bis
13.33 Uhr)

So, noch eine gute halbe Minute. Vielleicht nehmen
Sie schon wieder die Plätze ein, damit wir gleich mit
der nächsten Abstimmung fortfahren können. Bitte,
nehmen Sie die Plätze wieder ein, alle, bitte! – Die
Abstimmung ist geschlossen. Das Abstimmungser-
gebnis wird außerhalb des Plenarsaals ermittelt.
Wenn es wieder ruhig im Saal ist, kann ich die nächs-
te Abstimmung durchführen.

(Unruhe)

Bitte, setzen Sie sich hin, damit wir weiter abstimmen
können. – Das kann doch nicht wahr sein.

(Anhaltende Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Wir führen zwischenzeitlich die namentliche Abstim-
mung zum Änderungsantrag auf Drucksa-
che 17/13445 durch, ebenfalls von der SPD-Fraktion,
betreffend "Förderungen von Maßnahmen zum Abbau
der Gewalt gegen Frauen und Kinder". Der federfüh-
rende Ausschuss empfiehlt auch hier die Ablehnung.
Die Urnen sind wieder bereitgestellt. Sie können mit
der Stimmabgabe beginnen. Sie haben drei Minuten
Zeit.

(Namentliche Abstimmung von 13.34 bis
13.37 Uhr)

Die Stimmabgabe ist abgeschlossen.

Es folgt die Abstimmung über den Änderungsantrag
der Fraktion der FREIEN WÄHLER betreffend "Haus-
haltstitel für die LandesSeniorenVertretung Bayern 
e.V. schaffen" auf Drucksache 17/13576.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Der federführende Ausschuss empfiehlt die Ableh-
nung. Die Urnen sind wieder bereitgestellt. Mit der
Stimmabgabe kann begonnen werden. Wieder drei
Minuten Zeit! – Noch eine halbe Minute.

(Namentliche Abstimmung von 13.38 bis
13.41 Uhr)

Die Stimmabgabe ist abgeschlossen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Bitte nehmen Sie die Plätze wieder ein. – Jetzt lasse
ich noch über Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend "Förderung der Insolvenzbera-
tung verbessern" auf Drucksache 17/13503 abstim-
men. Der federführende Ausschuss empfiehlt auch
hier die Ablehnung. Die Urnen sind bereitgestellt. Mit
der Stimmabgabe kann begonnen werden. Sie haben
drei Minuten Zeit.
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(Namentliche Abstimmung von 13.42 bis
13.45 Uhr)

Die Stimmabgabe ist abgeschlossen. Das Abstim-
mungsergebnis wird außerhalb des Plenarsaals ermit-
telt.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Bitte nehmen Sie die Plätze wieder ein, damit wir die
nächste, einfache Abstimmung durchführen können. –
Nun lasse ich über den Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Frauenhäuser und
Notrufe in Bayern: Anpassung der Fördersätze zum
Ausbau der Betreuungsplätze und Beratungskapazitä-
ten", Drucksache 17/13512, in einfacher Form abstim-
men. Der federführende Ausschuss empfiehlt auch
hier die Ablehnung. Wer entgegen dem Ausschussvo-
tum dem Änderungsantrag zustimmen möchte, den
bitte ich um ein Handzeichen. – Das sind die Fraktio-
nen der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN. Gegenstimmen, bitte! – Das ist die CSU-Frak-
tion. Enthaltungen? – Das sind die FREIEN WÄHLER.
Damit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt.

Jetzt müssen wir auf die Ergebnisse der namentlichen
Abstimmungen warten. Dafür unterbreche ich kurz die
Sitzung.

(Unterbrechung von 13.46 bis 13.47 Uhr)

Ich nehme die Sitzung wieder auf und gebe die Er-
gebnisse der vorher durchgeführten namentlichen Ab-
stimmungen bekannt. 

Zunächst komme ich zum Änderungsantrag der SPD
betreffend "Förderung von Maßnahmen zur Durchfüh-
rung der Insolvenzordnung", Drucksache 17/13428:
Mit Ja haben gestimmt 50, mit Nein haben gestimmt
84, Stimmenthaltungen: 15. Der Änderungsantrag ist
abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Zum Änderungsantrag der SPD betreffend "Förderun-
gen von Maßnahmen zum Abbau der Gewalt gegen
Frauen und Kinder", Drucksache 17/13445: Mit Ja
haben gestimmt 49, mit Nein haben gestimmt 84,
Stimmenthaltungen: 16. Der Änderungsantrag ist
ebenfalls abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Zum Änderungsantrag der FREIEN WÄHLER betref-
fend "Haushaltstitel für die LandesSeniorenVertretung
Bayern e.V. schaffen", Drucksache 17/13576: Mit Ja
haben gestimmt 50, mit Nein haben gestimmt 84,

Stimmenthaltungen: 16. Auch dieser Änderungsan-
trag ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)

Zum Änderungsantrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN betreffend "Förderung der Insolvenzberatung
verbessern", Drucksache 17/13503: Mit Ja haben ge-
stimmt 51, mit Nein haben gestimmt 84, Stimmenthal-
tungen: 15. Damit ist auch dieser Änderungsantrag
abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 7)

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Einzel-
plan 10. Der Abstimmung liegt der Einzelplan 10 mit
den vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen in der Beschlussempfehlung auf Drucksa-
che 17/14640 genannten Änderungen zugrunde. Mit
dem Änderungsantrag auf Drucksache 17/14654 soll
der Haushaltsvermerk zu den Ausgaben des Kapi-
tels 10 53 um einen neuen Titel 633 08 ergänzt wer-
den. Des Weiteren soll dieser neue Leertitel 633 08
mit der Zweckbestimmung "Erstattungen an die Bezir-
ke für Kosten der Unterbringung, Versorgung und Be-
treuung ausländischer junger Volljähriger" und dem
Haushaltsvermerk "Einseitig deckungsfähig zu Las-
ten 633 05. Die Erläuterungen sind verbindlich." aus-
gebracht werden. Der Titel erhält eine Erläuterung zu
den Einzelheiten. Ich verweise auf die Drucksa-
che 17/14654, die Ihnen mit den Plenarunterlagen
übersandt wurde. 

Wer dem Einzelplan 10 mit den vom Ausschuss für
Staatshaushalt und Finanzfragen vorgeschlagenen
Änderungen und den Änderungen des vorgenannten
Änderungsantrags auf Drucksache 17/14654 seine
Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz
zu erheben. – Das ist die CSU-Fraktion. Gegenstim-
men bitte ich in der gleichen Weise anzuzeigen. – Das
sind die Fraktionen der SPD, der FREIEN WÄHLER
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gibt es
Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltungen.
Damit ist der Einzelplan 10 mit den vom Ausschuss
für Staatshaushalt und Finanzfragen vorgeschlagenen
Änderungen und den Änderungen des Änderungsan-
trags auf Drucksache 17/14654 angenommen. 

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge, soweit über sie nicht einzeln abge-
stimmt worden ist, als erledigt. Eine Liste dieser Än-
derungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 8)
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Außerdem schlägt der Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen noch folgende Beschlussfassung
vor:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die er-
forderlichen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
beim endgültigen Ausdruck des Einzelplans vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der
SPD, der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Gegenstimmen? –
Keine. Enthaltungen? – Auch keine. Dann ist dies so
beschlossen. 

Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen auf Drucksache 17/14640 und der vor-
genannten Abstimmung weise ich darauf hin, dass die
Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/13591
und 17/14654 ihre Erledigung gefunden haben. Die
Beratung des Einzelplans 10 ist damit abgeschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf:

Haushaltsplan 2017/2018
Einzelplan 14 für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit
und Pflege

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drsn. 17/14049 mit 17/14052)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion
(Drsn. 17/14063 mit 17/14076)
Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER
(Drsn. 17/13999 mit 17/14007)
Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drsn. 17/14211 mit 17/14218)

Im Ältestenrat wurde für die Aussprache eine Ge-
samtredezeit von einer Stunde und 30 Minuten ver-
einbart. Davon entfallen auf die Fraktion der CSU
22 Minuten, auf die SPD-Fraktion 17 Minuten sowie
auf die Fraktionen der FREIEN WÄHLER und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN jeweils 14,5 Minuten. Die Rede-
zeit der Staatsregierung orientiert sich an der Rede-
zeit der stärksten Fraktion. Sie kann deshalb bis zu
22 Minuten sprechen, ohne dass sich dadurch die Re-
dezeit der Fraktionen verlängert.

Ich eröffne die Aussprache. Unser erster Redner ist
der Kollege Kühn. Bitte schön, Herr Kühn.

Harald Kühn (CSU): Frau Präsidentin, Frau Staatsmi-
nisterin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ge-
sundheit ist für jeden Menschen ein sehr wichtiges
Gut und hat wegen des Versorgungsauftrags und der
strukturpolitischen Relevanz gesamtgesellschaftlich
eine herausragende Bedeutung. Wir haben bei uns
eine vergleichsweise hochwertige, weltweit anerkann-
te medizinische Versorgung in der Stadt wie auf dem
Land, mit einem effizienten System privater und öf-
fentlicher, vor allem als wichtiger Teil der kommunalen
Daseinsvorsorge bestehender Angebote. Auch in die-
sem Zusammenhang können wir froh sein, in
Deutschland und Bayern zu leben.

Mit dem Einzelplan 14 für die Jahre 2017 und 2018
werden die Weichen dafür gestellt, dass den Men-
schen in Bayern im Rahmen der Landeskompetenzen
auch weiterhin die bestmögliche gesundheitliche Ver-
sorgung zur Verfügung gestellt werden kann. Der Ent-
wurf des Einzelplans umfasst ein Gesamtvolumen von
rund 274 Millionen Euro.

Das Ministerium steht nach seiner Gründung im Okto-
ber 2013 mit der Aufbauphase, nach Umzug
Mitte 2014 an den Haidenauplatz und einer kurzen
Phase der Konsolidierung sowie der Bewältigung der
Aufgaben im Zusammenhang mit den Flüchtlingen
und Asylbewerbern seit dem letzten Jahr vor einer
neuen großen organisatorischen Herausforderung.
Der Ministerrat hat beschlossen, das Ministerium
nach Nürnberg zu verlagern, sodass ab dem 1. Janu-
ar 2017 je ein Dienstsitz in Nürnberg und in der Lan-
deshauptstadt sein werden. Der Mehrbedarf des
Sachhaushalts dafür beträgt für die Jahre 2017 und
2018 insgesamt 5,6 Millionen Euro. Veranschlagt ist
außerdem eine Verpflichtungsermächtigung in Höhe
von 7,5 Millionen Euro für das Jahr 2017. Näheres
dazu werden wir noch von Frau Staatsministerin Huml
hören.

Im Personalbereich weist der Etat eine Mehrung von
17 Planstellen auf, davon 10 für psychiatrische Prä-
vention, eine halbe Stelle für den Bereich IT-Sicher-
heit – jeweils im Ministerium – sowie sechseinhalb
Stellen für die pharmazeutische Überwachung bei der
Regierung von Oberbayern für ganz Bayern. Darüber
hinaus werden beim Landesamt für Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit die Voraussetzungen für die
unbefristete Beschäftigung von 115 Arbeitnehmern
zur Umsetzung des Bayerischen Krebsregistergeset-
zes geschaffen.

Im Bereich der Gesundheitsversorgung sind unter-
schiedliche Maßnahmen vorgesehen, um das hohe
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Niveau zu halten und weiter auszubauen. Die um-
fangreichen Möglichkeiten zur Verbesserung der ge-
sundheitlichen Versorgung im ländlichen Raum wer-
den mit den Förderprogrammen für die bayerischen
Kurorte und Heilbäder, zur Niederlassung von Ärzten
im ländlichen Raum, für innovative medizinische Ver-
sorgungskonzepte und mit dem Stipendienprogramm
für Medizinstudenten fortgeführt.

Kolleginnen und Kollegen, Bayern ist ein starker Ge-
sundheitsstandort. Durch den medizinischen, techni-
schen und wirtschaftlichen Fortschritt sowie das zu-
nehmende Gesundheitsbewusstsein der Menschen
steigen die Lebenserwartung und damit die Relevanz
für die Gesundheitswirtschaft. Die jährliche Brutto-
wertschöpfung liegt bei über 50 Milliarden Euro. Über
eine Million Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind in
der bayerischen Gesundheitswirtschaft tätig. Damit ist
sie einer der stärksten Wachstums- und Beschäfti-
gungsmotoren für das Land insgesamt. Die baye-
rische Medizintechnologie ist auf den Weltmärkten
führend, die medizinische Forschung internationale
Spitze. Bayern bündelt wie kaum eine andere Region
in Europa unternehmerische Kompetenz in Medizin-
technik und Pharma.

Die Staatsregierung unternimmt ressortübergreifend
viel, um die Gesundheitswirtschaft zu unterstützen.
Das im Jahr 2015 aufgelegte Förderprogramm "Ge-
sundheitsregionen plus", das vor allem für den ländli-
chen Bereich eine hohe Bedeutung hat und über das
Angebote der Gesundheitsförderung und der Präven-
tion sowie die Versorgungsstrukturen gestärkt und
weiterentwickelt werden sollen, wird von den Land-
kreisen und kreisfreien Städten sehr gut angenom-
men. Deshalb sind Fördermittel für weitere 16 Regio-
nen vorgesehen. Insgesamt haben wir dann
50 "Gesundheitsregionen plus" in Bayern. Die CSU-
Fraktion in Bayern hat die Region Lindau über einen
Änderungsantrag noch mit aufgenommen. Insgesamt
sind für die gesundheitliche Versorgung im ländlichen
Raum rund 20,8 Millionen Euro vorgesehen. Das sind
1,7 Millionen Euro mehr als im letzten Doppelhaus-
halt.

Kolleginnen und Kollegen, das Thema Hebammen ist
unverändert wichtig. Hier hat es schon eine Reihe von
Veränderungen und Aktivitäten auf Bundesebene ge-
geben. Das Ministerium – wir haben das im Aus-
schuss besprochen – hat hier vor, eine Studie in Auf-
trag zu geben, um die Situation ganz genau zu
durchleuchten und dann zu fragen, ob es hier noch
landesspezifischen Handlungsbedarf gibt.

Als Ergebnis der in den Jahren 2015 und 2016 durch-
geführten Machbarkeitsstudie sind Mittel in Höhe von
900.000 Euro für ein regionales Projekt zum Aufbau

einer persönlichen Gesundheitsakte im Rahmen des
Bayerischen Gesundheitsdatenzentrums veran-
schlagt. Auch hier hat ein CSU-Antrag zu einer Erhö-
hung um 150.000 Euro geführt.

Das Thema "Digitalisierung in Krankenhaus und Pfle-
ge" wird künftig eine immer größere Bedeutung
haben. Mit den vorgesehenen 3 Millionen Euro kön-
nen Modellvorhaben und Investitionen im Bereich der
Digitalisierung der Krankenhäuser und Pflegeeinrich-
tungen und auch erste Projekte in den "eDorf"-Regio-
nen gefördert werden.

Das Thema Barrierefreiheit hat für das Ministerium
eine ebenso große Bedeutung. Deshalb ist jetzt vor-
gesehen, zur Vergabe eines neuen Siegels für barrie-
refreie Arztpraxen im Rahmen eines Zertifizierungs-
verfahrens 400.000 Euro zur Verfügung zu stellen.

Auch das Thema Transplantationsmedizin, das unver-
ändert wichtig ist, wird uns weiterhin begleiten.
2.400 Menschen in Bayern und 12.000 Menschen in
Deutschland stehen auf der Warteliste. Die Spenden-
bereitschaft muss weiter erhalten und nach Möglich-
keit erhöht werden. Dazu sind entsprechende Maß-
nahmen erforderlich. Dementsprechend ist es richtig
und sinnvoll, die Mittel in Höhe von 445.000 Euro fort-
zuschreiben. Mir persönlich wäre die Widerspruchslö-
sung lieber gewesen, auch heute noch. Aber leider ist
das in Berlin anders entschieden worden.

Die wichtige Förderung von Telematik-Anwendungen
wird mit 4 Millionen Euro auf dem hohen Niveau der
Vorjahre fortgeführt.

Ein herausragendes Thema ist die Pflege. Sie ver-
dient deshalb besondere Aufmerksamkeit. Die Famili-
enpflege ist in diesem Zusammenhang ein wichtiger
Baustein zur Unterstützung und Stabilisierung der Fa-
milie in Krisensituationen. Zur Sicherung von generati-
onsübergreifenden Unterstützungs- und Entlastungs-
angeboten stehen im Doppelhaushalt 100.000 Euro
mehr zur Verfügung. Insgesamt können die Familien-
pflegestationen und der Einsatz von Familienhelferin-
nen mit rund 2,6 Millionen Euro unterstützt werden.

Zur Förderung des Auf- und Ausbaus von nieder-
schwelligen Betreuungsangeboten sowie von Modell-
vorhaben zur Erprobung neuer Versorgungskonzepte
und Versorgungsstrukturen, insbesondere für Pflege-
bedürftige mit Demenzerkrankungen, stehen 3,4 Milli-
onen Euro zur Verfügung. Die Erhöhung dieser Mittel
auf insgesamt 6,4 Millionen Euro ist besonders her-
vorzuheben, da jeder Euro des Staates mit Mitteln
aus dem von den Pflegekassen bereitgestellten Aus-
gleichfonds verdoppelt wird.
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Die Palliativversorgung hilft schwerstkranken sterben-
den Menschen, bis zuletzt in Würde und möglichst
ohne Schmerzen zu leben. Mit mehr als 1,7 Millionen
Euro können palliativmedizinische und geriatrische
Versorgungen im stationären und im ambulanten Be-
reich verbessert werden und der weitere Ausbau der
ambulanten Hospizarbeit und die stationären Hospize
unterstützt werden. Hier hat ein Antrag der CSU zu
einer Erhöhung um weitere 150.000 Euro geführt.

Für die Förderung von Maßnahmen und Einrichtun-
gen für pflegebedürftige Menschen mit Behinderung
sind insgesamt 10,1 Millionen Euro veranschlagt. Ge-
fördert werden die Fachstellen für pflegende Angehö-
rige, ambulant betreute Wohngemeinschaften, Einzel-
projekte zur Verbesserung der Lebensqualität und der
Rahmenbedingungen in der Pflege, die Qualifizierung
des Personals und die Anpassung der Tages-, Nacht-
und Kurzzeitpflege an die Anforderungen Demenzkr-
anker. Bei der Umsetzung der Demenzstrategie hat
ein Antrag der CSU zu einer Erhöhung um
600.000 Euro geführt.

Die grundlegenden Veränderungen der Rahmenbe-
dingungen in der Pflege, die Weiterentwicklung des
Berufsbildes sowie die fortschreitende medizinisch-
pflegerische Entwicklung erfordern eine gezielte För-
derung von Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen.
Dazu stehen 3,1 Millionen Euro zur Verfügung. Die
Staatsregierung hat in einem eigenen Gesetz die Er-
richtung einer Vereinigung der bayerischen Pflege in
den Landtag eingebracht. Die Mittel für die Geschäfts-
stelle in Höhe von 700.000 Euro sind veranschlagt.
Kolleginnen und Kollegen, leistungsfähige Kranken-
häuser sind eine entscheidende Säule des Gesund-
heitswesens in Bayern, und die im Einzelplan 13 dazu
vorgesehenen Mittel in Höhe von 3,5 Millionen Euro
decken derzeit auch den Bedarf ab. Nach Mitteilung
des Ministeriums bestehen keine Engpässe.

Bei den Themen Prävention und Gesundheitsschutz
geht es bei uns nicht um Bevormundung, sondern
darum, Menschen zu motivieren, persönliche Ge-
wohnheiten sowie Verhaltensweisen zu hinterfragen
und den eigenen Lebenswandel gegebenenfalls nach-
haltig gesundheitsorientiert zu verändern, und nicht
um Maßnahmen, an die andere vielleicht denken.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Dazu folgende Anmerkungen. Die Bekämpfung der
Glücksspielsucht findet bei uns weiter ihre Veranke-
rung ebenso wie die psychosozialen Aids-Beratungs-
stellen. Mit den 7 Millionen Euro können die zehn
Stellen gut weiterfinanziert werden. Für das Thema
Impfen stehen 5,1 Millionen Euro, für die Suchtbe-
kämpfung 12,3 Millionen Euro – und damit 1,1 Millio-

nen Euro mehr – und für die Förderung und Betreu-
ung psychisch Kranker 1,1 Millionen Euro zur
Verfügung.

Meine Damen und Herren, das Bayerische Krebsre-
gistergesetz ist mit der Integrierung des Krebsregis-
ters in das LGL eine besondere Aufgabe und auch ein
Schwerpunkt der Arbeit in diesem Bereich.

Die Unterstützung der bayerischen Kurorte und Heil-
bäder wird fortgesetzt. Im Rahmen der Heimatstrate-
gie wird ein Institut für Kurortmedizin und Gesund-
heitsförderung mit Sitz in Bad Kissingen eingerichtet.
Dafür sind Mittel in Höhe von 1 Million Euro vorgese-
hen.

Ich danke der Frau Staatsministerin sehr herzlich für
die Benennung der Jahresthemen. Damit setzt sie
neben ihrem überaus engagierten und kompetenten
Einsatz das ganze Jahr über spezielle inhaltliche
Schwerpunkte: die Kindergesundheit, die psychische
Gesundheit und jetzt die Seniorengesundheit. Ich
denke, das verdient eine besondere Erwähnung.

(Beifall bei der CSU)

Kolleginnen und Kollegen, in engagierten Beratungen
wurde mit diesem Einzelplan ein aus meiner Sicht
gutes Ergebnis vorgelegt. Bei allem Ringen um De-
tails und bei dem Verständnis für unterschiedliche Po-
sitionen möchte ich auf die Verantwortung für den Ge-
samthaushalt auch in diesem Politikbereich
hinweisen. Ich hoffe sehr, dass die Verantwortlichen
auf Bundesebene im Rahmen der Großen Koalition
und vor allem auch in Brüssel auf den Erhalt und die
zukunftsorientierte Weiterentwicklung auch des öffent-
lichen Teils des Gesundheitswesens als einer Säule
der sozialen Marktwirtschaft achten.

Die Finanzausstattung des Einzelplans 14 bildet ein
solides Fundament, um den Herausforderungen im
Bereich der Gesundheit und der Pflege im Rahmen
der Landeskompetenzen angemessen begegnen zu
können. Damit kann auch die Lebensqualität unter
Einbeziehung der Eigenverantwortung weiter verbes-
sert werden. Mein besonderer Dank gilt dem Herrn
Ministerpräsidenten, Frau Staatsministerin Huml, der
Amtschefin Frau Ministerialdirektorin Nowak, stellver-
tretend für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf
allen staatlichen Ebenen, aber auch denen, die im Eh-
renamt und in den Familien bei der Bewältigung die-
ser Aufgaben mithelfen. Mein besonderer Dank gilt
auch den Kollegen Imhof, Seidenath, Holetschek und
Winter in ihren Funktionen. Ich bedanke mich bei den
Kolleginnen und Kollegen der Opposition für eine sehr
interessante Zusammenarbeit im Haushaltsausschuss
und bitte das Hohe Haus um Zustimmung zu dem vor-
liegenden Entwurf des Einzelplans 14.
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(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Kollege Kühn. – Unser nächster Redner ist der
Kollege Dr. Kränzlein. Bitte schön, Herr Kränzlein.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Frau Präsidentin, Frau
Staatsministerin, verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Der Einzelplan 14 eignet sich aus meiner Sicht, wenn
man sich die haushalterische Seite und die Hinter-
gründe anschaut, die hinter Haushaltstiteln stehen,
nicht zu einem großen Schlagabtausch und einem
großen Gefecht; da bin ich mit dem Kollegen Kühn
durchaus noch einig. Fast alle Punkte, die wichtig
sind, wurden angesprochen. Aber bei Ihnen gab es
wie immer den Pawlowschen Reflex: Wenn Sie ans
Rednerpult treten, muss Bayern in jeder Beziehung
immer perfekt und gut sein. Auch im Krankenhauswe-
sen sind wir perfekt und gut. Dieser Blickwinkel ist
einfach verengt. Wir sollten einen rationalen Diskurs
führen, wie ihn bei der Weihnachtsfeier des Landtags
der junge Mann angemahnt hat, der für das Maximilia-
neum gesprochen hat. Dann würden wir vielleicht
auch von der Regierungspartei das eine oder andere
Mal hören, dass etwas doch noch deutlich besser ge-
macht werden könnte und gemacht werden müsste
und dass manches eben nicht so gut ist, wie es dar-
gestellt wird, weil man es immer unter dem genannten
Blickwinkel betrachtet. Wir haben uns im Ausschuss
auch über kontroverse Themen ordentlich und an-
ständig unterhalten. Vielleicht schaffen wir das hier
auch.

Da wurde einmal erklärt, Bayern habe eine hervorra-
gende Gesundheitsversorgung. Nein, das haben wir
nicht. Wir haben an zwei Stellen ein großes Problem.
Wir haben bei den Hausärzten, vor allem auf dem
Lande, ein Problem. Das ist einfach eine Tatsache.
Als Sie, Frau Ministerin, beim Ärztetag in Deggendorf
aufgetreten sind, haben Sie es ja eingeräumt, auch im
Ausschuss. Ein Drittel der Hausärzte wird in den
nächsten Jahren aufhören, und es wird nicht ohne
Weiteres eine Praxisnachfolge geben. Wir haben
noch keine vernünftigen Ansätze, wie wir das wirklich
verbessern können. Eines ist klar – ich mache diese
Vorbemerkung, um dann auf die Krankenhäuser zu
kommen –: Das Problem der Überalterung der Haus-
ärzte und der fehlenden Praxisnachfolge ist nicht mit
Geld zu lösen; das ist keine Frage der guten oder
schlechten Gehälter. Es ist ein Problem der Überlas-
tung.

Da haben wir jetzt ein Problem: Wenn sie überlastet
sind, muss man sie entlasten. Entlasten kann man sie
natürlich mit Ambulatorien und Polikliniken, von mir
aus auch mit Zahnarztbussen oder fahrbaren Einrich-
tungen zur Behandlung durch praktische Ärzte, die

vom ärztlichen Versorgungsstandpunkt her entvölker-
te Gebiete besser abdecken können. Aber dann kann
man nicht gleichzeitig – dieses Problem kennt die
Bundespolitik auch – bei den Kliniken beliebig abbau-
en. Da muss man an einem bestimmten Punkt auf-
bauen, damit die Überlastung in den Polikliniken oder,
wie immer Sie sie nennen wollen, abgebaut werden
kann. Wenn es nun zu viele Kliniken gibt, dann mag
die abstrakte, übergeordnete Vernunft, die in Berlin
oder von mir aus auch in München herrscht, sagen:
Da müssen Betten weg. Im Landkreis ruft das so gro-
ßen Widerstand hervor, dass ihm kaum ein Landrat
bisher standgehalten hat. Da kann ich alle CSU-Land-
räte als Zeugen benennen; der Landkreis Berchtesga-
dener Land ist dafür ein typisches Beispiel. Es gibt ja
auch gute Gründe, beispielsweise, dass man diese
oder jene Klinik mit bestimmten Versorgungsleistun-
gen braucht, die von niedergelassenen Ärzten nicht
mehr erbracht werden können.

Bei den Kliniken haben wir bisher aber auch eine
deutliche Überlastung. Momentan gehen eigentlich
die falschen Leute zum Notdienst, weil es die Ambula-
torien gar nicht gibt. Darunter sind Leute, die eigent-
lich auf eine Praxis oder auf ganz andere Behand-
lungsmöglichkeiten verwiesen werden müssten. Diese
Kliniken fahren alle, gerade wenn sie in kommunaler
Hand sind, in die roten Zahlen hinein. Selbst relativ
gute Kliniken sind schwer in den roten Zahlen.

Die privaten Kliniken betreiben immer mehr Rosinen-
pickerei. Durch kräftige Synergien im Hinblick auf ihre
Großorganisation können sie vorübergehend einmal
Vorteile bringen, die aber dazu führen, dass die – an
sich gewünschte – Grundversorgung in Gefahr gerät.

Die Kommunen haben doch folgendes Problem: Die
europäische neoliberale Politik hat dazu geführt, dass
man im Hinblick auf den Wettbewerb der Freien sagt:
Es darf nicht subventioniert werden.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Kränzlein,
lassen Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Steiner
zu?

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Am Ende können wir
das gerne bereden.

Eine Subventionierung hätte folgenden Vorteil, wenn
der Landkreis das machen dürfte – versteckt ge-
schieht es oft sowieso, indem Grundstücke etc. um-
sonst überlassen werden –: Dann könnten wir die
Grundversorgung ohne Rosinenpickerei mit all den
notwendigen Angeboten, die man vor Ort eben
braucht, etwas besser auf den Weg bringen. Doch
das ist uns untersagt – übrigens mit der Gefahr, dass
immer mehr kommunale Kliniken in private Hand ge-
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raten. Damit wird eine Entwicklung eingeleitet, die wir
so eigentlich nicht wollen.

Ich sage nur am Rande: Wir sind auch bei einigen
konkreten Punkten im Zusammenhang mit der Klinikfi-
nanzierung nicht ganz glücklich. Klar, es muss um-
strukturiert werden. Wenn dann für die Umstrukturie-
rung im Klinikbereich aber Finanzen gefordert werden
– Sie haben das übrigens selbst gesagt, Frau Ministe-
rin –, dann wird das Geld in der kommenden Zeit ei-
gentlich aufgefressen von Großbaumaßnahmen, die
notwendig sind. Sie haben Nürnberg, Ingolstadt und
München genannt; wahrscheinlich fallen einem noch
andere Kliniken ein. Das bedeutet: Bei dieser Um-
strukturierung fehlt Geld. Der Antrag auf eine erhöhte
Aufstockung, der bei uns im Ausschuss behandelt
wurde, wurde auch mit den Stimmen der CSU abge-
lehnt.

Abgelehnt wurde, nur am Rande gesagt, auch die
Förderung von Küchen in Kliniken, was eigentlich
Dummheit ist. Man kann natürlich sagen, eine Klinik
könne sich ja von außen versorgen lassen; das ist
das Argument. Wenn aber Kliniken in einer bestimm-
ten Größenordnung mit einer bestimmten Art von Pa-
tienten, die ganz bestimmte Essen brauchen, diese
Leistung auf dem Markt nachfragen, finden sie keine
Nahversorgungsangebote von außen. Sie lehnen den
Bau von Küchen ab. Das führt dazu, dass bei Neu-
bauten von Kliniken der Neuaufbau manchmal einfach
in eine falsche Richtung stattfindet, nämlich ohne Kü-
chen – mit den daraus folgenden Problemen.

Wir haben ferner – auch das scheint mir ganz wichtig
zu sein – ein Problem bei der Pflege. Das wurde hier
vom Kollegen Kühn kein einziges Mal genannt. Wo
sitzt er denn überhaupt, damit ich ihn einmal anschau-
en kann? Ist er noch da? –

(Abgeordneter Harald Kühn (CSU) hebt die
Hand)

Wir haben einen veritablen Pflegenotstand. Das kann
man einfach nicht leugnen. Da mache ich zunächst
gar keine Schuldzuweisungen; das ist Fakt. Wir
haben den Pflegenotstand unter anderem auch des-
halb, weil die gesellschaftliche Anerkennung fehlt. Die
Leute, die in der Pflege arbeiten, werden relativ
schlecht bezahlt. Heute Vormittag wurde gesagt, die
SPD mit ihren bösen Steuerplänen wolle die Leis-
tungsträger schädigen: Leistungsträger sind unter an-
derem die Pflegenden, und das sind sehr viele. Die
wollen wir nicht schädigen, sondern entlasten.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie die richtigen Fragen stellen würden, kämen
Sie selbst darauf, dass bestimmte Umverteilungen in

dieser Gesellschaft vorhanden sind. Wenn Sie nur die
Winterkorns und die Ackermanns – ich könnte Sie
jetzt der Reihe nach aufzählen – als die Leistungsträ-
ger einer Gesellschaft verstehen, dann brauchen Sie
sich nicht zu wundern, wenn die Gesellschaft ausei-
nanderdriftet.

Mein nächstes Thema geht weit darüber hinaus, wird
aber, weil man es nur über mehrere Ministerien hin-
weg anpacken kann, zu wenig gesehen: Wir brauchen
Wohnungen für Krankenschwestern und Pfleger – ge-
rade für jene Pflegenden, die in Ballungsgebieten ar-
beiten. Mit ihrem Gehalt können sie sich hier schlicht-
weg nichts mehr leisten. Weil wir nicht genügend
Wohnungen gebaut haben – das ist ja keine Frage
von einem Jahr oder zwei Jahren; diese Wohnungen
fehlen dauerhaft –, haben wir auf bestimmten Gebie-
ten auch Probleme, überhaupt noch Leute zu bekom-
men.

Das gilt auch für ausländische Kräfte: Ich bin, wie ge-
sagt, lange Jahre im Verwaltungsrat des Krankenhau-
ses Fürstenfeldbruck gewesen. Wir sind nach Spani-
en und überall hingefahren, um Pflegekräfte zu
bekommen. Aber das Angebot, das man dann ma-
chen kann – von der notwendigen Qualifizierung im
sprachlichen Bereich abgesehen –, führt eben nicht
zu großen Erfolgen. Da werden wir wirklich eine neue
Initiative brauchen, sonst wird der Pflegenotstand
nicht kleiner, sondern größer. Das ist meine feste
Überzeugung.

Ein weiteres Problem, das Sie nicht angesprochen
haben, beruht mehr oder weniger auf einer Verwal-
tungsänderung, die dazu geführt hat, dass die Richtli-
nien für die Zimmer in Pflegeheimen verändert wur-
den. Das Einbettzimmer muss jetzt auf einmal
2 Quadratmeter größer sein: 16 statt 14 Quadratme-
ter. Das bedeutet unglaubliche Mehrkosten beim
Umbau. Außerdem haben wir die Problematik, dass
Zweibettzimmer auf einmal überhaupt nicht mehr ge-
wünscht sind oder nur noch zu einem kleinen Anteil.
Damals, als das Altenheim bei uns gebaut wurde,
haben wir für Einbettzimmer keine Förderung bekom-
men, da wurden nur Zweibettzimmer gefördert. Das
war ungefähr im Jahr 1988. Jetzt sollen es also weit-
gehend Einbettzimmer sein. Das erhöht natürlich die
Kosten und bedeutet, dass Altenheime, die noch gar
nicht sehr alt sind – gut, es gibt eine Übergangsfrist;
darauf haben wir uns verständigt –, enorme Aufwen-
dungen haben, weil die Modernisierung fast das Glei-
che kostet wie ein Neubau. Das hängt mit den Sani-
täranlagen und Ähnlichem zusammen.

Wir haben Probleme, die einfach nicht gelöst sind und
nicht angepackt worden sind. Übrigens gibt der Staat
hier zu wenig bis gar kein Geld. Die Arbeitsgemein-
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schaft der Freien Wohlfahrtspflege hat Alarm geschla-
gen und gesagt: Ihr lasst die Kommunen allein. Im
Münchner Stadtrat hat die CSU-Fraktion zusammen
mit den anderen Fraktionen geäußert: Das dürfen wir
dem Landtag nicht durchgehen lassen; die müssen
das ändern. Aber dieser Ruf ist bei Ihnen nicht ange-
kommen. Ihre Wünsche, was besser werden soll, sind
eigentlich in den Wind gesprochen, wenn sie nicht
hinterlegt sind, oder aber sie gehen zulasten anderer,
die das tragen müssen. Das ist nicht fair.

Dort, wo man ebenfalls entlasten müsse, nämlich in
der Familienpflege, tun Sie viel zu wenig. Familien-
pflege ist eine Möglichkeit, die an sich sehr teuren
stationären Einrichtungen – teuer auch für die Betrof-
fenen; das geht ja nicht alles über die Pflegeversiche-
rung – ein wenig zu entlasten. Die Kassen zahlen
nach wie vor 21 Euro für eine Stunde Familienpflege;
die faktischen Kosten betragen aber 35 Euro. Die Dif-
ferenz muss privat getragen werden. Viele Leute, die
gerade diese Familienpflege brauchen, die oft allein
sind und Ähnliches mehr, haben das Geld nicht. Dort
braucht man mehr Geld. Andernfalls werden die Leute
auf anderen Wegen oder gar nicht gepflegt – oder
auch teuer subventioniert in stationären Einrichtun-
gen.

Es gibt viele Beispiele, die ich nennen könnte. Wir
würden 60 Pflegestützpunkte brauchen, da sind wir
uns einig. Neun haben wir bisher. Die Anträge, dies-
bezüglich mehr zu tun, kommen nicht voran.

Das alles sind Probleme, die man nicht parteipolitisch
aufzuladen braucht, die man aber gemeinsam lösen
muss. Da können Sie nicht einfach sagen: Wenn die
Anträge von der falschen Seite kommen, sind es An-
träge, die haushaltspolitisch nicht unterzubringen
sind.

Da mache ich Ihnen jetzt gleich eine Rechnung auf,
weil ja immer darüber gesprochen wird, wer welche
Deckungen bringt.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Kollege, ich
muss Sie kurz unterbrechen. Entschuldigen Sie bitte.
– Herr Kollege Zierer, bitte unterlassen Sie es, diese
Postkarten hier im Plenarsaal zu verteilen.

(Klaus Steiner (CSU): Bitte wieder einsammeln!)

Vielleicht könnten die Offizianten sie dann einsam-
meln. Danke schön. – Bitte sehr, Herr Kollege Kränz-
lein.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Jetzt bin ich an diesem
Punkt gerade aus meinem Konzept gekommen.

Wir waren bei der Finanzierung. Sie sagen immer, es
sei kein Geld da. Diese kleine Abschweifung erlauben
Sie mir: Sie haben für Elmau 140 Millionen Euro zur
Verfügung gestellt, für einen G-7-Gipfel, den Sie hoch
gepriesen haben und der die Welt angeblich verändert
hat. Faktisch ist gar nichts passiert; denn die Be-
schlüsse sind, was die Umweltpolitik angeht und wie
Sie selbst wissen, in Paris vollzogen worden und nicht
in Elmau. 140 Millionen Euro! Die gleichen Staatsprä-
sidenten haben sich ein paar Monate später in Berlin
getroffen – zum Abschied von Obama. Es war genau
die gleiche Zahl, fast die gleichen Leute, vernünftige
Verhandlungen; alles war gut. Das Ganze hat mit Si-
cherheit wahrscheinlich nur 1 % davon gekostet. Wer
also die falschen Schwerpunkte in seinem Haushalt
setzt, hat bei den richtigen Problemen dann natürlich
kein Geld mehr. Das ist die Folge davon.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer (FREIE WÄH-
LER))

Ich könnte Ihnen noch viele weitere Aspekte nennen,
aber ich habe die Uhr heute genau im Blick. Auf das
Hospiz komme ich aber noch.

Wir müssen im Hospizbereich mehr tun. Wir haben zu
wenige Hospizplätze. 170 stationäre Hospizplätze
sind es, habe ich in irgendeiner dieser Unterlagen ge-
lesen. Es mögen inzwischen mehr sein, aber es sind
immer noch wenige. Sie werden nur zu 90 % geför-
dert. Die restlichen 10 % werden nicht überall aufge-
bracht. Wir brauchen Vernetzungsarbeit, Erfahrungs-
austausch und Ehrenamtsschulung. Das muss auf
eine ganz breite Basis gestellt werden. Ziel muss eine
flächendeckende Versorgung mit Hospizen sein. Da
dürfte gar kein Unterschied zwischen uns bestehen;
denn wir wollen beide eine würdige und taugliche
Sterbebegleitung statt aktiver Sterbehilfe. Dazu muss
das Hospizwesen deutlich verbessert werden. Ich
weiß nicht, warum Sie unsere Anträge ablehnen. So
viel Geld wäre es zum Teil gar nicht gewesen. Zumin-
dest hätten von Ihnen Teilbeträge aufgebracht werden
können. Zum Teil kommen sie interessanterweise
auch aus der Fraktionsreserve, aber immer nur alibi-
mäßig und auch oft eine Woche, nachdem unsere An-
träge eingereicht worden sind.

Die Organtransplantation wurde ebenfalls genannt.
Sie ist im Keller. Wir haben eine ganz miese Situation
im Land. 14,6 postmortale Organentnahmen entfallen
auf eine Million Einwohner. Diese Zahl ist im Hinblick
auf die Wartelisten grausam. Da gebe ich dem Kolle-
gen Kühn übrigens Recht, mir wäre auch die Wider-
spruchsregelung sehr viel lieber gewesen, damit man
diesem Notstand abhelfen kann. Wir haben aber jetzt
die Situation, dass auch an den Kliniken nicht alles in
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Ordnung ist, dass man da genau hinschauen muss,
und das leider auch in Bayern und in München. Das
zeigen die Probleme, die wir bei der Organentnahme
und der Reihenfolge der Empfänger haben. Auch da
liegt viel Arbeit vor uns.

Ich möchte es nicht zu weit strapazieren und meine
letzten Minuten nicht unbedingt überziehen. Ange-
sprochen wurde auch die Verlagerung des Ministeri-
ums. Ich will gar nicht auf den konkreten Fall einge-
hen. Wer ein Ministerium aus strukturpolitischen
Gründen verlagern will, muss sich im Klaren sein,
dass im Prinzip nahezu alle Ministerien verlagert wer-
den können. Warum wird nur das eine und nicht das
andere verlagert? Da fehlt eine klare Linie, ein klares
Konzept. Es wurde eigentlich nach einem alten Mus-
ter gehandelt. Stoiber hat alles heruntergefahren. Ich
habe beim Justizhaushalt daran erinnert. Er hat ein-
fach 15 Amtsgerichte oder Nebenstellen von Amtsge-
richten aufgelöst und hat damit in kleinen Orten einen
schweren Schaden angerichtet, und Sie haben mit Si-
cherheit alle Beifall geklatscht.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): So war’s!)

Wer weiß, was sonst noch aufgelöst worden ist. Jetzt
haben Sie auf einmal eine Wendung um 180 Grad ge-
macht. Das gibt es bei Ihnen oft. Zuerst wird das Per-
sonal heruntergefahren, und das war gut so. Jetzt
wird es hochgefahren, und das ist dann die große
Rettung. So ist es bei vielen Projekten. Sie haben den
Wohnungsbau verkommen lassen, und jetzt meinen
Sie, Sie wären die Weltmeister im Wohnungsbau. Sie
sind nicht Weltmeister, aber Sie machen ein bisschen
Wohnungsbau. Das ist auch in Ordnung. Wenn wir
das ansprechen, ist es kein Schlechtreden, sondern
es ist der Wunsch, dass alles besser wird, als es
heute ist.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank,
Herr Kollege Kränzlein. – Nun haben wir eine Zwi-
schenbemerkung vom Kollegen Steiner. Bitte schön.

Klaus Steiner (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert)
Ich habe eine Frage, Herr Kollege Kränzlein. Sie
haben in Ihrer Rede bei den Krankenhäusern die Kli-
niken im Berchtesgadener Land angesprochen. Was
wollten Sie damit zum Ausdruck bringen? Die Kliniken
im Berchtesgadener Land sind zusammen mit den Kli-
niken im Landkreis Traunstein in kommunaler Träger-
schaft. Das ist ein sehr positiver Weg. Auch wirt-
schaftlich entwickelt sich dieses Konsortium aus
Kliniken, diese Klinik AG gut. Können Sie mir erläu-
tern, was Sie mit dem Hinweis auf die Berchtesgade-
ner Kliniken gemeint haben?

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Bitte schön, Herr
Kränzlein.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Aber gerne, Herr Kolle-
ge Steiner. Der Hinweis auf die Berchtesgadener Kli-
niken hat damit zu tun, dass das Berchtesgadener
Land mein Betreuungsstimmkreis ist. Er hat aber
noch viel mehr damit zu tun, dass mein Schwieger-
sohn lange Jahre in einer dieser Kliniken als Chirurg
gearbeitet hat. Deshalb hat es mich sehr interessiert,
wie in Berchtesgaden, in Bad Reichenhall oder in
Freilassing – natürlich gehören auch die Verbundklini-
ken dazu – die finanzielle Entwicklung verlaufen ist
und ob dort ein finanzieller Notstand aufgetreten ist.
Ich war auch selber einige Male dort und habe mit
Chefärzten und Verwaltungsmitarbeitern reden kön-
nen. Wir haben dort Probleme. Freilassing könnte
nach den Plänen, die in Berlin zur Betteneinsparung
gemacht wurden, nicht mehr aufrechterhalten werden.
Ich verstehe, warum sowohl der Bürgermeister als
auch der Landrat das nicht mitmachen wollen. Sie
wissen ganz genau, dass im Hintergrund Salzburg mit
einer großen Bettenkapazität liegt. Umgekehrt aber
können die Österreicher aus Gründen der Bezahlung
nicht nach Deutschland kommen. Deshalb sind die
Kliniken inzwischen notleidend geworden. Gerade in
Bad Reichenhall stimmt der alte Witz über Ehefrauen
von Chirurgen, der wie folgt lautet: Sie sind Witwen,
deren Mann im Krankenhaus noch lebt. Zu unmögli-
chen Bedingungen und unmöglichen Bezahlungen,
die aber nicht auf Berchtesgaden beschränkt sind,
wird an solchen Kliniken eine Totalausbeute gemacht.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank,
Herr Dr. Kränzlein.

(Klaus Steiner (CSU): Das ist aber alles falsch!)

– Herr Steiner, ich kann Ihnen jetzt nicht mehr das
Wort erteilen. Sie können sich aber noch regulär zu
Wort melden, denn Ihre Fraktion hat noch neun Minu-
ten Redezeit. – Unser nächster Redner ist Herr Kolle-
ge Dr. Vetter. Bitte schön.

Dr. Karl Vetter (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht
autorisiert) Sehr geehrte Frau Vizepräsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Die Zukunft unserer Kinder
in ganz Bayern und damit auch unsere Zukunft si-
chern, dafür stehen wir FREIE WÄHLER. Gerade in
der Gesundheitspolitik ist eine nachhaltige Politik für
die Menschen in Bayern besonders wichtig. Es geht
um unsere Gesundheit, um eines der höchsten Güter,
die wir haben. Nach unserer Meinung bietet der Ent-
wurf der Staatsregierung zum Doppelhaushalt einiges
an Verbesserungspotenzial. Aus unserer Sicht bringt
es nichts, wenn überall Baustellen eröffnet werden,
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aber keine Baustelle zum Abschluss gebracht wird.
Das Gesundheitsministerium hat mit den in den letz-
ten Jahren ergriffenen Maßnahmen sicher einige The-
men behandelt. Ich erwähne die Versorgung der psy-
chisch Kranken mit einem geplanten Psychisch-
Kranken-Hilfe-Gesetz. Ich erwähne die finanzielle
Situation der Krankenhäuser, die flächendeckende
Versorgung mit Hausärzten, die Förderung der baye-
rischen Heilbäder, um nur einige Maßnahmen zu nen-
nen. Diese Themen sind in den letzten zwei, drei Jah-
ren angeschnitten worden. Wirkliche nachhaltige
Lösungen wurden aber noch nicht gefunden. Exem-
plarisch nenne ich die Hebammenversorgung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Eine flächendeckende und bedarfsgerechte Versor-
gung mit Haus- und Fachärzten ist für gleichwertige
Lebensverhältnisse in Bayern unabdingbar. Wir haben
es heute schon gehört. Ohne einen Hausarzt vor Ort
ist das Ausbluten des ländlichen Raums nicht mehr
fern. Inzwischen ist ein Drittel der Hausärzte – wir
haben es auch schon gehört – älter als 60 Jahre.
Damit ist absehbar, dass in den kommenden Jahren
eine erhebliche Anzahl an Hausärzten ihre Praxis aus
Altersgründen aufgeben wird. Die Nachbesetzung –
das sehe ich bei mir vor Ort alle paar Wochen – ist in
vielen Regionen Bayerns unsicher. Uns fehlen im Mo-
ment Ärzte, die sich im ländlichen Raum niederlassen
wollen. Die Auswirkungen für die Kommunen sind
dabei immens.

Ich möchte bei der Gelegenheit auch unseren Gesetz-
entwurf erwähnen, der in die richtige Richtung gegan-
gen wäre, mit dem es uns vielleicht gelungen wäre,
mehr Abiturienten zu finden, die sich für die ärztliche
Versorgung auf dem Land bereit erklärt hätten. Es war
unser Gesetzentwurf zur Lockerung des Numerus cla-
usus, damit diejenigen Medizin studieren können, die
anschließend wirklich Arzt werden und Dienst am Pa-
tienten leisten wollen. Dieser Gesetzentwurf wurde
vor etwa einem Jahr von der CSU abgelehnt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Bis überhaupt Maßnahmen vonseiten des Gesund-
heitsministeriums zu erkennen waren, hat es gedau-
ert. 2011 gab es nur vollmundige Versprechungen des
damaligen Gesundheitsministers für finanzielle Ent-
lastungen. Geschehen ist nicht viel. Das Adjektiv "voll-
mundig" hätte ich bei Ihnen, Frau Ministerin, nicht ge-
braucht.

Jetzt kommen seit den letzten Jahren langsam einzel-
ne Initiativen aus dem Gesundheitsministerium, so
zum Beispiel die finanzielle Förderung von Niederlas-
sungen im ländlichen Raum und die Schaffung von
Studienplätzen für Studierende, die an einer Landarzt-

tätigkeit interessiert sind. Wir müssen uns aber schon
fragen, warum diese wichtigen Themen derart schlep-
pend in Angriff genommen werden, und auch nur auf
nachdrückliches Drängen der Opposition.

Gerade bei der flächendeckenden Hausarztversor-
gung drängt sich der Verdacht auf, dass man wichtige
Strukturreformen scheut und lieber den Geldbeutel
öffnet. Auch wenn eine finanzielle Förderung von Ärz-
ten in unterversorgten oder von Unterversorgung be-
drohten Gebieten sinnvoll ist – das bestreiten wir gar
nicht –, werden dadurch die zugrundeliegenden struk-
turellen Probleme nicht behoben.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie es
mich noch einmal in aller Deutlichkeit sagen: Von
einer bayerischen Gesundheitsministerin erwarte ich,
dass sie in der Gesundheitspolitik eine klare Marsch-
route vorgibt, sich für die Belange der bayerischen
Bevölkerung einsetzt – das tut sie – und zudem Struk-
turreformen nicht scheut.

Die Altersverteilung der Hausärzte – bei den Fachärz-
ten sieht es nicht viel besser aus – ist seit Jahrzehn-
ten bekannt. Es fehlt immer noch an einer effektiven
Strategie. Die Aktionen erschöpfen sich in befristeten
Förderprogrammen. Ebenso hat sich – wir haben es
schon gehört – die finanzielle Situation der baye-
rischen Krankenhäuser in den vergangenen Jahren
zugespitzt.

Die bayerischen Heilbäder geraten durch den europä-
ischen Wettbewerbsdruck und die Zurückhaltung der
Krankenkassen bei der Genehmigung von Kuren zu-
nehmend in finanzielle Bedrängnis. Auch an dieser
Situation hat sich in den letzten Jahren im Grunde
nichts geändert. Es gibt zwar wieder ein Förderpro-
gramm, aber keine langfristigen Lösungen.

Bei der Versorgung der psychisch Kranken schaut es
ähnlich aus. Ein Entwurf für ein modernes Psychisch-
Kranken-Hilfe-Gesetz mit flächendeckender Krisenin-
tervention liegt noch immer nicht vor. Die Finanzie-
rungsfragen scheinen nicht geklärt zu sein. Das ist
keine zukunftsweisende Gesundheitspolitik im Sinne
der FREIEN WÄHLER.

Einen besonders wichtigen Aspekt möchte ich an die-
ser Stelle betonen: Das Gesundheitsministerium hat
unseres Erachtens in den vergangenen Jahren immer
wieder Politik an den Betroffenen vorbei gemacht.
Verbände, Fachleute und Betroffene sind weder früh-
zeitig noch ausreichend eingebunden worden. Dieser
Mangel hat sich zum Beispiel bei der Neuordnung des
Bayerischen Rettungsdienstgesetzes gezeigt. Die
Ärzteverbände waren zunächst nicht gefragt worden,
was zur Folge hatte, dass den Hausärzten auf einmal
die Möglichkeit genommen werden sollte, Ärztliche
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Leiter Rettungsdienst zu werden. Auch beim Baye-
rischen Krebsregistergesetz hätte man sich viele Dis-
kussionen ersparen können, wenn die betroffenen
Ärzte und diejenigen, die das Register betreuen, früh-
zeitig in den Entscheidungsprozess eingebunden wor-
den wären.

Zur Pflegekammer wird mein Kollege Prof. Bauer
noch Stellung nehmen.

Kolleginnen und Kollegen, das Ganze wird nun mit
der Verlagerung des Gesundheitsministeriums nach
Nürnberg auf die Spitze getrieben. Diese Entschei-
dung wurde von oben herab – Frau Ministerin, Sie
können am wenigsten dafür – über die Köpfe der Be-
troffenen hinweg getroffen. Rechtlich ist dieses Vorge-
hen vielleicht zulässig. Politisch ist dieser Stil aller-
dings längst überholt. Er entspricht nicht den
Erfordernissen einer gelebten Demokratie.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Der Umzug verursacht erhebliche Kosten. In den
Doppelhaushalt sind dafür 2,7 Millionen Euro für 2017
und 2,9 Millionen Euro für 2018 eingestellt worden.
Zusätzlich gibt es eine Verpflichtungsermächtigung
über 7,5 Millionen Euro. Eine hausinterne Umfrage
hat ergeben, dass nur 10 % der Mitarbeiter des Minis-
teriums in Nürnberg arbeiten wollen.

Auch in der Sache ist die Entscheidung fragwürdig.
Ein Ministerium ist sicherlich zentral, in München,
besser aufgehoben, und sei es nur, um die Entschei-
dungswege kurz zu halten. Ich kann mir die Entschei-
dung nicht erklären. Ich kenne aus den letzten Jahren
bundesweit, europaweit oder weltweit keinen Präze-
denzfall. Ein Ministerium wird aus der Landeshaupt-
stadt verlagert, mit dieser Entscheidung steht Bayern
wieder einmal allein da.

Als FREIER WÄHLER begrüße ich eine Behördenver-
lagerung grundsätzlich. Aber ein Ministerium sollte
nicht verlagert werden. Wenn schon eine Verlagerung
erfolgt, dann in den ländlichen Raum, um gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse im gesamten Freistaat zu
schaffen, aber doch nicht in eine andere Großstadt
mit den damit verbundenen Kosten.

Was meine ich mit Strukturen und Strategien? Ich
habe mir exemplarisch vier Beispiele herausgesucht.

Erstens. Wir müssen in der Gesundheitspolitik in Bay-
ern und im Bund die Schnittstelle ambulant/stationär
beseitigen. Die Sektorentrennung führt zu großen
Problemen. Herr Kollege Kränzlein hat auf die Situa-
tion in den Notaufnahmeeinrichtungen hingewiesen.
Die dortigen Probleme hängen sicherlich mit der Sek-
torentrennung zusammen.

Zweitens. Wir müssen uns mehr Gedanken darüber
machen – dazu fordere ich auch das Gesundheitsmi-
nisterium auf –, wie wir die konservative Medizin stär-
ken können. Im Moment ist die Vergütung so geregelt,
dass eine Bandscheibenoperation genauso teuer ist
wie die konservative Behandlung eines Patienten mit
Bandscheibenproblemen über einen Zeitraum von
100 Jahren. Diese Diskrepanz ist nicht akzeptabel.
Das Problem muss endlich angegangen werden.

Wir FREIEN WÄHLER sind der Auffassung, dass wir
uns wesentlich intensiver um die Prävention statt um
"Reparaturen" im Gesundheitswesen kümmern soll-
ten. 1 bis 2 % der Mittel fließen in die Prävention, der
Rest fließt in "Reparaturen". Wenn dieses Verhältnis
in anderen Branchen anzutreffen wäre, dann hätten
sie einiges falsch gemacht.

Zum Schluss erinnere ich daran, dass wir nach wie
vor eine Zwei-Klassen-Medizin – private Krankenkas-
sen und die Gesetzliche Krankenversicherung –
haben. Vor einigen Wochen stellten wir einen Antrag,
um die Übernahme der Gesundheitskosten anerkann-
ter Asylbewerber zu regeln. Um nicht falsch verstan-
den zu werden: Wir sind dafür, dass anerkannte Asyl-
bewerber auch in Bayern eine richtige
Gesundheitsversorgung erhalten. Wer aber über-
nimmt die Kosten? Die Gesetzliche Krankenversiche-
rung! Die privaten Kassen – und damit auch die Be-
amten – werden wieder außen vor gelassen. Ich habe
nicht verstanden, wie unser Antrag auf Beteiligung
aller an der Übernahme der Gesundheitskosten aner-
kannter Asylbewerber, zum Beispiel durch Mittel aus
dem Steuertopf, von der Mehrheitsfraktion abgelehnt
werden konnte. Das ist eine Baustelle für die Zukunft.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich habe leider nicht mehr die Zeit, weitere Zahlen zu
nennen; das hätte ich gern gemacht.

Wir FREIEN WÄHLER fordern eine nachhaltige Ge-
sundheitspolitik, die auch einmal den Mut zu Struktur-
veränderungen aufbringt, die die Interessen der Men-
schen ernst nimmt und die die Menschen frühzeitig in
politische Entscheidungen einbindet. – Ich danke für
die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Dr. Vetter. – Der nächste Redner ist Herr Kollege
Leiner. Bitte schön, Herr Leiner.

Ulrich Leiner (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Frau
Ministerin, ich muss es viel härter ausdrücken als
meine Vorredner – bisher sind die Staatsregierung
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und auch Ihr Ministerium fast mit Samthandschuhen
angefasst worden –: Das Trauerspiel um die baye-
rische Gesundheitspolitik geht weiter.

(Beifall bei den GRÜNEN – Lachen bei der CSU)

Mit der Gründung des Ministeriums für Gesundheit
und Pflege war die Hoffnung verbunden, dass dieser
für die Menschen so wichtige Bereich deutlich ge-
stärkt wird. Leider müssen wir nach drei Jahren fest-
stellen: Dem ist nicht so.

Schon Minister Söder – – Er ist leider nicht mehr da.

(Zuruf von der CSU: Doch, hier sitzt er! – Staats-
minister Dr. Markus Söder sitzt in der letzten
Reihe der CSU-Fraktion und befindet sich im Ge-
spräch mit Abgeordneten)

– Ach, dort ist er. Wunderbar! Ich hätte ihn fast nicht
gefunden.

(Allgemeine Heiterkeit)

Schon damals – als Umweltminister war er auch für
die Gesundheit zuständig – kündigte er viel an, er-
reichte aber wenig bis gar nichts.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Als bestes Beispiel dafür steht die Ankündigung, eine
Pflegekammer in Bayern einzurichten. Frau Christa
Stewens widmete sich noch ernsthaft und intensiv
den anstehenden Problemen. Frau Haderthauer hat
dies leider in keiner Weise fortgesetzt.

Leider müssen wir feststellen, dass sich im Bereich
Pflege trotz Gründung des neuen Ministeriums viel zu
wenig bewegt. Wir GRÜNEN in Bayern wünschen uns
ein unabhängiges, starkes Gesundheits- und Pflege-
ministerium, das den bestehenden und den zukünfti-
gen Herausforderungen gerecht wird.

Das Motto dieses Ministeriums lautet: Viele Ankündi-
gungen machen. Viele Runde Tische einsetzen. Viele
Versprechungen machen. – Zusammengefasst: Viel
Lärm um wenig!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wesentliche Punkte sind, zum Teil auf Initiative der
Fraktion der GRÜNEN, angegangen worden. Ich darf
mich ausdrücklich auch für etliche zustimmende Äu-
ßerungen von Kollegen der Regierungsfraktion be-
danken. Entsprechende Vorhaben sind aber bis heute
nicht wirklich umgesetzt worden.

Einer der wichtigsten Punkte ist das Psychisch-Kran-
ken-Hilfe-Gesetz. Bereits im Juni 2014 hatte die Frak-
tion der GRÜNEN einen Gesetzentwurf vorgelegt, der
allerdings mit dem Hinweis auf eigene Maßnahmen
und nach einer Diskussion, die nicht einmal intensiv
war, abgelehnt wurde. Seit dem Vorliegen des Be-
richts über die Eckpunkte zu einem neuen PsychKHG
– wenn ich mich richtig erinnere, im Juli dieses Jahres
– ist nichts mehr passiert, geschweige denn, dass uns
bisher ein Gesetzentwurf zur Debatte vorliegen
würde.

Die Notwendigkeit eines PsychKHG hat sich in dem
Anliegen der Bezirke, zeitnah, das heißt, so schnell
wie möglich, die Krisendienste einzurichten, deutlich
gezeigt. Gerade der Bezirk Oberbayern hat sich dafür
stark gemacht, zu Recht. Wie lange sollen psychisch
kranke Menschen eigentlich noch warten, bis sie die
bestmögliche Hilfe erfahren?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Seit Jahren reden wir über die Pflegestützpunkte,
immer wieder angekündigt, wie schon erwähnt, und
gesetzlich geregelt. Wieder fällt mir Herr Minister
Söder ein. Immerhin wurde dafür im Haushalt ein Be-
trag eingestellt. Wir sind aber bis heute von einer flä-
chendeckenden Versorgung weit, weit entfernt.

Die Ausbildungsumlage, im Prinzip ist sie für den
Haushalt kostenneutral: Fehlanzeige. Wer ausbildet,
wird heute im Gegensatz zu nicht ausbildenden Ein-
richtungen immer noch finanziell belastet, man kann
auch sagen, der wird bestraft.

Einrichtung einer Pflegekammer: 2011 angekündigt,
aber bis heute nicht eingeführt. Hierfür liegt als Ge-
setzentwurf ein Konstrukt der Vereinigung der baye-
rischen Pflege vor. Ich sage, er ist mit erbärmlichen
Mitteln ausgestattet. Im Doppelhaushalt sind hierfür
gerade einmal 700.000 Euro eingestellt. Das ist nicht
im Sinne der Pflegenden.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf von der CSU)

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammenhang
bin ich gespannt, wie viele Pflegende sich dieser Ver-
einigung anschließen werden. Davon ist der Erfolg
dieser Einrichtung auch abhängig. Die Pflege braucht
eine starke Stimme. Das ist die Vereinigung der baye-
rischen Pflege nicht.

Eine weitere offene Flanke – dies wurde bisher nicht
angesprochen – sind die großen Drogenprobleme in
Bayern. Wir haben die höchste Anzahl an Drogento-
ten in der Bundesrepublik. Es ist absolut kein Ruh-
mesblatt, dass Bayern in diesem Bereich spitze ist.
Mit der restriktiven Politik der Bayerischen Staatsre-
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gierung ist keinerlei Besserung zu erwarten. Es gibt
kaum Ärzte, die substituieren, und keine Drogenkon-
sumräume. Wir haben einen starken Anstieg des Kon-
sums von Legal Highs. In diesem Bereich haben wir
uns deutlich mehr Bemühungen erwartet, auch hin-
sichtlich der Prävention.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Gott sei Dank werden auch in Bayern wieder mehr
Kinder geboren. Deshalb ist es geradezu widersinnig,
dass Geburtshilfestationen geschlossen werden,

(Beifall bei den GRÜNEN)

so nach dem Motto: mehr Geburten, weniger Geburts-
hilfe. Notwendig ist eine weitaus größere Unterstüt-
zung der Hebammen und der Geburtsstationen in den
Krankenhäusern; sonst, meine Damen und Herren,
kommen wir in die Situation, dass als Geburtsort
immer öfter die A-8-Raststätte Holzkirchen in der Ge-
burtsurkunde steht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, leider
ist das nicht zum Lachen, sondern immer häufiger der
Fall, wie wir letztlich Presseberichten entnehmen
konnten.

Den kommenden Problemen im Bereich der Haus-
arztversorgung und insgesamt der Versorgung im
ländlichen Raum wird dieser Haushaltsansatz in kei-
ner Weise gerecht.

Wir GRÜNEN fordern dagegen, innovative Konzepte
zu unterstützen, die der Sicherstellung der medizi-
nischen Versorgung auf dem Lande dienen. Mobile
Praxis-Teams, Fahrdienste im ländlichen Raum, die
Mobilität sowohl von Ärzten, Pflegediensten und Apo-
thekern als auch von Versicherten in den dünn besie-
delten Regionen wird in Zukunft für die Sicherstellung
qualitativ hochwertiger medizinischer Versorgung
immer wichtiger. Um eine bedarfsgerechte Versor-
gung in den ländlichen Regionen nachhaltig zu ge-
währleisten, müssen neue Möglichkeiten gefördert,
ausprobiert und deren Einsatz evaluiert werden. Die
mobilen Dienste müssen durch die bestehenden Ein-
richtungen ergänzt und unterstützt werden. Dafür
haben wir im Haushaltsentwurf Mittel eingestellt. Hier-
bei geht es um Modellversuche und um die Erprobung
von neuen Konzepten. Ziel muss natürlich sein, dass
dies in die Krankenkassenleistungen übergeht.

Ein weiterer Schwerpunkt unseres Haushaltsentwurfs
ist die Förderung von Pflegeeinrichtungen mit innova-
tiven Konzepten, vor allem für den Bereich der De-
menz. Dafür wollen wir 10 Millionen Euro zur Verfü-

gung stellen. Mit diesen zusätzlichen
Innovationszuwendungen aufgrund von Konzepten
würden innovative, sektorenübergreifende Konzepte –
das wurde schon angesprochen – in der Pflege geför-
dert.

Die stationäre Pflege ist angesichts der demografi-
schen Entwicklung und sich wandelnder Bedürfnisse
der Menschen allein kein zukunftstaugliches Modell
mehr. Die starre Trennung zwischen häuslicher, am-
bulanter und stationärer Pflege muss endlich über-
wunden werden. Alle Menschen sollten so lange wie
möglich selbstbestimmt zu Hause leben können.
Damit dies gelingt, werden mehr alternative Wohn-
und Versorgungskonzepte benötigt, zum Beispiel
Wohngemeinschaften, Mehrgenerationenhäuser usw.,
aber auch andere Pflegeeinrichtungen mit fließenden
Übergängen zwischen ambulanter, teilstationärer und
stationärer Versorgung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In diesen sollen auch der Einsatz und die Schulung
von pflegenden Angehörigen ermöglicht werden.

Der Freistaat muss sich an der Finanzierung dieser
neuen Konzepte beteiligen. Damit schafft man Anrei-
ze für zukunftsorientierte Pflege mit eher kleinen Pfle-
geeinrichtungen im Zentrum der Ortschaften und am-
bulante Dienste mit innovativem Ansatz. Das hilft den
pflegenden Angehörigen, das hilft den professionell
Pflegenden, und das hilft den Menschen, die unsere
Hilfe und Pflege brauchen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zum Glück sind auch manche Dinge auf Initiative der
GRÜNEN im Bayerischen Landtag gelungen. Ich
nenne die Weiterfinanzierung der Psychosozialen
Krebsberatungsstellen, vor allem in Kempten und In-
golstadt, die sichergestellt werden konnte. Dafür
möchte ich mich im Namen der Patienten und Patien-
tinnen bei allen Beteiligten bedanken.

Gerade an dieser Sicherstellung erkennt man aber
auch die Problematik des Haushalts des bayerischen
Gesundheits- und Pflegeministeriums. Die Finanzie-
rung der Bezirke erfolgt grundsätzlich über das So-
zialministerium. Die psychotherapeutische und psy-
chosoziale Versorgung der Menschen aber, die den
Bezirken obliegt, ist in der Sache eindeutig dem Ge-
sundheitsministerium zuzuordnen. Dies sollte sich
auch so im Haushalt abbilden, sodass an dieser Stelle
auch Geld für die Entscheidungen im Pflege- und Ge-
sundheitsbereich zur Verfügung steht.

Meine Damen und Herren, ich war schon ein wenig
erschüttert, als ich den Einzelplan 14 und das Ge-
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samtvolumen gesehen habe. 0,23 % – ich wiederhole:
0,23 % – des Gesamthaushalts ist der Bayerischen
Staatsregierung der Bereich Gesundheit und Pflege
wert. Das ist deutlich zu wenig, und das sollte uns zu
denken geben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In dieser Form wird dies den Menschen in Bayern
nicht gerecht. Da hilft auch nicht der Hinweis, dass für
weite Bereiche in Gesundheit und Pflege der Bund
zuständig ist. Wir müssen schon in Bayern unsere
Hausaufgaben machen, und dafür braucht es mehr
Geld angesichts der Rekordsteuereinnahmen, die wir
in Bayern haben.

In dieser Situation beschließt die Bayerische Staatsre-
gierung – eigentlich beschließt es Ministerpräsident
Seehofer allein – den Umzug des Ministeriums nach
Nürnberg. Das nenne ich und die GRÜNEN-Fraktion
eine Verschwendung von Steuermitteln.

(Karl Freller (CSU): Wenn das die Nürnberger
hören!)

– Ich sage gleich, warum. Ein Ministerium, das neu
gegründet wurde, sich vor zweieinhalb Jahren in Mün-
chen eingerichtet hat, muss jetzt schon wieder umzie-
hen. Für einen solchen Umzug gibt es keine fachli-
chen Gründe. Endlich funktioniert das Ministerium. Ich
darf den Ministerialen und den Mitarbeitern auch ein-
mal ein großes Lob aussprechen. Das Ministerium hat
nämlich in letzter Zeit sehr gut funktioniert. Dafür
möchte ich mich bei den Mitarbeitern herzlich bedan-
ken.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Gerade wo dieses Ministerium wirklich funktioniert,
wird ein Umzug nach Nürnberg angegangen. Das
nenne ich eine völlig unmögliche Menschenführung
und auch eine für die Mitarbeiter des Ministeriums un-
mögliche Situation. Wir lehnen das strikt ab.

Die Mittel dafür wurden schon genannt. Hierfür gehen
anderswo dringend gebrauchte Mittel verloren. Ich
frage Sie, Frau Ministerin: Wie erklären Sie das den
Pflegekräften, denen im Moment gerade das Wasser
bis zum Hals steht, die nicht mehr wissen, wie sie ihre
Arbeit leisten können und die unter größtem persönli-
chen Einsatz die Pflege unserer alten Menschen ge-
währleisten?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Darüber hinaus geht bei den Mitarbeitern auch ein be-
trächtliches Potenzial an Know-How verloren; denn,
meine Damen und Herren, nicht alle Mitarbeiter

gehen nach Nürnberg, wofür wir sehr viel Verständnis
haben.

(Zuruf des Abgeordneten Karl Freller (CSU) –
Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Macht doch Nürn-
berg zur Landeshauptstadt! Ihr habt doch die
Mehrheit! – Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Ich habe etliche Dinge noch gar nicht angesprochen.
Frau Ministerin, wir werden sehen, was sich bezüglich
des Krebsregisters ergibt. Vielleicht kommt man noch
zu einer Einigung.

Für uns ist der Haushalt des Staatsministeriums für
Gesundheit und Pflege so nicht schlüssig. Wir wissen
genau, dass wir in Zukunft in diesem Bereich mehr
Aufgaben bekommen werden. Das hätte einen ande-
ren Haushaltsansatz verdient. Deshalb können wir
Ihrem Haushalt nicht zustimmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Kollege Leiner. – Ich erteile nun dem Kollegen
Seidenath das Wort. Bitte schön, Herr Seidenath.

Bernhard Seidenath (CSU): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem Einzel-
plan 14 beraten wir heute den kleinsten, aber sicher-
lich einen der wichtigsten Einzelpläne eines Fachmi-
nisteriums innerhalb des Staatshaushalts. Dieses
Ministerium setzt bei den elementaren Lebensberei-
chen an. Die Themen dieses Ministeriums bewegen
die Menschen besonders. Die Menschen beschäfti-
gen folgende Fragen: Wie bleibe ich möglichst lange
gesund? Wo erhalte ich im Krankheitsfall die optimale
Versorgung? Wie kann ich bis ans Lebensende wür-
devoll und mit viel Lebensqualität leben? In diesem
Zusammenhang geht ein herzliches Dankeschön an
die Gesundheitsministerin Melanie Huml für ihr ein-
fühlsames und ebenso nachdrückliches Wirken für die
Betroffenen. Ich schließe in diesen Dank ausdrücklich
alle Beschäftigten des Ministeriums ein. Diese sind
auch und gerade wegen der Umzugspläne nach
Nürnberg in den letzten Wochen und Monaten beson-
ders beansprucht worden. Sie werden auch weiterhin
noch stark beansprucht werden. Ich sage herzlichen
Dank für den Einsatz für die Menschen in unserem
Land.

(Beifall bei der CSU)

Erfreulicherweise können wir im Haushalt des Ge-
sundheits- und Pflegeministeriums von 2016 auf 2017
eine deutliche Steigerung verzeichnen. Diese beträgt
insgesamt 19,1 Millionen Euro. Jeder Cent dieser
Summe ist gerechtfertigt und gut angelegt. An dieser
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Stelle danke ich dem Berichterstatter im Haushalts-
ausschuss Harald Kühn und dem Ausschussvorsit-
zenden Peter Winter für ihre Unterstützung.

(Beifall bei der CSU)

Wo liegen die Schwerpunkte des Haushalts? – Diese
folgen der Richtschnur für jegliches Handeln im Ge-
sundheitsbereich. Im Mittelpunkt des Gesundheitssys-
tems steht der Mensch. Deshalb brauchen wir eine
flächendeckende, wohnortnahe und qualitativ hoch-
wertige Versorgung mit ambulanten haus- und fach-
ärztlichen Leistungen, mit stationären Leistungen, mit
Leistungen von Heil- und Hilfsmittelerbringern, von
Reha- und Pflegeeinrichtungen sowie von Apotheken
in Stadt und Land. Das ist der Fundamentalsatz. Das
ist die Maxime, der auch der Haushalt des Gesund-
heitsministeriums in den Jahren 2017/2018 folgt.

Herr Dr. Kränzlein, in Bayern ist die Gesundheitsver-
sorgung gut. Uli Leiner, ich weiß nicht, wer dir heute
die Rede aufgeschrieben hat. Die Vokabel "Trauer-
spiel" ist deplatziert. Entschuldigung, aber das ist in
diesem Zusammenhang wirklich unnötig und unmög-
lich gewesen.

(Beifall bei der CSU)

Allerdings dürfen wir die Bedrohungen nicht überse-
hen. Bedroht ist die Sicherstellung der haus- und
fachärztlichen Versorgung im ländlichen Raum. Hier
setzen wir unser Förderprogramm mit Niederlas-
sungszuschüssen, dem Stipendienprogramm und
dem Innovationszuschuss unvermindert fort. Aber das
reicht nicht aus. Deshalb bin ich froh, dass sich das
Gesundheitsministerium und das Wissenschaftsminis-
terium auf die Einführung einer Landarztquote beim
Zugang zum Medizinstudium geeinigt haben. Damit
kann speziell den von Unterversorgung bedrohten
Gebieten geholfen werden. Wir werden dies durch ein
Antragspaket flankieren, um einen Mangel an Medizi-
nern in Bayern zu verhindern.

Ein weiterer Schwerpunkt und ein weiteres Megathe-
ma ist der Fachkräftemangel im Bereich der Pflege.
Es geht darum, junge Menschen für diesen erfüllen-
den Beruf, für diese Berufung, zu interessieren. Es
geht darum, dazu beizutragen, dass sie ihre Ausbil-
dung abschließen und möglichst lange, länger als bis-
her, in ihrem Beruf bleiben. Hierfür müssen die Ar-
beitsbedingungen verbessert werden.

(Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Sie müssen ordent-
lich bezahlt werden!)

Bei einigen Themen wie der Entbürokratisierung der
Pflegedokumentation sind wir schon sehr gut voran-
gekommen. Herr Dr. Kränzlein, habe ich Ihre Ausfüh-

rungen richtig verstanden? Wollen Sie die Tarifautono-
mie außer Kraft setzen? – Das ist ja gerade die Krux
an dieser Geschichte. Es wundert mich sehr, dass
diese Aussage gerade von Ihrer Seite kommt.

In diesem Zusammenhang möchte ich der Kollegin
Dr. Ute Eiling-Hütig danken. Ich möchte außerdem
meinen Kollegen im Arbeitskreis für Gesundheit und
Pflege, meinem Vertreter Klaus Holetschek, dem Pa-
tienten- und Pflegebeauftragten der Staatsregierung
Hermann Imhof, Dr. Thomas Goppel, Jürgen Baum-
gärtner, Markus Blume, Sandro Kirchner, Helmut
Radlmeier und Steffen Vogel für die tolle Zusammen-
arbeit im Arbeitskreis danken. Diese Arbeit macht
Spaß. Wir haben gemeinsam vier Änderungsanträge
zum vorliegenden Haushalt eingebracht. Mit diesen
Änderungsanträgen wollen wir ganz bewusst einige
Akzente im Bereich der Gesundheits- und Pflegepoli-
tik setzen. Es sind zusätzlich 150.000 Euro für die
Förderung von Maßnahmen und Einrichtungen für die
Hospizarbeit vorgesehen. Wir wollen damit unsere
Wertschätzung gegenüber den ehrenamtlich Tätigen
zum Ausdruck bringen. Danke dafür.

Wir wollen die Digitalisierung im Gesundheitsbereich
voranbringen und die Segnungen für Patientinnen und
Patienten nutzbar machen. Wir haben durch eine
Machbarkeitsstudie vorgearbeitet. Dies gilt es weiter
umzusetzen. Es gilt, eine persönliche Gesundheitsak-
te und ein erweitertes Gesundheits- und Versorgungs-
monitoring umzusetzen. Damit können wir die Men-
schen von der Digitalisierung profitieren lassen.
Gleichzeitig wollen wir die Demenz als moderne Gei-
ßel der Menschheit weiter bekämpfen. Wir haben
einen Demenz Survey durchgeführt. Diesen haben wir
ermöglicht. Dieser hat gezeigt, dass wir mehr Kurz-
zeitpflegeplätze und mehr Tages- und Nachtpflege-
plätze brauchen, damit pflegende Angehörige ihre Er-
werbstätigkeit nicht einstellen müssen. Mit unserem
Änderungsantrag geben wir vonseiten der CSU-Frak-
tion zusätzlich 600.000 Euro hinein, insbesondere für
die Anforderungen Demenzkranker. Den Demenz
Survey wollen wir fortführen und am besten ausbau-
en. Damit können wir die Zahlen und Fakten, die uns
vorliegen, weiter nutzen. Hier geht es um Nachhaltig-
keit.

Der vorliegende Einzelplan 14 ist ein solider Haushalt.
Er setzt kluge Schwerpunkte. Er entwickelt die Ge-
sundheit und Pflege in unserem Land weiter. Somit
wird unser Land für die Bürgerinnen und Bürger noch
ein Stückchen menschlicher und zukunftsfähiger. Ich
bitte Sie, dem Einzelplan 14 mit unseren Änderungs-
anträgen zuzustimmen.

(Beifall bei der CSU)
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Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Seidenath. – Der Kollege Kränzlein hat sich für
eine Zwischenbemerkung gemeldet. Bitte schön.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Herr Kollege Seide-
nath, ich würde mir niemals erlauben, die Tarifautono-
mie infrage zu stellen. Das kommt ja überhaupt nicht
in Frage. Ich habe bei den Medizinern vermutlich den
Anschein erweckt, als würde ich das wollen. Aber ich
wollte etwas ganz anderes sagen. Vor allem bei den
Klinikmedizinern, wenn sie noch nicht ganz oben auf
der Karriereleiter stehen, wäre ich manchmal schon
froh, wenn die Tarife eingehalten würden. Das wäre
manchmal schon ein Fortschritt. Viele Dinge, die den
Ärzten nach Tarifrecht zustehen würden, werden in
Not leidenden Krankenhäusern sehr seltsam vorent-
halten. Ich kann Ihnen dazu noch Einzelfälle nennen.
Ich war lange Bürgermeister, sodass ich weiß, dass
man in bestimmten Fällen Not hat, Personal zu be-
kommen. Da kann man bei den Tarifverträgen nichts
machen. Ich habe dann bei den Wohnungen ange-
setzt. Ohne die Tarifautonomie zu gefährden, können
Sie in der Tat Pflegekräfte gewinnen, wenn Sie Woh-
nungen für Pflegekräfte bereitstellen. Das geht, wenn
Sie in dieser Richtung etwas unternehmen und das
nicht nur auf die Kommunen schieben. Wenn Sie die
Kommunen schon längst dazu befähigt hätten, dies
zu tun, dann könnten Sie mit diesem schönen Zuckerl
in den Ballungsräumen sehr gut um Pflegekräfte wer-
ben. Das war meine Anmerkung.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Bitte schön. –
Herr Seidenath.

Bernhard Seidenath (CSU): Herr Dr. Kränzlein, ich
habe Ihnen sehr genau zugehört. Das habe ich auch
gehört, und es war einleuchtend. Sie haben aber auch
gesagt, dass wir die Steuerpolitik ändern müssten und
den Pflegekräften mehr Geld bezahlen müssten.

(Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Durch weniger Be-
steuerung!)

So haben Sie das dargestellt. Wie wollen Sie die Pfle-
gekräfte bezahlen? – Das können Sie in der Politik
nicht anordnen.

(Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Ich will sie nicht be-
zahlen! Ich will sie steuerlich entlasten!)

Das wäre aus meiner Sicht ein Eingriff in die Tarifauto-
nomie. Diesen lehnen wir ab. Das können wir nicht
tun. Das richtige Modell hat unser Patienten- und Pfle-
gebeauftragter. Er hat eine Konferenz einberufen, um
zu überlegen, wie wir die Arbeitsbedingungen der
Pflegekräfte verbessern können. Dabei ist natürlich
die Bezahlung ein wichtiger Punkt. Aber diese muss
auch refinanziert sein. Unsere Pflegeversicherung ist

eine Teilkaskoversicherung. Das wissen wir. Daran
können wir nichts ändern. Deswegen frage ich mich:
Wer soll das refinanzieren? – Die Vorschläge von Her-
mann Imhof sind gut und richtig.

Insgesamt können wir festhalten, dass wir jeden drit-
ten Schulabgänger mit mittlerem Abschluss in der
Pflege brauchen. Da haben Sie recht. Nur so können
wir eine humanitäre Katastrophe verhindern. Deswe-
gen ist dies eines der wichtigsten und schwierigsten
Themen. Hier müssen wir alle Kapazitäten zusam-
mennehmen. Es ist gut und richtig, dass wir mit dem
Gesundheits- und Pflegeministerium ein neues Minis-
terium haben. Dieses Ministerium ist das erste in
Deutschland, das das Thema Pflege so prominent im
Namen führt. Dieses wird von Melanie Huml geführt.
Damit haben die Bayerische Staatsregierung und
Horst Seehofer die Zeichen der Zeit erkannt. Sie
haben dieses Megathema zur Chefsache gemacht
und thematisiert. Herr Dr. Kränzlein, das ist der richti-
ge Weg. Ein Eingriff in die Tarifautonomie ist der fal-
sche Weg.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Kollege Seidenath. – Der nächste Redner ist
Herr Kollege Prof. Dr. Bauer. Bitte schön, Herr Bauer.

Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer (FREIE WÄH-
LER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte
Frau Ministerin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Mir
ist es ein Bedürfnis, für die Arbeit im Ausschuss zu
danken. Frau Vorsitzende Sonnenholzner und Herr
Seidenath, vielen Dank für die Leitung des Ausschus-
ses. Ich muss ganz klar feststellen: In diesem Aus-
schuss und im Ministerium finden respektvolle Diskus-
sionen statt. Was ich in den letzten zwei Tagen erlebt
habe, war genau das Gegenteil. Deswegen liegt es
mir am Herzen, mich zu bedanken. Ich wünsche mir,
dass es im Ministerium und in unserem Ausschuss so
weitergeht.

Eine nachhaltige Politik – mein Kollege Dr. Vetter hat
das bereits dargestellt – ist nicht nur für den Bereich
Gesundheit, sondern auch für den Bereich der Pflege
wichtig. Wir wissen alle, dass wir eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe, eine Megaaufgabe, zu erledigen
haben. Das ist eine Herausforderung für uns alle.
Deshalb müssen wir uns auch dieser Herausforde-
rung gemeinsam stellen. Für uns FREIE WÄHLER ist
die Forderung nach einer Pflegekammer ein ganz
wichtiger Punkt. Warum ist das so? – Das erste Mal
sollen alle Pflegekräfte registriert werden. Alle Pflege-
kräfte müssen an dieser Kammer mitarbeiten; nur
dann kennen wir die Anzahl der Pflegekräfte und die
Qualifikationen. Das steht im Gegensatz zum Kon-
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strukt des Pflegerings. Dort sind alle freiwillig dabei.
Man kann nicht davon ausgehen, dass diesem Pfle-
gering 100 % der Pflegekräfte freiwillig beitreten. Des-
wegen hat dieser Pflegering auch nicht den Anspruch,
alle Pflegekräfte zu vertreten. Das ist der entschei-
dende Punkt bei diesem Thema. Eine Pflichtmitglied-
schaft ist wichtig, damit mit den Verantwortlichen im
Gesundheitsbereich auf Augenhöhe diskutiert werden
kann.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das hat die Expertenanhörung gezeigt. Die Vertreter
der professionellen Pflege, die selber Pflegekräfte
sind, haben das bestätigt.

(Kathrin Sonnenholzner (SPD): Das stimmt ja gar
nicht! )

Frau Dr. Biederbeck und Frau Dürr haben das ganz
klar bestätigt. Diesen Weg wollen wir weitergehen.

Meine Kolleginnen und Kollegen von der CSU, ich
möchte noch einen Vorwurf entkräften. Sie bezeich-
nen die Pflichtmitgliedschaft mit Pflichtbeiträgen als
Damoklesschwert. Wissen Sie, worum es sich dabei
handelt? – Ich habe mir den Haushalt angeschaut.
Hierfür stehen 700.000 Euro zur Verfügung. Dieses
Pflegekonstrukt soll die Pflegekräfte auf Augenhöhe
vertreten. Deshalb muss ich davon ausgehen, dass
ich die 700.000 Euro durch die 120.000 Pflegekräfte
teilen kann. Was kommt heraus? – Das ist keine hohe
Mathematik, sondern eine einfache Rechenkunst.
Wenn Sie die Summe dividieren, erhalten Sie einen
Jahresbeitrag für die Pflegekräfte in Höhe von
5,83 Euro. Meine Damen und Herren, wenn man die-
sen Betrag auf einen Monat herunterbricht, beträgt die
Summe lediglich 48 Cent. Das bezeichnet die rechte
Seite als Damoklesschwert, als das Schlimmste, was
es überhaupt gibt, und benutzt es als Totschlagargu-
ment. Sie verteufeln die Mitgliedschaft und die Pflicht-
beiträge. Jeder kann sich wohl 48 Cent im Monat leis-
ten. Das ist keine Überforderung.

Leider ist meine Redezeit schon fast abgelaufen. Des-
halb möchte ich kurz zwei Schwerpunkte der Pflege-
politik der FREIEN WÄHLER nennen. Für das Alter
werden alternative Wohnformen immer wichtiger.
Hierfür haben wir 5 Millionen Euro beantragt. Bitte
stimmen Sie dem zu. Das tut den Pflegekräften und
den älteren Menschen, die in ihrer Wohnung und in
ihrem gewohnten sozialen Umfeld leben wollen, gut.
Geben Sie Ihrem Herzen einen Stoß. Stimmen Sie
dem zu!

Die Pflegestützpunkte sind schon angesprochen wor-
den. Dem kann ich mich nur anschließen. Eigentlich
ist es ein Armutszeugnis, dass wir nur neun Pflege-

stützpunkte in Bayern haben. Das muss ausgebaut
und gestärkt werden.

Das sind in aller Kürze die Vorstellungen des pflege-
politischen Sprechers. Ich danke Ihnen für die Auf-
merksamkeit und wünsche Ihnen alles Gute.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön. –
Als Nächster hat Herr Kollege Holetschek das Wort.
Bitte schön.

Klaus Holetschek (CSU): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Dieses Ministerium macht eine
hervorragende Arbeit. Die Ministerin macht auch ihren
Einfluss in Berlin geltend. Wir können froh sein, dass
das Thema Gesundheit und Pflege in Bayern so gut
besetzt ist, liebe Freunde.

(Beifall bei der CSU)

An dieser Stelle will ich mich für den Einsatz für den
ländlichen Raum bedanken. Das ist mir ganz wichtig.
Lieber Herr Kollege Dr. Vetter, ich denke an die Kuror-
te und Heilbäder. In Bayern gibt es 50 Kurorte und
Heilbäder. Im ländlichen Raum gibt es 100.000 Ar-
beitsplätze. Die Wertschöpfung beträgt 4,5 Milliarden
Euro. Die Kurorte und Heilbäder werden übrigens
durch Förderprogramme unterstützt. Bad Kötzting
profitiert in nicht unerheblichem Maße von diesen För-
derprogrammen. Wenn wir für pflegende Angehörige
und Pflegekräfte einen Pflichtanspruch auf eine Kur
fordern, wollen wir unsere Wertschätzung gegenüber
dieser Berufsgruppe zum Ausdruck bringen. Gerade
die pflegenden Angehörigen sind uns immens wichtig.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das sollten wir ge-
meinsam forcieren. Auf diese Weise können wir unse-
re Wertschätzung noch einmal deutlich machen.

Ich will zu der Vereinigung der bayerischen Pflege in
Bayern noch etwas sagen. Die Anhörung hat ein-
drucksvoll gezeigt, dass wir die Probleme, wie bei-
spielsweise die Registrierung, lösen können. Ich kann
nur noch einmal an Sie appellieren, diesen Weg ge-
meinsam zu gehen. Das ist ein bayerischer Weg, der
Vorteile bringt. Dieser Weg wird es ermöglichen, dass
die Pflegenden in Bayern eine starke Stimme haben.
Es nützt nichts, dauernd dagegen zu schießen. Sie
sollten lieber deutlich machen: Jetzt ist der Aufbruch
notwendig, damit wir dieses Thema gemeinsam
schultern.

Wir haben im Bereich der Gesundheit und Pflege
viele Akzente gesetzt. Es ist notwendig, dass wir das
weiter tun. Dieses Thema ist ein ganz zentrales
Thema in unserer Gesellschaft. Wir werden es in Bay-
ern weiter in die Mitte unserer Politik stellen. Dafür bin
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ich dem Herrn Ministerpräsidenten und der Frau
Staatsministerin herzlich dankbar. Ich bedanke mich
auch beim Ausschuss – das will ich von Herrn
Prof. Bauer aufgreifen – für die gute und konstruktive
Zusammenarbeit.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke sehr, Herr
Kollege Holetschek. – Jetzt erteile ich der Frau
Staatsministerin das Wort. Bitte sehr.

Staatsministerin Melanie Huml (Gesundheitsminis-
terium): Werter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Zuallererst richte ich ein ganz herzliches
Dankeschön an alle, die an dem Haushalt mitgewirkt
haben. Ich bedanke mich beim Haushaltsausschuss
mit Vorsitzendem Peter Winter, bei Herrn Harald Kühn
und allen weiteren, die sich engagiert an der Debatte
beteiligt haben. Mein Dank gilt dem eigenen Aus-
schuss mit der Vorsitzenden Kathrin Sonnenholzner
und ihrer Stellvertretung Bernhard Seidenath, Klaus
Holetschek sowie meinem Patienten- und Pflege-
beauftragten. Ich danke auch allen, die unsere Arbeit
immer konstruktiv und kritisch begleiten. An Sie richte
ich auch ein herzliches Dankeschön.

Herr Kollege Leiner, ehrlich gesagt, Traurigkeit passt
nicht zu mir. Das kann ich Ihnen sagen. Überdenken
Sie Ihre Aussage über das Trauerspiel noch einmal.
Dazu haben Sie im Rahmen einer Zwischenbemer-
kung die Chance, wenn Sie das möchten.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie sieht es in Bay-
ern aus? – Mir ist wichtig, dass wir für die Menschen,
für die Patientinnen und Patienten in Bayern da sind.
Wie ist die Versorgung? – Schauen wir uns einmal die
Krankenhauslandschaft in Bayern an. Mit den Kom-
munen zusammen geben wir über 500 Millionen Euro
für die Krankenhäuser aus. Diesmal haben wir ein
Plus von 3,4 Millionen Euro. Nennen Sie mir ein Bun-
desland, in dem es keinen Antragstau gibt wie bei
uns! Wir haben in der Krankenhausförderung keinen
Antragstau. Das ist eine großartige Leistung.

(Beifall bei der CSU)

Der ländliche Raum wurde mehrmals angesprochen.
Wir investieren auch und gerade in die Krankenhäu-
ser im ländlichen Raum. Von den aktuell 127 Maß-
nahmen werden 82 Maßnahmen im ländlichen Raum
umgesetzt. Dorthin fließt auch zur Unterstützung der
Krankenhäuser viel Geld.

(Beifall bei der CSU)

Wie sieht es in der ambulanten Versorgung aus? –
Selbstverständlich stehen wir vor Herausforderungen,
die von mir auch immer benannt werden. Jeder dritte
Hausarzt ist über 60 Jahre alt. Wir müssen gemein-
sam dafür sorgen, dass das Berufsbild des Allgemein-
mediziners gerade auf dem Land attraktiv für die jun-
gen Mediziner ist, damit sie sich dafür entscheiden.
Wir tun aber auch einiges dafür, indem wir ein Förder-
programm aufgelegt haben. Mit diesem Förderpro-
gramm werden die Niederlassungen der Kolleginnen
und Kollegen unterstützt. Gestern konnte ich den
300. Förderbescheid des Förderprogramms überge-
ben. Wir konnten 249 Hausärzte bei der Niederlas-
sung im ländlichen Raum unterstützen. Hier merkt
man, dass ein Bedarf da ist, der anerkannt und ange-
nommen wird.

(Beifall bei der CSU)

Mit unserem Förderprogramm unterstützen wir jedoch
nicht nur die Niederlassung, sondern auch innovative
Versorgungskonzepte. Die Kollegen haben es bereits
angesprochen. Wir wollen schauen, welche Möglich-
keiten es gibt und was wir den Leuten, die sich dort
als Ärzte niederlassen wollen, anbieten können. Für
117 Studierende im Fach Medizin in ganz Bayern gibt
es ein Stipendium mit 300 Euro. Das ist auch sinnvoll.
Wir müssen schon im Studium ansetzen, um bei den
Leuten das Interesse fürs Land zu wecken. Das tun
wir mit diesem Stipendium. 117 Studierende haben
wir bereits. Es können gerne noch mehr werden.
Diese Leute können sich dann im ländlichen Raum
niederlassen oder dort in einer Klinik arbeiten.

Ich bin froh, dass auch das Wissenschaftsministerium
und die Kolleginnen und Kollegen des Wissenschaft-
sausschusses das Thema Landarztquote angehen.
Wir müssen den Leuten bereits im Studium deutlich
machen, dass wir Ärzte brauchen, die sich auf dem
Land niederlassen. Eine Landarztquote kann dazu
beitragen, dem einen oder anderen die Möglichkeit
des Studiums überhaupt erst zu bieten. Deshalb
möchte Bayern die Landarztquote voranbringen, auch
wenn der Bund bei diesem Thema zögerlich ist. Dann
machen wir es eben in Bayern!

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Aiwanger hat vor zwei Tagen das Thema
Geburtsversorgung in Bayern angerissen. Die Ge-
burtsversorgung liegt mir ganz besonders am Herzen.
Sie ist aber nicht allein eine Problematik der Hebam-
men, sondern das Problem entsteht aus einem Ursa-
chenmix. Wir haben bereits einige Probleme erkannt
und entsprechend gegengesteuert. Wir haben uns
schon im Jahr 2014 auf Bundesebene dafür einge-
setzt, dass Vergütungszuschläge für die Hebammen
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eingeführt werden. Außerdem haben wir uns für einen
Ausgleich für die Prämienerhöhung der Haftpflichtver-
sicherung eingesetzt. Wir haben uns dafür eingesetzt,
dass die Kranken- und Pflegekassen für den Fall,
dass sie Ersatzansprüche haben, auf diese Ansprü-
che verzichten. Diese Maßnahmen beginnen jetzt
langsam zu wirken. Diese Wirkungen können nicht
von einem Tag auf den anderen eintreten. In der Zwi-
schenzeit wurde auch noch ein Schlichtungsverfahren
mit allem, was dazugehört, durchgeführt. Wir haben
aber auf Bundesebene einiges angestoßen.

(Beifall bei der CSU)

Wir erleben es auch, dass die eine oder andere gynä-
kologische bzw. geburtshilfliche Station in Bayern
Ärzte sucht; oder eine Belegabteilung muss schlie-
ßen, weil kein Arzt mehr da ist oder weil Bedenken
bestehen, dass sich das Antikorruptionsgesetz nega-
tiv auswirken könnte. Diesem Problem müssen wir
weiterhin nachgehen. Wir müssen die Ursachen
genau erforschen und diesen entgegenwirken.

Ich habe bereits gesagt, dass wir für die Hebammen
einiges tun. Aber auch die Hebammen haben inzwi-
schen die Work-Life-Balance besser im Blick. Die Zahl
der Hebammen in Bayern, die reine Zahl, steigt.
Gleichzeitig stellen wir fest, dass die Hebammen zu
wenig Geburtshilfe leisten. Deswegen hat das Minis-
terium eine Studie in Auftrag gegeben, die die genau-
en Ursachen dafür erforschen soll. Sobald die Ergeb-
nisse vorliegen, können wir uns überlegen, ob wir
noch Maßnahmen finanzieller Natur ergreifen sollten.
Wir müssen aber erst einmal wissen, worin die Ursa-
chen bestehen. Bei der Geburtshilfe gibt es, wie ge-
sagt, einen Ursachenmix. Wir haben schon einiges
getan. Wir werden aber mit dieser Studie die Proble-
me weiterhin im Auge behalten, um zu wissen, wie wir
darauf reagieren können. Das ist auch sehr wichtig.

(Beifall bei der CSU)

Bei der Vorsorge und der Versorgung geschieht sehr
viel auf kommunaler Ebene. Mir ist vor allem die Ver-
sorgung sehr wichtig. Deswegen haben wir die Ge-
sundheitsregionen plus ins Leben gerufen. Dort kön-
nen sich die verschiedenen Player und Mitwirkenden
des Gesundheitswesens treffen und austauschen. Sie
können dann für ihre Regionen entscheiden, was dort
zu tun ist. Wir haben 33 Regionen, die bisher wirklich
gut laufen.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU):
Super!)

Ich bin sehr dankbar, dass wir noch ein bisschen
mehr Geld auf die Schippe bekommen haben, um hier
noch mehr zu tun. Zu den bestehenden 33 Regionen

wollen wir in den nächsten Wochen und Monaten
noch 17 weitere Regionen dazubekommen. Dank der
Fraktion ist es sogar gelungen, in Lindau eine grenz-
überschreitende Region zu schaffen. Wir werden in
diese Region investieren und hoffen, dass auch die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit gut laufen
wird.

Ich möchte zum Thema Gesundheit noch ein weiteres
Thema anfügen, nämlich die Digitalisierung. Im Ge-
sundheitswesen und in der Pflege wird die Frage, wie
wir mit modernen Medien umgehen, immer wichtiger.
Was meine ich damit? – Die Digitalisierung kann uns
dabei helfen, Strecken zu überwinden und das Wis-
sen von Spezialisten in die Fläche zu bekommen. Das
ist für einen Flächenstaat wie Bayern unwahrschein-
lich wichtig. Ich freue mich deshalb, dass wir unseren
Haushalt an dieser Stelle auf insgesamt 9,9 Millionen
Euro verdoppeln konnten. Wir werden dieses Geld
sinnvoll einsetzen.

(Beifall bei der CSU)

Wir werden uns für weitere Telemedizinprojekte ein-
setzen und digitale Dörfer im Hinblick auf die Daseins-
vorsorge bei Medizin, Pflege und neuen Medien un-
terstützen. Liebe Kollegen Bernhard Seidenath und
Markus Blume, ich freue mich, dass wir das Modell
einer persönlichen elektronischen Gesundheitskarte
durchführen können. Ich denke aber auch an das
elektronische Polleninformationsnetzwerk für Allergi-
ker. Immer mehr Menschen reagieren auf gewisse
Pollen oder Gräser allergisch. Wir müssen dafür sor-
gen, dass diese Menschen frühzeitig vorgewarnt wer-
den, damit sie entsprechend reagieren können. Die-
ses Informationssystem ist für die
Gesundheitsversorgung der Menschen, die an Allergi-
en leiden, sehr wichtig. Mit unserem elektronischen
Polleninformationsnetzwerk werden wir nicht nur bun-
desweit, sondern international an der Spitze stehen.

(Beifall bei der CSU)

Lassen Sie mich damit zum Thema Pflege kommen.
Die Digitalisierung ist auch für die Pflege wichtig. Vor
allem kommt es bei der Pflege aber darauf an, dass
die Versorgung gewährleistet ist. Wir müssen weiter-
hin dafür werben, dass es eine ausreichende Zahl von
Pflegekräften gibt. Dieses Thema treibt uns alle um.
Herr Kollege Hermann Imhof hat schon die Frage ge-
stellt, ob wir bei diesem Thema über Tarifzahlungen
Fortschritte erreichen können. Gleichzeitig wollen wir
zum Beispiel über die HERZWERKER-Kampagne
dafür werben, dass mehr Menschen in diesen Beruf
gehen.

Sie haben recht: Noch kann ein Heim, das über die
Bewohner finanziert wird, das Ausbildungsgehalt tra-
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gen. Mein Haus hat die Grundlagen dafür erarbeitet,
dass wir mit einer Umlage loslegen könnten. Auf Bun-
desebene wird jedoch gerade die Diskussion über das
Pflegeberufegesetz geführt. Über das Pflegeberufege-
setz würde der Freistaat eine Bezahlung der Ausbil-
dung in der Altenpflege bekommen, weil damit eine
generalistische Ausbildung vorgesehen wird. Deshalb
scheue ich momentan etwas zurück: Wir sollten nicht
in Bayern für einige Monate ein Ausbildungsmodell
einführen, wenn die Gefahr besteht, dass der Bund
kurz darauf ein anderes Modell einführt.

Wir wollen deshalb abwarten, wie es mit dem Pflege-
berufegesetz auf Bundesebene weitergeht. Sollte vom
Bund nichts kommen, werden wir in Bayern eine Um-
lage einführen. Wir sollten uns aber diese Zeit noch
geben; denn sonst würden wir alle Träger verwirren.
Das wäre nicht richtig und auch nicht gut. Wir sollten
noch eine gewisse Zeit abwarten. Sollte sich dann
nichts tun, werden wir in Bayern handeln. Unsere Ma-
xime lautet: Wenn wir vom Bund keine Unterstützung
erfahren, dann tun wir es selbst. Das werden wir auch
bei der Umlage tun, wenn dies notwendig sein sollte.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte nicht nur den Pflegekräften, die auch an
Weihnachten und Sylvester in den Heimen arbeiten
müssen, wenn wir mit unseren Familien zusammen
sind, herzlich danken. Ich möchte auch den pflegen-
den Angehörigen meinen Dank aussprechen. Nach
wie vor werden etwa zwei Drittel der Menschen zu
Hause versorgt. Man kann sich vorstellen, dass die
Situation schon sehr belastend sein kann.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Wenn der zu Pflegende dann auch noch an Demenz
erkrankt ist, dann ist die Situation für die pflegenden
Angehörigen noch schwieriger. Im Moment gibt es
230.000 Menschen in Bayern mit Demenz, und diese
Zahl wird weiter steigen. Wir wollen deshalb in jedem
Regierungsbezirk ein Demenzzentrum einrichten, um
für die pflegenden Angehörigen beratend tätig zu
sein. Wir wollen vernetzen, koordinieren, damit die
pflegenden Angehörigen überhaupt wissen, was es
alles gibt und worauf sie sich einstellen können. Häu-
fig wissen sie gar nicht, worauf sie ein Recht hätten,
und nehmen die Unterstützung dann auch nicht in An-
spruch. Deshalb: in jedem Regierungsbezirk ein De-
menzzentrum. Das können wir jetzt durchführen.

(Beifall bei der CSU)

Dazu kommt noch eine ganze Anzahl an niedrig-
schwelligen Betreuungsangeboten. Die Familienpfle-
ge ist auch dabei und mit fast 9 Millionen Euro in un-
serem Haushalt. Dazu gehören auch die

stundenweise Entlastung der pflegenden Angehöri-
gen, verschiedene Modellprojekte und die besagten
Beratungsstellen in den Bezirken. Da wird viel ge-
macht.

Was mir auch wichtig ist: Wir wollen neue Betreu-
ungsformen wie beispielsweise ambulant betreute
Wohngemeinschaften unterstützen. Dort kann man
ähnlich wie in einer Wohnung zusammenleben. Wir
möchten auch die Anpassung der Tages-, Nacht- und
Kurzzeitpflege an die Anforderungen von Demenzer-
krankten finanziell unterstützen. Die Tages- und
Nachtpflege soll ausgebaut werden. Das ist mir eben-
falls sehr wichtig. Ich bin dankbar, dass wir im parla-
mentarischen Verfahren etwas mehr haben tun kön-
nen. So kommen wir insgesamt auf 13,2 Millionen
Euro.

Es wurde die Interessenvertretung der Pflege ange-
sprochen. Wir brauchen eine starke Stimme der Pfle-
ge, das ist sehr wichtig. Schon im Ministerium von
Markus Söder ist damals der Wunsch danach entstan-
den. Wir wollen eine Interessenvertretung für die Pfle-
genden, für die Pflegekräfte, für diejenigen, die in der
Pflege arbeiten. Das Entscheidende ist, dass wir
diese Interessenvertretung auf den Weg bringen kön-
nen. Für mich ist auch sehr wichtig, dass wir das in
einer Rechtsform tun, damit diese Vertretung auf Au-
genhöhe mit den anderen Kammern steht. Das ist für
mich entscheidend, weil wir dann als Gesetzgeber
auch Aufgaben an die Vereinigung der bayerischen
Pflege übertragen können, ähnlich wie an die Ärzte-
kammer und so weiter. Die Augenhöhe ist mir sehr,
sehr wichtig.

(Beifall bei der CSU)

Wichtig ist aber auch, dass man den Wunsch der Pfle-
gekräfte respektiert, die in einer Umfrage gesagt
haben, sie haben Bauchschmerzen, wenn es um
Pflichtbeiträge geht und um Pflichtmitgliedschaften.
Auch dem müssen wir entgegenkommen und sagen:
Wir, der Staat, nehmen hier Geld in die Hand, um die
Pflegekräfte zu entlasten. Ich glaube, das kann ein
guter Weg sein, und ich hoffe, dass viele Pflegekräfte
mitmachen und sich kümmern.

Bei der Pflege haben wir noch einiges zu tun, keine
Frage. Da werde ich auch nicht müde. Wir haben
heuer einen ersten, einen kleineren Pflegegipfel auf
den Weg gebracht. Nächstes Jahr werden wir einen
größeren auf den Weg bringen. Bei dem diesjährigen
Pflegegipfel sind auch Kollegen des Landtags dabei
gewesen. Wir müssen uns nicht nur jetzt überlegen,
was auf Bundesebene mit dem Pflegestärkungsge-
setz I, II und III geschieht. Übrigens: Beim Pflegestär-
kungsgesetz III werden die Pflegestützpunkte noch
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einmal aktiv angegangen, auch in Bayern. Das heißt,
wir werden in Bayern künftig noch mehr Pflegestütz-
punkte haben als die neun, die wir bisher haben. Da
wird noch mehr Bewegung hineinkommen, und ich
glaube, das ist auch gut.

Wir kümmern uns aber nicht nur um die Menschen,
wenn es um die Geburt geht, was im Übrigen ein sehr
sensibles Thema ist. Wir kümmern uns auch um die
Menschen, wenn es um die letzte Lebensphase geht.
Sterbebegleitung ist nämlich auch Lebenshilfe, wenn
es um die letzte Lebensphase geht. Ich kann Ihnen
sagen, dass ich nach wie vor aktive Sterbehilfe kon-
sequent ablehne.

(Beifall bei der CSU)

Wir müssen aber dann den Menschen, die Angst
haben, alleine zu sein, Schmerzen zu haben, etwas
anbieten. Das ist die Palliativversorgung, das ist die
Hospizversorgung. Hier haben wir schon viel getan,
und hier tun wir viel, auch meine Vorgänger, die für
diesen Bereich Verantwortung hatten. Ich erinnere:
Wir haben in 99 Krankenhäusern stationäre Palliativ-
versorgung. Wir haben 41 Teams der spezialisierten
ambulanten Versorgung. Wir haben 18 stationäre
Hospize mit insgesamt 186 Plätzen. Im Moment ent-
steht in Oberbayern ein neues Hospiz. Auch bei uns
in Oberfranken kommt ein neues Hospiz hinzu. Auch
da wollen wir noch mehr erreichen. Wir haben ein Kin-
derhospiz. Wir haben 140 Hospizvereine mit über
25.000 Vereinsmitgliedern. Viele von ihnen sind in der
Sterbebegleitung tätig. Ich finde, das ist ein unwahr-
scheinlich großes Engagement, das wir hier in Bayern
haben. Ich habe Respekt davor und kann nur sagen:
Es ist klasse, was hier von den Menschen geleistet
wird. Deshalb ein Dankeschön an alle, die hier im
Hospiz- und Palliativbereich tätig sind.

(Beifall bei der CSU)

Ich sage auch Danke, dass wir hier 150.000 Euro
mehr ausgeben dürfen. Das hilft diesem Bereich noch
einmal sehr.

Werte Kolleginnen und Kollegen, es wurde auch ein
weiteres Thema angesprochen, und zwar unser
Umzug. Das ist für unsere Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter natürlich kein leichtes Thema. Ich kann Ihnen
aber auch versichern: Es ist uns wichtig, dass wir es
anpacken. Sie können sich darauf verlassen, wir
gehen das mit Engagement an. Wichtig ist mir aber
auch, dass wir die Punkte, die wir in der Heimatstrate-
gie festgelegt haben, nutzen, wenn es um Freiwillig-
keit geht, wenn es um den Zehn-Jahres-Zeitpunkt
geht. Ich freue mich, dass wir einige Stellen für die
Zeit des Umzugs und die Zeit danach bekommen, zu-
nächst 90 und dann dauerhaft 30. Das ist sehr hilf-

reich, und damit werden wir den Umzug auch gemein-
sam schaffen. Für die Mitarbeiter ist das keine leichte
Situation, aber wir werden sie mit Engagement ange-
hen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf Ihnen sagen
und mit auf den Weg geben: Ich danke den Pflege-
kräften, den Ärzten, den Ehrenamtlichen, den Ange-
hörigen und all denjenigen, die sich Tag und Nacht
um die Versorgung der Menschen in Bayern küm-
mern. Ich danke auch den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern, die hier unwahrscheinlich viel leisten, die sich
auch hier im Landtag um diese Themen kümmern.
Ein herzliches Dankeschön!. Ich freue mich, wenn wir
auch im neuen Jahr gemeinsam an diesen Themen
arbeiten können.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Frau Staatsministerin. Einen kleinen Moment bitte.
Bei mir leuchtet ein ganzer Weihnachtsbaum an Wort-
meldungen. Wir haben drei Zwischenbemerkungen:
Zunächst kommt die von Ihnen erbetene Antwort von
Herrn Leiner, dann kommt Frau Sonnenholzner und
dann noch Herr Dr. Fahn. Herr Leiner, bitte schön.

Ulrich Leiner (GRÜNE): Frau Ministerin, Sie haben
mich praktisch aufgefordert, dem muss ich nun nach-
kommen.

Staatsministerin Melanie Huml (Gesundheitsminis-
terium): Nur zu einem Punkt!

Ulrich Leiner (GRÜNE): Ich stelle fest: Sie sind in
diesem Hause wirklich kein Trauerspiel.

Staatsministerin Melanie Huml (Gesundheitsminis-
terium): Danke schön.

Ulrich Leiner (GRÜNE): Ich habe das aber auf die
Ergebnisse der Politik der CSU und der Bayerischen
Staatsregierung seit 2011 im Bereich Pflege und Ge-
sundheit bezogen. Als Oppositionspolitiker kann ich
nicht Bemühungen positiv werten, sondern ich muss
die Ergebnisse werten. Wenn ich aber die Ergebnisse
seit etwa 2010 sehe, dann kann ich diesen Begriff
nicht ausschließen. Ich glaube, dieser Begriff ist auch
treffend dafür, was in dieser Zeit diesbezüglich ge-
schehen ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Staatsministerin Melanie Huml (Gesundheitsminis-
terium): Ich denke, ich habe in meinem Vortrag darge-
legt, dass das nicht der Fall ist.

(Beifall bei der CSU)
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Dann Frau Kolle-
gin Sonnenholzner. Bitte schön.

Kathrin Sonnenholzner (SPD): (Vom Redner nicht
autorisiert) Frau Staatsministerin, Sie haben in Ihrer
Rede das Thema Altenpflegeumlage erwähnt. Das ist
nun tatsächlich ein Trauerspiel. Die SPD-Fraktion for-
dert diese Umlage nun schon seit Jahrzehnten. Wir
könnten sie auch schon seit Langem haben. Inzwi-
schen wissen wir alle, sogar die CSU, wie wichtig sie
wäre. Im Moment habe ich sogar Verständnis, wenn
Sie sagen, Sie wollen erst einmal das Pflegeberufege-
setz abwarten. Allerdings geht mein Apell dann dahin,
dass Sie Ihren Einfluss bei Ihren Fraktionskollegen in
Berlin geltend machen, die Sie gerade sehr beeindru-
ckend gelobt haben. Das Pflegeberufegesetz halten
alle anderen für wichtig. Das CDU-geführte Gesund-
heitsministerium und das SPD-geführte Familienmi-
nisterium haben einen Entwurf auf den Weg gebracht.
Wenn dieses Gesetz trotzdem scheitert, dann aus-
schließlich an dem Widerstand der CSU-Kollegen im
Deutschen Bundestag. Auch das ist ein Trauerspiel.
Dort habe ich nicht so viel Einfluss. Aber Sie sollten
Ihren Einfluss an dieser Stelle geltend machen.

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten Gise-
la Sengl (GRÜNE))

Staatsministerin Melanie Huml (Gesundheitsminis-
terium): Liebe Kollegin, Sie kennen dazu meine Hal-
tung und auch die der Fachpolitiker der CSU. Dazu
brauche ich nichts zu sagen. Gleichzeitig höre ich,
dass es auf Bundesebene durchaus in allen Fraktio-
nen kritisch gesehen wird und dass gerade Gesprä-
che geführt werden, auch zwischen den von Ihnen
Angesprochenen und der SPD.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Dann kommt Kol-
lege Dr. Fahn. Bitte schön.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Frau Ministerin, Sie haben
von den positiven Erfahrungen der Gesundheitsregio-
nen gesprochen, die Sie laufend ausweiten wollen.
Das finde auch ich positiv. Ein Beispiel gibt es im
Landkreis Miltenberg, wo drei verschiedene Arbeits-
gruppen tätig sind und viele Veranstaltungen stattfin-
den. Das ist eine sehr positive Sache.

Daher stellt sich konkret die Frage: Wäre es denn
nicht sinnvoll, dass wir in allen 96 Landkreisen in Bay-
ern solche Gesundheitsregionen schaffen? Denn ich
glaube, die Berichte sind überall positiv. Das wäre
wirklich ein Schub nach vorne. Deswegen würde mich
interessieren, wie Ihre Strategie aussieht. Sie haben
selbst gesagt, Sie wollen jetzt noch 17 zusätzliche

Gesundheitsregionen schaffen. Ich würde Sie unter-
stützen, wenn Sie das weiter vorantreiben.

Außerdem haben Sie gesagt, ambulant betreute
Wohngemeinschaften sind gut. Sie fordern sie bei
Veranstaltungen immer. Wie könnte man das konkret
angehen? Soweit ich weiß, gibt es eine Anschubfinan-
zierung mit 40.000 Euro. Wie kann man eine stärkere
Verbreitung solcher ambulant betreuter Wohngemein-
schaften erreichen?

Eine weitere Frage: Es gibt erst neun Pflegestütz-
punkte, wie Sie gesagt haben. Warum gibt es nur
neun? Und welche Ziele verfolgen Sie, damit sich die
Zahl noch erhöht?

(Beifall bei Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Staatsministerin Melanie Huml (Gesundheitsminis-
terium): Ich beginne mit der letzten Frage und gehe
auf die Pflegestützpunkte ein. Sie wissen vielleicht,
dass es immer durchaus Fragen nach dem Zusam-
menwirken der Kommunen und der Kassen gab: Wer
beantragt sie, wie werden sie finanziert usw.? Das
wird jetzt im Pflegestärkungsgesetz III, dessen Be-
schlussfassung zurzeit auf Bundesebene erfolgt, ge-
nauer geregelt und etwas freundlicher für die Kommu-
nen gestaltet. Ich gehe davon aus, dass dann noch
mehr Kommunen einen Antrag stellen werden, als es
bisher der Fall ist. Ich muss Ihnen sagen, wir haben
im Ministerium schon einige Anfragen von Kommunen
in Bayern bekommen, die gerne Pflegestützpunkt
werden würden. Also gehe ich davon aus, dass sich
noch etwas Dynamik entwickeln kann. Diese Erfah-
rungen habe ich bisher.

Zu den ambulant betreuten Wohngemeinschaften: Wir
als Freistaat treten nicht als Träger auf, sondern wir
brauchen jemanden, der das tut. Deswegen geben wir
als Staat eine Anschubfinanzierung. Damit zeigen wir,
es wäre gut, wenn in diesem Bereich noch mehr ge-
schieht. Das tun wir bereits.

Wir haben 33 Gesundheitsregionen plus. Es ist rich-
tig, wir wollen noch 17 hinzufügen; dann wären wir bei
50. Manchmal muss man ein bisschen Luft dazwi-
schen haben, um zu sehen, wie sie laufen. Im Übri-
gen möchte nicht jeder Landkreis dieses Konzept.
Das müssen wir genauso deutlich sagen. Wir erleben
immer wieder, dass zwar eine Kommune es möchte,
der Landkreis aber nicht unbedingt. Nicht jeder Land-
kreis ist bereit, dabei mitzumachen. Wenn wir 50
haben, ist eine ganz gute Zwischenstation erreicht. Es
können sicherlich noch mehr werden; aber lassen Sie
uns doch erst mal die 50 erreichen und schauen, wie
es dann läuft. Wir erreichen übrigens mit den 33 be-
stehenden bereits 41 Landkreise und kreisfreie Städ-
te. Wir erreichen also etwas mehr als nur 33 Landkrei-
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se, sondern zum Großteil sind auch die Städte
dazwischen einbezogen. – In diesem Sinne vielen
herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Frau Staatsministerin. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Ich schließe daher die Aussprache. Wir
kommen zur Abstimmung.

Der Abstimmung liegen der Entwurf des Haushalts-
plans 2017/2018, Einzelplan 14, die Änderungsanträ-
ge auf den Drucksachen 17/14049 mit 17/14052,
17/14063 mit 17/14076, 17/13999 mit 17/14007 und
17/14211 mit 17/14218 sowie die Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses für Staats-
haushalt und Finanzfragen auf Drucksache 17/14630
zugrunde.

Der Einzelplan 14 wird vom Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen mit den in der Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 17/14630 genannten Än-
derungen zur Annahme empfohlen. Wer dem
Einzelplan 14 mit den vom federführenden Ausschuss
für Staatshaushalt und Finanzfragen vorgeschlagenen
Änderungen seine Zustimmung geben will, den bitte
ich, sich vom Platz zu erheben. – Das ist die CSU-
Fraktion. – Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
Das sind die SPD, die FREIEN WÄHLER und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Ich habe jetzt so viele Ja-Stim-
men gesehen; da können keine Gegenstimme und
keine Enthaltung mehr dabei sein. Ich frage: Gibt es
Gegenstimmen oder Enthaltungen? – Gibt es nicht.

(Unruhe)

– Im falschen Augenblick reingekommen. – Entschul-
digung, das war ein Versehen von mir. Es gab Gegen-
stimmen, das ist klar. Mit der letzten Frage meinte ich
die Stimmenthaltungen. Ich bitte um Entschuldigung.

(Peter Winter (CSU): Jetzt bist du in der Spur!)

Damit ist der Einzelplan 14 mit den vom Ausschuss
für Staatshaushalt und Finanzfragen vorgeschlagenen
Änderungen angenommen. 

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge als erledigt. Eine Liste dieser Ände-
rungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 9)

Außerdem schlägt der Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen noch folgende Beschlussfassung
vor:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die auf-
grund der beschlossenen Änderungen erforderli-
chen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
beim endgültigen Ausdruck des Einzelplans vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind jetzt aber wirklich alle. Die-
ses Mal täusche ich mich nicht. Gibt es Gegenstim-
men? – Oder Enthaltungen? – Gibt es nicht. Dann ist
es so beschlossen. 

Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen auf Drucksache 17/14630 weise ich da-
rauf hin, dass die Änderungsanträge auf den Drucksa-
chen 17/14049 mit 17/14052 ihre Erledigung gefun-
den haben. Die Beratung des Einzelplans 14 ist
abgeschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 17 bis 19
gemeinsam auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2017)
(Drs. 17/12805)
- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drs. 17/14656)
Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER
(Drsn. 17/14275 und 17/14276)
Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drs. 1714277)

und

Haushaltsplan 2017/2018
Einzelplan 13 für den Geschäftsbereich
Allgemeine Finanzverwaltung

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drsn. 1714089 und 17/14655)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion
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(Drsn. 17/14009 mit 17/14020)
Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER
(Drsn. 17/13980 mit 17/13987)
Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drsn. 17/14225 mit 17/14239)

und

Gesetzentwurf der Staatsregierung
über die Feststellung des Haushaltsplans des
Freistaates Bayern für die Haushaltsjahre 2017
und 2018 (Haushaltsgesetz 2017/2018 - HG
2017/2018) (Drs. 17/12806)
- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drsn. 17/14287 und 17/14657)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion
(Drsn. 17/14282 mit 17/14285)
Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER
(Drsn. 17/14278 mit 17/14281)
Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drs. 17/14286)

In die Beratung mit einbezogen werden die vorge-
nannten, zum Plenum eingereichten Änderungsanträ-
ge der CSU-Fraktion auf Drucksache 17/14656 zur
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 2017, auf
Drucksache 17/14655 betreffend die Schlüsselzuwei-
sungen beim Kapitel 13 10 und auf Drucksa-
che 17/14657 zur Änderung des Haushaltsgeset-
zes 2017/2018.

Im Ältestenrat wurde für die gemeinsame Aussprache
eine Gesamtredezeit von drei Stunden vereinbart.
Davon entfallen auf die Fraktion der CSU 44 Minuten,
auf die SPD-Fraktion 34 Minuten sowie auf die Frak-
tionen der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN jeweils 29 Minuten. Die Redezeit der
Staatsregierung orientiert sich an der Redezeit der
stärksten Fraktion. Sie kann deshalb bis zu 44 Minu-
ten sprechen, ohne dass sich dadurch die Redezeit
der Fraktionen verlängert. Bevor ich die Aussprache
eröffne, gebe ich bekannt, dass die SPD-Fraktion zu
ihren Änderungsanträgen zum Einzelplan 13 und zum
Haushaltsgesetz auf den Drucksachen 17/14020 und
17/14284 namentliche Abstimmung beantragt hat. –
Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Als erster
Redner hat der Herr Kollege Bachhuber das Wort.
Bitte sehr.

Martin Bachhuber (CSU): Herr Präsident, Herr
Staatsminister Dr. Söder, Hohes Haus! Um es vor-

wegzunehmen: Ich spreche nur zum kommunalen Fi-
nanzausgleich. Zum Finanzausgleichsgesetz und zum
Haushaltsgesetz sprechen dann der Kollege Winter
und der Kollege Herold.

Der Grundsatz bei der Aufstellung des kommunalen
Finanzausgleichs ist der Vergleich der Finanzentwick-
lung von Staat und Kommunen. Ich freue mich, wie-
derholt feststellen zu können, dass der 10-Jahres-Ver-
gleich auch diesmal zugunsten der Kommunen
ausfällt. Nicht nur sprudeln die Steuereinnahmen wei-
terhin, wie wir schon oft gehört haben. Die Kommu-
nen konnten die Ausgaben für freiwillige Leistungen
im Jahr 2014 auf über 6,8 Milliarden Euro steigern.
Das sind 21 % ihrer Gesamteinnahmen. Ich meine,
das ist ein enorm hoher Anteil. Ich darf festhalten:
Wäre der Freistaat Bayern nicht der verlässliche Part-
ner der Kommunen, wäre dies in dieser Höhe nicht
möglich. Das Schöne und Beruhigende daran ist,
dass der Blick in die Zukunft keine Verschiebungen
zulasten der Kommunen erkennen lässt. Nach wie vor
bestehen hohe Belastungen im Asylbereich. Dies trifft
den Staat wie die Kommunen, wobei jeder seinen An-
teil tragen muss. Der Vorsitzende des Städtetages,
OB Maly, sagt hierzu in seinem Rundbrief 2016: "Der
Freistaat Bayern hat, anders als andere Bundeslän-
der, einen Großteil der Kosten erstattet." – Damit ste-
hen Bayerns Kommunen besser da.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU): Ja-
wohl! – Peter Winter (CSU): Da hat er recht!)

Meine lieben Kollegen, auch der Ländervergleich un-
terstreicht die gute Finanzlage der bayerischen Kom-
munen. Sie haben seit Jahren die mit Abstand höchs-
te Investitionsquote. Während die westlichen
Flächenländer 2015 im Durchschnitt auf 13,3 % kom-
men, sind es in Bayern fast 23 %. Der Krisenindikator
der kommunalen Kassenkredite spielt bei uns prak-
tisch keine Rolle. Sie machen nur 1,6 % der Gesamt-
verschuldung aus. Die Kommunen anderer Bundes-
länder wären froh, wenn sie auch nur annähernd auf
solche Werte kämen. Deshalb war es keine Überra-
schung, dass die Gespräche mit den kommunalen
Spitzenverbänden über den kommunalen Finanzaus-
gleich eine Einigung gebracht haben. Hierzu darf ich
nochmal OB Maly zitieren. Er ist bekanntlich nicht un-
bedingt der CSU zuzurechnen.

(Reinhold Strobl (SPD): Sehr gut beobachtet!)

Er schreibt: Das Verhandlungsergebnis über den
kommunalen Finanzausgleich 2017 ist ein Kompro-
miss, in dem sich alle Beteiligten wiederfinden kön-
nen. Positiv fällt der aufkommensbedingte Anstieg
des kommunalen Anteils im allgemeinen Steuerver-
bund ins Gewicht. Dadurch werden die Schlüsselzu-
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weisungen nächstes Jahr insgesamt steigen. Wir
haben einen Schwerpunkt bei den Investitionen set-
zen können. Insbesondere beim Schulhausbau und
dem Bau von Kindertagesstätten werden mehr Mittel
bereitgestellt. – Dieser Kompromiss ist akzeptabel.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Ge-
spräch am 1. Dezember 2016, das zwischen den Ver-
tretern der Bayerischen Staatsregierung, Herrn
Dr. Markus Söder, Herrn Staatsminister Marcel Huber,
Herrn Ausschussvorsitzenden Peter Winter und den
Vertretern der kommunalen Spitzenverbände statt-
fand, hat sich positiv ausgewirkt. Dabei haben sich
beide Seiten darauf verständigt, dass der Freistaat
Bayern seine Kommunen bei der Bewältigung der Ju-
gendhilfekosten für junge Volljährige zusätzlich stark
unterstützt. Die Erstattung ist auf eine Gesamthöhe
von zusätzlich 112 Millionen Euro für beide Jahre be-
grenzt. Die Finanzierung erfolgt, wie wir eben gehört
haben, im Rahmen der in den Jahren 2016 bis 2018
im Einzelplan des Sozialministeriums veranschlagten
Haushaltsmittel. Der Freistaat Bayern erstattet den
Kommunen demnach in den Jahren 2017 und 2018
einen Teil der Jugendhilfekosten für volljährig gewor-
dene Flüchtlinge, die noch Jugendhilfebedarf haben.
Die Erstattung erfolgt in Form von Pauschalen im Ge-
samtumfang von, wie bereits gesagt, 112 Millionen
Euro zusätzlich. Die Kostenpauschale beträgt im
Jahr 2017 40 Euro und im Jahr 2018 30 Euro pro Tag.
Damit entlastet der Freistaat Bayern seine Kommu-
nen noch stärker als bisher bei der Bewältigung der
Aufgaben im Bereich Asyl und Integration.

Hohes Haus, der kommunale Finanzausgleich 2017
übertrifft die in den Vorjahren erzielten Rekordwerte
nochmals. Bereits der Regierungsentwurf sah einen
Anstieg um 260 Millionen Euro auf über 8,82 Milliar-
den Euro vor. Im Regierungsentwurf beruhte der
Kommunalanteil am allgemeinen Steuervolumen auf
einer Schätzung, da der Verbundzeitraum zum Zeit-
punkt der Aufstellung noch nicht abgelaufen war.
Nach Ablauf des Verbundzeitraums am 30. Septem-
ber 2016 ergibt sich im Jahr 2017 ein um rund
73,5 Millionen Euro höherer Kommunalanteil am all-
gemeinen Steuerverbund. Auch hier soll dieser Auf-
wuchs von rund 67,5 Millionen Euro entsprechend
dem Wunsch der kommunalen Spitzenverbände in die
Schlüsselzuweisungen fließen, die übrigen 6 Millionen
Euro in die Zuweisung nach Artikel 13 des FAG, ins-
besondere für Ortsumfahrungen im Zuge von Staats-
straßen, die in gemeindlicher Sonderbaulast stehen.

Zur Umsetzung dieser Änderungen, die endgültig erst
nach den Haushaltsberatungen feststanden, sind
noch Anpassungen insbesondere im Einzelplan 13
und im FAG-Änderungsgesetz 2017 erforderlich.
Dazu haben wir entsprechende Änderungsanträge

eingebracht, zu denen ich jetzt schon um Zustimmung
bitte. Unter Berücksichtigung der November-Steuer-
schätzung und der endgültigen Berechnung des allge-
meinen Steuerverbundes steigt der kommunale Fi-
nanzausgleich 2017 damit sogar um insgesamt
352 Millionen Euro auf rund 8,91 Milliarden Euro.
Damit ist ganz klar belegt: Der kommunale Finanz-
ausgleich 2017 stärkt die Verwaltungshaushalte vor
allem durch eine Anhebung der Finanzzuweisungen
und verbessert die Investitionsfähigkeit der Kommu-
nen durch eine massive Anhebung der Fördermittel
für den kommunalen Hochbau.

(Beifall bei der CSU)

Ich komme ganz kurz zu den einzelnen Leistungen.
Die Schlüsselzuweisungen 2017 wachsen um
131 Millionen Euro auf 3,36 Milliarden Euro an. Mor-
gen bekommen die Kommunen ein vorgezogenes
Weihnachtsgeschenk, eine vorgezogene Bescherung.

(Harald Güller (SPD): Das steht ihnen zu! Das ist
kein Geschenk der Staatsregierung! – Zuruf des
Abgeordneten Peter Winter (CSU))

Strukturelle Änderungen bei der Berechnung der
Schlüsselzuweisungen sind für 2017 nicht vorgese-
hen. Die Änderungen der letzten Jahre zugunsten
strukturschwacher Kommunen entfalten auch im
Jahr 2017 ihre positiven Wirkungen. Die Finanzzuwei-
sungen zu Aufgaben des übertragenen Wirkungskrei-
ses und des staatlichen Landratsamts steigen um
34 Millionen Euro auf 462 Millionen Euro. Damit kön-
nen – das wurde von den Spitzenverbänden sehr lo-
bend anerkannt – die Pro-Kopf-Beiträge deutlich um
2,30 Euro auf 35,70 Euro je Einwohner angehoben
werden. Kreisfreie Städte erhalten diesen Betrag in
voller Höhe. Landkreise und kreisangehörige Gemein-
den teilen sich diesen Betrag. Die Mittel für Bedarfs-
zuweisungen und Stabilisierungshilfen können auf
dem hohen Niveau von 150 Millionen Euro gehalten
werden. Mit diesem hohen Mitteleinsatz können wir
weiterhin konsolidierungswillige Gemeinden und
Landkreise mit Strukturschwäche oder besonders ne-
gativen Bevölkerungsentwicklungen, die sich in fi-
nanzieller Notlage befinden, gezielt unterstützen.

Massiv verbessert – darauf bin ich schon eingegan-
gen – wird die Förderung des kommunalen Hoch-
baus. Die Fördermittel steigen um 70,2 % auf 500 Mil-
lionen Euro. Das ist eine noch nie da gewesene
Summe für Schulen, Kindertageseinrichtungen und
andere kommunale Hochbaumaßnahmen. Die hohen
Finanzmittel ermöglichen die Anhebung der Förder-
sätze. Der Orientierungswert bei der Förderung von
Schulen und Kindertageseinrichtungen steigt um
10 % auf 50 %. Der Ansatz für die Finanzierung von
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Krankenhausbaumaßnahmen steigt um 3,4 Millionen
Euro auf 503 Millionen Euro an. Dieser Ansatz stellt
sicher, dass die Mittel aus dem Krankenhausstruktur-
fonds des Bundes in voller Höhe abgerufen werden
können.

In den letzten Jahren – das freut natürlich alle Bürger-
meister gerade der kleineren Gemeinden – wurde die
Investitionspauschale auf mindestens 110.000 Euro
angehoben. Das erreichte hohe Niveau kann auch
2017 beibehalten werden. Insgesamt werden 406 Mil-
lionen Euro bereitgestellt. Ebenfalls fortgeführt wer-
den die Mittel für den kommunalen Straßenbau und
Straßenunterhalt in Höhe von 314,3 Millionen Euro.

Die Zuweisungen an die Bezirke werden ebenfalls auf
hohem Niveau fortgeführt. Wie im Vorjahr stehen
648 Millionen Euro zur Verfügung. Herr Staatsminister
Dr. Söder, ich danke Ihnen für diesen Haushalt, der
kommunalfreundlich ist wie kein anderer in unserer
Bundesrepublik.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Hans Herold
(CSU): Genauso ist es!)

Der kommunale Finanzausgleich 2017 ist erneut ein
Beleg für die faire Partnerschaft zwischen Staat und
Kommunen. Er trägt sicher dazu bei, dass Bayerns
Kommunen weiter ganz vorne an der Spitze der Re-
publik stehen. Ich bitte daher um Zustimmung zum Fi-
nanzausgleichsänderungsgesetz und zu den Prämien
im Haushalt 2018.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Herr Kollege Bachhuber. – Zur nächsten Wortmeldung
darf ich dem Kollegen Knoblauch von der SPD das
Wort erteilen. Bitte schön.

Günther Knoblauch (SPD): Herr Vizepräsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Dem kommunalen Finanz-
ausgleich kommt sicher eine ganz besondere Bedeu-
tung für das Gemeinwesen in unserem Land zu. Des-
halb sind wir sicher froh, wenn die Entwicklung beim
Finanzausgleich wegen der erhöhten Steuereinnah-
men nach oben geht. Wir haben Rekordsteuereinnah-
men; darüber freuen wir uns. Wir müssen uns aber in
erster Linie bei den Bürgerinnen und Bürgern draußen
für ihre Arbeit und Leistungskraft bedanken. Aber ich
möchte einen weiteren Dank aussprechen, weil wir
immer darüber reden, dass die Bürgermeister, die
Stadträte und die Gemeinderäte in ihrer Verantwor-
tung gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern einen
hervorragenden Job machen. Sie machen einen tollen
Job, und dafür herzlichen Dank; denn sie setzen letzt-
lich das um, was für uns wichtig ist. Das ist das Fun-
dament unseres Staates.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenn die Bürger zufrieden sind, dient dies sicher der
Stabilität der Demokratie.

Lieber Kollege Bachhuber, eines muss man schon
sagen. Man braucht es nicht als Weihnachtsgeschenk
zu bezeichnen, wenn die Schlüsselzuweisungen er-
höht werden. Das ist geregelt. Wenn die Steuern nach
oben gehen, erhöht sich eben auch die Schlüsselzu-
weisung. Das ist genauso wie bei der Beteiligung an
einem Unternehmen. Das ist weder vom Finanzminis-
ter noch von der CSU ein besonderes Geschenk, son-
dern beruht auf einer Regelung, die in Bayern mo-
mentan besteht.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abgeordneten
Peter Winter (CSU))

Leider ist der Anteil am Steuerverbund nach wie vor
prozentual nicht angehoben worden. Selbst die Zu-
weisungen für die Übernahme staatlicher Aufgaben
der Kommunen und der Landkreise nach Artikel 7,
den Sie so hervorheben, sollten – ich betone das
immer wieder – sollten doppelt so hoch sein wie die
1,15 Euro, die die Landkreise jetzt bekommen. Man
muss sich anschauen, was sie draußen für den Staat
leisten. Ich muss sagen, der Freistaat lässt sich seine
Aufgaben von den kreisangehörigen Gemeinden mitfi-
nanzieren. Das ist doch eine Tatsache.

Ich vergleiche einmal die Jahre von 2008 bis heute.
Vor zehn Jahren lag der kommunale Finanzausgleich
bei 6,6 Milliarden Euro; damals hat der Haushalt des
Freistaates 39 Milliarden Euro umfasst. Damit haben
die Kommunen einen Anteil von 16,9 % erhalten.
2016 haben sie 8,6 Milliarden von den 55 bis 56 Milli-
arden Euro Einnahmen des Gesamthaushalts erhal-
ten; das waren 15,3 %. Dieses Jahr geht es noch wei-
ter herunter: 9 Milliarden Euro von insgesamt
60 Milliarden sind 15,1 %. Der Unterschied beträgt
über 1 Milliarde Euro. Sie sagen, die Kommunen be-
kommen 350 Millionen Euro mehr. Eigentlich würde
den Kommunen 1 Milliarde mehr zustehen, als Sie er-
rechnet haben. Wir werden uns für die Zukunft Ge-
danken machen müssen – ich bitte auch, darüber im
Finanzministerium und im Innenministerium nachzu-
denken –, dass wir nicht nur den ganz kleinen Ge-
meinden einen Investitionszuschuss geben, sondern
auch an die zentralen Orte denken, die ihre Aufgaben
im Interesse des ländlichen Raumes und der Land-
kreise erfüllen. Sie werden nämlich in ihrem Kulturpro-
gramm und mit ihren Hallenbädern, Eisplätzen, Mu-
sikschulen usw. alleingelassen. Dafür gibt es
überhaupt nichts. Das sollte man bei den Schlüssel-
zuweisungen vielleicht stärker berücksichtigen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Lassen Sie mich noch ein paar Punkte ansprechen,
die aus meiner Sicht unendlich wichtig sind. Wir ver-
suchen seit Jahren, die Lebensqualität draußen bei
den Kommunen zu erhalten. Die CSU weigert sich
aber kontinuierlich ganz hartnäckig, beispielsweise
einen Härtefonds zur Sanierung kommunaler Bäder
einzurichten. Wir haben in Bayern ungefähr 890 Bä-
der. 43 sind schon geschlossen worden, 263 sind sa-
nierungsbedürftig und 65 von Schließung bedroht;
das sind Ermittlungen der Staatsregierung und nicht
von uns. Deshalb müssen wir darauf achten, dass die
Lebensqualität draußen im Land nicht verloren geht.
Da verweigert sich die CSU der Lebensqualität. Wenn
es so weitergeht – ich meine auch die Vorgabe der
40 Sportklassen –, wird es bei den Kommunen immer
schlimmer werden.

Die kommunalen Spitzenverbände, meine Damen und
Herren – das ist von Herrn Bachhuber auch schon an-
gesprochen worden –, stimmen allem zu. Begeistert
war Uli Maly nicht. Er hat einfach Staatsraison bewie-
sen. Ich möchte Ihnen einmal aufzeigen, wie Ver-
handlungen so ablaufen. Für die Breitensportanlagen
haben wir 1995 die Regelung getroffen, dass die
Kommunen keine Förderung mehr bekommen. Dann
hat die CSU-Staatsregierung in Verhandlungen ge-
sagt: Sie bekommen nur Geld, wenn die Spitzenver-
bände auf die Förderung des Breitensports verzich-
ten. Dieses Pistole-auf-die-Brust-Setzen wirkt sich bis
heute aus. Die Kommunen, die eigentlich das Enga-
gement der Sportvereine usw. unterstützen wollen,
können das nicht, weil sie vom Freistaat keine Förde-
rung bekommen. Damit wird auch vieles im ländlichen
Raum kaputt gemacht.

Über die energetische Sanierung von Gebäuden
möchte ich gar nicht sprechen. Das ist auch eine
Großbaustelle; denn auf der einen Seite werden die
Kriterien verschärft, und auf der anderen Seite sagt
man: Bei dem, was du machst, sind wir grandios bei-
sammen.

Eines noch insgesamt. Sicher ist ein Finanzausgleich
in dieser Größenordnung vom Betrag her – ich habe
auch gesagt, wie viel Prozent er ausmacht – noch
nicht da gewesen. Aber wir müssen auch die Berei-
che mit besonderem Handlungsbedarf sehen. Die
Staatsregierung hat selbst ausgewiesen, dass das
das halbe Staatsgebiet ist. Diese Daten sind ja ermit-
telt worden. Wir müssen feststellen, dass es nicht nur
Kommunen gibt, die Burghausen heißen oder im Um-
feld von München liegen und denen es mit den Ein-
nahmen sehr gut geht, sondern dass es viele Kommu-
nen gibt, die nicht wissen, wie sie den nächsten
Haushalt ausgleichen und den Anforderungen der
Bürger gerecht werden. Da müsste man etwas ma-
chen, und zwar rechtzeitig und nicht, wenn es schon

zu spät ist. Deshalb fordern wir Sie auf, darüber nach-
zudenken, wie man mit den freiwilligen Leistungen
umgeht. Hierzu müssten wir uns etwas überlegen,
sonst nutzt uns der Finanzausgleich überhaupt nichts,
und die Kommunen draußen gehen vor die Hunde.

In diesem Sinne wünsche ich, dass diese Einsicht
auch einmal der CSU kommt und dass man nicht bloß
schön redet, sondern die tatsächlichen Probleme
draußen erkennt.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FREI-
EN WÄHLER)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Herr Kollege Knoblauch. – Für die Fraktion der FREI-
EN WÄHLER erteile ich Herrn Kollegen Pohl das
Wort. Bitte sehr.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Herr Staatsminister Söder, Sie haben mich
heute Vormittag nahezu in weihnachtliche Verzückung
versetzt, als Sie sagten, man müsse den Bürgermeis-
tern zuhören, und Bayern stärken heiße die Regionen
stärken und nicht die Landeshauptstadt. Das sind
ganz neue Töne aus der CSU. Das gab es vor zehn
Jahren noch nicht.

(Zurufe von der CSU: Oh!)

Ja, es ist sehr interessant, dass jetzt insbesondere
diejenigen laut rufen, die diesem Hause damals noch
nicht angehörten. Ich kann Ihnen nur sagen, dass vor
zehn Jahren die offizielle Doktrin des damaligen
Bayerischen Ministerpräsidenten hieß: München ist
Champions League, Oberbayern ist Bundesliga, und
der Rest von Bayern ist Bayernliga. Dagegen ist das,
was Sie heute Vormittag gesagt haben, schon ein
wohltuender Kontrast.

Ich sage, Sie haben von den FREIEN WÄHLERN ge-
lernt; denn die FREIEN WÄHLER haben das schon
damals als falsch bezeichnet. Wir haben schon da-
mals sehr deutlich gesagt, dass Bayern nur über die
Regionen entwickelt werden kann, dass es nur dann
noch stärker werden kann, wenn wir die Kräfte aller
Landesteile bündeln.

Wir FREIEN WÄHLER meinen – und deswegen ist
dieser Haushalt für uns der wichtigste Haushaltsteil –,
dass Politik nur vor Ort gelingen kann: in den Kommu-
nen, bei den Menschen, bei den Ehrenamtlichen, in
den Vereinen und Initiativen, aber nicht fernab in
Brüssel, in Berlin, in München. Wir müssen den Rah-
men vorgeben, aber wir müssen auch ganz viel Ver-
trauen in die Akteure vor Ort haben, die Akteure, die
das umsetzen sollen, was wir hier beschließen.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Aber dazu braucht man natürlich, liebe Kolleginnen
und Kollegen, einen stabilen Finanzrahmen. Dazu
sind heute Vormittag zwei Bemerkungen gefallen, die
ich schon noch einmal kurz beleuchten möchte, weil
ich sie so nicht stehen lassen kann.

Zum einen wird immer und immer wieder behauptet,
bei Oppositionsanträgen fehle die Gegenfinanzierung.
Bei der Fraktion der GRÜNEN hat der Herr Staatsmi-
nister das eingeschränkt, aber an die FREIEN WÄH-
LER und insbesondere an die SPD ging der Vorwurf,
wir würden, wenn wir den Haushalt verantwortlich auf-
stellen müssten, über unsere Verhältnisse leben.

(Zuruf von der SPD: Das ging hauptsächlich an
euch!)

Das ist in zweierlei Hinsicht klar zu widerlegen, liebe
Kolleginnen und Kollegen; denn wir haben bei den
3,2 Milliarden Euro, die wir in diesem Doppelhaushalt
mehr ausgeben wollen, einen ganz klaren Schwer-
punkt auf die Kommunen gelegt, mit über 2 Milliarden
Euro.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dieses Geld, liebe Kolleginnen und Kollegen, käme
den kommunalen Haushalten unmittelbar zugute.

Wenn man die Verschuldung eines Landes anschaut,
dann muss man die kommunalen Schulden und die
Landesschulden zusammenrechnen. Wir sitzen in
einem Boot. Wenn es um die Verteilung von Schlüs-
selzuweisungen geht, ist der Freistaat Bayern der
Treuhänder für die Kommunen.

Die Kommunen sind nicht etwa das kleine Kind, das
unter dem Weihnachtsbaum eine schöne Bescherung
erlebt, lieber Kollege Bachhuber, nein, sie haben
einen verfassungsrechtlich garantierten Anspruch.
Der Freistaat hat dafür zu sorgen, dass die Kommu-
nen finanziell ordentlich und gut ausgestattet sind.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was heißt das? –
Schauen wir uns den großen Bereich Zuwanderung
und Migration an, eine sicherlich große, wenn nicht
gar die größte Herausforderung, vor der wir in den
nächsten Jahren stehen. Ich habe es heute Vormittag
schon gesagt: Sie können natürlich über Obergrenzen
und über illegale Flüchtlingspolitik der Bundesregie-
rung und Ähnliches diskutieren, aber das wird nicht
hier entschieden. Vielmehr müssen wir uns vor Ort
darum kümmern, dass sich die Menschen hier gut

und sinnvoll entwickeln, sich integrieren, Bestandteil
dieser Gesellschaft werden.

Wir reden aber noch von Geld, Herr Staatsminister.
Da haben Sie den Vorwurf bekommen, Ihre Steuer-
versprechungen in einem Umfang von 100 Milliarden,
Kollege Güller, seien mit heißer Nadel gestrickt; so
habe ich es zumindest verstanden. Was ich an diesen
Steuerversprechungen in der Tat zu kritisieren habe:
Herr Staatsminister, Sie sind doch eigentlich ein Mann
der Tat und nicht der Worte. In diesen Fragen kom-
men Sie mir vor wie ein Wanderprediger, der durch
die Lande zieht und ständig seine Forderungen vor
sich herträgt, die wir alle teilen und alle vernünftig fin-
den.

(Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))

Aber nachdem die CSU Teil der Bundesregierung ist,
sollten Sie jetzt endlich einmal liefern. Sie sind seit
2005 an der Regierung, also im zwölften Jahr. Es
wäre durchaus angemessen – wenn man sagt: die
sieben dürren Jahre sind vorbei, wir haben jetzt schon
fünf fette Jahre –, dass Sie irgendwann einmal liefern.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

In einem Punkt bin ich aber bei Ihnen: Ich kann nicht
nachvollziehen, dass man immer behauptet, Steuer-
senkungen seien ausschließlich oder logischerweise
Einnahmeverminderungen für den Staat. Das ist so
nicht richtig.

(Zuruf von der SPD: Hat auch keiner gesagt!)

Sinnvolle Steuerreduzierungen können sogar zu
Mehreinnahmen führen.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn
(SPD))

Deswegen kann man nicht ohne Weiteres sagen: Wer
Steuern senkt, verkürzt die Spielräume des Handelns.
Wir sind der Meinung, dass sinnvolle Steuersenkun-
gen, gerechte Steuersenkungen – ich nenne hier ins-
besondere den Abbau der kalten Progression, aber
auch eine Abschaffung des Solidaritätszuschlags –
Wachstumskräfte entfachen und dazu führen können,
dass wir zumindest nicht weniger Steuereinnahmen
haben werden, liebe Kollegen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Nun aber zurück zu den Kommunen. Wir FREIEN
WÄHLER sagen: Wenn wir die Kommunen vor Ort
stärken, kann sich der Freistaat Bayern noch besser
entwickeln, als er sich derzeit entwickelt.
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Ich komme noch einmal zurück auf das Thema Inte-
gration. Letzte Woche hatten wir eine Marathonsit-
zung zum Integrationsgesetz. Wir haben uns über Be-
grifflichkeiten verkopft. Wenn ich draußen bin, fragt
mich keiner nach der Definition und der Sinnhaftigkeit
einer Leitkultur. Die Menschen wollen, dass diejeni-
gen, die zu uns kommen, sich in diese Gesellschaft
integrieren und keine Parallelgesellschaften bilden.

Aber wer das macht und wie man das macht, das sind
Fragen, denen wir uns zu stellen haben. Das passiert
vor Ort, und dafür müssen wir den Kommunen das
notwendige Geld in die Hand geben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Liebe Kollegen, wenn wir Migranten in Niederbayern
integrieren wollen, dann stellen Sie sich einmal vor,
wir hätten vier Integrationskurse: Der eine Integrati-
onskurs wird von Herrn Scheuer geleitet, der andere
von Herrn Aiwanger, der dritte von Herrn Pronold und
der vierte von Herrn Hallitzky. Wenn Sie die vier Grup-
pen dann zueinanderführen, glauben Sie, dass sie
das Gleiche an Leitkultur und Integration mitbekom-
men haben? Ich zweifle daran.

Ich sage deswegen: Lassen wir das die Profis ma-
chen, und halten wir uns als politische Akteure bitte
aus diesen Details heraus. Geben wir das Geld denje-
nigen, die sich auf diese Arbeit, auf die Integrationsar-
beit in hervorragendem Maße verstehen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir haben eine ganze Reihe von Anträgen gestellt.
Ich greife hier das wesentliche Anliegen heraus, die
Erhöhung des Kommunalanteils am allgemeinen
Steuerverbund. Ich sage Ihnen, das dient natürlich
der Bewältigung auch der Integrationsaufgabe, vor
allem aber dient es allen Menschen. Wir müssen
schon ein wenig aufpassen, dass wir die eine Gruppe
nicht gegen die andere Gruppe ausspielen. Integra-
tion ist wichtig, aber wir sind für alle Menschen da, für
die Benachteiligten genauso wie für die Nichtbenach-
teiligten. Jeder Bürger hat Anspruch darauf, dass er
eine vernünftige, lebenswerte Gesellschaft vorfindet,
und diese lebenswerte Gesellschaft wird insbesonde-
re vor Ort in den Kommunen gepflegt. Das ist auch
ein Grund dafür, dass wir in Bayern etwas besser da-
stehen als andere Regionen in der Republik. Wir ste-
hen nicht nur finanziell, sondern auch mit den gesam-
ten Lebensumständen besser da.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben gesagt,
die Erhöhung des kommunalen Finanzanteils am all-
gemeinen Steuerverbund ist unsere Forderung, seit
wir dem Bayerischen Landtag angehören. Natürlich
sagen Sie, Kollege Bachhuber, dass die Kommunen

jedes Jahr einen Einnahmerekord hätten. Das ist
schon richtig, das ist aber der allgemeinen Steuerent-
wicklung geschuldet. Die allgemeine Steuerentwick-
lung verdanken wir den Bürgerinnen und Bürgern,
den Unternehmern, denen, die in Deutschland und in
Bayern Steuern zahlen. Dass davon die Kommunen
auch profitieren, ist nur recht und billig.

Es kann und wird auch wieder schlechtere Zeiten
geben. Deswegen brauchen wir eine Verstetigung des
Kommunalanteils auf einem höheren Niveau. Wir
haben im Hinblick darauf, dass die Steuereinnahmen
gut sind, unsere Forderung auf mehrere Jahre verteilt.
Wir wollen im Jahr 2017 von 12,75 % auf 13,5 %
kommen. Im Jahr 2018 wollen wir auf 14,25 % kom-
men und 2019 die 15 % erreichen. Die GRÜNEN
haben auch Initiativen in diesem Sinne ergriffen, wenn
sie auch nicht so viel fordern wie wir. Immerhin haben
sie auch angedeutet, dass sie mehr Geld für die Kom-
munen wollen. Die SPD will es sowieso. Das fordert
sie seit Jahren. Sie hat unserem Antrag zugestimmt,
und ich hoffe, dass auch in die Reihen der Mehrheits-
fraktion Bewegung hineinkommt. Wir wissen, dass es
dieses merkwürdige Gesetz gibt, wonach man bei
Haushaltsanträgen der Opposition nicht zustimmen
darf, egal wie sinnvoll oder weniger sinnvoll die Anträ-
ge sind. Wahrscheinlich würden Sie sogar noch dage-
gen stimmen, wenn man dem Ministerpräsidenten
Strauß aus Steuermitteln ein Denkmal setzen würde.

(Josef Zellmeier (CSU): Stellen Sie halt einen An-
trag! – Peter Winter (CSU): Das könnt ihr doch
einmal probieren!)

– Das heißt, wenn wir so einen Antrag stellen würden,
würden wir auch bei anderen Themen mit euch ins
Geschäft kommen? Darüber wird zu gegebener Zeit
zu reden sein, lieber Kollege Winter.

Zu unseren weiteren Schwerpunkten im kommunalen
Bereich gehört die Barrierefreiheit. Wenn der Minister-
präsident – davor habe ich hohen Respekt – an die-
sem Rednerpult sagt, Bayern werde 2023 barrierefrei
sein, dann ist das ein Versprechen, das eingehalten
werden muss, dann aber auch auf allen Ebenen, und
damit auch auf kommunaler Ebene. Dafür muss man
den Kommunen nach dem Gedanken der Konnexität
mehr Geld als bisher zur Verfügung stellen. Die Bar-
rierefreiheit öffentlicher Gebäude in kommunaler Hand
ist genauso wichtig wie die Barrierefreiheit von Ge-
bäuden in privater Hand.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, natürlich ist auch der
kommunale Straßenbau und Straßenunterhalt ein
ganz wesentlicher Gesichtspunkt. Hier haben wir je-
weils 97 Millionen Euro mehr vorgesehen. Warum?
Der Zustand der kommunalen Straßen wird immer
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schlechter, und die Verschlechterung dieses Zustan-
des ist eine schleichende Verschuldung. Wir haben
keine doppische Haushaltsführung, aber natürlich darf
man nicht nur den Kassenstand sehen. Wir müssen
auch die Entwicklung des Staatsvermögens sehen.

Schülerbeförderung, Schwimmbäder und Sanierun-
gen der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung
sind weitere Schwerpunkte, die wir gesetzt haben. Die
CSU-Fraktion hätte gut daran getan, das eine oder
andere zu verwirklichen, und zwar nicht mit Verzöge-
rung, sondern gleich. Das hätte auch ein gewisses
Zeichen von Größe bedeutet. Damit will ich mich aber
nicht aufhalten. Insgesamt kann man durchaus sagen,
dass es den Menschen und den Haushalten im Frei-
staat Bayern relativ gut geht. Im kommunalen Bereich
– der Kollege Knoblauch hat zu Recht darauf hinge-
wiesen – gibt es aber noch deutliche Unterschiede.
Wenn alles in Butter wäre, wäre nicht halb Bayern,
wie der Kollege Muthmann zu Recht gesagt hat,
Raum mit besonderem Handlungsbedarf. Es gibt ge-
nügend Handlungsbedarf, packen wir es an!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Herr Kollege Pohl. – Für das BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN spricht jetzt Kollegin Stamm. Bitte schön.

Claudia Stamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Der
bayerische Haushalt ist eine Geschichte von Zwergen
und selbsternannten Königen. Er sollte aber eine Ge-
schichte von Tugenden sein, die einem Haushalt inne-
wohnen, und das sind Ehrlichkeit und Sparsamkeit.

Bevor wir einen Blick auf den aktuellen Haushalt wer-
fen, lassen Sie uns erst einmal in die Zukunft schau-
en. Wohin soll denn die Reise mit dem bayerischen
Haushalt gehen? Wo steht der Haushalt zum Beispiel
im Jahr 2030, und wie hoch sollen die Ausgaben noch
steigen? Wenn es so weitergeht, werden sie offenbar
auf 80 Milliarden Euro steigen.

Wir erinnern uns: Ein großes, aber lediglich dahinge-
worfenes und damit leeres Versprechen lautete: Bay-
ern soll 2030 schuldenfrei sein. Wie viele Schulden
haben wir denn dann? Jetzt ist vorgesehen, in den
Jahren 2019 und 2020 jeweils 500 Millionen Euro zu
tilgen. Rechnerisch wären die Schulden dann 2072
getilgt, aber nicht 2030.

Gleichzeitig steigen die Pensionsverpflichtungen si-
cherlich auf 8 Milliarden Euro an. Das heißt, die Aus-
gaben für die Pensionen übersteigen die jetzige
Summe für den Länderfinanzausgleich. Lassen Sie
uns eines klarstellen, liebe Kolleginnen und Kollegen:
Wir stehen zu den Pensionsversprechen für die Be-

amten, sehr geehrter Herr Habermann. Dann muss
man aber auch dafür Vorsorge treffen. Das tut die
Staatsregierung eben nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was machen wir ei-
gentlich, wenn die Einnahmen nicht mehr so sprudeln
wie in den vergangenen sechs Jahren und wenn dann
kein Geld mehr in der Rücklage ist, weil laut offizieller
Planung der Staatsregierung 2018 die Rücklage nur
noch 1 Milliarde Euro vorzuweisen hat? Das soll jetzt
kein Horrorszenario werden; dazu besteht im Moment
noch kein Anlass. Bei allen Jubelmeldungen über
Bayern haben Sie aber keine Antwort auf alle diese
Fragen. Feststeht, dass Sie endlich Antworten auf
diese Fragen finden müssen, sonst bekommen wir
massive Haushaltsprobleme.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wie kommen wir da raus? – Wir müssen die Ausga-
ben endlich auf wesentliche Projekte konzentrieren.
Wir müssen Prioritäten setzen, damit uns die Ausga-
ben in Zukunft nicht über den Kopf wachsen. Das
wurde mit diesem Haushalt aber wieder nicht ge-
macht. Wir müssen mehr in Bildung investieren, damit
Bayern ein starkes Land bleibt und bleiben kann, und
wir müssen den Pensionsfonds zu einem echten Pen-
sionsfonds machen. Lediglich 100 Millionen Euro pro
Jahr für die Vorsorge, das ist ein Witz! Gerade ange-
sichts der zahlreichen Stellenmehrungen brauchen
wir wirkliche Vorsorge.

Unsere Vision sieht folgendermaßen aus: Wir sorgen
mit Klimaschutz vor; die Bildung von der Kita bis zur
Hochschule ist so gut finanziert, dass genügend Lehr-
kräfte zur Verfügung stehen und möglichst kein Unter-
richt ausfällt. Wir fordern ein flächendeckendes Ange-
bot an Ganztagsschulen, in denen Inklusion gelebt
werden kann. Kurz: Wir fordern, dass die Jugend mit
guter Bildung für die Zukunft gerüstet ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nach unserer Vision wird die Landwirtschaftsförde-
rung mehr und mehr auf Bio umgestellt. Der öffentli-
che Nahverkehr in den Städten – und im ländlichen
Raum! – wird so gut finanziert und ausgebaut, dass
wir deutlich weniger Autoverkehr brauchen. Der Haus-
halt ist mit Rücklagen für steigende Pensionsausga-
ben und für wirklich unvorhergesehene Ausgaben ge-
rüstet, damit es nicht mehr vorkommt, dass immer
wieder ein bisschen draufgesattelt wird.

Wenn ich vor diesem Hintergrund auf den vorliegen-
den Doppelhaushalt blicke, dann sage ich Ihnen deut-
lich: Lassen Sie Ihr Selbstlob einfach mal stecken!
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Minus 1,1 Milliarden Euro im Jahr 2017, minus
0,6 Milliarden Euro im Jahr 2018 – das sind die Fak-
ten. Von wegen "postfaktisch", Herr Minister Söder!
So hoch war das Einnahmenminus, als der Haushalt
im September aufgestellt wurde. Jetzt sollen es noch
einmal 25 Millionen Euro weniger im Jahr 2017 und
34 Millionen Euro weniger im Jahr 2018 sein; diese
Zahlen ergeben sich aus der Nachschubliste, die die
Ausgaben enthält, die im Laufe der Beratungen hinzu-
gekommen sind. Kleinere Veränderungen im Steuer-
recht verursachen ein Minus von 22 Millionen Euro im
Jahr 2017 und ein Minus von 425 Millionen Euro im
Jahr 2018.

In der Summe ergibt sich für das Jahr 2017 ein Minus
von 1,2 Milliarden Euro; diese werden der Rücklage
entnommen. Im Jahr 2018 muss die Rücklage um gut
1 Milliarde Euro geplündert werden.

Im Jahr 2017 muss der Staat 1,2 Milliarden Euro her-
nehmen, um die vielen, vielen Ausgabenwünsche zu-
friedenzustellen. Die CSU-Klientel hat offensichtlich
eine Menge teurer Wünsche. Ernsthafte Investitionen
in die Zukunft kann ich, im Gegensatz zu den Be-
hauptungen von CSU und Staatsregierung, in diesem
Haushalt nicht erkennen.

Im Jahr 2018 nehmen Sie gut 1 Milliarde Euro vom
Sparbuch. Bislang ist es gut 1 Milliarde; denn 2018
ist, wie wir alle wissen, ein Wahljahr. Ich garantiere
Ihnen, dass Sie im Vorfeld der Wahl bei den Ausga-
ben noch einmal ordentlich draufsatteln werden, dass
noch einmal ordentlich "investiert" wird. Das war bis-
her in jedem Landtagswahlkampfjahr so. Diesmal
werden Sie erst recht auf diese Methode zurückgrei-
fen, da Sie – das sage ich Ihnen schon heute voraus
– Panik bekommen werden, dass die Sprüche, mit
denen Sie mit der AfD in Konkurrenz treten, nicht
mehr ausreichen könnten, um die Wähler einzufan-
gen. Daher wird es zusätzlich zu Ihren rechten Sprü-
chen noch schnell Geschenke für die Wähler geben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fakt ist – ich fasse es gern zusammen –: Der Haus-
halt ist trotz Rekordeinnahmen mit 2,2 Milliarden Euro
im Minus. Die Rücklagen entwickeln sich laut offiziel-
len Prognosen folgendermaßen: Im Jahr 2015 waren
gut 6 Milliarden Euro in den Rücklagen. Im Jahr 2018
wird es noch gut 1 Milliarde Euro sein. An diesen Zah-
len wird deutlich, wie die Rücklagen geplündert wer-
den. Wenn man sich dies vor Augen hält, dann er-
kennt man, dass Herr Minister Söder seine vielen
Versprechungen und Ankündigungen, die Steuern
massiv zu senken – er hat sie heute Vormittag wieder-
holt –, nur deswegen machen kann, weil er selbst

weiß, dass er sich nicht durchsetzt. Anders ist es nicht
zu erklären. Da auch ihm bewusst ist, dass er sich in
Berlin nicht durchsetzen kann, hören wir von ihm alle
Jahre wieder, besonders laut und vernehmbar vor
jeder Wahl, dass der Mittelstand dringend steuerlich
entlastet werden müsse.

Ja, in diesem Punkt bin ich Ihrer Meinung, Herr Minis-
ter. Richtig so! Der Mittelstand muss entlastet werden.
Dies ist aber nur mit einer seriösen Gegenfinanzie-
rung möglich. All die unrealistischen Ideen des baye-
rischen Finanzministers sind allerdings keine Gegenfi-
nanzierung. Im Gegenteil, dadurch würden weitere
Löcher in die Staatskasse gerissen. Der Betrag, den
Bayern aus der Erbschaftsteuer einnimmt, ist jüngst
sogar nochmals gestiegen; mittlerweile sind es
1,4 Milliarden Euro. Das ist kein kleiner Beitrag zur Fi-
nanzierung des Haushalts. Wenn sich der bayerische
Finanzminister mit seiner Forderung nach Abschaf-
fung der Erbschaftsteuer durchgesetzt hätte – zum
Glück ist ihm das nicht gelungen –, dann müssten wir
diese 1,4 Milliarden Euro auch noch der Rücklage
entnehmen. Anders formuliert: Es gäbe längst keine
Rücklage mehr. Das ist übrigens nicht meine Rech-
nung, sondern die Rechnung der Staatsregierung. An-
gesichts der Zahlen ist es völlig absurd, wenn Sie
immer wieder den Eindruck erwecken, Bayern könne
auf diese Einnahmen verzichten. Das Gegenteil ist
der Fall.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Außerdem wäre es höchst ungerecht – anders kann
man es nicht bezeichnen –, wenn Erben entlastet und
Bezieher mittlerer Einkommen immer stärker belastet
würden.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, in den Haus-
haltsberatungen, die an vielen Tagen mehrere Stun-
den dauerten, meist von 8 Uhr bis 16 Uhr, haben wir
Ihnen zahlreiche Möglichkeiten aufgezeigt, den Haus-
halt nach Plan umzustrukturieren. Leider haben Sie
wieder einmal nichts davon umgesetzt. Stattdessen
haben Sie überall etwas draufgesattelt, das heißt,
überall etwas mehr Geld veranschlagt. Dagegen steht
unser Konzept, das grüne Konzept. Wir stellen uns
den Herausforderungen der Zukunft.

Ja, man kann jeden Euro nur einmal ausgeben.
Glücklicherweise ist heute schon zweimal darauf hin-
gewiesen worden, dass wir zu jedem unserer Anträge
Gegenfinanzierungsvorschläge vorgelegt haben. Wir
wollen die Mittel umschichten.

Es ist notwendig, klar festzulegen, was Aufgabe des
Staates ist und was nicht dazugehört. Dann ist zu klä-
ren, wie die Erfüllung der Aufgaben finanziert werden
soll. Diesen Fragen müssen wir uns stellen. Man kann
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sich nicht überall lieb Kind machen, wenn man be-
nennt, was nicht Aufgabe des Staates ist bzw. welche
Umschichtungen zugunsten wichtigerer Aufgaben vor-
genommen werden sollen. Das ist Politik, nichts ande-
res. Politik muss die Rahmenbedingungen setzen.
Politik muss den Einzelnen und die Einzelne befähi-
gen, handlungsfähig zu sein.

Es gehört nicht zu unseren Aufgaben, eine weitere
Transferleistung in dreistelliger Millionenhöhe mal
eben draufzusatteln. Herr Kollege Weidenbusch ist
leider nicht da; wir hatten im Haushaltsausschuss
eine sehr angeregte Diskussion. Es ist keine Staats-
aufgabe, Eltern dafür zu fördern, dass sie ihr Kind
nicht in die Krippe schicken. Dies als Staatsaufgabe
zu definieren, ist einfach falsch.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es wäre unsere Aufgabe, das Geld, das dafür ver-
wendet wird, richtig anzulegen, nämlich in bessere
Betreuung und Bildung im vorschulischen Bereich.
Alle Studien besagen, dass der Grundstein für Chan-
cengerechtigkeit in der Vorschule gelegt wird. Alle
Studien stellen ebenso fest, dass die westlichen Län-
der, insbesondere wir, das reiche Deutschland, es
nicht schaffen, genügend Geld in die Vorschule zu in-
vestieren.

Ja, ich wünsche mir ein Bayern, in dem der Schulab-
schluss endlich weniger als bisher vom Geldbeutel
der Eltern abhängt. Ich wünsche mir ein Bayern, in
dem Familien ermutigt werden, ihre Kinder in die Kin-
dertagesstätte zu geben, und zwar in eine mit ordent-
lich bezahlten Erzieherinnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ordentlich bezahlte Erzieherinnen, dafür wäre das
Betreuungsgeld sinnvoll investiert. Aber Hauptsache,
Sie behalten recht und drücken Ihr Betreuungsgeld ir-
gendwie durch.

Wir haben weitere Umschichtungen beantragt, die für
die Zukunft stehen, nicht aber für Ihre rückwärtsge-
wandte Politik: 130 Millionen Euro wollen wir beim
Neubau von Staatsstraßen kürzen; dabei haben wir
konservativ und ehrlich gerechnet. Stattdessen wollen
wir mehr Geld für den öffentlichen Nahverkehr und die
Radwege zur Verfügung stellen.

23 Millionen Euro wollen wir beim Marketing für die
konventionelle Landwirtschaft kürzen. Stattdessen
wollen wir den Öko-Landbau – und so weiter, und so
weiter – fördern.

Wir haben Ihnen etliche andere Möglichkeiten aufge-
zeigt, den Haushalt zukunftsfest zu machen, das

heißt, umzuschichten zugunsten von Klimaschutz,
Energiewende, Bildung und Inklusion. Unser Haus-
haltsentwurf ist gegengerechnet und an der Zukunft
orientiert. Die Bereiche energetische Sanierung und
Bauunterhalt sollen mehr Geld bekommen.

Unser Haushaltsentwurf hält internationales Recht
ein, weil bei uns Inklusion eben kein Fremdwort ist.
Wir wissen, dass es für die Inklusion mehr Lehrkräfte
als bisher braucht. Inklusion ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe.

Es braucht endlich einen wirklichen Schritt in Richtung
barrierefreies Bayern und nicht nur leere Verspre-
chungen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Unser Haushalt investiert in die Kinder von klein an,
von der dualen Ausbildung bis zum Hörsaal. Unser
Haushalt ist nachhaltig; denn wir investieren tatsäch-
lich in die Zukunft unserer Kinder. Das und nichts an-
deres muss die Maxime unseres Handelns sein.

Dazu gehört auch, dass wir nachfolgende Generatio-
nen nicht mit Altlasten überfordern, etwa, wenn es um
die Altersversorgung der Beamtinnen und Beamten
geht. Es braucht eben auch hier eine vorsorgende Po-
litik, einen Pensionsfonds, der seinen Namen ver-
dient, damit die Versorgungsausgaben nicht die Aus-
gaben für den Länderfinanzausgleich überholen.

Der Kompromiss, den die 16 Ministerpräsidentinnen
und Ministerpräsidenten zum Länderfinanzausgleich
ausgehandelt haben, ist gut. Es ist auch kein Wunder,
dass er gut ist; denn dieser Kompromiss entspricht
genau einem grünen Konzept von vor über sechs
Jahren.

(Beifall bei den GRÜNEN – Thomas Kreuzer
(CSU): Oh Gott!)

Ich kann Ihnen nachher noch die Drucksachennum-
mer mitgeben, falls Sie für die Weihnachtsferien eine
Lektüre brauchen. Allerdings wird die Idee, nach der
der Länderfinanzausgleich jetzt gestaltet ist, in den
kommenden drei Jahren nichts ändern. Auch nach
2020 wird er angesichts der Haushaltspolitik des
bayerischen Finanzministers nicht viel bringen.

Der Kompromiss zum Länderfinanzausgleich ist gut,
weil die Ausgleichszahlungen zwischen den Ländern
endlich wegfallen. Die Neiddebatten, die wir hier so
oft gehört haben und die vom Ansatz her so unsäglich
falsch sind, weil sie an der Sache vorbeigehen, sind
dann hoffentlich endlich vorbei.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Was die Einnahmen angeht, die wir durch den Kom-
promiss nach dem grünen Vorbild erlösen: Es handelt
sich um 1,3 Milliarden Euro für Bayern. Bayern wird
sich also 1,3 Milliarden Euro sparen. Sie verpuffen
aber, wenn der Finanzminister so weitermacht, näm-
lich ohne Plan und Konzept Geld ausgeben, ausge-
ben und nochmals ausgeben.

Die Einnahmen in Bayern sind 2014 um fast 3 Milliar-
den Euro gestiegen. 2018 werden die Einnahmen vo-
raussichtlich um 2 Milliarden Euro steigen. Was ist
aber der Effekt? – Minister Söder kann den Haus-
halt 2017 und 2018 nicht ohne massive Entnahmen
vom Sparbuch ausgleichen. 1,3 Milliarden Euro Erlö-
se aus dem neuen System des Länderfinanzaus-
gleichs gehen bei seinem internen Wahlkampf um den
Posten des Ministerpräsidenten einfach unter.

Eigentlich waren die Erlöse aus dem neuen Länderfi-
nanzausgleich aber für etwas ganz anderes vorgese-
hen. Erinnern wir uns alle: Es gab das Konzept oder
die einmal dahingeworfene Nummer von der Schul-
dentilgung bis 2030. Es sollte so sein, dass die Erlö-
se, die man mit dem neuen Konzept des Länderfi-
nanzausgleichs erzielt, in die Schuldentilgung gehen.
Die Schuldentilgung wird aber nicht funktionieren, weil
es tatsächlich so ist, dass die CSU-Haushalts- und
Steuerpolitik allen alles verspricht.

Jetzt komme ich vom großen Länderfinanzausgleich
zum kleinen Länderfinanzausgleich. Die Kollegen
haben es vorher schon gesagt: Es ist nicht Ihr Ver-
dienst, dass der kommunale Finanzausgleich so hoch
ist – es tut mir herzlich leid. Die Höhe geht auch nicht
auf eine besondere Kommunalfreundlichkeit der CSU
zurück – hören Sie endlich damit auf! Die Höhe ergibt
sich schlicht und ergreifend aus der hohen Gesamt-
summe der Steuern. Das ist es einfach. – Punkt; fer-
tig!

Den Anteil, den die Kommunen bekommen, haben
Sie eben nicht erhöht. Sie sind nicht in einen höheren
Anteil eingestiegen. Dies wäre aber dringend notwen-
dig, um die Kommunen endlich unabhängiger zu ma-
chen,

(Beifall bei den GRÜNEN)

insbesondere unabhängiger von den zahllosen Ein-
zelförderungen im kommunalen Finanzausgleich, mit
denen wir die Kommunen übrigens bevormunden. Wir
streben für die Kommunen schrittweise 15 % des Ge-
samteinkommens des Steuerverbundes an. Vor allem
sollten die Kommunen von der ständigen Ausweisung
neuer Gewerbegebiete unabhängiger sein. Der wahn-
sinnige Flächenverbrauch, die Landschaftsversiege-
lung muss beendet werden, und zwar nicht nur in

Ihren Sonntagsreden, sondern auch de facto. Achten
und schützen Sie endlich unsere Natur!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Apropos Kommunen: Es vergeht kaum ein Tag, an
dem der selbsternannte Heimatminister Söder nicht
pressewirksam irgendeinen Termin zum Breitband-
ausbau im ländlichen Raum wahrnimmt. Da werden
dann die Förderbescheide überreicht und Floskeln
vom digitalen Ausbau auf dem Land gedroschen.
Jetzt kommt auch noch Wirtschaftsministerin Aigner
mit dem "eDorf". Ich finde, Sie sollten Ihren Konkur-
renzkampf anderswo austragen, nicht bei dem wichti-
gen Thema des Breitbandausbaus für den ländlichen
Raum. Zu hoffen bleibt, dass beim "eDorf" das Geld
nicht nur in die Werbung statt in den dringend nötigen
Netzausbau fließt, damit zukünftig auch andere Dörfer
in Bayern von den Erfahrungen profitieren. Das ist ja
ein Modellprojekt.

Wenn die Bayerische Staatsregierung wirklich eine
Ahnung davon hätte, was sie tut, wüsste sie, dass Än-
derungen in ihrem Förderprogramm für den Ausbau
der Glasfaserleitungen dringend notwendig sind, weil
wir ansonsten in einem Großteil der Orte noch lange
auf 30-Mbit-Leitungen sitzen bleiben und der ländliche
Raum damit tatsächlich abgehängt wird und für die di-
gitale Zukunft nicht gerüstet ist. Damit wir uns nicht
missverstehen: Der Breitbandausbau auf dem Land
muss endlich kommen. Das haben wir GRÜNE schon
jahrelang gefordert. Sie müssen jetzt aber dafür end-
lich die politischen Weichen stellen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Übrigens: Wenn die CSU, der Ministerpräsident oder
auch der Finanzminister von den Schulden Bayerns
spricht, dann ist dabei von den Schulden der Landes-
bank nicht die Rede. Etwas Ehrlichkeit würde Ihnen
auch hier gut zu Gesicht stehen. Auch die Schulden
der Landesbank sind Schulden. So einfach ist das. –
Punkt! Das sind Schulden.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Schulden sind
Schulden!)

– Genau. Auch diese müssen getilgt werden. Wir
sprechen dabei über gut 8 Milliarden Euro. Die Lan-
desbank selbst wird mit 1 Milliarde Euro zur Schul-
dentilgung beitragen. Den Rest aber, also 7 Milliarden
Euro, müssen die Steuerzahlerinnen und Steuerzah-
ler aufbringen.

Apropos Ehrlichkeit: Wenn Markus Söder im nächsten
Jahr 500 Millionen Euro Schulden tilgt, aber gleichzei-
tig 1,2 Milliarden Euro aus der Rücklage nimmt, ist
das eine glatte Täuschung der Öffentlichkeit.
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(Beifall bei den GRÜNEN – Lachen bei der CSU)

Mir wäre es lieber, wenn der Finanzminister kein Mär-
chenerzähler wäre.

Für 2018 sieht es nicht besser aus. Bislang ist klar:
2018 wird für 500 Millionen Euro Tilgung eine gute
Milliarde Euro vom Sparbuch genommen. Das liegt
auf der Hand: Wenn man etwas rechnen kann, stellt
man fest, dass an der Rechnung des Finanzministers
etwas nicht stimmt. Ja, auch dieser Haushalt kommt
ohne neue Verschuldung aus. Es stimmt, dass er
ohne neue Verschuldung auskommt. Das ist aber
eben Glück oder eben auch

(Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))

das Verdienst der Bürgerinnen und Bürger – dies zu
sagen gehört auch zur Ehrlichkeit –, aber nicht das
Ergebnis Ihrer Planungen oder Ihrer Arbeit.

Auch bei den Haushaltsresten gibt es mehr Plan als
Taten. Haushaltsreste klingt vielleicht zunächst einmal
ziemlich technisch. Man könnte sagen, dass die Men-
schen nicht besonders viel Interesse an dem Thema
Haushaltsreste haben. Wenn ich aber Haushaltsreste
habe und sie nicht ausgebe, gleichzeitig aber große
Defizite habe, wie zum Beispiel bei der Barrierefreiheit
der Bahnhöfe, muss ich mir schon eine Frage stellen.
Auf der einen Seite horte ich die eigentlich genau
dafür vorgesehenen Haushaltsreste, auf der anderen
Seite werden die Bahnhöfe nicht barrierefrei.

(Zuruf des Abgeordneten Hans Herold (CSU))

Apropos Bahnhof: Sehen Sie manchmal das Baye-
rische Fernsehen? – Dann habe ich für die Weih-
nachtsferien vielleicht einen Tipp. Der Tipp ist, sich im
letzten "Schleich-Fernsehen" einen Beitrag zur
Stammstrecke anzusehen. Darin wird kurz und knapp
erklärt, wie es sich mit der Stammstrecke verhält. Ich
spreche vom zweiten Stammstreckentunnel. Die zwei-
te Stammstrecke kostet ungeheuerlich viel Geld. Die
Kosten sind in den letzten Jahren allein in der Pla-
nungsphase bereits um ein Vielfaches angestiegen.
Als ich 2009 in den Landtag nachgerückt bin, war von
1,6 Milliarden Euro die Rede. Heute sind wir bei
3,6 Milliarden Euro, und wir haben noch nicht einmal
angefangen zu bauen. Wir sind immer noch in der
Planung. Vor allem aber löst diese zweite Stammstre-
cke die Probleme des Personennahverkehrs nicht,
nicht einmal ein klein wenig – im Gegenteil: Seit Jah-
ren blockieren die Planungen zum zweiten S-Bahn-
Tunnel in München vernünftige Ausbaumaßnahmen
im Münchner S-Bahn-Netz und auch Elektrifizierun-
gen in ganz Bayern – die Strecke München – Mühl-
dorf ist hier ein Stichwort. Aber das Geld ist eben
nicht nur für München da. Das wirft man uns ja immer

gerne vor. Im Grunde machen Sie es aber leider
genau falsch. Sie blockieren wegen des Tunnels alles,
was für ganz Bayern vorgesehen ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Blicken wir einmal zurück. Der Bau der zweiten
Stammstrecke sollte eigentlich im Jahr 2010 fertig
sein. Ich rede hier von "fertig sein" und nicht von "an-
fangen". Jetzt schreiben wir das Jahr 2016, und Sie
haben mit der Stammstrecke noch nicht einmal ange-
fangen. Sie werden auch in den nächsten zehn Jah-
ren nicht fertig werden. Es ist auch noch völlig offen,
ob Sie jemals damit anfangen werden. Sie weigern
sich, von diesem Großprojekt abzurücken und die
dringend notwendigen, sinnvolleren Maßnahmen
durchzuführen. Dies müssen die Fahrgäste im Raum
München jeden Tag aufs Neue, jeden Tag, ausbaden.
Abgesehen davon wären viele Fahrgäste bereits froh,
wenn die erste Stammstrecke verlässlich funktionie-
ren würde, bevor mit dem Bau einer zweiten Stamm-
strecke begonnen wird.

Was die Region München tatsächlich ganz dringend
braucht, ist ein Ringsystem. Jede andere Großstadt
hat ein Ringsystem, nur eben München nicht. Um die
Mobilität bei steigenden Einwohnerzahlen stadt- und
umweltverträglich gewährleisten zu können, müsste
eine Ringstraße gebaut werden. Falls es zur zweiten
Stammstrecke in Form des Tunnels kommt, ist dafür
überhaupt kein Geld mehr übrig. Das Projekt ist nicht
nur verkehrs-, sondern auch haushaltspolitisch völlig
daneben und untauglich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, gehen wir weg
von der Stammstrecke und hin zu den hohen Haus-
haltsresten. Diese sind alles andere als demokratisch.
Die angehäuften Reste sind ein Weg, das Königsrecht
des Parlaments zu umgehen. Ende 2015 betrugen die
Haushaltsrechte 5,4 Milliarden Euro! Das ist wirklich
eine kritische Summe. Fangen Sie damit endlich
etwas an. Fangen Sie endlich etwas Sinnvolles mit
diesen unseren Haushaltsresten an. Sie könnten sie
für die Grundfinanzierung an den bayerischen Univer-
sitäten oder für den Ausbau von Bahnhöfen nutzen.
Somit könnten ältere Menschen, Menschen mit Behin-
derung oder Menschen mit Kinderwagen endlich ohne
Hindernislauf zum Zug kommen. Alternativ könnten
wir klar und deutlich dafür appellieren, die Haushalts-
reste einzuziehen, damit diese wieder dem Allgemein-
wohl zur Verfügung stehen können und Sie damit
nicht etwa für Ihren Wahlkampf im Jahr 2018 sorgen
können. Ich habe gerade vom Königsrecht des Parla-
ments gesprochen. Sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen der CSU, seien Sie mir nicht böse, aber hel-
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denhaft ist das nicht, wie Sie mit dem Königsrecht im
Bayerischen Landtag umgehen. Das, was Sie mit
dem Haushalt machen, entspricht eher einem Zwer-
genrecht. Es wäre an uns als Parlament, den Haus-
halt zu gestalten, umzugestalten und umzuschichten,
etwa zugunsten eines besseren Klimas oder unserer
Kinder.

Sie nutzen den Haushalt, um Ihr Spielgeld regional
aufzuteilen. Die Staatsregierung stellt Ihnen das
Spielgeld großzügig zur Verfügung. Inzwischen be-
trägt es nicht mal mehr ein Promille des Haushaltsvo-
lumens. Früher war ein Promille des Haushaltsvolu-
mens eine Hausnummer. Das Haushaltsvolumen
steigt mit diesem Haushalt auf knapp 60 Milliarden
Euro an. Aber das Spielgeld ist bei 50 Millionen Euro
geblieben.

Hinzu kommt, dass Sie sich damit zufriedengeben,
dass für ein Jahr nicht einmal ein Promille des baye-
rischen Haushalts ausgegeben wird. Anschließend
sind Sie wieder von der Staatsregierung abhängig, ob
Sie wieder Spielgeld für das Jahr 2018 bekommen,
das nicht einmal ein Promille beträgt. Die Frage ist, ob
Ihnen die Staatsregierung das Spielgeld im Nach-
tragshaushalt großzügigerweise wieder zugesteht.
Das ist ein Zwergenrecht, wenn man es so ausübt.

Aber Bayern ist es wert, eine ernsthafte Haushaltspo-
litik zu haben. Bayern ist es wert, eine Politik zu
haben, die gestalten will, Prioritäten setzt und vor
allem in die Zukunft gerichtet ist. Mit diesem Haus-
haltsentwurf hätten Sie die Chance zum Gestalten
und Umschichten zugunsten von Politik, Bildung,
Energiewende und Generationengerechtigkeit gehabt.
Diese Chance haben Sie mal wieder verpasst. Mit un-
serem grünen Haushaltsentwurf hätten Sie die Chan-
ce gehabt, wie Königinnen und Könige zu handeln.
Sie hätten damit endlich die notwendigen Zukunftshe-
rausforderungen angehen können. Sie hätten anstän-
dig in Inklusion, Vorsorge, Bildung und Energiewende
investieren können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zum Schluss möchte ich dem Ausschussbüro einen
großen Dank aussprechen. Die Haushaltsberatungen
waren eine Heidenarbeit, auch wegen der vielen kurz-
fristigen Tischvorlagen der CSU. Die vielen, vielen
Stunden Haushaltsberatung waren eine Riesenarbeit.
Herr geschätzter Kollege Güller, mit 24 Stunden
haben Sie sich heute Vormittag ein bisschen verrech-
net. Diese Anzahl an Stunden hatten wir wahrschein-
lich teilweise in einer Woche. Dem Ausschussbüro gilt
ein herzliches Dankeschön. Ich möchte mich auch bei
der Verwaltung, besonders im Finanzamt, für die
viele, viele Vorarbeit bedanken. Ich möchte mich auch

beim Vorsitzenden Peter Winter für die sehr, sehr an-
genehme Leitung und Führung der Haushaltsberatun-
gen bedanken. Auch danke ich den Kolleginnen und
Kollegen des Haushaltsausschusses. Egal wie sehr
wir uns dort fetzen, können wir danach auch ein Bier
miteinander trinken gehen. Dafür bedanke ich mich
ganz herzlich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Frau Kollegin Stamm. – Jetzt hat der Ausschussvor-
sitzende Winter das Wort. Bitte schön.

Peter Winter (CSU): Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir haben in aller Freund-
schaft ein Bier miteinander getrunken. Das stimmt so.
Liebe Frau Kollegin Stamm, du wolltest keine Panikre-
de und keine Horrorrede halten. Du hast festgestellt,
dass Bayern ein starkes Land ist und dies auch blei-
ben soll. Ich verspreche dir: Solange die CSU hier in
Bayern die Mehrheit hat, wird Bayern ein starkes
Land bleiben.

(Beifall bei der CSU)

Für wen du allerdings die Rede gehalten hast, kann
ich nicht so richtig beurteilen. Ich denke, die Rede war
mehr an deine Fraktion als an den Landtag gerichtet.
Aber das ist die Bewertung jedes Einzelnen von uns.

Lieber Günther Knoblauch, alter Bürgermeisterkolle-
ge, du solltest den Oberbürgermeister von Nürnberg
nicht herabsetzen. Ich weiß nicht, wie oft du bei Haus-
haltsberatungen bzw. bei Finanzausgleichsberatun-
gen mit dem Herrn Maly zu tun hattest. Er ist ein gro-
ßer Verfechter der bayerischen Städte und nimmt
seine Aufgabe als Städtetagsvorsitzender sehr ernst.
Er verhandelt auch sehr hart. Aber er erkennt auch
die Leistungen an, die bei diesen gemeinsamen Ver-
handlungen rauskommen.

Du hast gesagt, dass es kein Geld für die Musikschu-
len gibt. Du solltest dir die letzten Haushalte anschau-
en. Ich würde gerne noch mehr geben; das gebe ich
ganz offen zu. Aber man muss auch die Entwicklun-
gen sehen. Gott sei Dank gibt es sehr viele Neugrün-
dungen bei den Musikschulen. Trotz alledem haben
wir über die Fraktionsinitiative wieder Geld zuge-
schossen. Ich weiß, dass das Themen sind, die die
Bürgermeister beschäftigen. Ich habe die versammel-
te kommunale Familie gefragt, ob sie sich bei den Zu-
wächsen denn nicht vorstellen könnten, etwas für die
Bäder zu tun. Damals betrugen die Zuwächse über
240 Millionen Euro. Diese wurden jetzt nochmals um
70 Millionen Euro erhöht. Wie möchte man das auch
anders als über das FAG regeln? Die übereinstim-
mende Meinung der kommunalen Familie war: Wir
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haben jetzt andere Probleme, die wir zu bewältigen
haben. Das wollte ich nur noch zu diesem Thema
sagen.

Richtig ist, dass der Doppelhaushalt 2017/2018 wie-
der einmal ein hartes Stück Arbeit für uns alle war.
Daher freue ich mich umso mehr, dass wir heute nach
vier arbeitsintensiven Sitzungswochen im Haushalts-
ausschuss den Doppelhaushalt verabschieden kön-
nen. Ich bin sehr gespannt, wer diesem Doppelhaus-
halt zustimmen wird. An dieser Stelle möchte ich mich
bei allen Kolleginnen und Kollegen im Ausschuss be-
danken. Wir bemühen uns wirklich, diese Herausfor-
derungen konstruktiv und miteinander zu meistern.
Wir diskutieren kontrovers und intensiv. Aber wir blei-
ben auch konstruktiv. Ich wiederhole: Es gelingt uns
immer noch, nach getaner Arbeit ein Bier miteinander
zu trinken.

(Beifall bei der CSU)

In diesem Zusammenhang gilt mein besonderer Dank
auch unserem tüchtigen Finanzminister Herrn
Dr. Markus Söder, seinem Staatssekretär Albert
Füracker und allen weiteren Kabinettsmitgliedern für
ihre Präsenz bei den Beratungen.

(Beifall bei der CSU)

Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Aus-
schussbüros, aller Fraktionen sowie der Ministerien
danke ich für die gute Vorbereitung der Sitzungen. In
meinen Dank einschließen möchte ich aber vor allem
den bayerischen Steuerzahler, der für das finanzielle
Fundament sorgt, auf dem unsere solide Finanzpolitik
beruht. Nicht vergessen will ich unsere Landtagspräsi-
dentin und ihr für die Wegzehrung in diesen langen
Sitzungen danken. Frau Kollegin Stamm hat zu Recht
gesagt, dass die Sitzungen von 8.00 Uhr morgens bis
5.00 Uhr abends gingen. Besonders möchte ich auch
unserem fleißigen Stenografischen Dienst danken,
der nicht nur bei der Marathonsitzung letzte Woche
besonders schwer gefordert war.

(Allgemeiner Beifall)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von SPD und GRÜ-
NEN, Sie setzen sich sonst immer vehement für den
Arbeitsschutz ein. Ich finde es wirklich schade, dass
Ihnen diese Show letzte Woche wichtiger war als der
Arbeitsschutz der Landtagsbediensteten, die letzte
Woche zum Teil mehr als 20 Stunden am Stück arbei-
ten mussten.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten
Christine Kamm (GRÜNE))

Dass man von einer Sternstunde des Parlamentaris-
mus sprechen kann, wie es Herr Rinderspacher getan
hat, bezweifle ich sehr.

(Beifall bei der CSU)

Im Haushaltsausschuss haben wir in den letzten Wo-
chen neben dem Haushaltsgesetz und dem Finanz-
ausgleichsänderungsgesetz auch 15 verschiedene
Einzelpläne beraten. Insgesamt wurden rund 570 Än-
derungsanträge und 15 Eingaben zum Doppelhaus-
halt und zum FAG-Änderungsgesetz gestellt. Die
CSU-Fraktion hat dabei mit 63 eigenen Anträgen
deutliche Akzente gesetzt, auf die ich später noch
kommen werde. Bei einer Durchsicht der Änderungs-
anträge der Opposition fällt vor allem eines auf: Die
Opposition hat einen Teil ihrer Anträge vom letzten
Doppelhaushalt kopiert und erneut gestellt.

(Harald Güller (SPD): Das machen wir so lange,
bis Sie die Anträge annehmen!)

Deshalb wundere ich mich auch nicht, dass wir jetzt
mit rund 570 Anträgen gut 80 Anträge mehr bewälti-
gen mussten. In meiner Rede zur Ersten Lesung habe
ich gefragt, welche Fraktion wohl den Rekord bei den
Mehrforderungen zum Doppelhaushalt aufstellen wird.
Die Frage ist jetzt geklärt. Sie alle wird es nicht über-
raschen, dass die FREIEN WÄHLER mit insgesamt
rund 3,2 Milliarden Euro Mehrforderungen unange-
fochtener Spitzenreiter sind.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Hubert Ai-
wanger (FREIE WÄHLER): Gut angelegtes
Geld!)

Damit liegen die FREIEN WÄHLER zwar unter ihrem
bisherigen Rekord von 3,8 Milliarden Euro beim letz-
ten Doppelhaushalt, sie haben aber immer noch kei-
nen soliden finanzpolitischen Kurs. Lieber Herr Aiwan-
ger, Ihr Motto lautet: Mehr fordern kostet nichts,
jedenfalls nicht die FREIEN WÄHLER. Die FREIEN
WÄHLER haben wieder keine geeigneten Vorschläge
zur Gegenfinanzierung gemacht. Herr Kollege Pohl,
dann dürfen Sie sich auch nicht wundern, dass wir
schon alleine aus diesem Grund diese Anträge ableh-
nen müssen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Ihr würdet
sie so oder so ablehnen!)

Bezeichnend ist auch, was Sie bei Ihrer Pressekonfe-
renz am 2. November zur Finanzierung Ihrer Forde-
rung nach zwei zusätzlichen Kommunal-Milliarden er-
klärt haben. Sie sagten, in den letzten Jahren habe es
immer wieder Haushaltsüberschüsse – Frau Stamm
spricht von Sparbüchern – von 2 bis 3 Milliarden Euro
gegeben. Damit wäre auch die Kommunal-Milliarde fi-
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nanziert. Auf den Einwand, der nicht von uns kam,
dass dies keine Gegenfinanzierung sei, und die
Frage, wo Sie bei Ausgaben streichen wollen, haben
Sie erwidert: Ich bin nicht der Finanzminister; die Fi-
nanzierung soll aus der stillen Reserve erfolgen.

(Lachen bei der CSU)

Herr Kollege Pohl, wir spielen kein Haushaltslotto.
Kein Haushälter plant mit Überschüssen. Der Haus-
haltsplan muss bereits bei der Planung in Einnahmen
und Ausgaben ausgeglichen sein, nicht erst im Voll-
zug. Das ist das kleine Einmaleins. Gott sei Dank
spielen wir kein Haushaltslotto, sondern planen seriös
und solide. Ihr Fraktionsvorsitzender Aiwanger hat
vorgestern in seiner Pressemitteilung zum Doppel-
haushalt erklärt: Wir FREIE WÄHLER vertreten ganz
klar die Forderung, uns auf das Machbare zu konzen-
trieren. Wie das zu den Mehrforderungen der FREIEN
WÄHLER von insgesamt 3,2 Milliarden Euro passt, ist
mir ein Rätsel. Das finanziell Machbare können Sie,
Herr Aiwanger, jedenfalls mit Ihren Vorschlägen zur
Haushaltspolitik nicht gemeint haben.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Der Nach-
tragshaushalt wird so hoch sein wie unser Vor-
schlag!)

Liebe Frau Kollegin Stamm von den GRÜNEN, wir
sind nicht oft einer Meinung. Das schadet jedoch
nichts. Trotzdem muss ich Sie ein ganz klein wenig
loben, und zwar dafür, dass Sie sich bei Ihren Anträ-
gen wenigstens Gedanken zur Gegenfinanzierung ge-
macht haben. Akzeptabel sind Ihre Vorschläge für uns
dennoch nicht. Sie wollen das Betreuungsgeld und
das Landeserziehungsgeld abschaffen, keine Schul-
den tilgen, sondern das Geld dem Pensionsfonds zu-
führen, die Mittel für den Staatsstraßenbau um insge-
samt 130 Millionen Euro kürzen und das Darlehen
vom Flughafen München im nächsten Jahr zurückfor-
dern. Liebe Claudia, hier kommen wir nicht zusam-
men. Das Landeserziehungsgeld wie auch das Be-
treuungsgeld sind feste Säulen der bayerischen
Familienleistung.

(Beifall bei der CSU)

Damit sichern wir die Wahlfreiheit der Eltern zwischen
Familienarbeit und Erwerbstätigkeit. Schon allein des-
wegen lehnen wir eine Abschaffung kategorisch ab.

Wir setzen auf den Pensionsfonds und die Schulden-
tilgung. Wir stärken den bereits 2,3 Milliarden Euro
schweren Pensionsfonds durch jährliche Zuführungen
in Höhe von rund 100 Millionen Euro. Wir bauen – das
hast du zu Recht anerkannt – weitere Schulden ab.
Das sind unsere beiden Säulen der Pensionsfonds-
vorsorge.

Die vorgeschlagene Kürzung der Mittel für die Staats-
straßen lehnen wir ab. Gerade im ländlichen Raum –
das ist ein Anliegen aller Fraktionen – müssen wir die
Verkehrsinfrastruktur weiter stärken.

(Beifall bei der CSU)

Das Darlehen der Flughafen München GmbH ist be-
reits zur Finanzierung der zweiten Stammstrecke in
München vorgesehen. Damit ist eine Darlehensrück-
forderung für andere Zwecke nicht vereinbar. Wir
geben auch kein virtuelles Geld aus. Deshalb halten
wir nichts von den Finanzvorschlägen der GRÜNEN.
Selbst wenn man diese Vorschläge akzeptieren
würde, wären immer noch rund 250 Millionen Euro
Ihrer Mehrforderungen nicht gegenfinanziert. Wir füh-
ren die gleichen Debatten wie im letzten Jahr. Dies-
mal habe ich jedoch schon die Übersicht dabei, liebe
Claudia. Diese Übersicht kannst du gerne haben, um
zu überprüfen, wo die Deckungslücke in Höhe von
250 Millionen Euro ist.

Exemplarisch für Schaufensteranträge der FREIEN
WÄHLER ist die Drucksache 17/13982. Die FREIEN
WÄHLER fordern darin eine schrittweise Erhöhung
des Kommunalanteils am allgemeinen Steuerverbund
von derzeit 12,75 % auf 14,25 % im Jahr 2018.

(Zurufe von den FREIEN WÄHLERN)

Das alleine wird rund 248 Millionen Euro im Jahr 2017
und 522 Millionen Euro im Jahr 2018 kosten.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage?

Peter Winter (CSU): Von mir aus.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frau Kollegin
Stamm hat sich für eine Zwischenfrage gemeldet.

(Zuruf der Abgeordneten Christine Kamm
(GRÜNE))

– Moment, Frau Kamm hat sich zu einer Zwischenbe-
merkung gemeldet, oder?

Peter Winter (CSU): Kamm oder Stamm?

Claudia Stamm (GRÜNE): Wir sind schon öfter ver-
wechselt worden.

Peter Winter (CSU): Euch kann man nicht verwech-
seln.

(Allgemeine Heiterkeit)

Claudia Stamm (GRÜNE): Du nicht, aber Regie-
rungsvertreter. – Kollege Winter, vielen Dank, dass
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Sie unser Konzept noch einmal dargestellt haben. Sie
haben gesagt, dass wir das ehrlich angehen und um-
schichten. Wir benennen auch, was man streichen
und kürzen muss. Dafür bedanke ich mich.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frau Stamm,
bitte formulieren Sie eine Frage.

Claudia Stamm (GRÜNE): Die Frage kommt noch.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Nein, Sie dürfen
nur eine Frage stellen.

Claudia Stamm (GRÜNE): Ein Danke kann ich vor-
neweg schieben. –

Die Frage ist eben, ob Sie denn wahrgenommen
haben, dass wir im Haushaltsgesetz auch weitere Ein-
nahmen haben, nämlich, dass wir ganz klar Einnah-
men aus einer ökologischen Besteuerung wollen. Das
ist Ihnen entgangen, dass im Haushaltsgesetz Ein-
nahmen – –

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frage!

Claudia Stamm (GRÜNE): Die Frage ist, ob er es
wahrgenommen hat und ob ausgerechnet wurde, wie-
viel ein Kies-Euro und ein Wasser-Cent bringen. Den
Wasser-Cent haben ganz viele andere – –

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Liebe Frau Kolle-
gin – –

Claudia Stamm (GRÜNE): Herr Präsident Meyer, ich
habe die Frage jetzt zweimal gestellt. Ich stelle sie
gerne auch noch einmal.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frau Kollegin
Stamm, jetzt darf ich mal kurz was sagen: Zwischen-
fragen sind nach der Geschäftsordnung kurze Zwi-
schenfragen. Da wird nur die Frage gestellt und nicht
außenrum argumentiert.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU): Sehr
gut!)

Ich gehe davon aus, dass Ihre Frage jetzt ausrei-
chend angekommen ist. Frau Kollegin Kamm hat sich
zu einer Zwischenbemerkung gemeldet. Vielleicht
können Sie das im Anschluss mit Herrn Kollegen Win-
ter über eine Zwischenbemerkung klären.

Claudia Stamm (GRÜNE): Nein, ich habe eine Frage
gestellt. Herr Präsident Meyer, mir wäre es recht ge-
wesen, wenn Sie für Ruhe gesorgt hätten, während
ich geredet habe.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Lieber Herr Kol-
lege Winter, Sie dürfen jetzt die Zwischenfrage beant-
worten.

Peter Winter (CSU): Liebe Frau Kollegin Stamm, nie-
mandem ist Ihr bürokratisches Monster zur Abkassie-
rung der Bürger in Form eines Wasserpfennigs und
einer Kiesabgabe entgangen. Sie setzen damit virtuel-
le Einnahmen an. So erstellen wir keinen Haushalt!

(Beifall bei der CSU)

Ich komme damit auf meine Ausführungen zurück: Im
Doppelhaushalt hätten wir damit 770 Millionen Euro,
die nicht gedeckt sind. Bei einer solchen Mehrforde-
rung könnte man meinen, dass das Volumen des
kommunalen Finanzausgleichs 2017 zurückgegangen
sei. Dieses Thema haben wir schon mehrfach bespro-
chen. Bei den Gemeinden und den Städten ist es
aber, glaube ich, angekommen, dass das Gegenteil
der Fall ist. Unter Berücksichtigung der November-
Steuerschätzung und der endgültigen Berechnung
des Steuerverbundes haben wir rund 8,91 Milliarden
Euro beim kommunalen Finanzausgleich 2017. Das
sind 352 Millionen Euro mehr als im Jahr 2016. Das
ist ein Beispiel dafür, dass wir unsere Kommunen för-
dern und sie nicht, wie andere Bundesländer, im Stich
lassen.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU): Ein-
malig!)

In Bayern gibt es kein Verteilungsdefizit zulasten der
Kommunen. Das zeigt auch der nachstehende Ver-
gleich: Die Ausgaben des Freistaates Bayern sind im
10-Jahres-Zeitraum von 2007 bis 2016 um rund 56 %
gestiegen. Die Leistungen des Freistaates an seine
Kommunen sind dagegen um rund 84 % gestiegen.
Lieber Herr Aiwanger und lieber Herr Pohl, wir brau-
chen keine Nachhilfe in Sachen Kommunalfreundlich-
keit.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Doch!)

Wir leben Kommunalfreundlichkeit.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Darum be-
schweren sich die Landräte, dass sie bei den
volljährigen Flüchtlingen entlastet werden wol-
len!)

– Lieber Herr Aiwanger, reden Sie bitte von Dingen,
die Sie auch verstehen. Für diesen Bereich haben wir
in den Verhandlungen mit den kommunalen Spitzen-
verbänden 112 Millionen Euro draufgelegt. Auch hier
lassen wir unsere Kommunen nicht im Stich.
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(Beifall bei der CSU – Hubert Aiwanger (FREIE
WÄHLER): Das ist zu wenig!)

– Bei Ihnen ist alles zu wenig, das ist ja klar. Ich habe
Ihnen bereits die Ausgaben des Freistaats Bayern ge-
nannt. – Lieber Herr Kollege Güller, natürlich möchte
ich auf meine Kollegen von der SPD zu sprechen
kommen. Die Mehrforderungen der SPD zum Doppel-
haushalt belaufen sich insgesamt auf rund 1,1 Milliar-
den Euro. Ich weiß nicht, was euch diesmal geritten
hat. Ihr wart sehr bescheiden. Rechnet man jedoch
die Rückforderung des Flughafendarlehens als unge-
eignete Gegenfinanzierung hinzu, liegt die Deckungs-
lücke bei rund 1,4 Milliarden Euro. Was fällt bei den
Anträgen der SPD auf?

(Harald Güller (SPD): Dass sie gut sind!)

Selbst bei einer deutlichen Erhöhung der Mittel im
Doppelhaushalt ist die SPD der Meinung, dass diese
Erhöhung nicht ausreicht, getreu dem Motto: Es muss
immer ein bisschen mehr sein, selbst bei Rekordsteu-
ereinnahmen oder Rekordausgaben. Anders formu-
liert: Die SPD kann und will offenbar nicht mit dem
vorhandenen Geld auskommen. Sie würde ihre Wohl-
taten zur Not auch auf Pump finanzieren. Diese Men-
talität der SPD zeigt sich auch in ihrem Änderungsan-
trag, in dem sie für 500.000 Euro ein bayerisches
Pilotprojekt zur Förderung des Katzenschutzes for-
dert. Sicher wäre noch vieles wünschenswert. Wir
können aber nicht alles Wünschenswerte finanzieren.

(Susann Biedefeld (SPD): Der Tierschutz findet
überhaupt nicht mehr statt! – Hubert Aiwanger
(FREIE WÄHLER): Herr Brunner setzt ja Wildkat-
zen aus! Wir kümmern uns eben um sie!)

– Lieber Herr Aiwanger, ich glaube, dass Frau Kolle-
gin Biedefeld etwas anderes als Wildkatzen gemeint
hat. Aber gut, das kann sie Ihnen ja noch näher erläu-
tern. Ob das klappt, wage ich zu bezweifeln. – Wir
halten Maß, machen auch im neuen Doppelhaushalt
keine weiteren Schulden und bauen weiterhin Alt-
schulden in Höhe von insgesamt 1 Milliarde Euro ab.
Seit dem Jahr 2012 haben wir insgesamt rund 4,6 Mil-
liarden Euro weniger Schulden. Damit ist und bleibt
Bayern das Land mit den solidesten Staatsfinanzen in
Deutschland.

(Beifall bei der CSU)

Würden wir dagegen allen Anträgen der Opposition
zustimmen, würden wir diese Schulden sofort wieder
aufbauen, allerdings innerhalb eines Doppelhaushalts
im Laufe von zwei Jahren. Wir sehen es aber als un-
sere Aufgabe an, das fachlich Wünschenswerte mit
dem finanziell Machbaren in Einklang zu bringen. Als
Bayern stehen wir im bundesweiten Vergleich hervor-

ragend da. Wir haben eine Investitionsquote von rund
11,7 %. Der Durchschnitt der Ländergesamtheit West
liegt dagegen bei 8,7 %. Die bayerische Pro-Kopf-Ver-
schuldung liegt bei 2.317 Euro. Kein anderes Bundes-
land steht so gut da. Die übrigen westlichen Flächen-
länder kommen auf einen Durchschnitt von
8.637 Euro.

Wir haben eine Zinsbelastung des Gesamthaushalts
von 1,2 %. Schuldenzinsen sind Vergangenheitsbe-
wältigung. Wir gestalten lieber eine erfolgreiche Zu-
kunft für unseren Freistaat Bayern und seine Bürger-
innen und Bürger.

(Beifall bei der CSU)

Ein Blick auf die Schwerpunkte des Doppelhaus-
halts 2017/2018 zeigt, dass wir unseren Wählerauf-
trag verantwortungsvoll wahrnehmen. Wir setzen im
neuen Doppelhaushalt klare Schwerpunkte bei der in-
neren Sicherheit, der Bildung, der Digitalisierung und
der Stärkung des ländlichen Raumes. Auf Terrorge-
fahr, organisierte Kriminalität und Computerkriminali-
tät reagieren wir mit einem absoluten Schwerpunkt
bei der inneren Sicherheit. Im Doppelhaushalt schaf-
fen wir insgesamt 1.000 neue Polizeistellen, und wir
haben die Sachmittel für die Polizei um rund 182 Milli-
onen Euro auf insgesamt über 800 Millionen Euro er-
höht. Für eine schnelle Rechtsprechung und einen
konsequenten Strafvollzug sind im Doppelhaushalt
250 zusätzliche Stellen in der Justiz vorgesehen. Mit
diesen Maßnahmen werden wir unsere bundesweite
Spitzenposition bei der inneren Sicherheit weiter aus-
bauen.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU): Das
ist wichtig!)

Ein weiterer zentraler Schwerpunkt des kommenden
Doppelhaushalts ist die Bildung. Wir schaffen in Schu-
len und Hochschulen insgesamt rund 1.460 neue
Stellen. Die Bildungsausgaben steigen von rund
18,4 Milliarden Euro im Jahr 2016 auf rund 19,4 Milli-
arden Euro im Jahr 2018. Damit steht jeder dritte Euro
im Bayerischen Staatshaushalt im Zeichen der Bil-
dung.

Bei den Haushaltsberatungen hat die CSU-Fraktion
weitere Akzente gesetzt, insbesondere bei der Dorfer-
neuerung, der inneren Sicherheit und bei der Bildung.
Für die Dorferneuerung waren bereits im Regierungs-
entwurf insgesamt 124 Millionen Euro eingeplant. Das
entspricht einer Steigerung von 8,9 % gegenüber dem
letzten Doppelhaushalt. Da die Dorferneuerung gera-
de für den ländlichen Raum besonders wichtig ist,
haben wir über eine Initiative unserer Fraktion 7 Millio-
nen Euro zusätzlich auf den Weg gebracht; denn mit
der Dorferneuerung verbessern wir die Standortquali-
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tät und die Lebensverhältnisse in den Gemeinden vor
Ort und stärken damit insbesondere den ländlichen
Raum mit ganzheitlichen Lösungen.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU): Eine
gute Entscheidung!)

Unsere Beamtinnen und Beamten in Polizei und Jus-
tizvollzugsdienst leisten hervorragende Arbeit. Dabei
sind sie gerade nachts einer besonderen Belastung
ausgesetzt. Wir wollen deshalb die Zulage für den
Nachtdienst ab dem 1. Januar 2017 von 2,67 Euro auf
4,00 Euro pro Stunde erhöhen. Damit wollen wir ge-
zielt den Vollzugsdienst im Bereich der inneren Si-
cherheit unterstützen. In den kommenden beiden Jah-
ren sollen je 6,3 Millionen Euro in die Nachtzulage
fließen, auch als sichtbares Zeichen unseres Dankes
an die Menschen, die die Köpfe für uns hinhalten.

(Beifall bei der CSU)

Mit weiteren Fraktionsinitiativen wollen wir über
11 Millionen Euro in die Schulen und Hochschulen in-
vestieren. Davon sind insgesamt rund 3,3 Millionen
Euro für zusätzliche Stellen bei den Verwaltungsange-
stellten an den Schulen vorgesehen. Mehr Geld soll
es auch für die 17 Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften in Bayern geben. Dafür sind 3 Millionen
Euro für die Laborausstattung und für Forschungsge-
räte gedacht sowie über 5 Millionen Euro für Profes-
sorenstellen. Damit stärken wir Lehre und Forschung
in den Regionen vor Ort.

(Beifall bei der CSU)

Trotz unserer anspruchsvollen finanzpolitischen Leitli-
nien können wir mit dem Doppelhaushalt 2017/2018
ein solides finanzielles Fundament für die nächsten
beiden Jahre schaffen. Wir tragen alle Ausgaben aus
eigenen Mitteln, wir machen keine neuen Schulden,
sondern wir bauen Schulden ab. Wir investieren in
Familie, Bildung, Innovation, Digitalisierung und in die
innere Sicherheit, damit Bayern ein sicheres Land mit
besten Bildungsangeboten, einer leistungsfähigen
Verwaltung und einer hohen Lebensqualität bleibt.

(Beifall bei der CSU)

Uli Bachmeier hat in der "Augsburger Allgemei-
nen Zeitung" am 13. Dezember 2016 in seinem Kom-
mentar mit der Überschrift "Glückliches Bayern" am
Ende festgestellt: "Eines steht aber fest: Solche Pro-
bleme, wie Bayern sie hat, hätten andere Länder
gerne." – Dem ist nichts hinzuzufügen.

(Beifall bei der CSU)

Stimmen Sie dem Doppelhaushalt 2017/2018 und
dem kommunalen Finanzausgleich 2017 mit Begeis-
terung zu. Ansonsten treffen wir uns beim Durch-
schneiden von Bändern an Straßen und bei Eröffnun-
gen von Bauten. Da müssen wir immer aufpassen,
liebe Kolleginnen und Kollegen, dass wir von der Op-
position nicht aus den Bildern gedrängt werden.

(Anhaltender Beifall bei der CSU – Widerspruch
bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN und den
GRÜNEN – Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER):
Wir sind froh, wenn wir die Termine erfahren!)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege Winter. Darf ich Sie noch einmal an das Redner-
pult bitten für die Zwischenbemerkung von Frau Kolle-
gin Kamm? – Bitte schön.

(Peter Winter (CSU): Mit Freuden, Frau Präsiden-
tin!)

Christine Kamm (GRÜNE): Ich stimme Ihnen voll zu,

(Beifall bei der CSU)

dass die Marathonsitzung letzte Woche für die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter dieses Hauses, insbeson-
dere für die Protokollantinnen und Protokollanten,
eine Zumutung war.

(Unruhe bei der CSU)

Wahrscheinlich waren Sie aber die ganze Zeit nicht
anwesend. Wir, die Abgeordneten der GRÜNEN und
der SPD, haben nämlich mehrfach angeboten, die Sit-
zung zu einem anderen Zeitpunkt fortzusetzen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie waren es doch, die diese Dauersitzung erzwun-
gen haben.

(Lebhafter Widerspruch bei der CSU – Glocke
der Präsidentin)

Es ist das Recht der Opposition, darauf aufmerksam
zu machen, wenn ein Gesetz vorgelegt wird, das die-
ses Haus eigentlich nicht passieren sollte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Peter Winter (CSU): Liebe Frau Kamm, die Leimrute
ist gut, aber ich steige nicht auf diese Leimrute. Wir
waren die ganze Zeit da, auch mit den Stenografinnen
und Stenografen. Gucken Sie sich doch einmal an,
wer von den Fraktionen nicht da war. Wir haben abge-
stimmt. Sie haben filibustert und waren nicht da, als
es darum ging, über das Gesetz abzustimmen.
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(Christine Kamm (GRÜNE): Da war eine Sit-
zungsunterbrechung! Was haben Sie denn da ge-
macht?)

Darüber sollten Sie einmal nachdenken.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Danke schön. – Jetzt
kann ich in der Rednerliste fortfahren. Herr Kollege
Güller hat für die SPD-Fraktion das Wort. Wir werden
heute noch fertig. Jetzt machen wir das in aller Ruhe
und mit großer Geduld zu Ende.

(Zuruf von den GRÜNEN)

– Frau Kollegin, Zwischenrufe kann man machen,
wenn sie dienlich sind.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der CSU:
Bravo, bravo!)

Harald Güller (SPD): Frau Präsidentin, Kolleginnen
und Kollegen, Herr Minister! Die Schlacht und die Ge-
neraldebatte zum Haushaltsplan haben zumindest wir
heute Vormittag schon geschlagen. Auch das eine
oder andere, was Frau Kollegin Claudia Stamm ge-
sagt hat, ist richtig. Ich wiederhole es nun nicht noch
einmal. Aber hier ein kleiner Hinweis, Herr Kollege
Winter. Wenn Uli Bachmeier von der "AA" schreibt,
die Probleme, die wir haben, hätten andere gerne,
dann muss man hinzufügen: Noch besser wäre es,
wenn wir die Probleme, die wir haben, auch gemein-
sam lösen würden und wenn nicht alle Anträge der
Opposition in Überheblichkeit abgelehnt würden.

(Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))

Dann wären wir wirklich beieinander, Kolleginnen und
Kollegen!

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN
und den GRÜNEN)

Zur Generaldebatte noch eine kleine Anmerkung. Ich
habe es schon mehrfach im Haushaltsausschuss ge-
sagt:

(Susann Biedefeld (SPD): Zig-Mal!)

Die Gegenfinanzierung von Anträgen kann man deut-
lich einfacher machen. Das geht schon beim Personal
an. Dafür hat der Herr Staatsminister mir heute Mor-
gen ein Beispiel gegeben. Er hat genügend Personal
zur Verfügung, um aus den Anträgen der SPD in den
letzten zehn Jahren zusammenrechnen zu lassen,
welches Defizit sich daraus ergibt.

(Heiterkeit bei der SPD)

Wenn sich die Türen zu den Arbeitskreisen der CSU
und zur CSU-Fraktionssitzung öffnen, sehe ich die
Kohorten von Beamtinnen und Beamten aus den ver-
schiedenen Ministerien herauskommen, nachdem sie
Sie beraten haben, Ihnen Ihre Reden vorgeschrieben
haben, Ihnen die Zahlen geliefert haben, damit Sie
alles richtig verstehen. Dann weiß ich: Es gibt noch ei-
niges zu tun in diesem Freistaat. Dann könnte auch
solchen Anträgen zugestimmt werden, die beispiels-
weise die Seen- und Schlösserverwaltung mit genü-
gend Personal ausstatten wollen, damit nicht die klei-
ne Gärtnerin und der kleine Gärtner darunter leiden
muss, dass bei euch so viel Personal eingesetzt wird.
Solche Gegenfinanzierungen können wir jederzeit
machen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, ich will mich aber auf die
Artikel 6 und folgende des Haushaltsgesetzes kon-
zentrieren, bei denen es um das Personal geht, um
die Bewirtschaftung der Personalausgaben und um
die Stellenbesetzungen. Erlauben Sie mir als kleine
Ausnahme auch Artikel 4 des Haushaltsgesetzes an-
zusprechen. Vielleicht wäre es für die Wahrheit und
Klarheit des Haushalts ganz gut – das meine ich jetzt
wirklich als Anregung –, die pauschale Sperrung von
Geldern in Höhe von 10 % herauszurechnen, da dann
an vielen Stellen nur 90 % zur Verfügung stehen. Das
bringt pro Jahr 240 Millionen Euro aus dem Haushalt
heraus. Man könnte diese 240 Millionen Euro gleich
etatisieren. Dann wüsste jeder bei jedem Haushaltsti-
tel gleich genau, wie viel Geld wirklich ausbezahlt
wird. So viel als Anregung hinsichtlich der Wahrheit
und der Klarheit des Haushalts.

(Beifall bei der SPD)

Herr Söder, Sie werden es wahrscheinlich gerne
hören. Ich sage für die SPD: Was den Haushalt Arti-
kel 6 und folgende anbelangt, so gibt es einige Punk-
te, bei denen die Richtung, die Sie mit diesem Haus-
halt eingeschlagen haben, stimmt. Die
Geschwindigkeit stimmt nicht immer. Schauen wir uns
zum Beispiel das Thema "Dienst zu ungünstigen Zei-
ten" an, das Herr Kollege Winter gerade so groß an-
gesprochen hat. Da gehen Sie in Trippelschritten
voran. Wir erkennen aber an, Sie gehen zumindest
ein Stück voran. Vielleicht brauchen wir noch einmal
fünf Jahre lang Anträge der SPD, die genau diese
Forderung stellen; dann sind wir aber so weit, wie wir
sein sollten. Hier stimmt aber auf jeden Fall ein Stück
weit die Richtung.

Das Gleiche gilt bei der Schaffung verbesserter Beför-
derungsmöglichkeiten, die sowohl der Beamtenbund
als auch Ver.di und die Oppositionsfraktionen, insbe-
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sondere die SPD-Fraktion, seit Jahren auf dem
Schirm haben. Hierfür haben Sie 5 Millionen Euro ein-
gestellt. Jawohl, das ist richtig. Sie verstehen, dass
wir an dieser Stelle ein bisschen schneller vorwärts
gehen wollten und gerne 10 Millionen Euro drinstehen
hätten. Aber auch an dieser Stelle stimmt zumindest
die Richtung.

Die Richtung stimmt allerdings beim Thema Abschaf-
fung der pauschalen Stellensperren noch nicht. Dass
der Artikel 6b des Haushaltsgesetzes in seiner Pau-
schalität unsinnig ist, sagen wir, seit es ihn gibt. Sie
wollten ursprünglich von 2005 bis 2019 9.000 Stellen
einsparen. Sie haben inzwischen das Projekt ge-
streckt. Von 2017 bis 2020 wären noch 2.020 Stellen
einzusparen gewesen. Sie haben diese 2.020 Stellen
jetzt mit einer aberwitzigen Begründung auf 1.140 ver-
ringert. Das heißt, Sie sind bei den Stelleneinsparun-
gen zumindest um 880 zurückgegangen. Die aberwit-
zige Begründung dieses Teils des Haushaltsgesetzes
lautet: Wir nehmen die Streichung um 880 Stellen zu-
rück. Bei diesen Stellen handelt es sich um einen
Stellenabbau, der zwar im Haushaltsgesetz enthalten,
aber – wörtliches Zitat – "seitens der Staatsregierung
noch nicht mit konkreten Reformvorhaben hinterlegt
war". Exakt darauf haben wir uns schon immer bezo-
gen: nicht pauschal Stellen sperren, sondern sich
jeden Bereich einzeln ansehen.

(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, deswegen bleiben wir
dabei: Es ist nicht falsch, frei werdende Stellen im
Hinblick darauf zu prüfen, ob sie in dieser Ausstattung
an dieser Stelle notwendig sind. Sie pauschal mit
einem Artikel des Haushaltsgesetzes zu sperren, ist
aber falsch. Deswegen beantragen wir die Streichung
des Artikels 6b.

Ich komme noch zur Streichung der pauschalen Wie-
derbesetzungssperre. Eine pauschale Wiederbeset-
zungssperre bedeutet, dass mit wenigen Ausnahmen
jede Stelle, die nicht mehr besetzt ist, drei Monate un-
besetzt bleibt. Erst dann rückt jemand auf die Stelle
nach. Das ist in vielen Bereichen kontraproduktiv. Es
gibt Bereiche, in denen das machbar ist. Aber es gibt
auch Bereiche, in denen man eher eine Überlappung
der einzelnen Stellen bräuchte, um das Wissen der
einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an die
Nachfolgerinnen bzw. Nachfolger weiterzugeben. Wie
gesagt, es gibt Stellen, bei denen das machbar ist.
Aber diese Pauschalität ist falsch. Deshalb sind wir
der Auffassung, dass dieser Artikel aufzuheben ist.

Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie sich intensiver,
als Sie es getan haben, mit den Petitionen des Baye-
rischen Beamtenbunds, von Ver.di, aber auch von vie-

len Fachgewerkschaften aus dem Bereich des Baye-
rischen Beamtenbunds genauer befasst hätten, dann
hätten Sie diese Fehler in Ihrem Haushaltsgesetz und
in Ihrem Haushaltsplan hinsichtlich der Personalaus-
stattung im Freistaat Bayern erkannt. Nehmen Sie
diese Hinweise zumindest für den Nachtragshaus-
halt 2018 mit. Steter Tropfen höhlt den Stein.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten Bern-
hard Pohl (FREIE WÄHLER))

Wie gesagt: Im Personalbereich stimmt die Richtung
an einigen Stellen im Groben. Die Geschwindigkeit
stimmt nicht. Im Gesamthaushalt kann man das leider
nicht behaupten.

Ich habe Ihnen heute Vormittag Beispiele genannt:
den Investivbereich, Wohnungsbaumittel durch den
Freistaat, staatliche Bauten und Einrichtungen, Ver-
kehrsinfrastruktur und Unterstützung der Kommunen
bei ihren Investitionen. Das sind nur einige wenige
Hinweise. Die Kolleginnen und Kollegen haben Ihnen
in den vergangenen zweieinhalb Tagen in den Debat-
ten zu den Einzelplänen sehr qualifiziert dargelegt, wo
es in Bayern besser werden kann und wo es Proble-
me gibt. Wir könnten sie lösen, wenn Sie konstruktiv
und nicht permanent überheblich mit den Anträgen
der Opposition, insbesondere mit denen der SPD,
umgehen würden.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin gespannt, wie die Nachtragshaushaltsdebat-
te 2018 verlaufen wird. Wir werden gigantische Aus-
gabereste haben. Wir werden wieder die gleichen
Riten wie jedes Jahr erleben: Abgelehnte Anträge der
SPD der Vorjahre werden zumindest halbherzig, dafür
aber umso stärker mit Pressemitteilungen begleitet
und von Ihnen hier im Plenum heftig beklatscht abge-
kupfert werden. Sie werden zusätzliche Millionen quer
über Bayern, aber ohne klares Konzept verteilen,
Hauptsache, Ihr Wahlergebnis rückt ein bisschen in
ein besseres Licht.

Das ist nicht die Art der Politik, die wir uns vorstellen,
Kolleginnen und Kollegen. Wir wären bereit und sind
bereit – an unseren Anträgen sehen Sie das –, struk-
turell an einem noch besseren Bayern, an einem auch
in 15 oder 20 Jahren guten Bayern zu arbeiten. Das
heute vorgelegte Haushaltsgesetz erfüllt diese Vorga-
ben nicht. Wir lehnen es deshalb ab.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Jetzt hat der Herr Kollege Pohl für die Fraktion
der FREIEN WÄHLER das Wort. Bitte schön.
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Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Es gibt doch Bedarf, einiges von dem
Gesagten zu kommentieren und zum Teil richtigzu-
stellen. Ich beginne zunächst mit der Behauptung des
ansonsten sehr geschätzten Vorsitzenden des Haus-
haltsausschusses, Peter Winter, bei dem ich mich
auch namens meiner Fraktion ganz herzlich dafür be-
danke, dass die Verhandlungen und Beratungen der
letzten Wochen in einer guten Atmosphäre verlaufen
sind. Lieber Peter Winter, hier wird behauptet, dass
wir 3,2 Milliarden Euro mehr fordern und es Bayern in
eine Verschuldung treiben würde, wenn dieser Forde-
rung entsprochen würde. Das ist schlicht falsch. Die
Haushaltsrechnung der Jahre 2010 bis 2014 weist im
Vergleich zum Haushaltsplan kontinuierlich einen
Überschuss von 2 bis 3 Milliarden Euro aus.

Lassen Sie es mich so erklären: Wenn Unternehmen
über viele Jahre weit mehr Gewinne machen, als ge-
plant ist, werden die Arbeitnehmervertreter zu dem
Unternehmer kommen und sagen: Wir wollen jetzt für
unsere Arbeitnehmer unseren Anteil daran haben. –
In diesem Bild sind die Arbeitnehmer die Bürger, und
der Arbeitgeber ist der Staatshaushalt. Je nachdem,
wie man Haushalte aufstellt, kann man sehr konser-
vativ dafür Sorge tragen, dass zusätzliche Anträge
von anderen Fraktionen immer zu negativen Abwei-
chungen vom Haushaltsplan führen, ohne dass das
für den Staatshaushalt Konsequenzen hat. Es hat
aber schon ganz andere Zeiten gegeben. Ich erinnere
an die Verhältnisse im Bund in den Siebziger- und
Achtzigerjahren. Damals dienten die meisten Nach-
tragshaushalte dazu, ungünstige Haushaltsentwick-
lungen nachzufinanzieren.

Ich sage an dieser Stelle noch zur Frage der Gegenfi-
nanzierungen: Haushalte sind Prognosen. Entschei-
dend ist der Haushaltsvollzug. Entscheidend ist am
Ende die Haushaltsrechnung. Dabei bleiben wir mit
unseren Anträgen weit unter dem, was in den vergan-
genen Jahren kontinuierlich an Überschüssen erarbei-
tet und erwirtschaftet wurde. Herr Finanzminister, ich
erinnere an den Nachtragshaushalt 2016: Dessen Vo-
lumen war größer als dasjenige der Änderungsanträ-
ge unserer Fraktion zu diesem Doppelhaushalt. Ich
prognostiziere: Das wird beim Nachtragshaus-
halt 2018 nicht anders sein. Warten wir es daher ganz
einfach ab. Dann ziehen wir Bilanz und schauen, wer
realistisch gerechnet hat und wer nicht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Im Übrigen darf ich schon darauf hinweisen, dass
nicht alle Ausgaben konsumtiver Natur sind. Es gibt
viele rentierliche Ausgaben, die wiederum höhere
Steuereinnahmen und damit höhere Gesamteinnah-

men zur Folge haben. Das können Sie natürlich nicht
prognostisch in Heller und Pfennig ausrechnen. Des-
wegen haben sich diese Einnahmeverbesserungen
nicht in den Anträgen niedergeschlagen.

Ein Letztes noch: Unsere Anträge tauchen bei Ihnen
als Nachläufer ein, zwei, drei, vier Jahre später auf.
Der Kollege Güller hat völlig zu Recht darauf hinge-
wiesen: Es ist eine Frage des Tempos. Ich sehe, was
Sie von unseren Forderungen umgesetzt haben.
Daher können wir ein Stück weit stolz sein. Ich sage
innere Sicherheit, ich sage Justiz, ich sage Bildung,
ich sage Staatsstraßen. Das ist ein deutlich anderes
Signal als das Kaputtsparen von Edmund Stoiber vor
zehn Jahren. Der Kollege Güller hat hier völlig zu
Recht den Artikel 6b genannt. Er ist für mich ein Sym-
bol dafür, wie man es nicht machen sollte. Der jetzige
Finanzminister schlägt da einen deutlich anderen, re-
alistischeren Weg ein. Er setzt das um, was wir for-
dern, wenngleich nicht in dem von uns gewünschten
Tempo.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Frau Kollegin
Stamm, Sie greifen den Finanzminister und die Baye-
rische Staatsregierung dafür an, dass sie die Kasse
plündern. Ich muss bei allem Respekt sagen, dass
das ein Stück weit an der Realität vorbeigeht.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Thomas Goppel
(CSU))

Man muss die Staatsregierung dort kritisieren, wo
man sie zu kritisieren hat. Jetzt mache ich mal den
Vergleich mit anderen Bundesländern, den ich norma-
lerweise ablehne, aber hier muss man das mal brin-
gen. Nach dem Krieg haben alle bei null angefangen.
Irgendwoher muss es kommen, dass Bayern etwas
besser dasteht als andere, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Es sind noch einige Punkte offen. Ich komme zum
Thema Länderfinanzausgleich. Vielleicht traut sich der
Herr Staatsminister nachher, das zu sagen. Ich bin
gespannt. Da haben wir eine ähnliche Erwartungshal-
tung gehabt, die in den Verhandlungen leider nicht
einmal zur Hälfte erfüllt worden ist. Das Ergebnis
bleibt um über 50 % hinter unseren Erwartungen zu-
rück. Wenn hier das Ergebnis herausgekommen
wäre, das Sie, Herr Finanzminister, zu Recht prognos-
tiziert haben, dann hätten wir für unsere Bürger er-
heblich mehr Möglichkeiten, Geld auszugeben und
die Verhältnisse in Bayern noch besser zu machen.

Wenn ich "Länderfinanzausgleich" sage, dann muss
ich auch das Thema "Verlagerung von Kompetenzen
im Bundesfernstraßenbau an den Bund" ansprechen.
Das ist ein Schildbürgerstreich. Es sieht zwar so aus,
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als ob die zweispurigen und die vierspurigen Bundes-
straßen in Bayern bleiben. Aber das wird natürlich mit
erhöhten Kosten und erhöhtem Finanzaufwand ver-
bunden sein. Aber vielleicht, Herr Staatsminister,
haben Sie dann die geniale Idee, für diese Bundes-
straßen in bayerischer Hand eine Regionalmaut für
die Norddeutschen zu verlangen.

Wir hatten das Thema zweite Stammstrecke ange-
sprochen. Dazu müssen wir natürlich etwas sagen.
Der Bedarf für eine Verbesserung ist augenfällig, und
zwar nicht nur für die Menschen in München und
Oberbayern. Das wird manchmal etwas verkürzt dar-
gestellt. Das hat natürlich auch Auswirkungen auf wei-
tere Gebiete Bayerns. Wir brauchen eine realistische
Lösung. Wir brauchen keinen Transrapid 2 und kein
München 24, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

An der zweiten Stammstrecke und am Verkehrsaus-
bau hängen natürlich noch andere Dinge. Ich nenne
S-Bahn-Außenäste und – als Allgäuer Abgeordneter
ist mir das gestattet – den Regionalverkehr in das All-
gäu; denn daran hängt der Verkehr in die Schweiz.
Daran hängen der Verkehr ins Allgäu und natürlich
nach Oberbayern. Das ist exemplarisch. Das betrifft
natürlich alle vier Himmelsrichtungen, von München
aus betrachtet. Aber ich denke, der Westen ist hier
besonders betroffen. Hier stehen noch erhebliche Auf-
gaben vor uns.

Ich komme zu einem sehr unrühmlichen und uner-
quicklichen Punkt. Wir haben in den letzten Tagen
70 Jahre Bayerische Verfassung gefeiert. Da wäre es
für dieses Haus vielleicht nicht schlecht gewesen, sich
den Artikel 70 Absatz 2 der Bayerischen Verfassung
anzusehen. Dort heißt es: "Auch der Staatshaushalt
muß vom Landtag durch formelles Gesetz festgestellt
werden". – Wenn ich dann – da gebrauche ich gern
das Wort von der Kollegin Stamm – von der "Verzwer-
gung" dieser Fraktionsreserve höre, dann muss ich
sagen: Das ist ein Stück zum Fremdschämen, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir sind der Haushaltsgesetzgeber und niemand an-
derer sonst. Im Übrigen stimmt es gar nicht, dass das
eure Fraktionsreserve ist. Wir haben fast allen euren
Anträgen zugestimmt. Also sind das Anträge, die von
der CSU eingebracht, von uns für sinnvoll erachtet
und mitgetragen wurden. Deswegen haben wir sie ge-
meinsam beschlossen. Deswegen können Sie nicht
rausgehen und sagen: Das haben wir dem Land als
Segnung überbracht,

(Thomas Kreuzer (CSU): Sie lehnen den Ge-
samthaushalt ab, Herr Pohl!)

es sei denn, Herr Kollege Kreuzer, Sie sind der Mei-
nung, dass nur die Mehrheitsfraktion und die Regie-
rung die Verantwortung für eine Politik tragen. Ich
sehe das ein wenig anders. Das muss man ein wenig
differenziert sehen. Politik geht nicht so, dass die
einen arbeiten und die anderen motzen, sondern man
muss konstruktiv zusammenarbeiten. Das heißt auch,
dass wir anerkennen und es mittragen, wenn Sie
etwas gut machen. So halten wir das, seit wir hier im
Bayerischen Landtag sind. Wir dürfen aber erwarten,
dass man sich mit unseren Anträgen konstruktiv aus-
einandersetzt und ihnen, wenn sie gut sind, gleich zu-
stimmt und nicht wartet, bis man sie selber stellen
kann.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Selbstverständlich würden wir einem Haushalt zustim-
men, wenn es ein Haushalt des gesamten Hauses
wäre. Aber so klein kann man sich nicht machen,
wenn man in über 900 Fällen niedergebügelt wird,
egal ob es um 20.000 Euro oder um 200 Millionen
Euro geht. Dann gebietet es im Grunde genommen
die Selbstachtung, dann nicht zu sagen, dass man
dem zustimmt, wenn die Mehrheitsfraktion einem
ständig die rote Karte zeigt. Sie müssten hier etwas
konzilianter sein und sagen: Wir betrachten dieses
und jenes als sinnvoll, erachten es aber momentan
als noch nicht in vollem Umfang umsetzbar.

Man könnte zum Beispiel beim kommunalen Finanz-
ausgleich Kompromisse schließen und sagen: Das
Ziel von 15 % von der Verbundmasse, das die FREI-
EN WÄHLER seit Jahren fordern und das auch SPD
und GRÜNE haben wollen, ist gut und richtig, ihr wollt
jetzt auf 13,5 %, das ist uns jetzt noch zu viel, wir
müssten langsamer vorangehen. – So könnte man
Kompromisse schließen. Dann könnte man Haushalte
verabschieden, die von größeren Mehrheiten getra-
gen werden. Aber solange das so läuft, ist das ein
frommer Wunsch und tatsächlich Träumerei. Wir hof-
fen allerdings, dass dieser Traum mal Realität wird;
denn die Menschen draußen erwarten konstruktive
Politik zum Wohle des Freistaats Bayern. Herr Kollege
Winter, jetzt sind Sie da. Lassen Sie mich bitte zum
Abschluss noch eine kleine Bemerkung machen, weil
Sie das so nett geschildert haben,

(Peter Winter (CSU): Ich bin nett! – Heiterkeit bei
der CSU)

wie Politiker der Opposition Sie aus dem Bild drän-
gen, wenn Bänder durchgeschnitten werden. Ich stel-
le mir das gerade zwischen Hans Jürgen Fahn und
Ihnen bildlich vor.
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(Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))

Ich werde das, was Sie sagen, aufgreifen, Kollege
Winter, und werde die Journalisten beim nächsten
Banddurchschneiden bitten, dass sie den Kollegen
Pschierer neben mir angemessen ins Bild setzen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Unruhe bei
der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Jetzt
habe ich für die CSU-Fraktion Herrn Kollegen Herold
auf der Rednerliste. Bitte schön, Herr Kollege.

Hans Herold (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert)
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und
Kollegen, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Lieber Kollege Pohl, wenn Sie bei der Verabschie-
dung eine größere Mehrheit haben möchten, können
Sie diesem wunderbaren Haushalt für die
Jahre 2017/2018 mit Ihren 19 Stimmen zustimmen.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte in aller Kürze noch Aussagen zu einigen
Themenbereichen machen, zunächst zum Länderfi-
nanzausgleich. Ich habe die Diskussion der letzten
Jahre hier im Hohen Haus verfolgt und habe nicht
festgestellt, dass jemand, insbesondere von Ihrer
Seite, erwartet hat, dass irgendwelche Verbesserun-
gen für den Freistaat eintreten könnten. Deswegen
bin ich unserem Ministerpräsidenten Horst Seehofer
und unserem Finanzminister Markus Söder sehr
dankbar, dass ein großartiger Erfolg für unseren Frei-
staat Bayern erzielt wurde. Herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten
Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

Entscheidend, lieber Herr Kollege Pohl, waren nicht
die 1,31 Milliarden Euro, sondern einfach der Auf-
wuchs. Sie wissen doch genauso gut wie ich, dass
beim Länderfinanzausgleich quasi der Aufwuchs das
Problem war. Das konnten wir in den Verhandlungen
nun verändern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein Thema
ist mir noch wichtig, das Herr Güller angesprochen
hat, nämlich das Thema des Artikels 6b. Herr Güller,
Sie wissen ganz genau, dass immer dann, wenn dies
notwendig war, Verbesserungen vorgenommen oder
Ausnahmen gemacht wurden, insbesondere in wichti-
gen Bereichen, zum Beispiel im Bereich der Bildung,
im Bereich der inneren Sicherheit oder im Bereich der
Justiz. Sie wissen auch, dass wir beim Nachtrags-
haushalt 2016 vor großen Herausforderungen stan-
den, insbesondere wegen der Flüchtlingssituation und

der Integration. Deswegen haben wir trotz des Arti-
kels 6b immerhin 5.400 Stellen beschlossen, natürlich
insbesondere im Bereich der Bildung, aber auch in
anderen Bereichen, die ich soeben schon angespro-
chen habe. Sie wissen auch, dass wir immer wieder
entsprechend reagieren, zum Beispiel bei diesem
Haushalt im Bereich der Staatlichen Bauämter, lieber
Peter Winter, liebe Kolleginnen und Kollegen vom
Ausschuss, und auch bei den Ämtern für Ländliche
Entwicklung und in den Bereichen Bildung, Justiz, in-
nere Sicherheit und Integration.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Ein Thema möchte ich noch ganz deutlich anspre-
chen, liebe Kollegin Claudia Stamm – bedauerlicher-
weise ist sie jetzt nicht da –, nämlich das Thema
Rücklagenentnahme und Rücklagenentwicklung. Wir
führen hier wirklich eine Luxusdiskussion. Die meisten
anderen Länder in Deutschland wären froh, wenn sie
überhaupt eine Haushaltsrücklage hätten. Nennen Sie
mir doch ein Bundesland in Deutschland, das über-
haupt eine ordentliche Haushaltsrücklage hat.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Unsere Rücklage wurde aus Haushaltsüberschüssen,
also aus Mitteln aufgebaut, die wir selber erwirtschaf-
tet haben. Ich kann die Diskussion einfach nicht ver-
stehen. Ich spare ja auch im privaten Bereich gewisse
Mittel an und nehme dann, wenn ich Geld für be-
stimmte große Herausforderungen brauche, Mittel aus
der Haushaltsrücklage. Das ist doch ganz normal.

(Peter Winter (CSU): Wenn man eine hat!)

Wir sind dadurch auch in der Lage, für in die Zukunft
gerichtete Maßnahmen auf unser "Girokonto" statt auf
neue Kredite zurückzugreifen, anders als zum Bei-
spiel Baden-Württemberg oder Nordrhein-Westfalen.
Man sollte auch einmal sagen, liebe Claudia Stamm –
jetzt ist sie auch da –, dass die geplanten Rücklage-
entnahmen im Wesentlichen – da sollte man aufpas-
sen; das ist ganz wichtig – der Finanzierung der Zu-
wanderungs- und der Integrationskosten dienen und
für Finanzhilfen nach Unwetter- und Hochwasser-
schäden wie vom Mai und Juni 2016 verwendet wer-
den. Ich kenne kein anderes Bundesland, in dem es
im Jahr 2016 ebenfalls Hochwasser gab und Mittel
zur Verfügung gestellt wurden, um den durch das
Hochwasser Geschädigten zu helfen.

Im Doppelhaushalt 2017/2018 nehmen wir insgesamt
4,7 Milliarden Euro für die wichtigen Themen Flücht-
linge und Integration in die Hand, und in den letzten
Jahren wurden über 9 Milliarden Euro für diesen Be-
reich aufgewandt. Man muss doch Verständnis
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haben, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass wir da
auf unsere Rücklagen zurückgreifen.

Immer wieder angesprochen wird die Barrierefreiheit
bis 2023. Sie wissen, dass das in der Regierungser-
klärung von Horst Seehofer angekündigte Sonderin-
vestitionsprogramm "Bayern barrierefrei 2023" seit
dem Doppelhaushalt 2015/2016 abgearbeitet wird.
Auch im Regierungsentwurf zum Doppelhaus-
halt 2017/2018 sind hierfür immerhin rund 235 Millio-
nen Euro vorgesehen. Ich kann nicht verstehen – das
muss ich ganz ehrlich sagen –, warum Sie immer wie-
der die Bahnhöfe so massiv ansprechen. Natürlich tun
wir auch etwas für die Bahnhöfe; aber wir sind doch
für die Bahnhöfe gar nicht zuständig. Die Zuständig-
keit liegt, wie Sie alle wissen, bei der Deutschen
Bahn AG und beim Bund.

(Beifall bei der CSU)

Am Schluss noch einmal ein Dankeschön an unseren
Finanzminister und alle, die beteiligt waren, natürlich
auch an die Kolleginnen und Kollegen im Haushalts-
ausschuss. Ich möchte den Dank an alle Fraktionen
weitergeben. Wir haben im Ausschuss – das muss ich
ganz ehrlich sagen – ein sehr, sehr gutes Verhältnis,
auch aufgrund der guten Führung durch unseren Vor-
sitzenden Peter Winter. Meine sehr verehrten Damen
und Herren, wir können heute gemeinsam, vielleicht
sogar mit den Stimmen der FREIEN WÄHLER, was
Herr Pohl vorhin angesprochen hat, einen sehr, sehr
guten Doppelhaushalt für die Jahre 2017/2018 verab-
schieden.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Jetzt darf ich für die SPD-Fraktion Frau Kolle-
gin Biedefeld das Wort erteilen. Bitte schön, Frau Kol-
legin.

Susann Biedefeld (SPD): Frau Präsidentin, werte
Kolleginnen und Kollegen! Nach fast drei Tagen Haus-
haltsberatungen stimme ich in einer Sache den Vor-
rednerinnen und Vorrednern der CSU durchaus zu:
Bayern geht es aktuell, finanziell gesehen, vergleichs-
weise gut. Das stimmt. Das ist nicht zu bestreiten.
Dies ist aber – das wurde heute schon einmal von
Kollegen gesagt – nicht allein das Verdienst der CSU,
sondern es ist das Verdienst von vielen Menschen in
diesem Land, von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern, von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern, von
Selbstständigen, von Firmen, von Handwerksbetrie-
ben oder Unternehmen, wie auch immer. Es ist ein
Verdienst von ganz vielen Menschen in diesem Land
und auch – das sagen wir durchaus selbstbewusst –
ein Verdienst der Opposition und damit der SPD hier
im Bayerischen Landtag,

(Lachen bei der CSU – Harald Güller (SPD): Bitte
etwas Anstand!)

die genauso im Blick hat, Bayern positiv voranzubrin-
gen und zu entwickeln.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist nicht ausschließlich Ihr Verdienst.

Obwohl es Bayern derzeit recht gut geht, gibt es aus
unserer Sicht in vielen Bereichen noch Verbesse-
rungsbedarf bzw. Korrekturbedarf. Trotz Rekordhöhe
des vorliegenden Doppelhaushalts fehlt es – das hat
unser Fraktionsvorsitzender Markus Rinderspacher
am Dienstag klargemacht – an ganz wichtigen Impul-
sen und Weichenstellungen für die künftige Entwick-
lung Bayerns. Mit unseren Anträgen haben wir über
die Einzelpläne hinweg genau dort angesetzt. Aus un-
serer Sicht haben Sie wirklich eine große Chance ver-
tan.

Ein besonders wichtiges Ziel, an dem wir eigentlich
noch stärker gemeinsam arbeiten müssen, zumal es
Bestandteil der Bayerischen Verfassung ist, wird von
der CSU gänzlich oder sehr oft ausgeblendet: Es ist
die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse in
ganz Bayern. Die vorgesehenen Behördenverlagerun-
gen können nur ein Teil, ein wichtiger vielleicht, aber
nur ein Teil, der Strategie sein. Darin stimme ich auch
mit meinen Vorrednern überein. Aber es braucht noch
viel mehr, um landesweit gleichwertige Lebensverhält-
nisse sicherzustellen.

Kolleginnen und Kollegen, wir haben als SPD-Land-
tagsfraktion dazu einen eigenen Nordbayernplan erar-
beitet, der weit über die Vorschläge der Staatsregie-
rung und ihren Heimatbericht hinausgeht. Er geht
hinaus über eine Verlagerung des Ministeriums für
Gesundheit und Pflege. Ich kann Ihnen die Lektüre
des Nordbayernplans nur ans Herz legen. Sie finden
darin garantiert viele gute Ideen und Impulse zur För-
derung wirklich gleichwertiger Lebensverhältnisse.
Wir haben nicht nur den Nordbayernplan erarbeitet,
sondern stellen zu diesem Thema auch immer wieder
eine Vielzahl von Anträgen, die Sie aber ablehnen.
Uns ist immer das Ziel gleichwertiger Lebens- und Ar-
beitsbedingungen in allen Landesteilen vor Augen,
das auch in der Bayerischen Verfassung festgehalten
ist.

(Beifall des Abgeordneten Harald Güller (SPD))

Ein weiteres Thema steht im Zusammenhang mit dem
Einzelplan 13. Auch der Abbau der versteckten Ver-
schuldung wegen fehlender Investitionen ist eine
Großbaustelle, die uns in den nächsten Jahren be-
vorsteht, und wird für uns immer wieder Thema sein.
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Die Investitionsquote ist seit Jahren am Sinken. Noch
zu Beginn der Amtszeit von Ministerpräsident Stoiber
lag sie bei über 20 %. Mit 11,8 % im Jahr 2017 und
11,5 % im Jahr 2018 sind wir davon inzwischen mei-
lenweit entfernt. Die CSU versucht trotzdem, dies als
Erfolg zu verkaufen. Tatsache ist jedoch, dass der Er-
halt und der Ausbau unserer Infrastruktur so auf
Dauer nicht gesichert werden können. Man muss klar
sagen: Die CSU-Staatsregierung verschiebt damit die
Lasten in die Zukunft, und dies auf Kosten zukünftiger
Generationen. Stichworte dafür sind der Straßenbau,
der Staatsstraßenbau, Brücken, energetische Sanie-
rung von öffentlichen Gebäuden usw. Diese verstecke
Verschuldung gilt es klar zu benennen, wenn über
den aktuellen Entwurf zum Doppelhaushalt für die
nächsten zwei Jahre gesprochen wird.

Ein weiteres Stichwort, wenn es um versteckte Ver-
schuldung geht – auch das wurde heute schon ange-
sprochen –, ist die unzureichende Pensionsvorsorge:
100 Millionen Euro. Kolleginnen und Kollegen, Sie
wissen selbst, was 100 Millionen Euro in Anbetracht
dessen bedeuten, was wir hier an Herausforderungen
haben, wenn wir auf die Notwendigkeiten beim Pen-
sionsfonds sehen. Das ist völlig unzureichend. Oder
denken Sie auch an die pikanten Entwicklungen bei
der BayernLB.

Wenn die CSU-Fraktion und die Staatsregierung mit
den Haushaltszahlen prahlen, sollten sie außerdem
auch ehrlich sein, ehrlich zum Beispiel dahin gehend,
was den ganz tiefen Griff in die Rücklagen anbelangt.
Die Rücklagen werden durch den vorliegenden Haus-
haltsentwurf regelrecht geplündert. Ja, auch für uns
ist dies so. Frau Kollegin Claudia Stamm hat das dar-
gestellt, und wir sehen es ganz genauso.

Ende 2015 hatte der Freistaat eine Rücklage in Höhe
von 6,1 Milliarden Euro; im Jahr 2018 werden lediglich
noch rund 1 Million Euro an Rücklagen zur Verfügung
stehen.

(Staatsminister Dr. Markus Söder: 1 Million?)

– 1 Milliarde Euro, Entschuldigung! Vielen Dank, Herr
Finanzminister. Ich bitte um Entschuldigung.

(Kerstin Schreyer (CSU): Das ist ein kleiner Un-
terschied! – Unruhe)

Nein, da hat er recht. Ich greife das gerne auf. Ich
bitte um Entschuldigung, wenn auch bei mir nach drei
Tagen sehr aufmerksamen Verfolgens der Haushalts-
debatte hin und wieder einmal die Konzentration
nachlässt. Danke schön für den Hinweis: Eine Milliar-
de Euro – das ändert aber nichts an der Tatsache,
dass die Rücklagen entsprechend geplündert werden.

Die Schuldentilgung – das ist ein interessanter Punkt
– erfolgt somit nicht aus den laufenden Einnahmen,
sondern auch aus der Rücklage. Es werden sogar
weniger Schulden getilgt, als aus der Rücklage ent-
nommen wird. Mein Appell an die CSU und die
Staatsregierung: Seien Sie endlich ehrlich zu den Bür-
gerinnen und Bürgern, und benennen Sie auch diese
Fakten, wenn Sie über die Haushaltslage sprechen.

Natürlich ist Schuldentilgung wünschenswert. Gleich-
zeitig kann man sich aber fragen, ob die Rechnung
aufgeht, wenn dadurch notwendige Investitionen auf
die lange Bank geschoben werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Investitionen, das wissen wir, liebe Kolleginnen und
Kollegen, verringern nicht nur die versteckte Verschul-
dung, sondern schaffen auch zukünftig neues Wachs-
tum und Arbeitsplätze und führen damit zu mehr Steu-
ereinnahmen. Eine höhere Investitionsquote nutzt
damit letztlich dem Staatshaushalt insgesamt, oder
umgekehrt: Je länger wir die versteckte Verschuldung
noch ausbauen, je länger wir zuschauen und nicht in-
vestieren, umso teurer wird es für die künftigen Gene-
rationen.

Trotz der von den Vorrednern der CSU hervorgehobe-
nen Schuldentilgung und des dramatischen Eingriffs
in die Rücklage verfehlt die CSU ihr selbst gestecktes
Ziel bei Weitem. An diesem Ziel müssen Sie sich
messen lassen und eingestehen, dass Sie das bisher
nicht erreicht haben. Ich möchte dies aufzeigen am
Thema "Schuldenfreier Haushalt", Ihrer Zielsetzung
für 2030.

Wir haben das einmal durchgerechnet. Gehen wir ein-
mal von 2018 aus, dann sind noch 28 Milliarden Euro
in den nächsten Haushaltsjahren zu bestreiten. Bis
2030 noch 28 Milliarden Euro heißt, Sie müssten
künftig in jedem Jahr durchschnittlich 2,3 Milliarden
Euro tilgen. Wie wollen Sie das schaffen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen? Das kann nicht funktionieren,
selbst bei einer Reduzierung der Zahlung in den Län-
derfinanzausgleich ab 2020 um etwa 1,3 Milliarden
Euro pro Jahr. Das kann nicht funktionieren. Ich sage,
hier handelt es sich um nichts anderes als um politi-
sche Propaganda der CSU-Staatsregierung.

Das Ergebnis der Verhandlungen zur Neuausrichtung
des Länderfinanzausgleichs möchte ich ebenfalls
noch ansprechen. Was haben Sie hier für große An-
kündigungen und Versprechungen gemacht, bis hin
zu Klagedrohungen und Beschimpfungen sogar
gegen CDU und Finanzminister Schäuble. Große,
leere Ankündigungen! Schauen wir uns das Ergebnis
doch einmal an. Der Freistaat trägt weiterhin den
Großteil der Lasten. Wie oft hat Herr Minister Söder
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gesagt, dass es genau darum gehe, nicht mehr den
Großteil der Lasten zu tragen.

Bayern wird auch dann weiterhin den Großteil der
Lasten tragen. Bei einer gleichmäßigen Verteilung
wäre außerdem jedes Bundesland um durchschnitt-
lich 115 Euro pro Einwohner entlastet worden. Dies ist
aber nicht der Fall. Der Freistaat Bayern zahlt pro
Kopf 106 Euro weniger in den Länderfinanzausgleich
ein. Andere Bundesländer werden weitaus stärker
entlastet. Ich nenne einmal das Beispiel Thüringen –
wir gönnen den Thüringern das, aber Thüringen oder
der linke Ministerpräsident Thüringens hat anschei-
nend besser verhandelt. Thüringen bekommt jedes
Jahr zusätzlich 219 Euro pro Einwohner. Ich muss
sagen: Gute Verhandlungsergebnisse sehen anders
aus. Sein Versprechen, Bayern werde nicht länger die
Hauptlasten tragen, hat der Ministerpräsident folglich
nicht eingelöst.

Umso wichtiger ist es, dass sich der Steuervollzug in
Bayern weiter verbessert. Der Kollege Güller hat es
heute früh schon einmal im Zusammenhang mit dem
Einzelplan 06 angesprochen. Das ist uns ein ganz
wichtiges Anliegen, und wir werden hier nicht locker
lassen. Hier geht es um soziale Gerechtigkeit, um
Steuergerechtigkeit.

Im Gegensatz zu Staatsminister Söder und der CSU
wollen wir keine Steuergeschenke für große interna-
tionale Unternehmen wie Apple. Das ist aus unserer
Sicht gegenüber dem steuerzahlenden Bürger und
unseren kleinen und mittelständischen Unternehmen
nämlich mehr als nur ungerecht.

Wir fordern einen gerechten Steuervollzug, nicht
Steuererhöhungen, nicht mehr Steuern, sondern wir
wollen einen gerechten Vollzug der Gesetze, die wir
bereits haben. Dies ist nur möglich, wenn unsere
Steuerverwaltung mit mehr Personal ausgestattet
wird. Schaut man sich die Personalzahlen einmal an,
stellt man fest, dass es 2006 noch 16.695 Stellen an
den bayerischen Finanzämtern gab. Zehn Jahre spä-
ter sind es 16.449, also 246 Stellen weniger, wobei –
das muss man auch noch berücksichtigen –,
1.536 Stellen gar nicht besetzt sind.

Die laut ORH prekäre Finanzsituation an den baye-
rischen Finanzämtern ist außerordentlich erstaunlich,
da jeder zusätzliche Steuerprüfer ein Vielfaches an
Steuereinnahmen erbringt, als er den Staat an Perso-
nalmitteln kostet. Sie kennen die Zahlen. Bei der Be-
triebsprüfung könnten Mehreinnahmen in Höhe von
1,4 Millionen Euro, bei der Steuerfahndung in Höhe
von 740.152 Euro und bei der Umsatzsteuersonder-
prüfung in Höhe von rund 1,2 Millionen Euro erzielt

werden. Bei diesen Zahlen sind die Personalkosten
schon berücksichtigt; das muss man klar sehen.

Sie nehmen diese Einnahmequelle, die der Staat
hätte, nicht wahr, und zwar politisch bewusst nicht
wahr. Sie sagen den Kommunen: Schöpft erst einmal
eure Einnahmequellen aus, und nur wenn ihr sie aus-
geschöpft habt, dann bekommt ihr Zuschüsse oder
kommt überhaupt in den Genuss von Darlehen. Der
Freistaat Bayern schöpft politisch ganz bewusst seine
Einnahmequelle nicht aus.

Ein gerechterer Steuervollzug ist nur mit mehr Perso-
nal möglich. Das hat auch etwas mit sozialer Gerech-
tigkeit zu tun, ich sagte es. Bei aller Freude über die
derzeit sprudelnden Einnahmen muss auch festge-
stellt werden, dass jedes Jahr Millionen an Steuerein-
nahmen verloren gehen. Das sagt nicht nur die SPD
oder die Opposition, sondern das sagt auch der
Oberste Rechnungshof, der Ihnen das schon mehr-
mals ganz klar schriftlich bestätigt hat.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben das zum
Einzelplan 13 auch als Antrag eingebracht und als
Gegenrechnung, als einen Mosaikstein zum Aus-
gleich für unsere Änderungsanträge. Wir haben auf-
gezeigt, dass durch die von uns zusätzlich geforderte
Personalausstattung im Jahr 2017 rund 160 Millionen
Euro und im Jahr 2018 rund 300 Millionen Euro Steu-
ern zusätzlich eingenommen würden. Diese Mittel flie-
ßen bisher am Staatshaushalt vorbei. Mit diesen zu-
sätzlichen Mitteln wollten wir unsere
Änderungsanträge ein Stück weit gegenfinanzieren;
wir haben mehrere Vorschläge eingebracht.

Ein weiterer Gegenfinanzierungsvorschlag ist klar: Die
Rückforderung der Darlehen, die an die Flughafen
München GmbH ausgereicht worden sind. Diese Mit-
tel in Höhe von rund 250 Millionen Euro könnten
ebenfalls zur Finanzierung wichtiger Projekte einge-
setzt werden, zur Gegenfinanzierung auch unserer
Änderungsanträge. Schließlich erfreut sich die Flug-
hafen München GmbH einer sehr guten wirtschaftli-
chen Situation.

Wir wissen, Sie bunkern hier das Geld für die zweite
Stammstrecke; das wurde heute noch einmal klar
zum Ausdruck gebracht. Wir haben ein anderes Vor-
gehen. Wir wollen, dass dieses Geld in den Haushalt
fließt. Wir wollen die zweite Stammstrecke aus dem
regulären Haushalt finanziert wissen.

Zu dem interessanten Konstrukt, dies abschließend,
dass sich die CSU eine sogenannte Fraktionsreserve
vorbehält, nur ganz kurz: Die Staatsregierung fügt
ihrem Haushaltsentwurf jährlich einen Betrag – in die-
sem Fall sind es 50 Millionen – als sogenannte Ver-
stärkung von Investitionsmaßnahmen bei. Damit kön-
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nen die zusätzlichen Änderungsanträge der CSU-
Fraktion finanziert werden. Wenn die darüber
finanzierten Projekte für die CSU so wichtig sind, stellt
sich für uns auf jeden Fall die Frage, warum Sie nicht
von vornherein Anträge in den regulären Haushalts-
beratungen stellen oder warum diese Änderungen
nicht schon im Entwurf des Doppelhaushalts berück-
sichtigt werden. Dann aber könnten die CSU-Abge-
ordneten nicht mehr ihre Zuckerl verteilen, die Wahl-
kampfzwecken und dem Bedürfnis der CSU nach
Sicherung der absoluten Mehrheit dienen. Das hat mit
Parlamentarismus und Demokratie nichts, aber auch
gar nichts mehr zu tun.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Wir haben eine klare Linie gezeigt, wo unsere
Schwerpunkte sind und wie wir Bayern positiv für die
nächsten Jahre fortentwickeln wollen. Uns ist es leider
nicht gelungen, mit Argumenten zu überzeugen. Das
bedauern wir sehr. Aber wir werden nicht nachlassen,
und viele Bürgerinnen und Bürger hätten sich gefreut,
wenn unsere Anträge Berücksichtigung gefunden hät-
ten. Das hätte den Freistaat Bayern insgesamt voran-
gebracht. Das war nicht möglich.

Trotzdem vielen Dank an alle, die im Haushaltsaus-
schuss gearbeitet haben, an alle, die die Arbeiten vor-
breitet haben, aber auch an die Kolleginnen und Kol-
legen im Haushaltsausschuss. Bei allen
unterschiedlichen Meinungen haben wir trotzdem kon-
struktiv zusammengearbeitet. Dafür ein herzliches
Dankeschön, und vielen Dank für die Aufmerksam-
keit!

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Jetzt
hat sich Kollege Pohl zu einer Zwischenbemerkung
gemeldet.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Wir stimmen sicher darin überein,
dass unsere Finanzbeamten in Bayern hervorragende
Arbeit leisten und dass für sie ein Stellenaufwuchs an-
gebracht und gerechtfertigt wäre. Stimmen Sie mit mir
auch darin überein, dass es bei der Steuererhebung
und beim Steuervollzug einen Grenznutzen gibt? Es
ist nicht so, dass man immer mehr Prüfer einstellen
muss, um immer mehr Steuereinnahmen zu erlangen.
Es wird immer ein wenig der Eindruck verbreitet, dass
ein Gutteil der Bürger des Freistaates Steuern verkür-
zen würde. Ich glaube, das ist nicht ihre Intention. Ich
hoffe es nicht. Jedenfalls ist das nicht die Realität in
Bayern.

Noch ein Punkt, der die Steuereinnahmen und Steu-
erprüfer betrifft: Ich meine schon, dass wir unserer
bayerischen Steuerverwaltung insgesamt ein gutes
Zeugnis ausstellen und nicht von einem ungeordneten
Steuervollzug sprechen können.

Präsidentin Barbara Stamm: Bitte, Frau Kollegin.

Susann Biedefeld (SPD): Herr Kollege Pohl, wir
reden von Steuergerechtigkeit und Steuervollzug. Wir
haben nie gesagt, dass absolutes Chaos herrscht. Es
gibt ganz viele Bürgerinnen und Bürger im Freistaat
Bayern, die treu und brav ihre Steuern zahlen. Viele
haben gar keine Möglichkeit, irgendetwas am Finanz-
amt vorbei zu machen; denn den Arbeitnehmern wird
die Steuer von vornherein von ihren Gehältern und
Löhnen abgezogen. Sie machen dann eine Steuerer-
klärung. Wir reden nicht von den vielen Bürgerinnen
und Bürgern in diesem Land, die treu und brav ihre
Steuern bezahlen.

Sie müssen sich aber einmal den Prüfungszyklus bei
Arbeitgebern und bei Unternehmen anschauen. Die-
ser Prüfungszyklus spricht Bände. Sie kennen die
Zahlen. Wir bekommen von den verschiedensten
Fraktionen immer wieder Anfragen dazu. Wir wissen –
das hat Kollege Güller heute früh beim Einzelplan 06
gesagt –, dass es einen Grenznutzen gibt. Das wis-
sen wir durchaus. Wir wissen, dass unsere Finanz-
beamtinnen und Finanzbeamten hervorragende Arbeit
leisten. In der Finanzverwaltung findet eine hervorra-
gende Arbeit statt. Wir wissen das, auch aufgrund der
Einnahmen, die wir haben. Aber wir brauchen einen
höheren Stellenaufwuchs. Wir versprechen uns davon
wirklich enorme Mehreinnahmen für den Freistaat, um
damit unseren Freistaat insgesamt positiv fortzuentwi-
ckeln.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Jetzt erteile ich das
Wort Herrn Staatsminister Dr. Söder. Bitte schön, Herr
Staatsminister.

Staatsminister Dr. Markus Söder (Finanzministeri-
um): Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich habe jetzt noch 44 Minuten Redezeit.

(Beifall bei der CSU – Markus Blume (CSU): Aus-
schöpfen!)

Eigentlich wäre jetzt eine gute Gelegenheit, noch ein-
mal pädagogisch auf die Beiträge einzugehen, die
von der Opposition gekommen sind. Nach den letzten
Wochen scheint mir aber ein gewisser Lernerfolg
wenig aussichtsreich.

(Beifall bei der CSU)
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Deswegen möchte ich meinen kurzen Beitrag unter
das Motto stellen, das ich immer gerne bei langen
Einführungen mit langen Grußworten als Gebet halte;
es heißt: Lieber Gott, mach es flott.

Deshalb drei Bemerkungen, meine Damen und Her-
ren. Erstens. Vorhin wurde gesagt, in Bayern sei alles
nur Glück. Heißt das dann, dass in Nordrhein-Westfa-
len alles nur Pech ist?

(Beifall bei der CSU)

Ich glaube, dass überall in Deutschland die Menschen
fleißig sind und sich anstrengen. Den Unterschied
macht letztlich die Politik. Wir waren einmal hinten,
heute sind wir vorne; andere waren mal vorne und
sind heute hinten. Das ist der Unterschied zwischen
Bayern und dem Rest der Republik.

(Beifall bei der CSU)

Zweitens. Es wurde gesagt, wir plünderten Bayern
aus. Schauen Sie sich mal um, wie es anderswo mit
dem Schuldenstand aussieht. Nordrhein-Westfalen
hat viermal so viel Schulden. Das sind also die Vier-
mal-Plünderer. Berlin hat doppelt so viel Schulden.
Berlin plündert sowieso. Aber selbst Baden-Württem-
berg hat 50 % mehr Schulden als wir. Was haben wir?
– Wir machen im Haushalt keine Schulden. Wir tilgen
alle Schulden. Wenn ich immer wieder von den Rück-
lagen höre, muss ich Sie fragen: Was sind denn ei-
gentlich Rücklagen? – Rücklagen sind erwirtschafte-
tes Gut. Die anderen haben gar keine Rücklagen, weil
sie nichts erwirtschaften können. Das ist doch der fun-
damentale Unterschied.

(Beifall bei der CSU)

Nebenbei bemerkt: Es wurde gesagt, wir hätten Rück-
lagen von fast 9 Milliarden Euro. Wir haben 2018 nicht
1 Milliarde, sondern 2,3 Milliarden wegen der Steuer-
einnahmen, die aufgrund unserer Politik möglich sind,
weil wir den Rahmen so setzen, dass es sich für die
Wirtschaft lohnt, in Bayern zu investieren, und dass
von dem Geld der Menschen auch etwas übrig bleibt.
Wer glaubt denn eigentlich, dass die Bürger gerne
dorthin gehen, wo ihnen nur etwas genommen wird?
Wenn ich höre, dass wir eine Kiessteuer einführen
sollen, kann ich nur sagen: Sie wollen mit Kies auch
nur Kohle machen. Das ist der Unterschied zwischen
Ihnen und uns.

(Beifall bei der CSU)

Wir bleiben ganz klar dabei: Der Kurs, den wir hier in
den letzten Tagen bestimmt haben, ist der solideste.

Zu den Kommunen noch eine Anmerkung. Wir haben
jetzt viel geredet. Ich danke ausdrücklich allen Red-
nern, die es klargestellt haben, Peter Winter, Martin
Bachhuber und Hans Herold. Wir haben den höchsten
Finanzausgleich aller Zeiten. Jetzt frage ich mich, wie
man deswegen schimpfen kann. Man kann noch mehr
fordern. Das ist in Ordnung. Fakt ist aber, dass wir
seit allen Zeiten das meiste machen, dass wir bei den
Schlüsselzuweisungen Rekordzuweisungen haben
und dass wir das Instrument der Stabilisierungshilfen
haben. Mit 150 Millionen ist das sechsmal so viel wie
das, mit dem wir 2011 gestartet sind. Vielen Gemein-
den, die dadurch eine Perspektive bekommen, ist das
offenkundig. Darum möchte ich nach knapp vier Minu-
ten mit einem Dokument schließen, welches belegt,
was man von unserer Finanzpolitik für die Kommunen
hält. Es ist ein Schreiben des Fürther Oberbürger-
meisters, das noch vor der Fahrstuhlsache geschrie-
ben wurde. Er ist ein SPDler, der gewählt wurde.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Jetzt
braucht ihr schon SPDler, die euch loben!)

– Hubert, du machst das nicht. Ich lese den Brief vor
und möchte damit auch schließen:

Sehr geehrter Herr Staatsminister, lieber Markus!
Es ist mir ein großes Bedürfnis, dir und dem Frei-
staat Bayern für die beeindruckend hohe Summe
an Stabilisierungshilfen zu danken.

Ich darf dir gemeinsam mit unserer Stadtkämme-
rin sagen, dass wir mit dem Geld Schulden tilgen
und weiter sparsam wirtschaften werden.

Und jetzt kommt es; bitte für das Protokoll:

Die erfolgreiche Haushaltspolitik, die du für den
Freistaat Bayern verantwortest, ist uns dabei ein
Vorbild.

– Meine Damen und Herren, so ist es.

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CSU –
Peter Winter (CSU): Können wir das als Weih-
nachtskarte haben?)

– Ich lege den Brief dann anbei und freue mich, dass
die Sozialdemokraten nicht einmal dann klatschen –
das muss man sich einmal überlegen –, wenn eigene
Leute, SPD-Oberbürgermeister etwas schreiben.
Nehmt euch daran ein Beispiel.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Danke
noch einmal an alle, die an der Beratung mitgewirkt
haben. Sie war wie immer intensiv, zuweilen auch
lang, aber das Ergebnis zählt. Das Ergebnis nach
dem heutigen Abschluss der Beratungen ist, dass die
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Bayern sagen können, dass sie die nächsten zwei
Jahre wegen der Finanzen dank des Einsatzes des
Bayerischen Landtags ruhig schlafen können. – Herz-
lichen Dank.

(Lang anhaltender lebhafter Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr
Staatsminister. Mir liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir
kommen damit zur Abstimmung. Kolleginnen und Kol-
legen, wir haben noch einiges vor uns. Daher darf ich
Sie bitten, dies jetzt zum Abschluss noch gut über die
Bühne zu bringen. Wenn wir jetzt zur Abstimmung
kommen, werden die Tagesordnungspunkte wieder
getrennt.

Ich lasse zunächst über das Finanzausgleichsände-
rungsgesetz 2017 abstimmen – das ist Tagesord-
nungspunkt 17.

Vorweg lasse ich über die vom federführenden Aus-
schuss zur Ablehnung vorgeschlagenen Änderungs-
anträge auf den Drucksachen 17/14275 und 17/14276
sowie 17/14277 abstimmen. Besteht damit Einver-
ständnis, dass wir über die Änderungsanträge unter
Zugrundelegung des Votums des federführenden
Ausschusses insgesamt abstimmen? – Widerspruch
erhebt sich nicht. Dann lasse ich so abstimmen. 

Wer hinsichtlich der Änderungsanträge auf den Druck-
sachen 17/14275 und 17/14276 sowie 17/14277 mit
der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw.
des Abstimmungsverhaltens seiner Fraktion im je-
weils federführenden Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen einverstanden ist, den bitte ich um
das Handzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen
bitte ich anzuzeigen. – Stimmenthaltungen? – Keine.
Damit übernimmt der Landtag diese Voten. Damit sind
die Änderungsanträge abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf. Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf
auf der Drucksache 17/12805, der Änderungsantrag
auf Drucksache 17/14656 und die Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses für Staats-
haushalt und Finanzfragen auf Drucksache 17/14638
zugrunde.

Den Gesetzentwurf empfiehlt der federführende Aus-
schuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur An-
nahme mit der Maßgabe von Änderungen in Artikel 1
Absatz 1. Im Einzelnen verweise ich auf die Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 17/14638.

Mit dem Änderungsantrag der CSU auf Drucksa-
che 17/14656 sollen weitere Änderungen in den Arti-
keln 13f und 13h vorgenommen werden. Im Einzelnen

verweise ich auf die Drucksache 17/14656, die Ihnen
mit den Plenarunterlagen übersandt wurde. 

Wer diesem Änderungsantrag zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die CSU-
Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Die
SPD-Fraktion, die Fraktion der FREIEN WÄHLER und
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimment-
haltungen? – Gibt es keine. Dann ist das so beschlos-
sen. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des federfüh-
renden Ausschuss und mit den weiteren Änderungen
im Änderungsantrag auf Drucksache 17/14656 zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Die
CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
Die SPD-Fraktion, die Fraktionen der FREIEN WÄH-
LER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Danke.
Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde,
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort
die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in
einfacher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt
sich nicht. Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung
des federführenden Ausschusses und mit den im Än-
derungsantrag auf Drucksache 17/14656 genannten
Änderungen seine Zustimmung geben will, den bitte
ich, sich vom Platz zu erheben. – Das ist die CSU-
Fraktion. Danke. Gegenstimmen bitte ich auf die glei-
che Weise anzuzeigen. – SPD-Fraktion, Fraktionen
der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Danke schön. Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Keine. Das Gesetz ist damit angenommen.
Es hat den Titel: "Gesetz zur Änderung des Finanz-
ausgleichsgesetzes (Finanzausgleichsänderungsge-
setz 2017)". 

Mit der Annahme des Gesetzes in der vorgenannten
Fassung hat der Änderungsantrag auf Drucksa-
che 17/14656 seine Erledigung gefunden.

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 13
– das ist Tagesordnungspunkt 18. Der Abstimmung
liegen der Entwurf des Haushaltsplans 2017/2018,
Einzelplan 13, die Änderungsanträge auf den Druck-
sachen 17/14089 und 17/14655, 17/14009 mit
17/14020, 17/13980 mit 17/13987 sowie 17/14225 mit
17/14239 und die Beschlussempfehlung des federfüh-
renden Ausschusses für Staatshaushalt und Finanz-
fragen auf Drucksache 17/14628 zugrunde.

Zunächst lasse ich, wie bereits zu Beginn der Bera-
tung angekündigt, über den Änderungsantrag von Ab-
geordneten der SPD-Fraktion auf Drucksa-
che 17/14020 betreffend "Härtefonds zur Sanierung
kommunaler Bäder" in namentlicher Form abstimmen.
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Der federführende Ausschuss empfiehlt die Ableh-
nung. Für die Stimmabgabe sind die Urnen auf beiden
Seiten des Sitzungssaals bereitgestellt. Sind Sie
damit einverstanden, die für die Abstimmung zur Ver-
fügung stehende Zeit auf drei Minuten zu verkürzen?

(Zahlreiche Zurufe: Ja!)

– Dann lasse ich nun abstimmen und bitte, die Stimm-
karten einzuwerfen. – Drei Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 18.19 bis
18.22 Uhr)

Kolleginnen und Kollegen, die Zeit ist um. Ich schließe
die Abstimmung, und die Stimmkarten werden ausge-
zählt. Ich bitte Sie, sich zu gedulden. Bevor wir weiter-
machen können, brauchen wir ein erstes Ergebnis. –

(Unterbrechung von 18.22 bis 18.24 Uhr)

Kolleginnen und Kollegen, darf ich Sie bitten, die Plät-
ze einzunehmen? Wir können jetzt in der Tagesord-
nung fortfahren. Ich darf zunächst einmal das Ergeb-
nis der namentlichen Abstimmung bekannt geben. Es
ging um den Antrag betreffend "Härtefonds zur Sanie-
rung kommunaler Bäder" auf Drucksache 17/14020.
Mit Ja haben gestimmt 42. Mit Nein haben gestimmt
86. Es gab 8 Enthaltungen. Damit ist dieser Ände-
rungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 10)

Kolleginnen und Kollegen, der Einzelplan 13 wird vom
federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen mit den in der Beschlussempfehlung auf
der Drucksache 17/14628 aufgeführten Änderungen
zur Annahme empfohlen. 

Mit dem Änderungsantrag der CSU auf Drucksa-
che 17/14655 sollen die Schlüsselzuweisungen und
Zuweisungen für Maßnahmen gemäß Artikel 13f des
Finanzausgleichsgesetzes angepasst werden. Im Ein-
zelnen verweise ich hierzu auf die Drucksa-
che 17/14655, die Ihnen mit den Plenarunterlagen
übersandt wurde. Wer diesem Änderungsantrag seine
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das ist die CSU-Fraktion. Gegenstimmen! –
Das sind die Fraktionen von SPD, FREIEN WÄH-
LERN und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthal-
tungen? – Keine. Dann ist das so beschlossen. 

Wer dem Einzelplan 13 entsprechend dieser Be-
schlussempfehlung und den weiteren Änderungen im
Änderungsantrag auf Drucksache 17/14655 zustim-
men möchte, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben.
– Das ist die CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich

auf die gleiche Weise anzuzeigen. – Das sind die
Fraktionen der SPD, der FREIEN WÄHLER und von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? –
Keine. Dann ist das so beschlossen. 

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge, soweit über sie nicht einzeln abge-
stimmt worden ist, als erledigt. Eine Liste dieser Än-
derungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 11)

Außerdem schlägt der federführende Ausschuss für
Staatshaushalt und Finanzfragen in seiner Beschluss-
empfehlung noch verschiedene Ermächtigungen für
das Staatsministerium der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat vor. Im Einzelnen verweise ich
wiederum auf die Drucksache 17/14628. Wer dem zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREI-
EN WÄHLER und der GRÜNEN. Gegenstimmen? –
Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Dann ist
das so beschlossen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, damit ist die Bera-
tung des Einzelplans 13 abgeschlossen. Mit der An-
nahme des Einzelplans 13 in der soeben beschlosse-
nen Fassung haben die Änderungsanträge auf den
Drucksachen 17/14089 und 17/14655 ihre Erledigung
gefunden.

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den Ent-
wurf des Haushaltsgesetzes 2017/2018. Das ist der
Tagesordnungspunkt 19. Der Abstimmung liegen die
Regierungsvorlage auf Drucksache 17/12806, die Än-
derungsanträge auf den Drucksachen 17/14287,
17/14657, 17/14282 mit 17/14285, 17/14278 mit
17/14281 sowie 17/14286 und die Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses für Staats-
haushalt und Finanzfragen auf der Drucksa-
che 17/14636 zugrunde. 

Vorweg lasse ich über den vom federführenden Aus-
schuss zur Ablehnung vorgeschlagenen Änderungs-
antrag auf der Drucksache 17/14284, wie von der
SPD-Fraktion beantragt, in namentlicher Form abstim-
men. Es kann mit der Stimmabgabe begonnen wer-
den. Die Urnen stehen bereit.

(Namentliche Abstimmung von 18.29 bis
18.32 Uhr)

Die Zeit ist um. Ich beende die Abstimmung. Die
Stimmkarten werden draußen ausgezählt. Ich bitte
Sie, die Plätze einzunehmen, damit ich mit der Ab-
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stimmung fortfahren kann. Ich will weiter abstimmen
lassen.

Ich fahre jetzt mit den Abstimmungen zu den übrigen
Änderungsanträgen fort. Das sind die Änderungsan-
träge der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf den
Drucksachen 17/14278 mit 17/14281 und die Ände-
rungsanträge der SPD-Fraktion auf den Drucksa-
chen 17/14282 mit 17/14285 mit Ausnahme des An-
trags der SPD auf Drucksache 17/14284, über den
bereits namentlich abgestimmt wurde, und der Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf der
Drucksache 17/14286. 

Besteht damit Einverständnis, dass wir über die vor-
genannten Änderungsanträge unter Zugrundelegung
des Votums des federführenden Ausschusses insge-
samt abstimmen? – Das ist der Fall. Der federführen-
de Ausschuss empfiehlt die Ablehnung. Wer hinsicht-
lich der Änderungsanträge auf den
Drucksachen 17/14282 mit 17/14285 mit Ausnahme
der Drucksache 17/14284 sowie 17/14278 mit
17/14281 und 17/14286 mit der Übernahme seines
Abstimmungsverhaltens bzw. des Abstimmungsver-
haltens seiner Fraktion im jeweils federführenden
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das sind alle Fraktionen. Ich bitte Sie, Gegenstimmen
anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch
keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten. Die
Änderungsanträge sind abgelehnt.

Ich brauche noch ein bisschen, bis das Ergebnis der
namentlichen Abstimmung vorliegt. Vielen Dank, dass
das alles so gut und so schnell geht.

(Allgemeiner Beifall)

Ich gebe nun das Ergebnis der vorher durchgeführten
namentlichen Abstimmung bekannt. Es ging um den
Änderungsantrag der SPD betreffend "Schaffung ver-
besserter Beförderungsmöglichkeiten" auf der Druck-
sache 17/14284. Mit Ja haben 42 gestimmt. Mit Nein
haben 87 gestimmt. Es gab 8 Enthaltungen. Damit ist
dieser Änderungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 12)

Damit komme ich zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf. Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf
auf Drucksache 17/12806, der Änderungsantrag auf
Drucksache 17/14657 und die Beschlussempfehlung
des federführenden Ausschusses für Staatshaushalt
und Finanzfragen auf Drucksache 17/14636 zugrun-
de. Den Gesetzentwurf empfiehlt der federführende
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur
Annahme mit der Maßgabe von Änderungen. Im Ein-

zelnen verweise ich auf die Beschlussempfehlung auf
Drucksache 17/14636.

Mit dem Änderungsantrag auf Drucksache 17/14657
sollen die Schlusssummen für die Haushaltsjah-
re 2017 und 2018 aufgrund der vorherigen Änderun-
gen beim Einzelplan 13 angepasst werden. Im Einzel-
nen verweise ich auf Drucksache 17/14657, die Ihnen
ebenfalls mit den Plenarunterlagen übersandt wurde. 
Wer dem Änderungsantrag zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. – Das ist die CSU-Fraktion.
Gegenstimmen? – Das sind die Fraktionen der SPD,
der FREIEN WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist das so
beschlossen. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des federfüh-
renden Ausschusses und den weiteren Änderungen
im Änderungsantrag auf Drucksache 17/14657 zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das ist die CSU-Fraktion. Ich bitte, Gegenstimmen
anzuzeigen. – Das sind die Fraktionen der SPD, der
FREIEN WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist das ebenfalls
beschlossen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde,
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort
die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in
einfacher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt
sich nicht. Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung
des federführenden Ausschusses und den weiteren
Änderungen im Änderungsantrag auf Drucksa-
che 17/14657 seine Zustimmung geben will, den bitte
ich, sich vom Platz zu erheben. – Das ist die CSU-
Fraktion. Ich bitte, Gegenstimmen auf die gleiche
Weise anzuzeigen. – Das sind die Fraktionen der
SPD und der FREIEN WÄHLER und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? –
Keine. Damit ist das Gesetz angenommen. Es hat
den Titel: "Gesetz über die Feststellung des Haus-
haltsplans des Freistaats Bayern für die Haushaltsjah-
re 2017 und 2018 (Haushaltsgesetz 2017/2018)". 

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der soeben
beschlossenen Fassung haben die Änderungsanträge
auf den Drucksachen 17/14287 und 17/14657 ihre Er-
ledigung gefunden. Das Hohe Haus nimmt davon
Kenntnis.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, damit sind die
Haushaltsberatungen abgeschlossen.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Ich danke dem Hohen Haus und damit den Kollegin-
nen und Kollegen sowie den Mitgliedern der Staatsre-
gierung für diese drei Tage, in denen sehr intensiv be-

Plenarprotokoll 17/92 v. 15.12.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 8167



raten und diskutiert worden ist. Ich danke Ihnen
herzlich dafür. Ganz besonders möchte ich den Kolle-
ginnen und Kollegen des Haushaltsausschusses dan-
ken. Ich danke insbesondere dem Vorsitzenden des
Haushaltsausschusses, Herrn Kollegen Winter.

(Beifall bei der CSU)

Selbstverständlich schließe ich auch den Stellvertreter
des Haushaltsausschusses, Herrn Kollegen Güller, in
den Dank mit ein.

(Allgemeiner Beifall)

Mein Dank gilt auch allen Berichterstatterinnen und
Berichterstattern aus den jeweiligen Fraktionen. Ich
danke Ihnen für die intensive Vorberatung und die
Vorbereitung. Für die nächsten Jahre 2017 und 2018
können wir gemeinsam unsere Verantwortung für die
Menschen in Bayern wahrnehmen. Herr Ministerpräsi-
dent, herzlichen Dank auch an Sie!

(Beifall bei der CSU)

Jetzt komme ich zu den Schlussworten:

Weihnachts- und Neujahrswünsche

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir am
Ende der letzten Plenarsitzung des Jahres angelangt.

Ich höre Sie alle richtig tief durchatmen. Ich denke,
das ist gut und richtig so. In den vergangenen Wo-
chen waren wir noch einmal sehr intensiv in diesem
Plenarsaal. Ich möchte uns nicht auseinandergehen
lassen, ohne mich auch zu bedanken. In erster Linie
und allen voran danke ich Ihnen, Herr Ministerpräsi-
dent. Für Sie war es ein sehr arbeitsreiches Jahr,
nicht nur bei uns in Bayern, sondern vor allem auch in
der Koalition in Berlin. Herr Ministerpräsident, herzli-
chen Dank an Sie und an die Mitglieder der Staatsre-
gierung!

(Allgemeiner Beifall)

Ich danke den Vizepräsidentinnen und Vizepräsiden-
ten des Landtags und den Mitgliedern des Präsidiums
und des Ältestenrates. Sehr herzlich danke ich den
Fraktionsvorsitzenden und den Vorsitzenden der Aus-
schüsse und Kommissionen sowie ihren Stellvertre-
tern. Ganz herzlich danke ich auch den Damen und
Herren von der Presse, von Hörfunk und Fernsehen
für ihre Berichterstattung. Unser Dank gilt vor allem all
denjenigen, die unseren Parlamentsbetrieb durch ihre
Arbeit erst möglich machen.

(Allgemeiner Beifall)

Nicht nur in den vergangenen Wochen wurde ein
enormer Einsatz geleistet. Für Sie bedeutete das
ganze Jahr eine gewaltige Kraftanstrengung. Jeder
und jede Einzelne war dort gefordert, wo er oder sie in
der Verantwortung steht; denn bei der Arbeit hier im
Bayerischen Landtag ist es fast wie bei einem Or-
chester: Viele verschiedene Instrumente spielen zu-
sammen. Jeder übernimmt seine Aufgabe, und jede
Stimme ist gleichermaßen wichtig. Das hat am Ende
nicht nur gut, sondern hervorragend funktioniert.
Dafür muss ein Rädchen ins andere greifen. Deshalb
möchte ich mich heute bei allen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern des Landtagsamtes gleichermaßen ganz,
ganz herzlich bedanken.

(Allgemeiner Beifall)

Ich denke, es ist in unser aller Sinn, dass ich stellver-
tretend der Leiterin des Plenarreferats, unserer Frau
Fröhlich, einen Blumenstrauß überreiche.

(Allgemeiner Beifall – Präsidentin Barbara Stamm
überreicht Frau MRin Renate Fröhlich einen Blu-
menstrauß.)

Ein Dankeschön sage ich dem gesamten Betrieb der
Landtagsgaststätte sowie den Landtagsbeauftragten,
den Fraktionsgeschäftsstellen, den Beamten der Poli-
zei, den Sanitätern und unseren fleißigen Reinigungs-
kräften. Allen ein herzliches Vergelt‘s Gott!

(Allgemeiner Beifall)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, gestatten Sie mir
noch ein paar persönliche Worte. Ich will nicht viel
sagen; denn ich weiß, dass Sie sich nach diesen lan-
gen und kräftezehrenden Tagen nun möglichst bald in
die verdiente Weihnachtspause verabschieden wol-
len. Wenn wir alle uns etwas wünschen könnten, dann
wäre das wahrscheinlich mehr Zeit. "Zeit ist das am
meisten Unsrige und doch am wenigsten Verfügbare",
so hat es der Philosoph Hans Blumenberg einmal for-
muliert. Von Thomas Mann stammt der schöne Satz:
"Die Zeit ist ein kostbares Geschenk … und sie ist der
Friede selbst." Liebe Kolleginnen und Kollegen, ma-
chen wir uns dieses kostbare Geschenk in den kom-
menden Tagen selbst. Machen wir es vor allem unse-
ren Familien und unseren Lieben daheim.

Verehrte Frau Kollegin Natascha Kohnen, nun darf ich
Ihnen das Wort erteilen. Bitte schön.

(Allgemeiner Beifall)

Natascha Kohnen (SPD): (Von der Rednerin nicht
autorisiert) Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Im Namen der Oppositionspar-
teien darf ich heute an Sie alle die Jahresabschluss-
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worte richten. Diese Ehre weiß ich wirklich zu
schätzen.

Zum Ende dieses Arbeitsjahres möchten wir uns als
Abgeordnete dieses Hohen Hauses gemeinsam bei
denjenigen bedanken, die es möglich machen, dass
wir die parlamentarische Arbeit in ihren Abläufen rei-
bungslos durchführen können. Unser erster Dank
geht an Sie, lieber Herr Worm. Wir danken Ihnen und
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Landtags-
amtes sehr herzlich für die Unterstützung, für die wirk-
liche Präzision, aber vor allem auch für das freundli-
che Miteinander.

(Allgemeiner Beifall)

Im Plenarsaal und auch in den Ausschüssen gilt
unser Dank im Speziellen den Landtagsbeauftragten.
Ich muss gestehen, ich hatte sie im Jahre 2014, als
ich zuletzt die Jahresabschlussworte gesprochen
habe, übersehen. Ich kann Ihnen sagen: Das wird mir
nie wieder passieren; denn ich stehe unter genauer
Beobachtung meiner Vizepräsidentin Inge Aures, die
in den letzten Tagen immer wieder gesagt hat: Vergiss
die nicht! So fränkische Drohungen kriegen nicht mal
Sie auf die Reihe, Herr Söder. Die Drohungen, die
dann von Frau Aures auf mich niedergingen, endeten
immer mit den Worten: Bass bloß auf, Naddascha,
dass du die nicht vergisst! – Ich habe Sie nicht ver-
gessen. Herzlichen Dank!

(Allgemeiner Beifall)

Dialektfester als ich sind zum Glück andere im Haus,
nämlich die Kolleginnen und Kollegen des Stenografi-
schen Dienstes. Herzlichen Dank für Ihre akribische
Art und Arbeit und für Ihre Ausdauer, sogar in der
Nacht!

(Allgemeiner Beifall)

Unersetzlich ist auch die Rundumbetreuung durch un-
sere Offiziantinnen und Offizianten. Herzlichen Dank
an Sie alle für den Job, den Sie machen, und vor
allem auch für Ihre liebenswerte, positive Art im Um-
gang, die einem manche Tage in diesem Haus wirk-
lich leichter machen. Herzlichen Dank!

(Allgemeiner Beifall)

Mein Blick geht gewohnheitsmäßig nach rechts oben.
Sie sind auch noch da. Wir danken sehr herzlich den
Beamtinnen und Beamten der Polizei für die Sicher-
heit, die Sie uns an jedem Tag im Jahr garantieren.
Sie sind für uns unersetzlich. Herzlichen Dank!

(Allgemeiner Beifall)

Sie können uns gerade nur über Ihre Bildschirme
sehen, aber ich weiß, dass Sie es tun. Unser Dank
geht an Sie, liebe Frau Gimpel, und die Kolleginnen
und Kollegen von der Pforte. Sie alle sind das erste
Gesicht des Landtags am Morgen und auch das letzte
mitten in der Nacht. Das ist ein sehr freundliches Ge-
sicht. Bleiben Sie so, wie Sie sind, und lassen Sie
uns, mit einem kleinen Augenzwinkern, nichts durch-
gehen. Herzlichen Dank an die Pforte!

(Allgemeiner Beifall)

Für das gute Erscheinungsbild des Landtags sorgen,
zwar nicht immer sichtbar, aber doch unübersehbar,
die Hausmeisterei und alle Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Hauses, die die Sitzungssäle und die Büros
reinigen. Wir wissen das besonders zu schätzen und
danken Ihnen allen. Herzlichen Dank!°

(Allgemeiner Beifall)

Für die Außenwirkung des Landtags sorgen andere,
das sind die Damen und Herren von der Landtags-
presse. Entscheidend für die Arbeit des sogenannten
Homo Politicus ist die öffentliche Kommunikation, da
sie ein Instrument darstellt, mit dem Regeln gesetzt
und legitimiert werden können, mit dem wir eben die
Menschen erreichen. Dabei sind die Presse- und die
Meinungsfreiheit unverrückbare Grundrechte, die es
zu achten gilt. Liebe Kolleginnen und Kollegen der
Landtagspresse, bleiben Sie frei. Bleiben sie unab-
hängig in Ihrer Meinung, auch wenn medieninterne
Entwicklungen immer mehr, vor allem Printmedien,
unter einem Unternehmensdach vereinigen. Stehen
Sie bitte für pluralistische Berichterstattung, stemmen
Sie sich gegen die oftmals befürchtete Monopolisie-
rung von Meinung. Bewahren Sie Ihren Pressekodex
und lassen Sie sich nicht beirren in dem, was Sie ge-
lernt haben. Seien Sie so frei. Meinen Dank an Sie für
Ihre Arbeit möchte ich heute verbinden mit unser aller
Solidarität mit den 348 weltweit inhaftierten Medien-
leuten, davon allein 100 in der Türkei, wie gestern
"Reporter ohne Grenzen" veröffentlichten. – Danke.

(Allgemeiner lebhafter Beifall)

Diese dramatischen Entwicklungen, die sich auch in
dieser Zahl wiederfinden, gehören leider ganz we-
sentlich dazu, wenn man über das Jahr 2016 spricht.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, es geht ein Jahr zu
Ende, das mehr als je zuvor offenbart hat, wie sehr,
wie tiefgreifend sich die globalisierte Welt verändert.
Gesellschaft, Politik und Medien sind mit immer
schneller werdenden Entwicklungen und Herausforde-
rungen konfrontiert, seien sie demografischer, gesell-
schaftlicher oder technischer Natur, oder seien sie vor
allem in der Ungleichverteilung des Wohlstands auf
unserem Planeten begründet. Wir spüren dadurch
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eine tiefe Verunsicherung, auch in unserem Land. Wir
spüren sie alle, ob politisch Aktive, als den politischen
Prozess Organisierende oder auch den politischen
Prozess medial Kommentierende. Daraus entwickelt
sich langsam, aber für mich immer bedrohlicher, eine
zentrale Frage, der wir uns stellen müssen. Bis vor ei-
niger Zeit hielt ich sie für undenkbar, und heute erfüllt
sie mich, mit Blick auf meine Kinder, mit tiefer Sorge.
Es ist für mich die Frage, ob die Zukunft noch der De-
mokratie gehört.

Wir sind alle ganz selbstverständlich mit der Demo-
kratie aufgewachsen. Aber auch die Demokratie muss
jeden Tag aufs Neue verteidigt werden. Das liegt in
ihrer Natur und in ihrer Wesensart begründet. Dazu
möchte Ihnen eine Beschreibung aus dem Bereich
der politischen Bildung zitieren. Sie besagt, dass in
Demokratien der Pluralismus als Ordnungsform be-
trachtet und praktiziert wird. Im Bereich der Politik be-
deutet Pluralismus, dass es innerhalb einer Gesell-
schaft eine Vielzahl frei gebildeter Interessengruppen
und Interessenverbände gibt, die sich in gegenseitiger
Konkurrenz um gesellschaftlichen und politischen Ein-
fluss befinden. Diese Gruppierungen können politi-
scher, wirtschaftlicher, religiöser, ethnischer oder an-
derer Natur sein. Die Gesamtheit solcher
Gruppierungen bildet die Zivilgesellschaft.

Eine pluralistische Gesellschaft zeichnet sich dadurch
aus, dass alle Positionen, so verschieden sie auch
sein mögen, respektiert, akzeptiert und anerkannt
werden und ihre Verbreitung und Durchsetzung nicht
unterdrückt wird. Der Pluralismus basiert auf konflikt-
iven Diskussionen, deren Ergebnisse oft auf Kompro-
missen beruhen und dadurch für alle beteiligten Grup-
pierungen zufriedenstellend oder zumindest
akzeptabel sind. Im Pluralismus erhalten Dialoge,
Meinungsaustausch und Diskussionen wie in diesen
geäußerten und debattierten Ideen und Meinungen,
so gegensätzlich, regierungskonträr oder oppositions-
nah sie auch sein mögen, einen konstruktiven Cha-
rakter im Sinne des Meinungs- und Willensbildungs-
prozesses innerhalb der Gesellschaft. In einer
pluralistischen Gesellschaft gibt es immer mehrere
Positionen. Ich glaube, gerade dieser letzte Satz der
Zitation ist für uns in diesem Hause nach diesem Jahr
besonders relevant. Die Demokratie erhält ihre Dyna-
mik genau aus diesem fortwährenden Austausch,
aber eben auch Konflikte durch die Meinungen und
die Diskussionen, die daraus entstehen.

Angesichts der letzten Sitzungen in diesem Hause er-
laube ich mir die Bemerkung: Es liegt in unser aller
Verantwortung, wie wir diese Diskussion führen, wel-
che Debattenkultur wir pflegen, wie wir wirken bei den
Menschen, wie wir wahrgenommen werden, wie viel
uns vertraut wird, insbesondere bei gesamtgesell-

schaftlichen Aufgaben. Herr Herrmann, das ist keine
Provokation, ich rede hier in der Wir-Form.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN
und den GRÜNEN)

Eines wird dabei immer deutlicher: Wir müssen nicht
nur diskutieren, wir müssen vor allem erklären; denn
die Komplexität der Themen, vor allem in unserer glo-
balisierten Welt, hat dermaßen zugenommen, dass
sich immer häufiger einfache, sogenannte populisti-
sche Antworten nicht mehr anbieten. Einzelne Schlag-
worte können nicht komplexe Zusammenhänge wider-
spiegeln. Der Duden erklärt den Begriff des
Populismus als opportunistische Politik, die die Gunst
der Massen zu gewinnen sucht. Populismus mag für
die schnelle Wählerstimme reichen, aber nicht für die
Demokratie. Wir sollten unseren Mitmenschen Tief-
gang zutrauen. Wir müssen sie abholen, wir müssen
mit ihnen eine Sprache sprechen, die man versteht,
die aber trotzdem der Komplexität der politischen
Themen gerecht wird. Eurobonds, Entgeltgleichheit
oder Systemrelevanz sind abstrakte Begriffe der politi-
schen Kaste, aber nicht einer gesellschaftlichen De-
batte. Sie grenzen mehr aus, als dass sie erklären.
Wir koppeln uns durch diese selbst ab und drohen da-
durch unsere Systemrelevanz zu verlieren.

Die Leerstelle wird dann, wenn wir nicht dagegen an-
kämpfen, von Kräften besetzt, die an einer Demokra-
tie, wie wir sie kennen, nicht interessiert sind. Diese
Kräfte haben uns erst kürzlich hier im Landtag be-
sucht. Lassen Sie uns darauf achten, dass wir zukünf-
tig im Sinne der Demokratie debattieren und uns auch
gerne die Köpfe heiß reden, aber wir sollten dabei
nicht drohen, sie einzuschlagen, oder gar den Mitdis-
kutanten als lächerlich abtun. Debattieren wir in einer
Art und Weise, die Vorbild ist und die auch zu den
Menschen spricht, für die wir Politik machen. Es geht
einfach um zu viel.

Ich wünsche Ihnen allen in der Weihnachtszeit erhol-
same Stunden und ein wenig Zeit, um in sich zu
gehen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD, den FREIEN
WÄHLERN und den GRÜNEN – Beifall bei Abge-
ordneten der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau Kol-
legin. – Jetzt darf ich den Herrn Ministerpräsidenten
ums Wort bitten. Bitte schön, Herr Ministerpräsident.

Ministerpräsident Horst Seehofer: Frau Präsidentin,
meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich
möchte auch die letzte Gelegenheit in diesem Jahr
nutzen, um mich auf die Bayerische Verfassung zu
beziehen. Wir feiern heuer bekanntlich das Jubiläum.
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Nach dieser Bayerischen Verfassung ist die Baye-
rische Staatsregierung auf das Vertrauen des Baye-
rischen Landtags angewiesen. Deshalb beginnt mein
erster Dank mit einem Vergelt‘s Gott an Sie alle für Ihr
Vertrauen in diesem Jahr 2016, insbesondere auch,
weil es bei meiner Fraktion, der CSU-Fraktion, unein-
geschränkt vorhanden war.

(Heiterkeit bei der SPD)

Im Namen der gesamten Bayerischen Staatsregie-
rung danke ich für die Unterstützung, für das Vertrau-
en, das wir in diesem Jahr wiederum hatten. Ich be-
danke mich auch bei der Opposition für jede
konstruktive Kritik. Dabei ist meine Erfahrung, dass
die Kritik vor Sonnenuntergang noch ein Stückchen
besser ist als nach Sonnenuntergang.

(Heiterkeit bei der SPD)

Danke also für dieses Vertrauen im Namen der ge-
samten Bayerischen Staatsregierung.

Ich bedanke mich bei allen Mitgliedern des Präsidi-
ums. Die politische Arbeit des Parlaments ist mit si-
cherer Hand geleistet und geleitet worden. Vor allem
hat unser Präsidium mit der Präsidentin an der Spitze,
aber auch mit den Vizepräsidenten und den Vizepräsi-
dentinnen unser Parlament in sehr würdevoller Weise
immer wieder im gesamten Freistaat Bayern reprä-
sentiert.

(Allgemeiner lebhafter Beifall)

Ich bedanke mich bei allen Vertretern von Presse,
Rundfunk und Fernsehen. Jeder sachliche Bericht
und jeder gut begründete Kommentar nutzt einer le-
bendigen und bürgernahen Demokratie, und jede kriti-
sche Begleitung hat uns zusätzlich motiviert. Auch
heute gilt ein "Passt schon" im Verhältnis zwischen
uns und Ihnen. Ich denke, es war menschlich sehr an-
genehm. Inhaltlich haben wir unterschiedliche Verant-
wortlichkeiten. Auch Sie haben Ihre Verantwortlichkeit
gut wahrgenommen. Das spreche ich jedenfalls für
die Bayerische Staatsregierung aus. – Auch ein Parla-
ment könnte dazu Beifall klatschen.

(Allgemeiner Beifall)

Ich bedanke mich auch bei den Landtagsbeauftrag-
ten, bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
Landtagsamtes, an der Spitze Herrn Worm, bei dem
Stenografischen Dienst, bei dem technischen Perso-
nal, der Polizei und bei allen Kräften, die dafür sor-
gen, dass das Hohe Haus auch im äußeren Erschei-
nungsbild seinem Rang entspricht. Danke an alle
guten Geister!

(Allgemeiner Beifall)

Wenn ich auf das zu Ende gehende Jahr in aller
Kürze zurückblicke, sehe ich es vor allem durch zwei
Begriffe geprägt. Als Erstes denke ich an die Schick-
salsschläge, die uns in diesem Jahr in Bayern in be-
sonderer Weise buchstäblich heimgesucht haben. Ich
denke an das Zugunglück in Bad Aibling. Ich denke
auch in diesem Jahr wieder an Flutkatastrophen, vor
allem an die Sturzflut in Simbach. Ich denke an den
Amoklauf in München, an die beiden unsäglichen Ka-
pitalverbrechen in Ansbach und in Würzburg. Wir sind
über die Feiertage mit unseren Gedanken bei den be-
troffenen Familien und den Opfern. Sie haben unser
Mitgefühl auch heute und in den nächsten Wochen,
während der Feiertage. Dann ist es für die betroffenen
Menschen besonders bitter. Ich möchte die Gelegen-
heit wahrnehmen, unserer Bevölkerung für die hervor-
ragende Reaktion und das gute Miteinander bei all
diesen Vorfällen zu danken, ebenso unseren Sicher-
heitskräften und Rettungskräften. Das war in diesem
Jahr sehr prägend.

(Allgemeiner Beifall)

Damit verbunden ist mein Wunsch für das nächste
Jahr 2017, dass wir von solchen Schicksalsschlägen
in Bayern und in ganz Deutschland verschont bleiben
mögen.

Der zweite Begriff, der jedenfalls für mich in diesem
zu Ende gehenden Jahr prägnant war, war der Begriff
der Geduld. Wir haben viele Vorhaben zum Vorteil
und zum Nutzen unseres Landes bewerkstelligt, die
seit Jahren, zum Teil seit Jahrzehnten verfolgt wur-
den. Ich will jetzt nicht eine Regierungserklärung wie-
derholen, erinnere aber an die zweite Stammstrecke
hier in München. Dieses Vorhaben wurde seit einem
Vierteljahrhundert rauf und runter, hin und her ge-
wälzt. Und nächste Woche werden wir, Herr Innenmi-
nister, die abschließende Finanzierungsvereinbarung
unterzeichnen, einschließlich der Regelungen zur
Barrierefreiheit und zu den vielen Knotenpunkten im
Großraum München, für die schon vorweg eine Lö-
sung gefunden werden muss. Es hat 25 Jahre gedau-
ert. Ich richte an alle einen Appell. Man kann unter-
schiedlicher Ansicht sein; die Ansichten etwa zu dem
berühmten Südring sind ja auch abgewogen worden.
Aber wenn nach 25 Jahren die Entscheidung getrof-
fen ist, sollte man diese Entscheidung respektieren
und im Interesse unserer Pendler nach München und
im Großraum München einfach jetzt Ja sagen zum
Baubeginn. Es ist höchste Zeit.

(Beifall bei der CSU, der SPD und den FREIEN
WÄHLERN)
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Die gleiche Geduld musste man beim Länderfinanz-
ausgleich haben. Auch dessen Abschaffung ist ein
langfristiges Werk, das sich nur mit einer Änderung
des Grundgesetzes verwirklichen lässt. Wir haben die
Ziellinie noch nicht ganz überschritten, weil Bundes-
tag und Bundesrat noch abstimmen müssen; aber die
Gesetzestexte dazu sind von den 16 Ministerpräsi-
denten und der Bundesregierung beraten worden.
Deshalb hoffe ich, dass dieses Langzeitthema mit Ge-
duld auch in Berlin zu einem positiven Abschluss ge-
bracht wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir stehen vor einer
Serie von Wahlen und Wahljahren. Fünf Jahre am
Stück, bis zum Jahre 2021, finden nur Wahlen statt:
Bundestagswahl, Landtagswahl, Europawahl, Kom-
munalwahlen und im fünften Jahr schon wieder die
Bundestagswahl. Ich höre immer, dass man sich in
den politischen Parteien wechselseitig die Befürch-
tung zuspielt, es könnte schwierig werden im Hinblick
auf die politische Kultur. Man unterstellt sich gegen-
seitig, dass man in einem Wahlkampf nicht die politi-
sche Kultur auf dem erforderlichen Niveau halten
kann, und wundert sich dann, wenn die Bevölkerung
zu der Auffassung kommt, dass es genau so ist.
Manchmal laden wir selbst durch unsere Einlassun-
gen die Bevölkerung geradezu zur kritischen Betrach-
tung unseres Tuns ein.

Deshalb blicke ich zurück auf das Jahr 2013. Damals
hatten wir auch zwei sehr wichtige Wahlen, nämlich
die Landtagswahl in Bayern mit einem sehr starken
Gegenkandidaten Christian Ude und die Bundestags-
wahl. Im Rückblick erkenne ich, dass zwar sehr inten-
siv um das Vertrauen der Bevölkerung in diesem
Lande gekämpft worden ist; aber es waren faire Wahl-
kämpfe. Es ist nichts zurückgeblieben. Auch heute
gehen wir vernünftig miteinander um, gerade auch
Christian Ude und ich, obwohl wir uns gegenseitig
nichts geschenkt haben. Das erwähne ich deshalb,
weil das Jahr 2013 ein Beispiel dafür sein könnte, wie
wir vor allem die nächsten zwei Jahre gestalten, näm-
lich anständig und fair. Das schließt ausdrücklich nicht
aus, dass man streitet. Wir haben unterschiedliche
politische Überzeugungen. Wir müssen den Men-
schen diese Überzeugungen vermitteln und auch über
den richtigen Weg streiten. Aber wir sollten es, wie
gesagt, so machen, wie wir es 2013 gemacht haben,
mit dem Vorsatz, diesen Wettstreit fair und anständig
zu führen. Das ist übrigens der beste Beitrag dazu,
dass wir unser aufgewühltes Land, unser gespaltenes
Land, unser polarisiertes Land wieder stärker in der
Gesellschaft zusammenführen. Das sollte unsere ge-
meinsame Zielsetzung sein, trotz Wahlkampf.

Ich lese oft Max Weber und möchte uns zum Ende
dieses Jahres aus seinen großen Werken einen Rat-

schlag mitgeben. Er hat einmal formuliert, dass vor
allem drei Qualitäten gute Politik und gute Politiker
ausmachen: Leidenschaft, Verantwortungsgefühl und
Augenmaß. Das ist ein guter Ratschlag, auch in den
Jahren 2017/2018. Dabei darf ich mir die Anmerkung
erlauben, dass man nicht immer sofort, wenn man
unser Tun bewertet – damit meine ich jetzt alle –, Lei-
denschaft mit Populismus gleichsetzen sollte. Wenn
Politikerinnen und Politiker mit Leidenschaft für die
Menschen und für ein Land kämpfen, wundere ich
mich, dass diese Leidenschaft in vielen Fällen als Po-
pulismus interpretiert wird. Dem möchte ich entschie-
den entgegentreten. Ich wünsche mir Leidenschaft in
der Politik. Ich wünsche mir auch Typen in der Politik.
Sie ergeben sich meistens durch Leidenschaft und
nicht durch Langweiligkeit.

(Beifall bei der CSU und Abgeordneten der SPD
und der FREIEN WÄHLER)

Leidenschaft, Augenmaß und Verantwortungsgefühl:
Vielleicht kann man diese Worte in die Feiertage mit-
nehmen und mit diesem Vorsatz das Jahr 2017 begin-
nen. Ich finde, es war ein aufregendes, ein spannen-
des, ein anspruchsvolles Jahr 2016. Wir können
schon mit dem Gefühl in die letzten Tage dieses Jah-
res gehen, dass wir alle miteinander bei allem Streit
Vernünftiges und Gutes für diesen Freistaat Bayern
und vor allem für die Menschen in diesem Freistaat
Bayern geleistet haben. Auch dafür noch einmal frak-
tionsübergreifend: Danke schön.

(Anhaltender Beifall bei der CSU – Beifall bei der
SPD, den FREIEN WÄHLERN und Abgeordneten
der GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Mi-
nisterpräsident. – Liebe Kolleginnen und Kollegen,
nun darf ich uns allen ein schönes und gesegnetes
Weihnachtsfest und für das neue Jahr alles Gute wün-
schen; bei uns in Unterfranken sagt man so schön:
einen guten Beschluss! Vor allen Dingen wünsche ich
uns Gesundheit und neue Kraft für das nächste Jahr.

Den Kolleginnen und Kollegen, die heute nicht unter
uns sein können, weil sie krank sind, wollen wir noch
einen ganz besonderen Gruß und gute Besserung
sagen. Wir freuen uns, wenn wir sie im neuen Jahr
hier wiedersehen.

Alles Gute, kommen Sie gut nach Hause, gute Erho-
lung! – Die Sitzung ist geschlossen.

(Allgemeiner Beifall – Schluss: 19.10 Uhr)
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über die nicht einzeln zu beratenden Europaangelegenheiten, 
die Verfassungsstreitigkeit und die Anträge zugrunde gelegt 
wurden (Tagesordnungspunkt 13) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Europaangelegenheiten 

1. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen: 
Einleitung einer Konsultation über eine europäische Säule sozialer Rechte–  
COM (2016) 127 final 
BR-Drs. 116/16 
Drs. 17/12329, 17/14659 (E)  
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

2. Beschäftigung und Soziales, Wirtschaft und Finanzen: 
Konsultation über eine europäische Säule sozialer Rechte 
08.03.2016 – 31.12.2016 
Drs. 17/12534, 17/14652 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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Verfassungsstreitigkeit 

3. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 23. November 2016 
(Vf. 60-IX-16) betreffend  
Vorlage des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Bau und Verkehr 
vom 23. November 2016 betreffend den Antrag auf Zulassung eines 
Volksbegehrens „Nein zu CETA!“ 
PII/G1310.16-0011 
Drs. 17/14778 
 

I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 

II. Die gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulassung des Volksbegehrens 
sind nicht gegeben. 

III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Jürgen W. Heike bestellt. 

 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z A A A 

 

Anträge 

4. Antrag der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner, Ruth Waldmann,  
Ruth Müller u.a. SPD 
Barrierefreiheit in Arztpraxen realisieren 
Drs. 17/11622, 17/14648 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

5. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Zur Lage der Frauen im Kunst- und Kulturbereich  
Drs. 17/12412, 17/14504 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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6. Antrag der Abgeordneten Bernhard Roos, Annette Karl,  
Natascha Kohnen u.a. SPD 
Verbesserung der Schwerbehindertenrechte in Zügen der DB AG  
und ihrer Wettbewerber 
Drs. 17/12596, 17/14667 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH Z 

 

7. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Kerstin Celina u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Teilhabe und Selbstbestimmung garantieren –  
Armut verhindern: für ein gutes Bundesteilhabegesetz! 
Drs. 17/12618, 17/14683 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

8. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Kerstin Schreyer, 
Joachim Unterländer u.a. und Fraktion (CSU) 
Bessere Teilhabe jetzt! 
Drs. 17/12629, 17/14684 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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9. Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Doris Rauscher, 
Hans-Ulrich Pfaffmann u.a. SPD 
Für ein verbessertes Bundesteilhabegesetz 
Drs. 17/13088, 17/14685 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

10. Antrag der Abgeordneten Dr. Simone Strohmayr, Martin Güll,  
Margit Wild u.a. SPD 
Angebote für Kinder und Jugendliche mit Fluchthintergrund an Gymnasium  
und Realschule aufstocken beziehungsweise schaffen 
Drs. 17/13212, 17/14644 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH Z 

 

11. Antrag der Abgeordneten Bernhard Roos, Annette Karl,  
Natascha Kohnen u.a. SPD 
Freie Fahrt für Carsharing-Projekte –  
Dringende Änderungen im aktuellen Gesetzentwurf sind erforderlich! 
Drs. 17/13499, 17/14668 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH ENTH 
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12. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Katharina Schulze u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Entlastung der Polizei: Pilotprojekt zur lageangepassten Reduzierung  
der polizeilichen Präsenz bei (Profi-)Fußballspielen in Bayern 
Drs. 17/13710, 17/14645 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A A Z 

13. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Kerstin Schreyer, 
Bernhard Seidenath u.a. und Fraktion (CSU) 
Flächendeckende und wohnortnahe Versorgung durch Apotheken in Bayern 
Drs. 17/13818, 17/14649 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

14. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Dr. Karl Vetter u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Wohnortnahe Versorgung mit Apotheken sicherstellen 
Drs. 17/13827, 17/14650 (E) [X] 
 
Abweichendes Votum des mitberatenden Ausschusses für 
Staatshaushalt und Finanzfragen gemäß § 126 Abs. 3 BayLTGeschO 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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15. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Katharina Schulze u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Pilotprojekt zur Kennzeichnungspflicht von Polizeibeamtinnen  
und Polizeibeamten 
Drs. 17/14164, 17/14646 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 

 

16. Antrag der Abgeordneten Oliver Jörg, Gudrun Brendel-Fischer, 
Robert Brannekämper u.a. CSU 
Elektronische Semesterapparate: Urheberrechte schützen, Bürokratie vermeiden! 
Drs. 17/14508, 17/14785 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

17. Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, Isabell Zacharias,  
Martina Fehlner u.a. SPD 
Digitale Lehre an bayerischen Hochschulen sichern 
Drs. 17/14639, 17/14788 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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18. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. Dr. Michael Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Zeitgemäße Studienbedingungen nicht verhindern:  
Digitale Lehre und Forschung unterstützen! 
Drs. 17/14665, 17/14787 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

19. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Verena Osgyan u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Unirahmenvertrag zum Urheberrecht reformieren –  
Digitalisierung der Lehre nicht ausbremsen 
Drs. 17/14666, 17/14786 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

20. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Mütze u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Auswirkung der Neuausrichtung von Air Berlin auf den Flughafen Nürnberg 
Drs. 17/13695, 17/14669 (E) 
 
Abweichendes Votum des mitberatenden Ausschusses für 
Staatshaushalt und Finanzfragen gemäß § 126 Abs. 3 BayLTGeschO 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

21. Antrag der Abgeordneten Horst Arnold, Florian von Brunn, Ruth Müller u.a. SPD 
Kahlschlag bei Bayerns Försterinnen und Förstern umgehend beenden – 
Kommunen in der Bewirtschaftung der Wälder weiterhin unterstützen 
Drs. 17/13030, 17/14686 (E) [X] 
 
Abweichendes Votum des mitberatenden Ausschusses für 
Staatshaushalt und Finanzfragen gemäß § 126 Abs. 3 BayLTGeschO 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat. 
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 15.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 14: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Mütze u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN; Haushaltsplan 2017/2018; hier: Ersatzstellen für abgeordnete Beamtinnen und Beamte 
in der Finanzverwaltung (Kap. 06 15 Tit. 422 01) (Drs. 17/13296)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina X
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin
Dr. Huber Marcel
Dr. Huber Martin
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd
Dr. Kränzlein Herbert X
Kraus Nikolaus X
Kreitmair Anton X
Kreuzer Thomas X
Kühn Harald X

Ländner Manfred X
Lederer Otto X
Leiner Ulrich X
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig X
Lorenz Andreas
Lotte Andreas X

Dr. Magerl Christian
Dr. Merk Beate
Meyer Peter X
Mistol Jürgen X
Müller Emilia X
Müller Ruth X
Mütze Thomas X
Muthmann Alexander X

Nussel Walter X

Osgyan Verena X

Petersen Kathi X
Pfaffmann Hans-Ulrich X
Prof. Dr. Piazolo Michael X
Pohl Bernhard X
Pschierer Franz Josef X

Dr. Rabenstein Christoph X
Radlmeier Helmut
Rauscher Doris X
Dr. Reichhart Hans X
Reiß Tobias X
Dr. Rieger Franz X
Rinderspacher Markus X
Ritt Hans X
Ritter Florian X
Roos Bernhard X
Rosenthal Georg X
Rotter Eberhard X
Rudrof Heinrich
Rüth Berthold X

Sauter Alfred
Schalk Andreas X
Scharf Ulrike X
Scheuenstuhl Harry X
Schindler Franz X
Schmidt Gabi
Schmitt-Bussinger Helga X
Schöffel Martin X
Schorer Angelika X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja X
Schreyer Kerstin X
Schulze Katharina X
Schuster Stefan
Schwab Thorsten X
Dr. Schwartz Harald X
Seehofer Horst
Seidenath Bernhard X
Sem Reserl
Sengl Gisela X
Sibler Bernd X
Dr. Söder Markus X
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig
Stachowitz Diana X
Stamm Barbara
Stamm Claudia X
Steinberger Rosi
Steiner Klaus
Stierstorfer Sylvia X
Stöttner Klaus X
Straub Karl X
Streibl Florian X
Strobl Reinhold X
Ströbel Jürgen X
Dr. Strohmayr Simone X
Stümpfig Martin X

Tasdelen Arif X
Taubeneder Walter X
Tomaschko Peter X
Trautner Carolina

Unterländer Joachim X

Dr. Vetter Karl X
Vogel Steffen X

Waldmann Ruth X
Prof. Dr. Waschler Gerhard X
Weidenbusch Ernst
Weikert Angelika X
Dr. Wengert Paul X
Werner-Muggendorfer Johanna
Westphal Manuel X
Widmann Jutta X
Wild Margit
Winter Georg X
Winter Peter X
Wittmann Mechthilde X
Woerlein Herbert

Zacharias Isabell X
Zellmeier Josef X
Zierer Benno X

Gesamtsumme 51 78 17
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Mitteilung 

zu Tagesordnungspunkt 14 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen 
Änderungsanträge zum Einzelplan 06  

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Alexander Muthmann
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Kürzung der Ausgaben für Veröffentlichungen

(Kap. 06 02 Tit. 531 21) 

Drs. 17/13193   

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Stefan Schuster, Susann Biedefeld u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mehr Personal in der Steuerverwaltung für
einen besseren Steuervollzug und mehr 
Steuergerechtigkeit in Bayern 

(Kap. 06 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13238 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Stefan Schuster, Susann Biedefeld u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Insgesamt 20 neue Dozentenstellen an der
Landesfinanzschule Bayern und dem Fach-
bereich Finanzwesen der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege 

(Kap. 06 06 und 06 14 jeweils Tit. 422 01) 

Drs. 17/13239 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Stefan Schuster, Susann Biedefeld u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Bearbeitungsdauer der Beihilfeanträge und
Bearbeitungsdauer der verbindlichen Versor-
gungsauskünfte reduzieren 

(Kap. 06 15 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13240 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Stefan Schuster, Susann Biedefeld u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verwaltung der staatlichen Schlösser, Gärten
und Seen personell stärken 

(Kap. 06 16 Tit. 428 01) 

Drs. 17/13241   

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Markus Rinderspacher, Annette Karl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung von Aufbau und Betrieb frei zu-
gänglicher WLAN-Netze im öffentlichen 
Raum 

(Kap. 06 03 TG 72 neuer Tit.)  

Drs. 17/13290 

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Mütze u.a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ersatzstellen für abgeordnete Beamtinnen
und Beamte in der Finanzverwaltung 

(Kap. 06 15 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13296     
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 15.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 15: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Harald Güller, Ruth Waldmann, Doris Rauscher u. a. SPD; Haushaltsplan 2017/2018;
hier: Förderung von Maßnahmen zur Durchführung der Insolvenzordnung (Kap. 10 03 TG 73)
(Drs. 17/13428)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus   X
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich X   
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian    
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter    
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Mütze Thomas X   
Muthmann Alexander   X
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena X   
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard   X
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold    
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin  X  
Schulze Katharina X   
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela X   
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara    
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi    
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian   X
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone X   
Stümpfig Martin X   
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina    
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl   X
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta   X
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno   X

Gesamtsumme 50 84 15
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 15.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 15: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Harald Güller, Dr. Simone Strohmayr, Doris Rauscher u. a. SPD; Haushaltsplan 2017/2018;
hier: Förderungen von Maßnahmen zum Abbau der Gewalt gegen Frauen und Kinder (Kap. 10 07 TG 82)
(Drs. 17/13445)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus   X
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich X   
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian    
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter    
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Mütze Thomas X   
Muthmann Alexander   X
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena X   
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard   X
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold    
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin  X  
Schulze Katharina X   
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela X   
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara    
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi    
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian   X
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone X   
Stümpfig Martin X   
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina    
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl   X
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta   X
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno   X

Gesamtsumme 49 84 16
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 15.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 15: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u. a. und Fraktion FREIE WÄHLER; 
Haushaltsplan 2017/2018; hier: Haushaltstitel für die LandesSeniorenVertretung Bayern e.V. schaffen
(Kap. 10 07 neuer Tit. und Tit. 684 70) (Drs. 17/13576)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich   X
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian   X
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter    
Mistol Jürgen   X
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Mütze Thomas   X
Muthmann Alexander X   
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena   X
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard X   
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold    
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin  X  
Schulze Katharina   X
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela   X
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara    
Stamm Claudia   X
Steinberger Rosi    
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone X   
Stümpfig Martin   X
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina    
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl X   
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta X   
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 50 84 16
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 15.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 15: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u. a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN; Haushaltsplan 2017/2018; hier: Förderung der Insolvenzberatung verbessern
(Kap. 10 03 Tit. 684 73) (Drs. 17/13503)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X

8189 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 7
zur 92. Vollsitzung am 15. Dezember 2016



Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus   X
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich X   
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian X   
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter    
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Mütze Thomas X   
Muthmann Alexander   X
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena X   
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard   X
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold    
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin  X  
Schulze Katharina X   
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela X   
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara    
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi    
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian   X
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone X   
Stümpfig Martin X   
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina    
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl   X
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta   X
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno   X

Gesamtsumme 51 84 15
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Mitteilung 

zu Tagesordnungspunkt 15 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen 
Änderungsanträge zum Einzelplan 10 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verbesserung der beruflichen Situation von
Menschen mit einer psychischen Behinde-
rung  

(Kap. 10 03 Tit. 547 87) 

Drs. 17/13425 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Ruth Waldmann, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Betreuungsvereine

(Kap. 10 03 Tit. 684 01) 

Drs. 17/13426   

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderprogramm „Fachstellen zur Verhinde-
rung von Obdachlosigkeit“ 

(Kap. 10 03 TG 72 neuer Tit.) 

Drs. 17/13427   

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Ruth Waldmann, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung von Maßnahmen zur Durchfüh-
rung der Insolvenzordnung 

(Kap. 10 03 TG 73) 

Drs. 17/13428   

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Öffentlichkeitsarbeit zur Unterstützung von
Familien mit Kindern mit chronischen oder 
seltenen Erkrankungen oder Behinderung  

(Kap. 10 05 Tit. 531 78) 

Drs. 17/13429 

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Maßnahmen zur Förderung der Akzeptanz
der Teilzeitausbildung 

(Kap. 10 05 TG 74) 

Drs. 17/13430   

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Aktionsplan UN-Behindertenrechts-
konvention 

(Kap. 10 05 neue TG) 

Drs. 17/13431   

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sonderinvestitionsprogramm Barrierefreiheit

(Kap. 10 05 neue TG) 

Drs. 17/13432   

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Landesmittel an Gemeinden
und Gemeindeverbände für generations-
übergreifende Einrichtungen  
(Mehrgenerationenhäuser)  

(Kap. 10 07 Tit. 633 01) 

Drs. 17/13433 
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10. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Beste Bildung und Betreuung für unsere
Jüngsten – Förderung langer Öffnungszeiten 
in Kindertageseinrichtungen!  

(Kap. 10 07 Tit. 633 88) 

Drs. 17/13434 

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse zur Förderung betreuter Früh-
stücksangebote an Grund- und Förderschulen 

(Kap. 10 07 Tit. 684 05) 

Drs. 17/13435   

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Maßnahmen und Einrichtungen für die Familie
Förderung von Familienstützpunkten 

(Kap. 10 07 Tit. 684 73) 

Drs. 17/13436   

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Dr. Linus Förster, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gründung einer Referentenstelle für interreli-
giösen Dialog beim Bayerischen Jugendring 

(Kap. 10 07 Tit. 684 78) 

Drs. 17/13437   

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Dr. Linus Förster, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mittel für das Programm „Flüchtlinge werden
Freunde“ des Bayerischen Jugendrings 

(Kap. 10 07 TG 78 Tit. 684 78) 

Drs. 17/13438   

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Dr. Linus Förster, Arif Tasdelen u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusätzliche Mittel für Vereine für Jugendliche
mit Migrationshintergrund 

(Kap. 10 07 Tit. 684 78) 

Drs. 17/13439   

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung von Maßnahmen und Einrichtun-
gen für ältere Menschen 

(Kap. 10 07 TG 70) 

Drs. 17/13440   

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Andreas Lotte, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Der „Koordinationsstelle Wohnen im Alter“
die Ausbildung von ehrenamtlichen Wohn-
beratern ermöglichen  

(Kap. 10 07 TG 70) 

Drs. 17/13441 

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Dr. Linus Förster, Martina Fehlner u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mittel für den erzieherischen und gesetzlichen
Jugendschutz 

(Kap. 10 07 TG 76) 

Drs. 17/13442   

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Dr. Linus Förster, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ausgaben für die Jugendarbeit

(Kap. 10 07 TG 78) 

Drs. 17/13443   

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mehrausgaben für Landeserziehungsgeld in
Kita-Qualität investieren! 

(Kap. 10 07 TG 80) 

Drs. 17/13444   

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Dr. Simone Strohmayr, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderungen von Maßnahmen zum Abbau
der Gewalt gegen Frauen und Kinder 

(Kap. 10 07 TG 82) 

Drs. 17/13445   
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22. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Ruth Waldmann, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Investitionen zur Stärkung des bürgerschaft-
lichen Engagements 

(Kap. 10 07 TG 85) 

Drs. 17/13446   

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verbesserung der Qualität in Kindertages-
einrichtungen jetzt – für beste Bildung,  
Betreuung und Erziehung von Anfang an 

(Kap. 10 07 TG 88 – 93) 

Drs. 17/13447 

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Doris Rauscher, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: LandesSeniorenVertretung Bayern (LSVB)

(Kap. 10 07 neuer Tit.) 

Drs. 17/13448   

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der Politik für Lesben, Schwule,
Bisexuelle, Transsexuelle, Transgender und 
Intersexuelle (LSBTI*) 

(Kap. 10 07 neue TG) 

Drs. 17/13449 

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Landesaktionsplan gegen Homo- und
Transphobie 

(Kap. 10 07 neue TG) 

Drs. 17/13450   

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Arif Tasdelen, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ausbau der Migrationsberatungsstellen in
Bayern 

(Kap. 10 50 Tit. 684 52) 

Drs. 17/13451   

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Arif Tasdelen, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Institutionelle Förderung einer Geschäftsstelle
der Arbeitsgemeinschaft der Ausländer- und 
Migrationsbeiräte Bayerns (AGABY) 

(Kap. 10 50 neuer Tit.) 

Drs. 17/13452 

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Arif Tasdelen, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verstetigung der Förderung der Integrations-
arbeit der IG-InitiativGruppe – Interkulturelle 
Begegnung und Bildung e.V. 

(Kap. 10 50 neuer Tit.) 

Drs. 17/13453 

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Angelika Weikert, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Hauptamtliche Koordinatorenstellen für
Asylhelferarbeit flächendeckend ausbauen 

(Kap. 10 53 Tit. 633 62) 

Drs. 17/13454   

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Angelika Weikert, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse zur Förderung der Asylsozial-
beratung 

(Kap. 10 53 Tit. 684 61) 

Drs. 17/13455   

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Angelika Weikert, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Deutschkurse für Asylbewerber und sonstige
Ausländer 

(Kap. 10 53 Tit. 684 62) 

Drs. 17/13456   

33. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ehrenamtliche Betreuung stärken –

Betreuungsvereine in Bayern besser fördern 

(Kap. 10 03 Tit. 684 01) 

Drs. 17/13502   
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34. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der Insolvenzberatung verbessern

(Kap. 10 03 Tit. 684 73) 

Drs. 17/13503   

35. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Flankierende Maßnahmen zur Umsetzung
von Bayern barrierefrei 2023 

(Kap. 10 05 Tit. 547 84) 

Drs. 17/13504   

36. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018

hier: Landesbehindertenplan – Angebote für ältere
Menschen mit Behinderung und Zuschüsse 
für Investitionen  

(Kap. 10 05 Tit. 78 – 79) 

Drs. 17/13505 

37. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Präventionsarbeit gegen Rechtsextremis-
mus, Rassismus und Gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit ausbauen – Zivil-
gesellschaft stärken  

(Kap. 10 07 TG 61) 

Drs. 17/13506 

38. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mehr Qualität in der frühkindlichen Bildung
Förderung langer Öffnungszeiten fortsetzen 

(Kap. 10 07 Tit. 633 88) 

Drs. 17/13507   

39. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mehr Qualität in der frühkindlichen Bildung –
Mindestanstellungsschlüssel anheben und 
Gewichtungsfaktor für Kinder unter drei Jah-
ren verbessern  

(Kap. 10 07 Tit. 633 89) 

Drs. 17/13508 

40. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Beitragsentlastung für Eltern von Kindern im
ersten Kindergartenjahr 

(Kap. 10 07 Tit. 633 91) 

Drs. 17/13509   

41. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Landeserziehungsgeld abschaffen

(Kap. 10 07 Tit. 681 80) 

Drs. 17/13510   

42. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Betreuungsgeld abschaffen

(Kap. 10 07 Tit. 681 01) 

Drs. 17/13511   

43. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Frauenhäuser und Notrufe in Bayern:
Anpassung der Fördersätze zum Ausbau der 
Betreuungslätze und Beratungskapazitäten  

(Kap. 10 07 Tit. 684 82) 

Drs. 17/13512 

44. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Jugendsozialarbeit an Schulen ausbauen

(Kap. 10 07 TG 74) 

Drs. 17/13513   
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45. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ausgaben für Jugendarbeit erhöhen
Politische Bildung stärken 

(Kap. 10 07 TG 78) 

Drs. 17/13514   

46. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Asylsozialberatung aufstocken

(Kap. 10 53 Tit. 684 61) 

Drs. 17/13515   

47. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sprachkurse in ganz Bayern sicherstellen

(Kap. 10 53 Tit. 684 62) 

Drs. 17/13516   

48. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Eva Gottstein u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Rechtliche Beratung für Jugendverbände
verbessern 

(Kap. 10 01 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13565   

49. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Bayerisches Blindengeld auch für hochgradig
sehbehinderte Menschen in Bayern einführen 

(Kap. 10 03 Tit. 681 01) 

Drs. 17/13566   

50. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse an Verbände, Vereine u.a. zur
Durchführung ihrer Aufgaben beim Vollzug 
des Betreuungsgesetzes  

(Kap. 10 03 Tit. 684 01) 

Drs. 17/13567 

51. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Wohnungslosenhilfe in Bayern

(Kap. 10 03 Tit. 684 72) 

Drs. 17/13568   

52. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusammenführung von Insolvenz- und
Schuldnerberatung finanziell ermöglichen 

(Kap. 10 03 TG 73) 

Drs. 17/13569   

53. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der Teilzeitberufsausbildung

(Kap. 10 05 Tit. 684 74) 

Drs. 17/13570   

54. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: LAG Werkstatträte in Bayern

(Kap. 10 05 TG 78 – 79 neuer Tit.) 

Drs. 17/13571   

55. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung von Verbänden und kulturellen
Einrichtungen der deutschen Heimatvertrie-
benen und Flüchtlinge im Sinn des § 96 
Bundesvertriebenengesetzes 

(Kap. 10 06 Tit. 686 01) 

Drs. 17/13572 

56. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sonstige Zuweisungen an Gemeinden und
Gemeindeverbände für generationsübergrei-
fende Einrichtungen – Förderung der bayeri-
schen Mehrgenerationenhäuser 

(Kap. 10 07 Tit. 633 01) 

Drs. 17/13573 
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57. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Fortführung der Bayerischen Ehrenamtskarte

(Kap. 10 07 Tit. 633 85) 

Drs. 17/13574   

58. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Qualitätsverbesserung in Kindertages-
einrichtungen 

(Kap. 10 07 Tit. 633 89) 

Drs. 17/13575   

59. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Haushaltstitel für die LandesSeniorenVer-
tretung Bayern e.V. schaffen 

(Kap. 10 07 neuer Tit. und Tit. 684 70) 

Drs. 17/13576   

60. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung von Maßnahmen und Einrichtun-
gen für ältere Menschen 

(Kap. 10 07 TG 70) 

Drs. 17/13577   

61. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Netzwerk Familienpaten Bayern

(Kap. 10 07 TG 73 neuer Tit.) 

Drs. 17/13578   

62. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Hilfe für Opfer von Gewalt gegen Frauen und
Kinder 

(Kap. 10 07 TG 82) 

Drs. 17/13579   

63. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Mittel für das Landesnetzwerk
Bürgerschaftliches Engagement (LNBE) 

(Kap. 10 07 TG 85) 

Drs. 17/13580   

64. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Einführung einer staatlichen Sockel-
finanzierung für Kindertageseinrichtungen 

(Kap. 10 07 TG 88 – 93 neuer Tit.) 

Drs. 17/13581   

65. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuweisungen an Gemeinden und Gemeinde-
verbände für die Integration von Zuwanderern 

(Kap. 10 50 Tit. 633 52) 

Drs. 17/13582   

66. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Integration von dauerhaft und rechtmäßig in
Bayern lebenden Zuwanderern 

(Kap. 10 50 Tit. 684 52) 

Drs. 17/13583   

67. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ausbau der Integrationsberatung von aner-
kannten und geduldeten Asylbewerbern 

(Kap. 10 50 Tit. 684 52) 

Drs. 17/13584   

68. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ehrenamtskoordinatoren flächendeckend
gewährleisten 

(Kap. 10 53 Tit. 633 62) 

Drs. 17/13585   
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69. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erstorientierung, Sprachkurse und Werte-
vermittlung 

(Kap. 10 53 Tit. 684 62) 

Drs. 17/13586   

70. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Joachim Hanisch
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erstattungen an die Bezirke für Kosten der
Unterbringung, Versorgung und Betreuung 
ausländischer unbegleiteter Volljähriger 

(Kap. 10 53 neuer Tit.) 

Drs. 17/13587 

71. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Bayernweite Umsetzung des Projekts
computergestütztes Lernen nach dem 
„Tölzer Modell“ 

(Kap. 10 53 neuer Tit.) 

Drs. 17/13588 
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Mitteilung 

zu Tagesordnungspunkt 16 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen 
Änderungsanträge zum Einzelplan 14 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Umstrukturierung Krankenhäuser im
ländlichen Raum 

(Kap. 14 02 neuer Tit.) 

Drs. 17/13999   

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung Niederlassung freiberuflicher
Hebammen 

(Kap. 14 03 neue TG) 

Drs. 17/14000   

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr.
Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der Palliativ- und Hospiz-
versorgung 

(Kap. 14 04 Tit. 684 69) 

Drs. 17/14001   

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr.
Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung alternativer Wohn- und Lebens-
formen 

(Kap. 14 04 Tit. 684 70) 

Drs. 17/14002   

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr.
Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung psychiatrischer Pflegedienste

(Kap. 14 04 TG 71) 

Drs. 17/14003   

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr.
Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Vereinigung der bayerischen Pflege

(Kap. 14 04 TG 82) 

Drs. 17/14004   

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung von Präventionsmaßnahmen
Crystal Meth 

(Kap. 14 05 Tit. 531 60) 

Drs. 17/14005   

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung von Suchtprävention
und Drogentherapie 

(Kap. 14 05 Tit. 531 60) 

Drs. 17/14006   

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung des Programms „Elterntalk“

(Kap. 14 05 Tit. 531 60) 

Drs. 17/14007   

8198 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 9
zur 92. Vollsitzung am 15. Dezember 2016



10. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Herbert Kränzlein u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Öffentlichkeitsarbeit und Aufklärungsmaß-
nahmen zur Organtransplantation 

(Kap. 14 03 Tit. 531 93) 

Drs. 17/14063   

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Herbert Kränzlein u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Barrierefreiheit im Gesundheits- und Pflege-
bereich 

(Kap. 14 03 TG 77) 

Drs. 17/14064   

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Herbert Kränzlein u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Familienpflege sichern

(Kap. 14 04 Tit. 684 01) 

Drs. 17/14065   

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Herbert Kränzlein u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Finanzierung stationärer Hospizeinrichtungen

(Kap. 14 04 TG 68 – 69) 

Drs. 17/14066   

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Herbert Kränzlein u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Koordination von Hospiznetzwerken

(Kap. 14 04 TG 68 – 69) 

Drs. 17/14067   

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Herbert Kränzlein u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung ambulanter Wohnprojekte für
pflegebedürftige Menschen 

(Kap. 14 04 TG 70) 

Drs. 17/14068   

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Herbert Kränzlein u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Staatliche Förderung der Modernisierung von
Altenpflegeeinrichtungen 

(Kap. 14 04 TG 70) 

Drs. 17/14069   

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Herbert Kränzlein u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Staatliche Förderung des Ersatzneubaus von
Altenpflegeeinrichtungen 

(Kap. 14 04 TG 70) 

Drs. 17/14070   

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Herbert Kränzlein u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verbesserung der Beratung pflegebedürftiger
Menschen durch flächendeckenden Ausbau 
von Pflegestützpunkten 

(Kap. 14 04 TG 70 neuer Tit.) 

Drs. 17/14071  

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Herbert Kränzlein u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Bessere Finanzierung der psychosozialen
AIDS-Beratungsstellen 

(Kap. 14 05 TG 52) 

Drs. 17/14072   

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Franz Schindler u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Maßnahmen zur Bekämpfung der Immun-
schwächekrankheit AIDS in bayerischen 
Justizvollzugsanstalten 

(Kap. 14 05 TG 52) 

Drs. 17/14073  

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Herbert Kränzlein u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Suchtprävention bei Jugendlichen – Daten-
grundlage für die Arbeit vor Ort schaffen 

(Kap. 14 05 TG 60) 

Drs. 17/14074   
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22. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Herbert Kränzlein u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung von Suchtbekämpfung und Dro-
gentherapie – insbesondere Kampf gegen 
Crystal Meth 

(Kap. 14 05 Tit. 684 60) 

Drs. 17/14075  

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Herbert Kränzlein u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ausbau des Präventionsprojekts „MiMi – Mit
Migranten für Migranten“ 

(Kap. 14 05 TG 91 – 94) 

Drs. 17/14076   

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sicherstellung der medizinischen Versorgung
auf dem Land 

(Kap. 14 03 TG 60 – 66) 

Drs. 17/14211   

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Finanzierung der Krebsberatungsstellen
Kempten und Ingolstadt sichern 

(Kap. 14 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/14212   

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Aufbau von Notfall-Diensten für Menschen in
psychischen Krisen 

(Kap. 14 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/14213   

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zentren zur psychosozialen Versorgung von
Asylsuchenden 

(Kap. 14 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/14214   

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der assistierten Reproduktion

(Kap. 14 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/14215   

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ausbau von Pflegestützpunkten

(Kap. 14 04 neuer Tit.) 

Drs. 17/14216   

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung von Pflegeeinrichtungen mit
innovativen Konzepten 

(Kap. 14 04 TG 70) 

Drs. 17/14217   

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Krebsregister

(Kap. 14 23 TG 51) 

Drs. 17/14218   
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 15.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 18: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Harald Güller, Dr. Paul Wengert, Günther Knoblauch u. a. SPD; Haushaltsplan 2017/2018;
hier: Versteckte Verschuldung reduzieren: Härtefonds zur Sanierung kommunaler Bäder
(Kap. 13 10 neuer Tit.) (Drs. 17/14020)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut X

Celina Kerstin

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg X

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina
Felbinger Günther
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike
Gottstein Eva
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim X
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin
Dr. Huber Marcel
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich   X
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian    
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen    
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Mütze Thomas    
Muthmann Alexander X   
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena    
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael X   
Pohl Bernhard X   
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz    
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg    
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike    
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz    
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin  X  
Schulze Katharina    
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela   X
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus  X  
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig  X  
Stachowitz Diana    
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia   X
Steinberger Rosi    
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia    
Stöttner Klaus    
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold    
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone X   
Stümpfig Martin    
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina    
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl    
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul    
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta X   
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell    
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno    

Gesamtsumme 42 86 8
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Mitteilung 

zu den Tagesordnungspunkten 17 bis 19 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt und 
Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen Änderungsanträge 

I. zum Finanzausgleichsänderungsgesetz 2017 
(Drs. 17/12805) 

II. zum Einzelplan 13  
(17/14628)

III. zum Haushaltsgesetz 2017/2018
(Drs. 17/12806)

I. Finanzausgleichsänderungsgesetz 2017 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum
Finanzausgleichsänderungsgesetz 2017;

hier: Änderung des Art. 13 FAG

(Drs. 17/12805) 

Drs. 17/14275   

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum
Finanzausgleichsänderungsgesetz 2017;

hier: Änderung des Art. 13d FAG

(Drs. 17/12805) 

Drs. 17/14276   

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol u.a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum
Finanzausgleichsänderungsgesetz 2017

(Drs. 17/12805)

Drs. 17/14277

II. Einzelplan 13

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gesundheitsmanagement

(Kap. 13 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/13980   

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Barrierefreiheit öffentlicher Gebäude

(Kap. 13 03 neue TG) 

Drs. 17/13981   

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Schlüsselzuweisungen

(Kap. 13 10 Tit. 613 01) 

Drs. 17/13982   

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Schülerbeförderung

(Kap. 13 10 Tit. 633 01) 

Drs. 17/13983   
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5. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Überlassung von Mitteln aus dem Kraftfahr-
zeugsteuerersatzverbund für den kommuna-
len Straßenbau/-unterhalt 

(Kap. 13 10 Tit. 883 03) 

Drs. 17/13984  

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Leistungen nach dem ÖPNV-Gesetz

(Kap. 13 10 TG 81) 

Drs. 17/13985   

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Eva Gottstein u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sonderinvestitionsprogramm für den Erhalt
und gegebenenfalls Neubau kommunaler 
Schulschwimmbäder  

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/13986  

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Eva Gottstein u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sanierung von Wasserversorgungs- und
Abwasseranlagen 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/13987   

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Stefan Schuster, Susann Biedefeld u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Steuermehreinnahmen im Staatshaushalt
durch bessere Personalausstattung in der 
Steuerverwaltung  

(Kap. 13 01) 

Drs. 17/14009  

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Susann Biedefeld, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Streichung der Mittel für die Regierungs-
fraktion 

(Kap. 13 03 Tit. 893 06) 

Drs. 17/14010   

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Susann Biedefeld, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Rückforderung von Flughafendarlehen

(Kap. 13 06 neuer Tit.) 

Drs. 17/14011   

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Bernhard Roos, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Pauschalzuweisung zu den Beförderungs-
kosten der Schülerinnen und Schüler in  
Bayern bedarfsorientiert und kontinuierlich 
erhöhen 

(Kap. 13 10 Tit. 633 01) 

Drs. 17/14012  

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Florian von Brunn, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Aufstockung der Zuweisungen an kreisfreie
Gemeinden zu den Kosten der Ämter für  
Gesundheits- und Veterinärwesen gemäß 
Art. 9 Abs. 1 bis 5 FAG 

(Kap. 13 10 Tit. 633 02) 

Drs. 17/14013  

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Kofinanzierung des Strukturfonds nach dem
Krankenhausstrukturgesetz 

(Kap. 13 10 TG 71) 

Drs. 17/14014   

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Finanzierung von Krankenhausinvestitionen

(Kap. 13 10 TG 72) 

Drs. 17/14015   

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Bernhard Roos, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: ÖPNV interkommunal und intermodal
optimieren, alternative Antriebe fördern 

(Kap. 13 10 TG 81) 

Drs. 17/14016   
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17. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Florian von Brunn, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Deutliche Aufstockung der Mittel für die
Härtefallregelung im Rahmen der aktuellen 
RZWas (Richtlinien für Zuwendungen zu 
wasserwirtschaftlichen Vorhaben) 

(Kap. 13 10 Tit. 883 04) 

Drs. 17/14017  

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Florian von Brunn, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stärkung der Lebensmittelkontrolle bei den
kreisfreien Städten 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/14018   

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Andreas Lotte, Annette Karl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Versteckte Verschuldung reduzieren:
Energieeffizienz im Wärmebereich –  
Energetische Sanierung kommunaler 
Gebäude 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/14019  

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Dr. Paul Wengert, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Versteckte Verschuldung reduzieren:
Härtefonds zur Sanierung kommunaler Bäder 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/14020   

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Keine Personaldopplungen wegen
Verlagerung einzelner Behördenteile 

(Kap. 13 03 Tit. 422 06) 

Drs. 17/14225   

22. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: So genannte „Fraktionsreserve“ streichen

(Kap. 13 03 Tit. 893 06) 

Drs. 17/14226   

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Keine Dauersubventionierung der
Forschungsstiftung 

(Kap. 13 03 Tit. 894 07) 

Drs. 17/14227   

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Investitionsprogramm Bayern
barrierefrei 2023 

(Kap. 13 03 neue TG) 

Drs. 17/14228   

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Flughafen München GmbH:
Darlehen zurückfordern 

(Kap. 13 06 Tit. 181 03) 

Drs. 17/14229   

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Schlüsselzuweisungen

(Kap. 13 10 Tit. 613 01) 

Drs. 17/14230   

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Mittel für Bedarfszuweisun-
gen/Stabilisierungshilfen an Kommunen 

(Kap. 13 10 Tit. 613 31) 

Drs. 17/14231   

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Entnahme kommunale Sonderbaulast aus
den Verbundmitteln unterbleibt 

(Kap. 13 10 Tit. 883 01 und Tit. 883 03) 

Drs. 17/14232   
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29. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Umschichtung der Entflechtungsmittel
zugunsten des ÖPNV 

(Kap. 13 10 Tit. 883 08 und Tit. 883 09) 

Drs. 17/14233   

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Modellprojekte energieautarke Kommunen

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/14234   

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stromeinsparung kommunale Liegenschaften
Straßenbeleuchtung 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/14235   

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Energetische Sanierung kommunaler
Gebäude 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/14236   

33. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung kommunale Wärmeplattformen

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/14237   

34. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Klimaschutzmanagerinnen und -manager in
den Kommunen 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/14238   

35. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Pensionsfonds aufstocken – versteckte Ver-
schuldung abbauen 

(Kap. 13 20 Tit. 919 61 und 
 Kap. 13 60 Tit. 325 52) 

Drs. 17/14239   

III. Haushaltsgesetz 2017/2018

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2017/2018; 

hier: Wiederbesetzungssperre 
ersatzlos streichen 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14278  

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2017/2018; 

hier: Wegfall des Stelleneinzugs nach Art. 6b HG 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14279   

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2017/2018; 

hier: Übernahme rechtskräftig festgestellter 
Schmerzensgeldansprüche 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14280  

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2017/2018; 

hier: Änderung des Bayerischen Reisekosten-
gesetzes 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14281  
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5. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Stefan Schuster, Horst Arnold u.a. SPD

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum
Haushaltsgesetz 2017/2018;

hier: Streichung der Wiederbesetzungssperre

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14282   

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Stefan Schuster, Horst Arnold u.a. SPD

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum
Haushaltsgesetz 2017/2018;

hier: Abschaffung der pauschalen Stellensperre

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14283   

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Stefan Schuster, Horst Arnold u.a. SPD

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum
Haushaltsgesetz 2017/2018;

hier: Schaffung verbesserter Beförderungs-
möglichkeiten 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14284   

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Stefan Schuster, Klaus Adelt u.a. SPD

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum
Haushaltsgesetz 2017/2018;

hier: Verbesserungen für Beamte im Dienst zu
ungünstigen Zeiten 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14285   

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum
Haushaltsgesetz 2017/2018

(Drs. 17/12806)

Drs. 17/14286
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 15.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 19: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Harald Güller, Stefan Schuster, Horst Arnold u. a. SPD
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 2017/2018 (Drs. 17/12806)
hier: Schaffung verbesserter Beförderungsmöglichkeiten (Drs. 17/14284)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut X

Celina Kerstin

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg X

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina
Felbinger Günther
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike
Gottstein Eva
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim X
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin
Dr. Huber Marcel
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich   X
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian    
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen    
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Mütze Thomas    
Muthmann Alexander X   
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena    
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael X   
Pohl Bernhard X   
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz    
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg    
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike    
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz    
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin  X  
Schulze Katharina    
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst  X  
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela   X
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus  X  
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig  X  
Stachowitz Diana    
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia   X
Steinberger Rosi    
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia    
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl    
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold    
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone X   
Stümpfig Martin    
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina    
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl    
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul    
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta X   
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell    
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno    

Gesamtsumme 42 87 8
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